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Zusammenfassung
Zahlreiche Wirtschaftssektoren wie beispielsweise die Telekommunikationsin-
dustrie, die Elektrizitäts- und die Erdgasindustrie, die Eisenbahnindustrie, die
Post- sowie Frachttransportdienstleistungen und die Holzindustrie vor allem von
Entwicklungsländern wurden in den vergangenen Jahrzehnten zu mehr oder we-
niger ausgeprägten Wettbewerbsmärkten transformiert. Auch der Implementie-
rung effizienter Marktstrukturen widmete man hierbei große Aufmerksamkeit.
Der diesbezügliche Zielkonflikt liegt auf der Hand: eine größere Anzahl von
Unternehmen im Markt erhöht die Wettbewerbsintensität, doch aufgrund von
Skaleneffekten oder des technologischen Vorsprungs einiger Unternehmen stei-
gen mit der Unternehmenszahl auch die aggregierten Produktionskosten an. Das
Ausbalancieren dieser Effekte wird in der Regel durch den privaten Charakter
der Kosteninformationen sowie die strategischen Anreize der Unternehmen zur
verzerrten Offenlegung dieser Information erschwert.
Allokationsverfahren zur Vergabe von Zutrittslizenzen an Marktneulinge dif-
ferieren hinsichtlich mehrerer Aspekte. Einer davon ist die Veröffentlichung der
vom Regulierer im Lizensierungsverfahren gesammelten Informationen. Nach
bestem Wissen des Verfassers wird mit dem im Rahmen der vorgelegten Arbeit
entwickelten spieltheoretischen Modell zum ersten Mal der Einfluss der Informa-
tionsweitergabe auf die Marktstruktur, die Marktgleichgewichte, die soziale Wohl-
fahrt und die maximalen Transferzahlungen neuer Wettbewerber an den Regu-
lierer untersucht.
Der Untersuchungsgegenstand ist ökonomisch rasch durchdrungen, wenn
es sich bei den privaten Informationen um Fixkosten handelt, deren Veröffent-
lichung die Entscheidungen der Unternehmen in nachgelagerten Interaktionen
für eine gegebene Marktstruktur nicht beeinflusst. Doch obwohl Fixkosten zwei-
felsohne eine herausragende Bedeutung in einigen der oben erwähnten Indus-
triezweigen haben mögen, sind auch die variablen Kosten wichtig. Deshalb
werden Informationsasymmetrien im Hinblick auf die Grenzkosten potenziel-
ler Marktteilnehmer modelliert. Dann aber verändert die Informationsweitergabe
die für die (nachgelagerte) Marktinteraktion der Unternehmen essenzielle Ein-
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schätzung des Konkurrententyps. Betrachtet wird daher ein Modell mit einem
etablierten Unternehmen, dessen Grenzkosten auf Null normalisiert werden, und
mit zwei potenziellen Neulingen im Markt, die entweder niedrige Grenzkosten in
Höhe von Null (guter Typ) oder hohe Grenzkosten (schlechter Typ) haben. Der Re-
gulierer kann den Marktzutritt dieser neuen Unternehmen lizensieren. In Abhän-
gigkeit von seiner Zielfunktion und vom Typ der Neulinge ist die Marktstruktur
dann folglich ein Monopol, ein Duopol oder ein Triopol. Die Unternehmen kon-
kurrieren im homogenen Mengenwettbewerb.
Es wird herausgearbeitet und nachgewiesen, dass es dem Regulierer mit ei-
nem direkten Mechanismus gelingt - in diesem Mechanismus wird jeder offen-
barte Typenvektor in einen Lizenzvektor und folglich in eine Marktstruktur abge-
bildet -, die Neulinge zur Offenlegung ihrer privaten Informationen zu bewegen.
Im Hinblick auf das Ausmaß der Weitergabe von Informationen durch den Re-
gulierer wird zwischen einer disclosure- und einer concealment-Politik unterschie-
den. In der disclosure-Politik leitet der Regulierer die ihm offenbarten Unterneh-
menstypen an alle Teilnehmer der nachgelagerten Interaktion weiter. Das gilt so
nicht für die concealment-Politik; in dieser veröffentlicht der Regulierer die Unter-
nehmenstypen nicht. Fallstudien belegen den Ausnahmecharakter vollständigen
Informationstransfers. Eine sehr eingängige mögliche Ursache hierfür kann sein,
dass sich (viele) Regulierer weniger auf die Wohlfahrt konzentrieren, um so mehr
dagegen auf die Zahlungen der Neulinge für den Marktzutritt. Doch zeigt auch
die Analyse dieser Zielfunktion des Regulierers eine Dominanz des Veröffentli-
chens gegenüber dem Verbergen der Grenzkosteninformationen.
Für die Beschreibung der ökonomischen Ursache-Wirkungsbeziehung ist zu-
nächst die Analyse der Mengeninteraktion des etablierten Unternehmens bedeut-
sam, das wegen der strategischen Subsitutionalität der Mengen genau dann we-
niger produziert und anbietet, wenn es den Markteintritt von Neulingen mit
niedrigen Grenzkosten erwartet. Hieraus folgt, dass die „guten“ Unternehmen
vom Veröffentlichen der Grenzkosteninformation profitieren, die „schlechten“
hingegen vom Verbergen der (hohen) Grenzkosten. Ein Vergleich der Transfer-
zahlungen der Neulinge an den Regulierer für beide Informationsregime, jeweils
getrennt für den guten und den schlechten Neuling betrachtet, zeigt deshalb,
dass vom guten Unternehmen beim Veröffentlichen von Informationen gegen-
über dem Verbergen der Grenzkosten ceteris paribus mehr Einnahmen aus der
Lizenzvergabe erzielt werden können, beim schlechten Unternehmen dagegen
weniger. Der erste Effekt dominiert den zweiten immer, weil der vom guten Un-
ternehmen erzielbare Erlös nicht allein von dessen erwarteten Gewinnen, sondern
zudem auch vom Anreiz zur Imitation eines schlechten Unternehmen determi-
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niert wird. Dieser Anreiz ist jedoch höher, wenn der Regulierer die Grenzkos-
teninformationen nicht an die Unternehmen weiterleitet, woraus ein Vorteil für
schlechte Unternehmen resultiert. Deshalb reduziert das Verbergen von Informa-
tionen die vom Regulierer bei den „guten“ Neulingen abschöpfbaren Renten stär-
ker, als er die von den „schlechten“ Unternehmen abschöpfbaren Renten erhöht.
Die Ergebnisse des Modells sind folglich eine Indikation für die Superiorität
transparenter Regulierungsregime und zwar unabhängig von der Zielfunktion
des Regulierers (hier insbesondere Wohlfahrtsmaximierung versus Maximierung
der Transferzahlungen). Zudem wird nachgewiesen, dass die gefundenen Ergeb-
nisse robust gegenüber mehreren Erweiterungen der dem Basismodell zu Grun-
de liegenden Annahmen sind.
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Summary
Several sectors such as telecommunication, natural gas, electricity, railways, po-
stal services and freight transport services, and forestry in developing countries
have been moved from monopolies to more or less competitive industries. One
important question in the liberalization process is how efficient market structures
can be implemented. The natural trade-off is that a higher number of firms incre-
ases competition and thereby ceteris paribus welfare, but aggregated costs may
also increase in the number of firms due to economies of scale or due to technolo-
gy advantages of some firms. The problem of finding the right balance is usually
aggravated by the fact that costs of firms are private information, and that firms
may have strategic incentives not to report their costs truthfully.
Mechanisms used to allocate licenses to newcomers differ in various respects,
and one of them being the information revealed by the regulator. To the best of the
author’s knowledge, the central model of this thesis is the first one to analyze the
impact of information revelation on the market structure, the market outcome,
welfare, and on the maximum transfers the regulator can charge from potential
entrants. The question at hand is relatively simple when the private informati-
on of firms refers to fixed costs as those do not influence the market outcome
for a given number of firms. However, although fixed costs certainly dominate
in some of the industries mentioned above, marginal costs are also important.
To account for these cases it is assumed that firms have private information on
marginal costs. Then, information revelation influences the beliefs on marginal
costs and becomes a challenging problem that is stripped down by considering a
model with an incumbent whose marginal costs are normalized to zero and with
two entrants who may either have low costs of zero or high costs. The regulator
can allocate licenses to potential entrants, and depending on the regulator’s ob-
jective function and on the types of entrants, the market structure may either be
a monopoly, a duopoly or a triopoly. Firms compete in quantities.
It is shown that the regulator can easily induce truth-telling by a direct re-
velation mechanism which maps each type vector announced in a vector of li-
cense fees and market structures. Then, by distinguishing between a disclosure
v
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policy where the regulator reveals the types of entrants before the market game is
played and a concealment policy where he keeps silent about types, the regulator
may either be benevolent by maximizing welfare or selfish by maximizing transfers
from entrants. Case studies, however, indicate that information revelation is rat-
her an exception than the rule. A natural candidate for explaining this fact is that
(many) regulators care less about welfare and more about the transfers they can
extract from market entrants. However, when considering the selfish regulator,
we find that disclosure still dominates concealment.
For an intuition, note first that the incumbent produces less when he assumes
low cost types in the market as quantities are strategic substitutes. This implies
that low cost types benefit from disclosure and high cost types benefit from con-
cealment. Hence, compared to concealment, the regulator gets more from low
cost types and less from high cost types when he discloses. The reason why the
first effect always dominates is that the rent the regulator can get from low cost
types does not only depend on their expected profits, but also on their incenti-
ve to imitate high cost types. And as this incentive is higher under concealment
where high cost types earn relatively higher profits compared to disclosure, con-
cealment reduces the rents the regulator can extract from low cost types to a larger
degree than it increases the rents from high cost types.
The model suggests that regulators should reveal their information regardless
of their objective function. Addionally it is shown that the findings are robust
with respect to various extensions.
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Kapitel 1
Einleitung
1.1 Motivation und Hauptergebnisse
In den vergangenen Jahrzehnten wurden (staatliche) Monopole zahlreicher Sek-
toren wie beispielsweise der Telekommunikationsindustrie, der Energieindustrie
(dort insbesondere auf den Elektrizitäts- und Erdgasmärkten), der Eisenbahn-
industrie, bei Post- sowie Frachttransportdienstleistungen und in der Holzin-
dustrie insbesondere von Entwicklungsländern zu mehr oder weniger ausge-
prägten Wettbewerbsmärkten transformiert. Auch der Implementierung effizien-
ter Marktstrukturen widmete man hierbei große Aufmerksamkeit. Der diesbe-
zügliche Zielkonflikt liegt auf der Hand: eine größere Anzahl von Unternehmen
im Markt erhöht die Wettbewerbsintensität, doch aufgrund von Skaleneffekten
oder des technologischen Vorsprungs einiger Unternehmen steigen mit der Un-
ternehmenszahl auch die aggregierten Produktionskosten an. Das Ausbalancie-
ren dieser Effekte wird in der Regel durch den privaten Charakter der Kosten-
informationen sowie die strategischen Anreize der Unternehmen zur verzerrten
Offenlegung dieser Information erschwert.
Allokationsverfahren zur Vergabe von Zutrittslizenzen an Marktneulinge dif-
ferieren hinsichtlich mehrerer Aspekte. Einer davon ist die Veröffentlichung der
vom Regulierer im Lizensierungsverfahren gesammelten Informationen. Nach
bestem Wissen des Verfassers der vorliegenden Arbeit untersucht das in Kapi-
tel 7 diskutierte spieltheoretische Modell zum ersten Mal den Einfluss der In-
formationsweitergabe auf die Marktstruktur, die Marktgleichgewichte, die soziale
Wohlfahrt und die maximalen Transferzahlungen neuer Wettbewerber an den
Regulierer. Der Untersuchungsgegenstand ist ökonomisch rasch durchdrungen,
wenn es sich bei den privaten Informationen um Fixkosten handelt, deren Ver-
öffentlichung die Entscheidungen der Unternehmen in nachgelagerten Interak-
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tionen für eine gegebene Marktstruktur nicht beeinflusst. Doch obwohl Fixkos-
ten zweifelsohne eine herausragende Bedeutung in einigen der oben erwähn-
ten Industriezweigen haben mögen, sind auch die variablen Kosten wichtig,
wie bspw. bei Postdienstleistungen, der Erdgasindustrie, der Holzindustrie und
bei Frachttransportdienstleistungen. Deshalb werden in Kapitel 7 Informationsa-
symmetrien im Hinblick auf die Grenzkosten potenzieller Marktteilnehmer mo-
delliert. Dann aber verändert die Informationsweitergabe die für die (nachgela-
gerte) Marktinteraktion der Unternehmen essenzielle Einschätzung des Konkur-
rententyps. Die spieltheoretische Modellierung der Informationsweitergabe ver-
deutlicht die Überlegenheit einer transparenten Informationspolitik gegenüber ei-
ner intransparenten Informationsweiterleitung für zwei Extrema regulatorischen
Handelns, nämlich zum einen einer strikten Maximierung der sozialen Wohlfahrt
(gemeinnütziger Regulierer) und zum anderen der von den potenziellen neuen
Marktteilnehmern erzielbaren Transferzahlungen (eigennütziger Regulierer). Die-
ses Ergebnis ist auch hinsichtlich einiger ebenfalls in Kapitel 7 diskutierter Erwei-
terungen des Basismodells robust.
Die industrieökonomische Bedeutung des Untersuchungsgegenstandes lässt
sich am Beispiel der Informationspolitik verschiedener marktregulierender Insti-
tutionen verdeutlichen.1 So wurden von den europäischen Behörden beispiels-
weise „gas-release“-Programme initiiert, die etablierte Markteilnehmer zum teil-
weisen Verkauf kontrahierter Erdgasmengen verpflichten. Beobachtbar sind un-
terschiedliche Ausprägungen des in diesem Kontext erfolgenden Informations-
transfers: In der am zentralen europäischen Gashub in Österreich von EconGas
durchgeführten Auktion werden weder der Preis noch die Identität der Gewinner
oder deren Gebote veröffentlicht.2 Dagegen versteigert Dong Energy im Rahmen
des Freigabeprogramms Erdgasmengen lediglich unter Bekanntgabe des mark-
träumenden Einheitspreises, was eine nur sehr kleine Aktualisierung der Ein-
schätzung im Hinblick auf die Kosten des Konkurrenten ermöglicht, wobei die
Identität der Gewinner wiederum vertraulich behandelt wird.3 Die spanische
Regierung veröffentlicht die Identität der zum Zuge gekommenen Bieter, doch
es gibt nach bestem Wissen des Verfassers kein Gasfreigabeprogramm, in dem
die Gebote der Akteure veröffentlicht werden. Das aber ist der Fall in Auktio-
nen von Gastransportkapazitäten im Vereinigten Königreich von Großbritanni-
1 In Kapitel 8 werden praktische Details diskutiert.
2 Das gilt auch für Mechanismen zur Vergabe von Untertagespeicherkapazitäten (siehe bspw.
HAWDON und STEVENS (2001), ERGEG (2006) und BERTOLETTI et al. (2008)).
3 Auch bei der von Électricité de France (EdF) durchgeführten Allokation von Erzeugungska-
pazitäten auf Elektrizitätsmärkten wird dies so gehandhabt. EdF veröffentlicht den Markt-
preis und die aggregierte Kapazität aber eben nicht die Identität erfolgreicher Bieter oder die
Kapazitätsaufteilung (siehe auch JAMASB und POLLITT (2005) und DONG ENERGY (2008)).
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en und Nordirland (nachfolgend Großbritannien genannt), bei denen ein Preis in
Höhe der jeweiligen Gebotshöhe bezahlt und den Konkurrenten bekanntgegeben
wird.4
Die Waldwirtschaftsbehörde in Großbritannien veröffentlicht im Anschluss
an ihre elektronischen (Höchstpreis-) Auktionen für Holzeinschlaglizenzen we-
der die Anzahl der Unternehmen noch die Gebote. Im Kontrast hierzu wird in ei-
nigen Entwicklungsländern, wie bspw. der Elfenbeinküste, der Demokratischen
Republik Kongo, Ghana, einigen Staaten der malaysischen Halbinsel und Vene-
zuela, neben der Bieteridentität auch die Gebotshöhe bekannt gegeben.5 Es wer-
den also viele verschiedene Informationsregeln angewendet, wobei die im Kapi-
tel 7 dieser Arbeit analysierten Informationsregime zwei extreme Ausprägungen
der in der Praxis beobachtbaren Heterogenität sein können.
1.2 Industrieökonomischer Kontext
Auch von GRIMM et al. (2003) werden verdeckte einstufige Mechanismen zur Im-
plementierung effizienter Marktstrukturen bei privaten Informationen beschrie-
ben. Dabei handelt es sich aber um private Informationen über die fixen Kosten
des Markteintritts. Deshalb ist das Marktspiel unabhängig von der Allokations-
regel. Dagegen wird für effiziente Marktstrukturen der Erlös des Auktionators
durch CHEN und WANG (2006) in einer sehr komplexen Modellierung maximiert,
doch auch dort ist die Höhe der Fixkosten private Unternehmensinformation.
Für GEBHARDT und WAMBACH (2008), die innovative Auktionsformate für die
Vergabe von UMTS-Lizenzen diskutieren, ist dieser Typ der Informationsasym-
metrie ebenfalls charakteristisch.
Nach Kenntnis des Verfassers dieser Arbeit gibt es mit AURIOL und LAFFONT
(1992) und DANA und SPIER (1994) lediglich zwei Aufsätze, die Mechanismen
zur Verwirklichung effizienter Marktstrukturen unter der Annahme privater In-
formationen der Unternehmen über ihre Grenzkosten analysieren. In diesen wird
allerdings nur ein potenzieller Marktneuling betrachtet, so dass es keine strategi-
sche Interaktion mit anderen neu in den Markt eintretenden Unternehmen geben
kann. Außerdem gibt der Regulierer die Grenzkosten nach der Allokationsstufe
immer bekannt, und das intransparente Informationsregime wird nicht berück-
sichtigt. Das Modell von DANA und SPIER (1994) wird in Kapitel 7 der vorliegen-
den Arbeit auf komplexere Marktstrukturen sowie auf eine endogen resultieren-
de Informationsweitergabe ausgedehnt.
4 Siehe bspw. MCDANIEL und NEUHOFF (2002a) und NEWBERY (2003).
5 Siehe bspw. LANDELL-MILLS und FORD (1999).
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Sowohl im Fall unbekannter fixer Kosten als auch bei der Bekanntgabe des
wahren Grenzkostentyps beeinflusst die Aktion eines potenziellen Lizenzneh-
mers zwar die Allokationsentscheidung des Regulierers in der primären Lizen-
sierungsstufe, doch sie hat keinen Einfluss auf die nachgelagerte strategische Men-
geninteraktion. Fixe Produktionskosten sind für eine optimale Mengenentschei-
dung ohnehin irrelevant. Auch die Grenzkostenmitteilungen von Akteuren be-
einflussen deren späteres Verhalten nicht, weil der Regulierer die wahren Grenz-
kosten per Definition bekannt gibt und die Informationsasymmetrie hierdurch
beseitigt wird. Insoweit gibt es für potenzielle Marktneulinge keinen Anreiz, die
vom Regulierer für die Allokationsentscheidung abgefragte Information verzerrt
zu übermitteln, um so bei den Konkurrenten ein zurückhaltendes Verhalten zu
induzieren und in der Folge höhere ex-post Gewinne im Cournot-Wettbewerb zu
erwirtschaften. Der strukturellen Ähnlichkeit wegen ist Kapitel 2 der Darstellung
beider Modellgruppen gewidmet.
In Kapitel 3 werden Lizenzallokationen in Verbindung mit verschiedenen In-
formationsregimen in einem anderen Kontext analysiert. In dieser Modellklas-
se können die Unternehmen den Wert einer Marktzutrittslizenz beeinflussen. So
modellieren beispielsweise KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) die Auktion
einer Marktzutrittslizenz, wenn der Lizenznehmer nach der Allokationsphase mit
einem im Markt etablierten Unternehmen konkurriert. Dabei vergleichen sie zwei
Informationsregime und belegen deren Einfluss auf die Erlöse verschiedener
Auktionsverfahren. Es gibt jedoch keine strategische Interaktion zwischen Neu-
lingen. Gemäß VARMA (2003) existieren auch bei der Versteigerung mehrerer Zu-
trittslizenzen und der Anwendung eines restriktiven Informationsregimes Trenn-
gleichgewichte sowohl für den Cournot- als auch den Bertrand-Wettbewerb. In
GOEREE (2003) wird die Erlösäquivalenz verschiedener Auktionsregeln für je-
weils differierende Informationsregime nachgewiesen.
Zudem schlägt das Kapitel 4 von Kapitel 2 und das Kapitel 5 von Kapitel 3 eine
Brücke zu Kapitel 7. Untersuchungsgegenstand des vierten Kapitels sind private
Anreize zur Vergabe von Innovationslizenzen in heterogenen, oligopolistischen
Marktstukturen. Auch in diesem Kontext stellt sich nämlich die Frage nach der
Effizienz der implementierten Lizenzallokationen für eine exogen gegebene Un-
ternehmensanzahl. Außerdem werden Anreize zum Signalisieren entscheidungs-
relevanter Charakteristika analysiert. Das Verzerren privater Signale ist auch im
Kapitel 5 von Bedeutung, in dem die Allokationseffizienz von Primärallokatio-
nen untersucht wird, wenn sich an diese eine sekundäre Allokationsstufe an-
schließt, die sowohl für potenzielle Gewinner als auch Verlierer des primären
Zuteilungsverfahrens einen zusätzlichen Optionswert generiert, der beim Bieten
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in der ersten Stufe antizipiert wird.
In inhaltlichem Bezug zur vorliegenden Arbeit schließlich stehen spieltheore-
tische Modelle, in denen sich Unternehmen verbindlich auf das Veröffentlichen
oder Verbergen privater Informationen festlegen können, bevor sie diese kennen
lernen. In Kapitel 6 wird die Sensitivität der Anreize zur Informationsweiterlei-
tung im Hinblick auf die strategische Interaktionsform (Cournot oder Bertrand),
den Charakter der produzierten Güter (Komplemente oder Substitute) und den
Informationstyp (Nachfrage oder Grenzkosten) herausgearbeitet. Der zentrale
Beitrag der vorgelegten Arbeit generalisiert diesen Zweig der industrieökonomi-
schen Literatur, indem er endogene Marktstrukturen und Imitationsanreize für
den Fall des Cournot-Wettbewerbs zulässt.
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Kapitel 2
Marktdesign ohne strategischen
Informationstransfer
2.1 Überblick
Alle in Kapitel 2 vorgestellten industrieökonomischen Arbeiten zum regulierten
Markteintritt analysieren eine mehrstufige Interaktion, in der die von einem Ak-
teur durch Aktionen in der Marktdesignstufe gesendeten Informationen keinen
Einfluss auf das strategische Verhalten anderer Akteure in der Wettbewerbsstu-
fe haben können. Obgleich sie also für die nachgelagerte strategische Interakti-
on der Unternehmen irrelevant sind, werden diese Informationen aber zunächst
von der Regulierungsbehörde zur Implementierung einer optimalen Marktstruk-
tur benötigt, und aus diesem Grund muss der Regulierer einen Anreizmecha-
nismus zur Beseitigung der Informationsasymmetrie entwerfen.1 Diesen Unter-
suchungsgegenstand betreffend sollen nachfolgend insbesondere die Ergebnisse
und das Vorgehen der Arbeiten von GRIMM et al. (2003), DANA und SPIER (1994)
und AURIOL und LAFFONT (1992) veranschaulicht werden.
Der Aufsatz von GRIMM et al. (2003) setzt sich mit dem Mechanismendesign
einer Regulierungsbehörde auseinander, das ihr trotz zunächst unbekannter fi-
xer individueller Kosten des Markteintritts die optimale Allokation der Lizenzen
ermöglicht (Abschnitt 2.2). Optimal ist der Mechanismus, wenn er die Linear-
kombination aus erwarteter sozialer Wohlfahrt und erwarteten Steuereinnahmen
maximiert. Außerdem wird gezeigt, wie sich eine Veränderung des relativen Ge-
wichts beider Zielgrößen auf die Eigenschaften der untersuchten Mechanismen
auswirkt. Dagegen veranschaulichen DANA und SPIER (1994) durch die Model-
1 Die Markstruktur ist durch die Spezifikation der Anzahl und des Typs aller zugelassenen
Unternehmen vollständig bestimmt.
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lierung einer mehrstufigen Interaktion den Einfluss von Informationsasymmetri-
en bezüglich marginaler Unternehmenskosten auf die Wahrscheinlichkeit der Zu-
teilung einer Markteintrittslizenz (Abschnitt 2.3). Mit einer ähnlichen Fragestel-
lung beschäftigt sich der Aufsatz von AURIOL und LAFFONT (1992) im Kontext
staatlicher Beschaffungsprogramme (Abschnitt 2.4). Die strukturellen Gemein-
samkeiten bzw. Unterschiede der in diesem Kapitel gegenübergestellten Modelle
werden in Abbildung 2.1 zusammengefasst.
Modelle
AURIOL und LAFFONT (1992)
DANA und SPIER (1994)
GRIMM et al. (2003)
1: Lizenzvergabe
Bieter i {1; ...; N} {1; 2} {1; 2}
Bietertyp θi [θi, θ¯i] [θ, θ¯] [θ, θ¯]
Interpretation FK FK/GK 1st order GK
Lizenzanzahl L {1; ...; N} {1; 2} {1; 2}
Mechanismus dM dM dM
Info-Politik D D D
2: Marktspiel
Marktform MP/DP/OP MP/OP/SP MP/DP∗
Marktstruktur v: θi v: θi v: θi
Nachfrage I I I
Wettbewerb M P/M -
Zielfunktionen
Unternehmen Ue Ue Ue
Auktionator λTe − (1− λ)SWe λTe − (1− λ)SWe λTe − (1− λ)SWe
FK: Fixkosten GK: Grenzkosten 1st order GK: linearer Anteil GK
dM: direkter Mechanismus D: disclosure M: Menge P: Preis
MP: Monopol DP: Duopol OP: Oligopol SP: staatliche Produktion
*: ohne strategische Interaktion v: Sieger I: implizit definiert λ ∈ [0; 1]
Ue: Erwartungsnutzen Te: erw. Transferzahlungen SWe: erw. soziale Wohlfahrt
Abbildung 2.1: Optimale Marktstruktur ohne strategischen Informationstransfer
2.2 Optimale Mechanismen bei unvollständiger In-
formation über Fixkosten2
2.2.1 Überblick
Das zentrale Anliegen der Arbeit von GRIMM et al. (2003) ist die Entwicklung
eines Mechanismus’ zur Implementierung der optimalen Marktstruktur bei un-
2 Dieser Abschnitt basiert auf GRIMM et al. (2003).
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vollständiger Information der Regulierungsbehörde hinsichtlich der Fixkosten der
Unternehmen. Ohne den Mechanismus kann die Behörde weder die Anzahl noch
die individuelle Zuteilung der Lizenzen, die zum Markteintritt und zur Produk-
tion berechtigen, bestimmen.
Dieser Abschnitt wird wie folgt gegliedert. Zunächst werden die wichtigsten
dem Modell von GRIMM et al. (2003) zugrunde liegenden Annahmen vorgestellt
(Abschnitt 2.2.2). Dann wird gezeigt, dass freier Markteintritt zu einer ineffizien-
ten Marktstruktur führt (Abschnitt 2.2.3). Deshalb wird nach der Beschreibung
der Eigenschaften von „realisierbaren“ Mechanismen (Abschnitt 2.2.4) zunächst
der optimale Groves-Mechanismus charakterisiert, der in der Klasse der wohl-
fahrtsmaximierenden Mechanismen die höchsten Steuererlöse ermöglicht (Ab-
schnitt 2.2.5). Als Verallgemeinerung des optimalen Groves-Mechanismus wird
schließlich in Abschnitt 2.2.6 ein direkter Mechanismus hergeleitet, der die ge-
wichtete Summe aus den Steuererlösen und der Konsumentenrente maximiert.
2.2.2 Annahmen und Modell
Das von GRIMM et al. (2003) spezifizierte Lizenzvergabeverfahren umfasst fünf
Stufen.3 Durch einen Zug der Natur (Stufe 1) wird der Fixkostentyp θi des Unter-
nehmens i festgelegt. Da es insgesamt N Unternehmen geben kann, werden die
Fixkostentypen der Unternehmen im Vektor der Zufallsvariablen θ = (θ1, ..., θN)
zusammengefasst. Die individuellen Typen sind voneinander unabhängige und
mit der kumulativen Wahrscheinlichkeitsfunktion G(x1, ..., xN) = ΠNi=1Gi(xi)
verteilte Zufallsvariablen. Der Definitionsbereich, aus dem alle Zufallsvariablen
gezogen werden, liegt zwischen der unteren Schranke θi und der oberen Schran-
ke θi, weshalb der N-dimensionale Definitionsbereich Θ des Typenraums durch
das Kreuzprodukt ΠNi=1[θi, θ¯i] ausgedrückt werden kann. Die zugehörige Dich-
tefunktion wird mit gi(xi) := G′i(xi) > 0 bezeichnet. Weiterhin gehen GRIMM
et al. (2003) von identischen Grenzkosten aus, die allen Akteuren bekannt sind
(common knowledge).
Die Regulierungsbehörde implementiert in Stufe 2 einen direkten Mechanis-
mus und verpflichtet sich glaubhaft, diesen umzusetzen.4 Insbesondere geht
es um zwei optimale Verpflichtungen. Erstens wird ein optimaler Groves-
Mechanismus implementiert, mit dem die Behörde in der Klasse allokationsef-
fizienter Mechanismen den höchst möglichen Steuererlös erzielen kann. Mit dem
3 Die Notation wurde vom Verfasser dieser Arbeit verändert, um die Vergleichbarkeit der Mo-
delle und ihrer Ergebnisse zu erleichtern.
4 Bei staatlichen Regulierungsbehörden ist dieses Verhalten in der Regel eine plausible Annah-
me.
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zweiten analyisierten Mechanismus soll die gewichtete Summe aus den Steuer-
einnahmen und der sozialen Wohlfahrt maximiert werden.
In Stufe 3 geben die Unternehmen ein Gebot ab. Da GRIMM et al. (2003) ihre
Analyse auf direkte Mechanismen konzentrieren, entspricht das Gebot des Un-
ternehmens dessen bekundeten Fixkosten φi. Alle Einzelgebote werden zum Vek-
tor der bekundeten Fixkosten φ zusammengefasst. In Stufe 4 wertet die Regulie-
rungsbehörde die Gebote aus und alloziert die Lizenzen gemäß der in Stufe 2
spezifizierten Zuteilungsregel.
Nachdem feststeht, dass eine Anzahl n und eine Untermenge A ⊆ {1, ..., N}
Unternehmen in den Markt eintreten darf, konkurrieren die lizensierten Un-
ternehmen in einem einstufigen, simultanen Cournot-Mengenwettbewerb (Stu-
fe 5). Eine hinreichende Bedingung für die Existenz eines eindeutigen Nash-
Gleichgewichts in reinen Strategien ist, dass die Nachfragefunktion P(Q) durch
einen endlichen Sättigungspunkt Q charakterisiert werden kann, also P(Q) = 0
∀ Q ≥ Q gilt, diese Funktion für alle Q ∈ [0, Q¯) zweifach stetig differenzierbar
ist (P(Q) > 0, P′(Q) < 0) und schließlich die Bedingung P′′(Q)Qi + P′(Q) < 0
für alle qi > 0 und Q ∈ [0, Q) erfüllt ist.5
Da die Grenzkosten der Unternehmen annahmegemäß identisch sind, müssen
auch die Gleichgewichtsgewinne aller Unternehmen vor Abzug der Fixkosten,
also die individuellen Produzentenrenten pii, gleich hoch sein. Auf den Unter-
nehmensindex i kann deshalb verzichtet und vereinfachend pii = pi geschrieben
werden. Die aggregierte Produzentenrente PS = npi(n) ist dann folglich sinkend
in n. Die aggregierte Konsumentenrente CS(n) hingegen steigt in n, und der ag-
gregierte soziale Surplus SP(n) steigt mit einer fallenden Rate in n.6 Sowohl die
Konsumtenrente als auch die Produzentenrente sind gleich Null, wenn keine Li-
zenzen vergeben werden.
Dass die Lizensierung des Unternehmens mit den geringsten Fixkosten
nicht zu einem negativen Gewinn führt, wird durch die Bedingung pi(1) ≥
min{θ¯1, ..., θ¯N} sichergestellt, und da jede denkbare Marktgröße effizient sein
kann, nicht aber sein muss, ist die Ungleichung SP(N) − SP(N − 1) ≥
max{θ1, ..., θN} erfüllt.
5 Vgl. insbesondere SELTEN (1970) und SZIDAROVSZKY und YAKOWITZ (1977). Es geht dabei
letztlich um die Elastizität der marginalen Preisveränderung bei einer infinitesimalen Ver-
änderung der nachgefragten Menge. Die Gleichung impliziert, dass es hinreicht, wenn diese
immer kleiner als (−1) ist, denn dann nimmt die Preisänderungsrate mit größer werdendem
Q überproportional schnell ab, und das ist letztlich kausal für die Konvergenz gegen einen
Sättigungspunkt der Nachfragefunktion.
6 Maximiert wird die Produzentenrente durch Implementierung eines Monopols, wenn also
n = 1 ist.
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2.2.3 Ineffizienz des freien Markteintritts
Ein Allokationsmechanismus wird dann notwendig, wenn freier Markteintritt
zu einer ineffizienten Marktstruktur führt. Freier Markteintritt kann mit der ein-
gangs beschriebenen Abfolge der Aktionen durch Streichung der Stufen 2-4 mo-
delliert werden. Wenn die Unternehmen ihren Fixkostentyp in Stufe 1 kennen
gelernt haben, entscheiden sie simultan über den Markteintritt. Für den Fall unab-
hängig und identisch verteilter Fixkosten, treten jene Unternehmen in den Markt
ein, deren Fixkosten die durch die Indifferenzbedingung in Gleichung 2.1 impli-
zit definierte Schwelle θˇ nicht unterschreiten.
N−1
∑
i=0
pi(i + 1)
[ (N − 1
i
)(
G(θˇ)
)i(
1− G(θˇ)
)(N−1−i)
︸ ︷︷ ︸
Γ
]
− θˇ = 0 (2.1)
Die Verteilungsfunktion der Fixkosten eines Unternehmens ist G : [0, θ¯] → [0, 1]
und pi(i + 1) entspricht dem Gewinn eines Unternehmens für den Fall, dass die
Fixkostenrealisationen von genau i weiteren Unternehmen kleiner als die Fixkos-
tenrealisation des Referenzunternehmens ist. Wenn man bspw. N = 1 und i = 0
annimmt, dann tritt ein Unternehmen, dessen Gewinn pi(i + 1) = pi(1) die Fix-
kostenschwelle θˇ nicht unterschreitet, in den Markt ein. Für N = 2 gibt es dage-
gen genau zwei mögliche Ereignisse. Sollte die Fixkostenrealisation eines poten-
ziellen Konkurrenten die Fixkostenschwelle überschreiten, so tritt dieser nicht in
den Markt ein. Die Wahrscheinlichkeit dieses Ereignisses ist (1− G(θˇ)), und der
Gewinn des betrachteten Unternehmens ist in diesem Fall pi(1).7 Unterschreitet
die Fixkostenrealisation des potenziellen Konkurrenten dagegen die Fixkosten-
schwelle - dieses Ereignis hat die Wahrscheinlichkeit 1 · G(θˇ) · 1 -, so tritt der
potenzielle Konkurrent tatsächlich in den Markt ein und der Gewinn des Refe-
renzunternehmens ist pi(2).
Erhöht man die Unternehmenszahl auf N = 3, ist ein mögliches drittes Er-
eignis, dass die Fixkostenrealisation von genau zwei anderen Unternehmen die
Fixkostenschwelle unterschreitet. Die Eintrittswahrscheinlichkeit Γ eines solchen
Ereignises setzt sich wie folgt zusammen: [G(θˇ)]i ist die Wahrscheinlichkeit, dass
i Unternehmen Fixkosten im Intervall [0, θˇ] haben. Mit [1−G(θˇ)](N−1−i) wird die
Wahrscheinlichkeit ausgedrückt, dass die Fixkostenrealisationen von (N− 1)− i
Unternehmen im Intervall [θˇ, θ¯] liegen. Dieser Fall kann bei N− 1 über i verschie-
denen Anordnungen der Unternehmen im Fixkostenintervall [θˇ, θ¯] auftreten. Da
diese Ereignisse stochastisch unabhängig sind, addieren sich deren Eintrittswahr-
7 Es gilt (10) = 1 und (G(θˇ))
0 = 1.
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scheinlichkeiten. Der Ausdruck auf der linken Seite von Gleichung 2.1 ist deshalb
gleich dem erwarteten Gewinn des Unternehmens mit den Fixkosten θˇ im Markt-
gleichgewicht bei freiem Markteintritt.
Durch Gleichung 2.1 wird eine deterministische Schwelle θˇ definiert. Da je-
doch gemäß der in Abschnitt 2.2.2 erläuterten Annahmen in Abhängigkeit von
der Realisation des Fixkostenvektors jede vorstellbare Unternehmensanzahl effi-
zient sein kann, ist freier Markteintritt nicht immer wohlfahrtsmaximierend.
2.2.4 Realisierbare Mechanismen
2.2.4.1 Konzeptionelle Anmerkungen
Da N die Unternehmensanzahl vor der Lizenzerteilung ist, können 2N voneinan-
der verschiedene Untermengen A aus der Menge der sich bewerbenden Unterneh-
men {1, ..., N} gebildet werden. Mit ∆2{1,...,N} beschreiben GRIMM et al. (2003)
die Menge aller Wahrscheinlichkeitsvektoren über der Potenzmenge {1, ..., N},
so dass α(A) ∈ ∆2{1,...,N} die Wahrscheinlichkeit ist, dass die Unternehmen aus
Untermenge A eine Lizenz erhalten.
Der direkte Mechanismus zur Offenbarung des Typs besteht aus zwei Elemen-
ten, nämlich zum einen aus der AllokationsregelP , die jede Zufallsrealisation aus
Θ in die Menge ∆2{1,...,N} abbildet und zum anderen aus der Transferregel t, die
jeder Zufallsrealisation aus Θ einen N-dimensionalen Zahlungsvektor zuweist.
Somit ist P(φ)(A) die Wahrscheinlichkeit, dass die Marktstruktur A festgelegt
wird, wenn die Unternehmen zuvor den Fixkostenvektor φ offenbart haben. Die
Transferzahlung des Unternehmens i an die Regulierungsbehörde ist in diesem
Fall ti(φ). Der erwartete Nettonutzen Uei (φi, θi) eines Unternehmens i mit der
wahren Fixkostenrealisation θi und der bekundeten Fixkostenrealisation φi ist in
Gleichung 2.2 definiert.
Uei (φi, θi) = pi
e
i (φi)− tei (φi)− pei (φi)θi (2.2)
Aus Gleichung 2.2 (pei (φi) ist die individuelle Lizensierungswahrscheinlichkeit
bei Bekundung des Typs φi) wird ersichtlich, dass es sich bei der Klasse der reali-
sierbaren Mechanismen um all-pay Mechanismen handelt, da ein Unternehmen i
auch dann Transferzahlungen leisten muss, wenn ihm keine Lizenz zugeteilt wur-
de. Da die Produzentenrente pii(φi) aber nur bei Markteintritt realisiert werden,
sind negative Erwartungsnutzen per Definition nicht ausgeschlossen.8
8 Die Wahrscheinlichkeit eines Markteintritts wird bereits bei der Bestimmung der erwarteten
Produzentenrente berücksichtigt.
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2.2.4.2 Charakterisierung
Alle Unternehmen maximieren ihren Erwartungsnutzen Uei (φi, θi) durch Wahl
des bekundeten Typs φi. Werden die Fixkosten wahrheitsgemäß offenbart, ist
der Erwartungsnutzen also Uei (φi, θi)|φi=θi , wird dies nachfolgend durch U˜ei (θi)
dargestellt. Der von der Regulierungsbehörde gewählte Mechanismus (P , t) er-
füllt immer dann die Anreizkompatibilitätsbedingung (Teilnahmebedingung),
wenn für alle möglichen Bekundungen aller Unternehmen U˜ei (θi) ≥ Uei (φi, θi)
(U˜ei (θi) ≥ 0) gilt. Sind die Anreizkompatibilitäts- und die Teilnahmebedingung
erfüllt, wird der Mechanismus „realisierbar“ genannt. Für die Klasse der reali-
sierbaren Mechanismen (P , t) zeigen GRIMM et al. (2003), dass die individuellen
Erwartungsnutzen immer durch
U˜ei (θi) = U˜
e
i (θ¯i) +
∫ θ¯i
θi
pei (x)dx (2.3)
charakterisiert werden können. Weil aber U˜ei (θ¯i) ≥ 0 gilt, sind die erwarteten
Steuereinnahmen der Regulierungsbehörde durch
T =
N
∑
i=1
(
Eθi
[
(piei (θi)− θi pei (θi))−
∫ θ¯i
θi
pei (x)dx
]
− U˜ei (θ¯i)
)
(2.4)
spezifiziert. Durch die Gleichungen 2.3 und 2.4 wird das Erlösäquivalenztheorem
des Mechanismendesign veranschaulicht, welches besagt, dass zwei Mechanis-
men mit identischen Allokationsregeln P und identischen Erwartungnutzen des
schwächsten Unternehmenstyps sowohl hinsichtlich der erwarteten Nettonutzen
der Unternehmen als auch der erwarteten Steuereinnahmen des Auktionators äqui-
valent sind.
2.2.4.3 Realisierbare Mechanismen - Spezifikationsbeweis
Zunächst soll nachgewiesen werden, dass der durch die Gleichungen 2.3 und 2.4
charakterisierte realisierbare Mechanismus die Anreizkompatibilitätsbedingung
des Unternehmens i erfüllt. Wenn das Bekunden der wahren Fixkosten sowohl
das Über- wie auch das Untertreiben des wahren Typs (schwach) dominiert, gel-
ten - unter Verwendung der zwei voneinander verschiedenen Realisationen des
Fixkostenparameters θ
′′
i > θ
′
i - die Gleichungen 2.5 und 2.6.
U˜i(θ
′
i) ≥ Ui(θ
′′
i , θ
′
i) (2.5)
U˜i(θ
′′
i ) ≥ Ui(θ
′
i , θ
′′
i ) (2.6)
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Da die erwartete Nettonutzendifferenz von zwei Unternehmen mit unterschied-
lichen wahren und identischen bekundeten Fixkosten gleich der Differenz der
erwarteten Fixkosten ist, was man durch die Gleichungen
Uei (θ
′
i , θ
′′
i )− U˜ei (θ
′
i) = −(θ
′′
i − θ
′
i)p
e
i (θ
′
i) (2.7)
bzw.
Uei (θ
′′
i , θ
′
i)− U˜ei (θ
′′
i ) = −(θ
′
i − θ
′′
i )p
e
i (θ
′′
i ) (2.8)
ausdrücken kann, führt die Addition beider Seiten in Gleichung 2.7 (2.8) mit
U˜ei (θ
′
i) (U˜
e
i (θ
′′
i )) zu einer Vereinfachung auf der rechten Seite der Anreizkompa-
bilitätsbedingung 2.5 (2.6), die es ermöglicht, die Wahrscheinlichkeit der Lizen-
sierung durch die Regulierungsbehörde pei (θi) als Differenzenquotienten zu for-
mulieren. Die Wahrscheinlichkeit der Lizenzerteilung für die Unternehmen vom
Typ θ
′′
i und θ
′
i ist in Gleichung 2.9 dargestellt.
pei (θ
′
i) ≥
U˜ei (θ
′
i)− U˜ei (θ
′′
i )
θ
′′
i − θ
′
i
pei (θ
′′
i ) ≤
U˜ei (θ
′
i)− U˜ei (θ
′′
i )
θ
′′
i − θ
′
i
(2.9)
Die beiden Ungleichungen in Gleichung 2.9 kann man wie in Gleichung 2.10 ge-
zeigt zusammenfassen.
pei (θ
′′
i ) ≤
U˜ei (θ
′
i)− U˜ei (θ
′′
i )
θ
′′
i − θ
′
i
≤ pei (θ
′
i) (2.10)
Gemäß Gleichung 2.10 ist die Wahrscheinlichkeit der Lizenzerteilung schwach
monoton fallend in θi, was der ökonomischen Intuition entspricht. Konvergiert
θ
′′
i gegen θ
′
i , lässt sich unmittelbar der Differentialquotient
dU˜ei (θ
′
i)
dθ′i
= −pei (θ
′
i) (2.11)
ableiten. Daher kann die Gleichung 2.3 durch Integration von beiden Seiten der
Gleichung 2.11 über das Typenintervall [θi, θ¯i] hergeleitet werden. Aus Gleichung
2.3 wird darüber hinaus auch deutlich, dass der erwartete Nettonutzen aller Un-
ternehmenstypen nicht negativ ist, wenn U˜ei (θ¯i) ≥ 0 ist. Da sich der erwartete
Nettonutzen andererseits aber bei einer marginalen Erhöhung des Fixkostentyps
mit der Geschwindigkeit pei (θi) vermindert (Gleichung 2.11), folgt aus U˜
e
i (θi) ≥ 0
immer auch U˜ei (θ¯i) ≥ 0.
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Die individuell erwarteten Zahlungen der Unternehmen resultieren aus Glei-
chung 2.2. Summiert man diese Erwartungswerte über alle Unternehmen i auf,
errechnet also die Summe ∑i Eθi [t
e
i (θi)], resultieren die in Gleichung 2.4 beschrie-
benen erwarteten Steuereinnahmen T der Regulierungsbehörde, womit der Be-
weis abgeschlossen ist.
2.2.5 Der optimale Groves-Mechanismus
2.2.5.1 Konzeptionelle Anmerkungen
Nach der Beschreibung der Eigenschaften realisierbarer Mechanismen wird nun
der durch GRIMM et al. (2003) herausgearbeitete optimale Groves-Mechanismus
diskutiert. Optimal ist ein Groves-Mechanismus genau dann, wenn die effiziente
Marktstruktur in dominanten Strategien implementiert werden kann und - dies
gegeben - die Regulierungsbehörde ihre Steuereinnahmen maximiert.
Wie bereits in Abschnitt 2.2.4 deutlich geworden ist, wird die soziale Wohl-
fahrt in diesem Modellrahmen durch die Struktur des Typenvektors θ und durch
N beeinflusst. Grundsätzlich können mit einer Allokationsregel P voneinander
verschiedene (N, θ) Kombinationen mit bestimmten positiven Wahrscheinlich-
keiten implementiert werden. In der Arbeit von GRIMM et al. (2003) wird aber
richtig argumentiert, dass es niemals wohlfahrtsmaximierend sein kann, die Un-
ternehmen mit den niedrigsten Fixkosten nicht in den Markt eintreten zu lassen.
Deshalb kann man sich auf Allokationsregeln konzentrieren, welche die Lizenzen
ausschließlich an Firmen mit den niedrigsten Fixkosten vergeben. Solche Alloka-
tionsregeln aber nennt man monoton, weil pei (θ
′′
i ) = 1 und θ
′′
i > θ
′
i implizieren,
dass pei (θ
′
i) = 1 ist.
2.2.5.2 Charakterisierung des optimalen Groves-Mechanismus
Die soziale Wohlfahrt SW(P , θ) ist die Differenz aus dem sozialen Surplus
SP(nP (θ)) und der Summe der nP -niedrigsten Fixkosten.9 Sie steigt an, wenn die
Lizensierung eines weiteren Unternehmens mit höheren als den zuvor maximal
realisierten Fixkosten den sozialen Surplus stärker als die aggregierten Fixkosten
erhöht. Für die soziale Wohlfahrtsfunktion
SW(P , θ) = SP(nP (θ))−
nP (θ)
∑
i=1
fi =
nP (θ)
∑
i=1
[∆SP(i)− fi] (2.12)
9 Der soziale Surplus ist die Summe aus Produzentenrente und Konsumentenrente ohne Be-
rücksichtigung der Fixkosten.
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muss deshalb die Ungleichung [∆SP(i) − fi] ≥ 0 erfüllt sein.10 Deshalb ist die
effiziente Anzahl lizensierter Unternehmen nP∗ durch
nP∗(θ) := max{i : fi ≤ ∆SP(i)} (2.13)
vollständig bestimmt. Zugleich soll die effiziente Allokationsregel P∗ für Unter-
nehmen i die durch Gleichung 2.14 beschriebene Wahrscheinlichkeit für die Li-
zenzzuteilung induzieren.
pe∗i (θ) =
1 wenn θi ≤ ∆SP(nP∗(θ))0 anderenfalls (2.14)
Damit es für ein beliebiges Unternehmen i eine dominante Strategie ist, seinen
wahren Typ zu offenbaren, muss dessen individuelle Seitenzahlung tei , welche in
Gleichung 2.15 spezifiziert ist, gleich dem marginalen Einfluss des Unternehmens
auf die soziale Wohlfahrt sein.
tei (θ) = hi(θ−i)−
[
∑
j 6=i
(
pi(nP∗(θ))− θj
)
pe∗j + C(nP∗(θ))
]
(2.15)
Der marginale Einfluss wird wie folgt ermittelt: In Gleichung 2.15 beschreibt
die Funktion hi(θ−i) die maximale soziale Wohlfahrt, ohne das Gebot von Unter-
nehmen i bei der Bestimmung der optimalen Marktstruktur zu berücksichtigen.
Das ist äquivalent zur Annahme, Unternehmen i habe die maximal möglichen
Fixkosten offenbart. Durch den in eckige Klammern gefassten zweiten funktio-
nale Anteil von Gleichung 2.15 wird dagegen die durch alle anderen Unterneh-
men j 6= i generierte soziale Wohlfahrt gemessen, die entsteht, wenn die Bekun-
dung von Unternehmen i in die Allokationsentscheidung einbezogen wird. Die
Differenz beider Funktionen beschreibt folglich die ausschließlich auf die Bekun-
dung von Unternehmen i zurückführbare Veränderung der sozialen Wohlfahrt.
Die durch Gleichung 2.15 formulierte allgemeine Form einer Seitenzahlung im
Groves-Mechanismus wird durch GRIMM et al. (2003) unter Ausnutzung der
Gleichungen 2.13, 2.14 und der Substitution hi(θ−i) = SW(P∗, (θ¯i, θ−i)) zu der
in Gleichung 2.16 dargestellten optimalen Seitenzahlung zusammengefasst.
te∗i (θ) = p
e∗
i (θ)
(
pi(nP∗(θ))−min{θ¯i,∆S(nP∗(θ)), fnP∗ (θ)+1}
)
(2.16)
10 Die Variable f j steht für die j-niedrigste Order-Statistik des Fixkostenvektors θ.
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2.2.5.3 Optimaler Groves-Mechanismus - Spezifikationsbeweis
Es wird gezeigt, dass die Spezifikation des optimalen Groves-Mechanismus ge-
mäß der Gleichungen 2.14 und 2.16 sowohl für pe∗i (θ) = 0 als auch für p
e∗
i (θ) = 1
gültig ist.
Wegen Gleichung 2.16 ist die Transferzahlung im optimalen Groves-
Mechanismus gleich Null, wenn pe∗i (θ) = 0 gilt.
11 Dieses Ergebnis aber lässt
sich auch aus Gleichung 2.15 ablesen, denn wenn Unternehmen i gar nicht in
den Markt eintritt, gilt nP∗(θ¯i, θ−i) = nP∗(θi, θ−i). Deshalb sind beide Terme auf
der rechten Seite von Gleichung 2.15 identisch. Sind die Fixkosten von Unter-
nehmen i dagegen hinreichend klein für einen Markteintritt, gilt also pe∗i (θ) = 1,
so beschreibt Gleichung 2.16 drei Unterfälle der Allokation von Lizenzen unter
Ausklammerung des Gebots von Unternehmen i.
Wenn das Unternehmen i vom Typ θi die maximale Fixkostenrealisation θ¯i
hat, letztere jedoch sowohl kleiner als der marginale Zuwachs des sozialen Sur-
plus im Fall von nP∗(θ) lizensierten Unternehmen als auch geringer als die
(nP∗(θ) + 1)-ste Order-Statistik der offenbarten Fixkosten θ ist, so wird Unter-
nehmen i selbst dann mit Sicherheit lizensiert, wenn θi = θ¯i ist. Dann aber ist
pe∗i (θi, θ−i) = p
e∗
i (θ¯i, θ−i) = 1 und nP∗(θi, θ−i) = nP∗(θ¯i, θ−i), woraus unmittelbar
folgt, dass
h∗i (θ−i) =
[
∑
j 6=i
(
pi(nP∗(θ))− θj
)
pe∗j
]
+ pi(nP∗(θ))− θ¯i + C(nP∗(θ)) (2.17)
ist. Dann aber entspricht Gleichung 2.15 der Gleichung 2.16.12
Wenn die (nP∗(θ) + 1)-ste Order-Statistik der offenbarten Fixkosten θ sowohl
kleiner als θ¯i als auch kleiner als ∆S(nP∗(θ)) ist, wird Unternehmen i für den
Fall θi = θ¯i durch Unternehmen k mit den Fixkosten fnP∗ (θ)+1 substituiert. Die
optimale Anzahl der Unternehmen bleibt zwar unverändert, denn es gilt wei-
terhin nP∗(θi, θ−i) = nP∗(θ¯i, θ−i), doch nicht die Wahrscheinlichkeiten für einen
Markteintritt; für Unternehmen i gilt dann pe∗i (θi, θ−i) 6= pe∗i (θ¯i, θ−i) = 0 und
11 Der optimale Groves-Mechanismus ist kein all-pay Mechanismus.
12 Man könnte einwenden, dass die Funktion hi(θ−i) von θi abhängt und der Groves-
Mechanismus deshalb nicht mehr anreizkompatibel sei. Eine solche Argumentation greift
jedoch zu kurz, weil das wahrheitsgemäße Offenbaren durch Unternehmen i für die opti-
male Allokation der Lizenzen in diesem Fall gar nicht notwendig ist. Vielmehr lizensiert die
Regulierungsbehörde das Unternehmen i selbst dann, wenn θi = θ¯i ist.
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pe∗k (θ¯i, θ−i) = 1 für Unternehmen k. Dann aber ist
h∗i (θ−i) =
(
pi(nP∗(θ))− θk
)
pe∗k (θ¯i, θ−i)
+∑
j 6=i
(
pi(nP∗(θ))− θj
)
pe∗j (θ¯i, θ−i) + C
(
nP∗(θ)
)
(2.18)
und da man von Gleichung 2.18 gemäß Gleichung 2.15 den Ausdruck
∑
j 6=i
(
pi(nP∗(θ))− θj
)
pe∗j (θ¯i, θ−i) + C(nP∗(θ)) (2.19)
subtrahiert, kann Gleichung 2.15 in 2.16 überführt werden.13 Der dritte und letzte
Unterfall schließlich berücksichtigt, dass sowohl θ¯i als auch die (nP∗(θ) + 1)-ste
Order-Statistik größer als ∆S(nP∗(θ)) sein können. Dann wird die Wohlfahrt ma-
ximiert, indem Unternehmen i der Markteintritt verwehrt wird, ohne es durch ein
anderes Unternehmen zu substituieren. Die Anzahl der Unternehmen in diesem
Fall ist nP∗(θi, θ−i) = nP∗(θ¯i, θ−i) + 1. Die Eintrittswahrscheinlichkeit pe∗i (θ¯i, θ−i)
von Unternehmen i ist gleich Null. Ohne das Gebot von i zu berücksichtigen,
entspricht der erwartete soziale Surplus Gleichung 2.20.
h∗i (θ−i) =∑
j 6=i
(
pi(nP∗(θ)− 1)− θj
)
pe∗j (θ¯i, θ−i) + C(nP∗(θ)− 1) (2.20)
Substituiert man h∗i (θ−i) in Gleichung 2.15 durch Gleichung 2.20, vereinfachen
sich die erwarteten Seitenzahlungen te∗i (θ) zu Gleichung 2.21.
te∗i (θ) =∑
j 6=i
[
pi(nP∗(θ)− 1)− pi(nP∗(θ))
]
pe∗j (θ¯i, θ−i)
−
[
C(nP∗(θ)− C(nP∗(θ)− 1))
]
(2.21)
Unter Verwendung der Identitäten
∑
j 6=i
[
pi
(
nP∗(θ)− 1
)
− pi
(
nP∗(θ)
)]
=
(
nP∗(θ)− 1
)[
pi
(
nP∗(θ)− 1
)
− pi
(
nP∗(θ)
)]
(2.22)
13 In diesem Fall ist die erwartete Zahlung te∗i (θ) von Unternehmen i unabhängig vom eigenen
Fixkostentyp θi.
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sowie
(
nP∗(θ)− 1
)[
pi
(
nP∗(θ)− 1
)
− pi
(
nP∗(θ)
)]
=
(
nP∗(θ)− 1
)
· pi
(
nP∗(θ)− 1
)
− nP∗(θ) · pi
(
nP∗(θ)
)
+ pi
(
nP∗(θ)
)
= pi
(
nP∗(θ)
)
− ∆Π
(
nP∗(θ)
)
(2.23)
und unter Benutzung von
∆S
(
nP∗(θ)
)
= ∆Π
(
nP∗(θ)
)
+ ∆C
(
nP∗(θ)
)
(2.24)
wird Gleichung 2.21 in Gleichung 2.16 umgeformt.
Wie die Teilnahmebedingung für einen realisierbaren Mechanismus’ (Glei-
chung 2.2) verdeutlicht, kann die Regulierungsbehörde den Reservationsnutzen
U˜(θ¯) beeinflussen. Gemäß Gleichung 2.4 werden die Steuereinnahmen maxi-
miert, wenn der Reservationsnutzen U˜(θ¯) aller Unternehmen i auf Null redu-
ziert wird. Genau das geschieht aber durch den optimalen Groves-Mechanismus,
denn wenn ein Unternehmen mit den Fixkosten θ¯i in den Markt eintritt, zahlt es
pi(U˜(θ¯i, θ−i))− θ¯i, also einen Betrag, der dem individuellen Profit entspricht.
2.2.6 Der optimale Mechanismus bei Gewichtung von Effizienz-
und Einnahmenziel
2.2.6.1 Konzeptionelle Anmerkungen
Vorausgesetzt wurde sowohl bei der Charakterisierung des realisierbaren Me-
chanismus als auch bei der des Groves-Mechanismus, dass die Regulierungsbe-
hörde die Maximierung der sozialen Wohlfahrt anstrebt. Jetzt wird analysiert,
welche Konsequenzen für das Mechanismendesign entstehen, wenn die Behör-
de abweichend von dieser Zielsetzung eine Linearkombination aus der erwarte-
ten sozialen Wohlfahrt und den erwarteten Steuereinnahmen maximiert. Der in
Abschnitt 2.2.5 charakterisierte Groves-Mechanismus ist dann nicht mehr opti-
mal. Eine kurze Überlegung verdeutlicht dies: Die Steuereinnahmen der Behör-
de können nicht höher als die aggregierten Gewinne der Unternehmen sein. Da
der aggregierte Gewinn aber in einem Monopol maximiert wird, kann, vorausge-
setzt Preisdiskriminierung sei unzulässig, die Wohlfahrt nicht gleichzeitig maxi-
mal sein. Diese neue Zielfunktion der Regulierungsbehörde ist in Gleichung 2.25
dargestellt.
Lλ = λT + (1− λ)Eθ
(
W(P ,⊆)
)
(2.25)
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Der Gewichtungsfaktor λ der Steuereinnahmen kann Werte im Intervall [0, 1] an-
nehmen. Um den negativen Effekt einer positiven Steuereinnahmenpräferenz auf
die Konsumentenrente getrennt zu erfassen, definieren GRIMM et al. (2003) den
virtuellen sozialen Surplus Sλ(n). Da sich eine positive Gewichtung von Steuer-
einnahmen in der Zielfunktion wohlfahrtsmindernd auswirkt, wird ein Fixkos-
tenäquivalent γi(θi) der Einnahmenpräferenz definiert; die Wohlfahrt ist nämlich
auch dann niedriger, wenn die Fixkosten der lizensierten Unternehmen höher
sind. Für die Analyse bedeutsam ist die Annahme monoton steigender virtuel-
ler Fixkosten. Letztere sind dann bei gegebener Steuerpräferenz um so größer, je
höher die wahre Fixkostenrealisation von Unternehmen i ist. Virtueller sozialer
Surplus und virtuelle Fixkosten werden in Gleichung 2.26 (i) und 2.26 (ii) formal
definiert.
(i) Sλ(n) = S(n)− λC(n) bzw. (ii) γi(θi) = θi + λGi(θi)gi(θi) (2.26)
In Gleichung 2.26 (ii) ist Gi(θi) die Wahrscheinlichkeitsverteilung der Fixkosten
des Unternehmens i und gi(θi) die erste Ableitung der Wahrscheinlichkeitsver-
teilung (Dichtefunktion).
2.2.6.2 Charakterisierung des Mechanismus
Ein Mechanismus, der die durch Gleichung 2.25 beschriebene Zielfunktion maxi-
miert, wird nachfolgend als λ-Mechanismus bezeichnet. Dessen Allokationsregel
Pλ besagt, dass die Wahrscheinlichkeit der Lizenzerteilung pλi = 1 ist, wenn die
virtuellen Fixkosten γi(θi) kleiner oder gleich der Veränderung der virtuellen so-
zialen Wohlfahrt ∆Sλ(nλ(θ)) = ∆S(nλ(θ))− λ∆C(nλ(θ)) sind. Anderenfalls gilt
pλi = 0. Das zweite Element des λ-Mechanismus, die erwartete unternehmens-
spezifische Seitenzahlung tλi , wird in Gleichung 2.27 definiert.
tλi = p
λ
i (θ)
(
pi(nλ(θ))− θi
)
−
∫ θ¯i
θi
pλi (x, θ−i)dx (2.27)
Folglich entspricht die optimale Anzahl von Unternehmen nλ(θ) der k-ten Order-
Statistik der virtuellen Fixkosten ζk, die kleiner oder gleich der Veränderung der
virtuellen sozialen Wohlfahrt ist (ζk ≤ ∆S(k)− λ∆C(k)). Der λ-Mechanismus er-
füllt sowohl die vorläufige Teilnahme- als auch die Anreizkompatibilitätsbedin-
gung und gehört deshalb zu den realisierbaren Mechanismen. Ein spezifisches
Charaktistikum von λ ist, dass die Lizenzen den Unternehmen mit den niedrigs-
ten virtuellen Fixkosten zugewiesen werden. Lizensierte Unternehmen zahlen der
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Regulierungsbehörde mit der Summe
ti(θ) = pi(nλ(θ))− yλi (nλ, θ−i) (2.28)
einen Betrag in Höhe des Nettoprofits, den das Unternehmen realisieren wür-
de, wenn die Fixkostenrealisation gleich dem Maximum der zur Lizenzerteilung
zulässigen Fixkosten ist.
yλi (nλ, θ−i) := sup{x : γi(x) ≤ min{ζnλ+1,∆Sλ(nλ),γi(θ¯i)}} (2.29)
Dieses durch Gleichung 2.29 beschriebene Fixkosten-Maximum wird zwar über
nλ indirekt von θi bestimmt, jedoch ist es für jedes Unternehmen i eine schwach
dominante Strategie, den Typ θi zu offenbaren, da bei allen abweichenden Bekun-
dungen, die die Allokation nicht verändern, gemäß Gleichung 2.28 die Zahlung
konstant bleibt und der Nettonutzen des Unternehmens bei allen die Allokation
verändernden abweichenden Bekundungen geringer als bei einer Offenbarung der
wahren Fixkosten ist.
Der λ-Mechanismus gleicht dem optimalen Groves-Mechanismus für den
Spezialfall λ = 0.14 Ist die Behörde aber an der Maximierung der Steuereinnah-
men interessert - in der Zielfunktion wird dann λ = 1 gesetzt -, so ist es niemals
optimal, mehr als eine Lizenz zu vergeben. Folglich lizensiert die Regulierungs-
behörde für den Fall λ = 1 entweder das Unternehmen mit den niedrigsten vir-
tuellen Fixkosten oder, so diese die virtuelle soziale Wohlfahrt nicht übersteigen,
gar kein Unternehmen.
2.2.7 Zusammenfassung
Bei privater Information der Unternehmen über ihre Fixkosten kann freier Markt-
eintritt zu einer ineffizienten Marktstruktur führen. GRIMM et al. (2003) fragen
folgerichtig nach einem optimalen Revelationsmechanismus, welcher es einer Re-
gulierungsbehörde ermöglicht, die effiziente Marktstruktur zu implementieren.
Erstens werden die Eigenschaften der allgemeineren Klasse der „realisierba-
ren“ Mechanismen hergeleitet. Insbesondere wird gezeigt, dass zwei realisier-
bare Mechanismen deren Allokationsregeln identisch sind und bei denen für
alle Unternehmen i der Reservationsnutzen U˜ei (θ¯i) übereinstimmt, sowohl hin-
sichtlich der erwarteten Nettonutzen der Unternehmen als auch der erwarte-
ten Steuereinnahmen des Staates äquivalent sind. Zweitens implementiert der
Groves-Mechanismus (P∗, t∗) im Fall von absoluter Wohlfahrtspräferenz die op-
14 Vgl. hierzu auch Abschnitt 2.2.5.
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timale Anzahl von Unternehmen in dominanten Strategien und maximiert zu-
dem in der Klasse der realisierbaren Mechanismen die Steuereinnahmen der Re-
gulierungsbehörde. Hat die Behörde dagegen eine relative Wohlfahrtspräferenz
gemäß der sie die gewichtete Summe aus den Steuereinnahmen und der sozialen
Wohlfahrt maximiert, kann die Existenz eines optimalen Mechanismus (Pλ, tλ)
nachgewiesen werden.
Realisierbare Mechanismen
Nettonutzen: U˜ei (θi) = U˜
e
i (θ¯i) +
∫ θ¯i
θi
pei (x)dx
Steuereinnahmen: T = ∑Ni=1
(
Eθi
[
(piei (θi)− θi pei (θi))−
∫ θ¯i
θi
pei (x)dx
]
− U˜ei (θ¯i)
)
Erlösäquivalenz von (P1,2, t1,2)⇔ P1 = P2 und für alle i gilt U˜e1i (θ¯i) = U˜e
2
i (θ¯i)
Optimaler Groves-Mechanismus (absolute Wohlfahrtspräferenz)
Allokationsregel: pe∗i (θ) =
{
1 wenn θi ≤ ∆SP(nP∗(θ))
0 anderenfalls
Transferregel: te∗i (θ) = p
e∗
i (θ)
(
pi(nP∗(θ))−min{θ¯i,∆S(nP∗(θ)), fnP∗ (θ)+1}
)
Optimale Unternehmenszahl: nP∗(θ) := max{i : fi ≤ ∆SP(i)}
Optimaler Mechanismus (relative Wohlfahrtspräferenz)
Virtuelle Fixkosten: γi(θi) = θi + λ
Gi(θi)
gi(θi)
Qualifizierte Fixkosten:
yλi (nλ, θ−i) := sup{x : γi(x) ≤ min{ζnλ+1,∆Sλ(nλ),γi(θ¯i)}}
Allokationsregel: pλi =
{
1 wenn γi(θi) ≤ ∆Sλ(nλ(θ)) = ∆S(nλ(θ))− λ∆C(nλ(θ))
0 anderenfalls
Transferregel: ti(θ) = pi(nλ(θ))− yλi (nλ, θ−i)
Optimale Unternehmenszahl: nλ(θ) = max{i : ζi + λ∆C(i) ≤ ∆S(i)}
Abbildung 2.2: Optimale Mechanismen
Die Allokation ist in diesem Fall von der Höhe der virtuellen Fixkosten γi(θi)
des Unternehmens i abhängig. Lizensierte Unternehmen müssen an die Behör-
de eine Transferzahlung in Höhe ihres, um die zulässigen Fixkosten verminder-
ten, Deckungsbeitrages entrichten. Wie auch der optimale Groves-Mechanismus
kann der λ-Mechanismus in dominanten Strategien implementiert werden. Zur
übersichtlichen Veranschaulichung werden diese Ergebnisse in Abbildung 2.2 zu-
sammengefasst.
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2.3 Ineffizientes Marktdesign bei unvollständiger In-
formation15
2.3.1 Überblick und zeitliche Interaktion
Die Arbeit von DANA und SPIER (1994) analysiert den Zusammenhang zwi-
schen privaten Informationen von Unternehmen im Hinblick auf die Grenzkos-
ten oder die Fixkosten und der Wahrscheinlichkeit der Gewährung keiner, einer
oder zweier Markteintrittslizenzen durch die Regierung (Abschnitt 2.3.3). Zuvor
wird die Allokationsentscheidung einer vollständig informierten Regierung her-
ausgearbeitet (Abschnitt 2.3.2)
Die zeitliche Struktur der Interaktion ist folgende: Durch einen Zug der Natur
wird in Stufe 1 der Typ θi von zwei Unternehmen i ∈ {1, 2} festgelegt. Der Typ
θI eines dritten, bereits im Markt etablierten staatlichen Produzenten I ist allen
Akteuren mit Sicherheit bekannt (common knowledge). Beide Unternehmens-
typen sind voneinander unabhängig mit der individuellen Verteilungsfunktion
Gi(θi) auf dem für alle i gleichen Definitionsbereich [θ, θ] verteilt.16 Der Vektor
der wahren Typenrealisationen wird durch θ = (θ1, θ2) abgekürzt. Sowohl die
Verteilungsfunktion Gi(θi) als auch ihre Dichtefunktionen gi(θi) sind stetig diffe-
renzierbar. Die Zufallsvariable θi kann als Grenz- oder als Fixkostentyp des Un-
ternehmens i interpretiert werden.
In Stufe 2 legt sich die Regierung glaubhaft entweder auf einen direkten oder
auf einen indirekten Mechanismus zur Lizenzverteilung fest, wobei ihr Ziel in
der Maximierung einer Linearkombination aus Steuereinnahmen und sozialer
Wohlfahrt besteht. Dieser Mechanismus umfasst neben der Allokations- und der
Transferregel die Verpflichtung, die Unternehmenstypen nach der Einreichung
der Gebote zu publizieren. Bei einem direkten Mechanismus bekunden die Un-
ternehmen in Stufe 3 ihren Typ φi, bei einem indirekten Mechanismus hingegen
reichen sie das Gebot bi ein.17 Die Gebote werden in Stufe 4 ausgewertet und die
Produktionsrechte daraufhin entweder an gar kein, ein oder zwei Unternehmen
vergeben.
Somit können aus der Allokation der Lizenzen in Anlehnung an GRIMM et al.
(2003) 2N|N=2 = 4 verschiedene Untermengen A und damit Marktstrukturen
15 Dieser Abschnitt basiert auf DANA und SPIER (1994).
16 Im Gegensatz zu GRIMM et al. (2003) werden die Typenrealisationen in diesem Modell aus
symmetrischen Supports „gezogen“. Das impliziert jedoch keine ex-ante Symmetrie, da die
Verteilungsfunktionen nicht identisch sein müssen.
17 Um die Verständlichkeit zu verbessern, wird nachfolgend auch dann von Geboten gespro-
chen, wenn es sich um einen direkten Mechanismus handelt.
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aus der Menge der sich um die Markteintrittslizenz bewerbenden Unternehmen
resultieren (Stufe 5). Wenn der Regulierer gar keine neue Lizenz alloziert (leere
Menge in Gleichung 2.30), übernimmt der staatliche Produzent als Monopolist
den gesamten Markt.
A ∈ {(1), (2), (1, 2), (∅)} (2.30)
Folglich ist P(φ)(A) die Wahrscheinlichkeit, dass die Regierung, nachdem sie
den Typenvektor φ kennengelernt hat, die Marktstruktur A implementiert. Die
in der fünften Stufe realisierbaren Marktstrukturen und die hiermit korrespon-
dierenden Gewinnfunktionen der Unternehmen veranschaulicht Abbildung 2.3.
Werden zwei Privatunternehmen mit den Typen θ = (θ1, θ2) lizensiert, sind deren
i = 1
Lizenz Ja Nein
Ja pi(1,2)i (θ), CS
(1,2)(θ) † pi(2)2 (θ2), CS
(2)(θ2) ‡
i = 2
Nein pi(1)1 (θ1), CS
(1)(θ1) ‡ pi
(I)
I (θI), CS
(I)(θI) \
† privates Duopol ‡ privates Monopol \ staatliches Monopol
Abbildung 2.3: Mögliche Marktstrukturen
im privaten Duopol erzielbaren Gewinne für eine realisierte Typenkombination je-
weils pi(1,2)i (θ).
18 Der Gewinn eines privaten Monopolisten ist pi(i)i (θi). Erhält kein
privates Unternehmen eine Eintrittslizenz, sind deren Gewinne Null, während
das staatliche Monopol dann den Gewinn pi(I)I (θI) erzielt. Für alle Gewinnfunktio-
nen wird zweifach stetige Differenzierbarkeit dergestalt angenommen, dass die
erste partielle Ableitung der Gewinnfunktion im eigenen Typ streng monoton
fallend ist und, im Falle eines Duopols, die Gewinnfunktion im Typ des Konkur-
renten schwach monoton steigt.
Darüber hinaus werden zwei weitere wichtige Annahmen bezüglich des Ver-
laufs der Gewinnfunktion der Unternehmen bei unterschiedlichen Marktstruk-
turen getroffen. Erstens ist der Gewinnrückgang von Unternehmen i bei einer
marginalen Erhöhung von θi im Monopol niemals kleiner als im Duopol19, und
zweitens kann der Konkurrent von i aus einer Erhöhung von θi niemals stärker
profitieren als der hierdurch bei i induzierte Gewinnrückgang beträgt.
Die Konsumentenrenten CS(1)(θ), CS(1,2)(θ) sind zweifach stetig differenzier-
18 Da anreizkompatible Mechanismen untersucht werden, die Regierung folglich den wahren
Typ der Unternehmen kennen lernt und diesen den Akteuren offenlegt, wird das Stufenspiel
bei vollständiger Information gespielt.
19 Wenn es sich bei θi um die Fixkosten des Unternehmens i handelt, ist der Gewinnrückgang
in beiden Marktformen gleich hoch.
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bar und ihre ersten partiellen Ableitungen jeweils schwach monoton fallend in
θi. Der Rückgang der Konsumentenrente im Monopol nach einer Erhöhung von
θi ist mindestens so hoch wie der Rückgang der Konsumentenrente im Duopol.20
2.3.2 Optimale Marktstruktur bei vollständiger Information
Die Regierung maximiert die durch Gleichung 2.31 definierte soziale Wohlfart, in
der die Konsumentenrente in Abhängigkeit von der Allokationsregel P und dem
wahren Typenvektor θ durch CS(P , θ) symbolisiert wird, piAi (θ) der private Un-
ternehmensgewinn in der Marktstruktur A ist und ti(φ) für die Transferzahlung
des privaten Unternehmens i in Abhängigkeit vom bekundeten Typenvektor φ
steht.
SW(A) = Eθ
(
CS (P , θ) +∑
i
pi
(A)
i (θ) + (µ− 1)∑
i
ti (φ)
)
(2.31)
Für die Grenzkosten µ der allgemeinen Steuererhebung wird µ ≥ 1 angenom-
men. Verwendet man die Variablensubstitution µ = 1/(1 − λ), hält diese An-
nahme immer dann, wenn λ ∈ [0, 1] ist. Das zur Zielfunktion in Gleichung 2.31
äquivalente Optimierungsproblem ist in Gleichung 2.32 dargestellt. Der Parame-
ter λ kann als Einnahmepräferenz des Staates interpretiert werden.21
Eθ
(
CS (P , θ) +∑
i
pi
(A)
i (θ) + (µ− 1)∑
i
ti(φ)
)
| µ = 1
1− λ (2.32)
⇔ 1
1− λ
(
(1− λ) Eθ
(
CS (P , θ) +∑
i
pi
(A)
i (θ)
)
+ λEθ
(
∑
i
ti
))
(2.33)
Bei vollständiger Information kann der Staat die Lizenzen ohne Aufwen-
dung von Informationskosten bei jeder gegebenen Realisation des Typenvektors
wohlfahrtsmaximierend allozieren, und auch immer die Unternehmensgewin-
ne durch Festlegung der Seitenzahlung auf t(A)i (θ) = pi
(A)
i (θ) vollständig abge-
schöpfen. Deshalb vereinfacht sich die Zielfunktion bei vollständiger Information
zu Gleichung 2.34, aus der leicht zu erkennen ist, dass die von DANA und SPIER
(1994) definierte Wohlfahrtsfunktion der gemeinhin üblichen Wohlfahrtsdefini-
tion entspricht, wenn die Einnahmenpräferenz des Staates λ = 0 ist und somit
20 Diese Annahmen sind im (homogenen und heterogenen) Cournot-Mengenwettbewerb und
im (heterogenen) Bertrand-Preiswettbewerb erfüllt.
21 Siehe hierzu auch Abschnitt 2.2.6.
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µ = 1 gilt.
SW(A)(θ) = CS(A)(θ) + µ∑
i
pi
(A)
i (θ) (2.34)
Da hinsichtlich der durch θi induzierten marginalen Beeinflussung der Kon-
sumentenrente (des individuellen post-auction Gewinns) Gleichung 2.35 (Glei-
chung 2.36) gilt, ist der marginale Rückgang der sozialen Wohlfahrt bei einer infini-
tesimalen Erhöhung von θi in einem Monopol größer als in einem Duopol.
dCS(i)i (θ)
dθi
<
∂CS(1,2)(θ)
∂θi
≤ 0 (2.35)
dpi(i)i (θi)
dθi
<
∂pi
(1,2)
i (θ)
∂θi
≤ 0 (2.36)
2.3.3 Optimale Marktstruktur bei unvollständiger Information
2.3.3.1 Konzeptionelle Anmerkungen
Bei unvollständiger Information über den Unternehmenstyp muss die Regierung
einen Mechanismus (P∗, t∗) wählen, der die erwartete Wohlfahrtsfunktion (Glei-
chung 2.31) unter Einhaltung der Anreizkompatibilitätsbedingung (Uei (θi, θ) ≥
Uei (φi, θ)) und der Teilnahmebedingung (U
e
i (θi, θ) ≥ 0) aller Unternehmen maxi-
miert. Zudem muss der Wahrscheinlichkeitsvektor p aller realisierbaren Markt-
strukturen ein Element aus der Menge aller Wahrscheinlichkeitsvektoren über
der Potenzmenge {1, ..., 4} sein (Gleichung 2.37).
p = (p(1), p(2), p(1,2), pI) ∈ ∆2{1,...,4} (2.37)
Sind diese Bedingungen erfüllt, kann der erwartete Nettonutzen Uei von Unter-
nehmen i - wie in Gleichung 2.38 zusammengefasst - charakterisiert werden.
Uei (φi, θ) = Eθ−i
(
∑
#A
pAi (φi, θ−i)pi
A
i (θ)− ti(φi, θ−i)
)
(2.38)
In Gleichung 2.38 ist pAi (φi, θ−i) die Wahrscheinlichkeit mit der sich die Regie-
rung für die Implementierung der Marktstruktur A entscheidet, wenn Unterneh-
men i den Typ φi bekundet, gegeben der Konkurrent bekundet seinen wahren
Typ θ−i. Mit dieser Wahrscheinlichkeit resultiert dann der ex-post Gewinn piAi (θ).
Auf zwei Eigenschaften des ex-ante Nettonutzens Uei ist an dieser Stelle beson-
ders hinzuweisen: Unter Ausnutzung des Revelationsprinzips kann Uei erstens
in Abhängigkeit des tatsächlichen Konkurrententyps θ−i aufgeschrieben werden.
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Zweitens impliziert die Schreibweise piAi (θ) in Gleichung 2.38, dass Unterneh-
men i nach Zuteilung der Lizenzen und vor der Marktinteraktion vollständig
über den Unternehmenstyp des Konkurrenten informiert ist.
2.3.3.2 Charakterisierung des Mechanismus
Die Allokationsregel P∗ des optimalen Mechanismus ist in Gleichung 2.39 dar-
gestellt.
p(A)(θ) =
1 wenn ˆSW
(A)
(θ) = max{ ˆSW(1), ˆSW(2), ˆSW(1,2), ˆSW(I)}
0 anderenfalls
(2.39)
Die in Gleichung 2.40 definierte virtuelle Wohlfahrt ˆSWA(θ) der Marktstruktur
A ist die Differenz zwischen der Wohlfahrt der Unternehmen bei vollständiger
Information und den Kosten, welche die Regierung im Fall einer von Null ver-
schiedenen Einnahmenpräferenz (dann gilt nämlich µ > 1) im Fall unvollständi-
ger Informationen aufwenden muss, um die Unternehmen zur Offenbarung ihrer
privaten Informationen zu bewegen.22
ˆSWA(θ) = CSA + µ∑
i
piAi (θ)︸ ︷︷ ︸
SWA(θ)
+(µ− 1)∑
i
∂piAi (θ)
∂θi
Gi(θi)
gi(θi)
(2.40)
Als zweites Element des Mechanismus ist die erwartete optimale Seitenzahlung
te∗i (θ) des Unternehmens i an die Regierung schließlich durch Gleichung 2.41
gegeben.
te∗i (θ) = Eθ−i
(
∑
#A
pA(θ)piAi (θ)
)
−
∫ θ¯
θi
Eθ−i
(
∑
#A
pA(x, θ−i)
∂piAi (x, θ−i)
∂x
)
dx (2.41)
Gleichung 2.41 verdeutlicht, dass der erwartete Gewinn des Unternehmens mit
der höchsten Typenrealisation vollständig abgeschöpft wird, denn in diesem Fall
ist der Subtrahend gleich Null, womit die erwartete Zahlung gleich dem erwar-
teten Gewinn des Unternehmens ist.
22 Die Interpretation als Differenz ist wegen ∂pi
A
i (θ)
∂θi
≤ 0 möglich.
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2.3.3.3 Spezifikationsbeweis
Bei Annahme eines stückweise stetig differenzierbaren Mechanismus kann ge-
zeigt werden, dass Uei (θi, θ) und U
e
i (φi, θ) fast überall stetig differenzierbare
Funktionen sind.23 Hinreichend für die Anreizkompatibilität ist folglich, dass die
Bedingungen erster und zweiter Ordnung für ein Maximum der erwarteten Ge-
winnfunktion von Unternehmen i erfüllt sind, wenn also Gleichung 2.42 (i) und
2.42 (ii) gelten.
(i)
∂Uei (φi|θ)
∂φi
∣∣∣
φi=θi
= 0 (ii)
∂2Uei (φ|θ)
(∂φi)2
∣∣∣
φi=θi
≤ 0 (2.42)
Unter Ausnutzung des Umhüllenden-Theorems24 und anschließender partieller
Differentation von Gleichung 2.38 ergibt sich erstens Gleichung 2.43.
dUei (φi, θi, θ−i)
dθi
∣∣∣
φi=θi
=
∂Uei (φi, θi, θ−i)
∂θi
∣∣∣
φi=θi
= Eθ−i
(
∑
#A
pA(θ)
∂piAi (θ)
∂θi
)
(2.43)
Zweitens erhält man durch Integration von Gleichung 2.43 über das Intervall [θi, θ¯]
den erwarteten Gewinn von Unternehmen i bei Bekanntgabe des wahren Typs θi
(Gleichung 2.44).
Uei (θi, θi, θ−i) = U
e
i (θ¯, θ¯, θ−i)−
∫ θ¯
θi
Eθ−i
(
∑
#A
pA(x, θ−i)
∂piAi (x, θ−i)
∂θi
)
dx (2.44)
Aufgrund der Teilnahmebedingung und Gleichung 2.44 lässt sich drittens zeigen,
dass der Reservationsgewinn Uei (θ¯, θ¯, θ−i) ≥ 0 ist.25 Totales Differenzieren der
Bedingung erster Ordnung schließlich führt zu einer vierten von der Anreizkom-
patibilität des Mechanismus abgeleiteten Bedingung, denn aufgrund von
∂2Uei (φi, θi)
(∂φi)2
∣∣∣
φi=θi︸ ︷︷ ︸
≤0
dφi +
∂2Uei (φi, θi)
(∂φi∂θi)
∣∣∣
φi=θi
dθi = 0 (2.45)
und der Bedingung zweiter Ordnung für ein Gewinnmaximum muss
∂2Uei (φi, θi)
(∂φi∂θi)
∣∣∣
φi=θi
≥ 0 (2.46)
23 Vgl. MYERSON (1981) sowie GUESNERIE und LAFFONT (1984).
24 Vgl. bspw. MAS-COLELL et al. (1995), Seite 946f.
25 Der Typenvektor der Konkurrenten θ−i im Argument der Erwartungsnutzenfunktion von
Unternehmen i wird zur Vereinfachung der Schreibweise nachfolgend vernachlässigt.
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sein. Dann gilt aber Gleichung 2.47.26
∂2Uei (φi|θ)
(∂φi∂θi)
∣∣∣
φi=θi
=
∂2Uei (φi|θ)
(∂θi∂φi)
∣∣∣
φi=θi
=
∂
∂φi
(
Eθ−i
(
∑
#A
pA(φi, θ−i)
∂piAi (φi, θ−i)
∂θi
))∣∣∣
φi=θi
≥ 0 (2.47)
Gleichung 2.47 verdeutlicht, dass der Integrand in Gleichung 2.44 schwach mo-
noton steigend in der Variable x ist. Im nächsten Beweisschritt werden die vier
aus den Bedingungen erster und zweiter Ordnung hergeleiteten Nebenbedin-
gungen genutzt, um die Zielfunktion der Behörde so umzuformen, dass die Op-
timalität der Mechanismus’ direkt resultiert. Ausgangspunkt ist die nach den er-
warteten Seitenzahlungen umgeformte Funktion der erwarteten Gewinne von
Unternehmen i, welche Gleichung 2.38 zeigt.
Eθ−i
(
ti(θi, θ−i)
)
= −Uei (θi|θ) + Eθ−i
(
∑
#A
pAi (θi, θ−i)pi
A
i (θ)︸ ︷︷ ︸
PSe
)
(2.48)
Die Erwartungsbildung über den Typenintervall von Unternehmen i mündet in
Gleichung 2.49.
Eθ
(
ti(θi, θ−i)
)
= −
∫
θi
Uei (xi|θ)gi(xi)dxi + Eθ
(
PSe
)
(2.49)
Nach partieller Integration des ersten Summanden von Gleichung 2.49 unter Ver-
wendung von Gleichung 2.43 kann man die erwarteten Seitenzahlungen der Be-
hörde durch Gleichung 2.50 beschreiben.
Eθ
(
ti(θi, θ−i)
)
= −
([
Uei (θi, θ−i)Gi(θi)
]θ¯
θ︸ ︷︷ ︸
:=0
−
∫
θi
Eθ−i
(
∑
#A
pA(xi, θ−i)
∂piAi (θi, θ−i)
∂θi
|θi=xi
)Gi(xi)
gi(xi)
gi(xi)dxi
)
+ Eθ
(
PSe
)
(2.50)
26 Das Vertauschen der partiellen Ableitungen ist aufgrund des Satzes von Schwarz (vgl.
BRONSTEIN und SEMENDJAJEW (1985), S. 276) zulässig.
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Aus dem Vereinfachen von Gleichung 2.50 schließlich resultiert Gleichung 2.51.
Eθ
(
ti(θi, θ−i)
)
= Eθ
(
∑
#A
pA(θi, θ−i)
∂piAi (θi, θ−i)
∂θi
Gi(θi)
gi(θi)
)
+ Eθ
(
PSe
)
(2.51)
Durch die Ausnutzung von
Eθ
(
∑
i
ti(θ)
)
=∑
i
Eθ
(
ti(θ)
)
(2.52)
und das Einsetzen von Gleichung 2.51 in die Zielfunktion ergibt sich die um die
Anreizkompatibilitätsbedingung (IC) und die Teilnahmebedingung (IIR) erwei-
terte Zielfunktion (Gleichung 2.53).
LIC,IIR = Eθ
(
∑
#A
pA(θ)
[
CSA(θ) +∑
i
piAi (θ)
])
+ (µ− 1)∑
i
Eθ
(
∑
#A
pA(θi, θ−i)
∂piAi (θi, θ−i)
∂θi
Gi(θi)
gi(θi)
)
+ Eθ
(
∑
#A
pAi (θi, θ−i)pi
A
i (θ)
))
(2.53)
Von Gleichung 2.53 aber kann man nach einigen Umformungsschritten zeigen,
dass sie äquivalent der Gleichung 2.54 ist.
LIC,IIR = Eθ
(
∑
#A
pA(θ)
[ SWA(θ)︷ ︸︸ ︷
CSA(θ) + µ∑
i
piAi (θ) +(µ− 1)∑
i
∂piAi
∂θi
Gi(θi)
gi(θi)︸ ︷︷ ︸
ˆSWA(θ)
])
(2.54)
Als notwendige Bedingung zur Maximierung der Funktion LIC,IIR folgt dann un-
mittelbar, dass p(A) = 1 sein muss, wenn die Marktstruktur A die höchste virtu-
elle Wohlfahrt unter allen vier möglichen Marktstrukturen erreicht. Anderenfalls
ist sie gleich Null. Die optimalen erwarteten Transferzahlungen der Unterneh-
men (Gleichung 2.41) resultieren aus der Umformung von Gleichung 2.38 bei
anschließender Anwendung von Gleichung 2.43.27
2.3.4 Zentrale Ergebnisse
Unvollständige Information hat DANA und SPIER (1994) zufolge gegenüber voll-
ständig über die Kosten informierten Akteuren im Hinblick auf die Marktstruk-
27 Dann sind auch die durch Gleichung 2.47 ausgedrückten Nebenbedingungen erfüllt.
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turentscheidung der Regierung zwei Konsequenzen. Diese implementiert bei un-
vollständiger Information erstens zu häufig ein privates Monopol, weil sie von
einem Unternehmen, das mit hoher Wahrscheinlichkeit eine exklusive Lizensie-
rung erwartet, einen größeren Anteil des Überschusses extrahiert als von einem
Unternehmen, das davon ausgehen muss, später in einem Duopol zu interagie-
ren, weil ein zweiter Akteur lizensiert wurde. Zudem wird zweitens zu häufig
einem staatlichen Monopol der Vorzug gegeben, da die Regierung durch diese
„Drohung“ die Unternehmen bei unvollständiger Information zu höheren Gebo-
ten für einen Markteintritt bewegen kann. Beide Effekte treten folgerichtig dann
nicht auf, wenn die Einnahmepräferenz des Staates gleich Null ist.
2.4 Optimale Lieferantenstruktur28
2.4.1 Überblick
Im Unterschied zu den Arbeiten von GRIMM et al. (2003) und DANA und SPIER
(1994) legt der Regulierer in AURIOL und LAFFONT (1992) neben dem optimalen
Allokationsmechanismus auch die Produktionsmengen der Unternehmen fest.
Der strukturellen Vergleichbarkeit mit Kapital 7 wegen wird nachfolgend aus-
schließlich die ex-post Variante des Modells von AURIOL und LAFFONT (1992)
analysiert, in der die Unternehmen ihren privaten Kostentyp zum Zeitpunkt der
Bewerbung um den Marktzutritt bereits kennen. Vor der Diskussion der wich-
tigsten Ergebnisse in den Abschnitten 2.4.3 bis 2.4.5 werden die zeitliche Struktur
und die wichtigsten Modellannahmen in Abschnitt 2.4.2 erläutert.
2.4.2 Modellannahmen und zeitliche Struktur
Der Prozess der Lizenzvergabe umfasst fünf Stufen. Durch den Zug der Natur in
der ersten Stufe wird der konstante Parameter θi des linearen Anteils einer qua-
dratischen, also in der Produktionsmenge Qi streng monoton steigenden, Kosten-
funktion VCi(Qi, θi)+ FC = θiQi + 1/2(Qi)2 + FC des Untenehmens i (i ∈ {1, 2})
festgelegt, der private Information des Unternehmens i ist (die Fixkosten FC der
Unternehmen sind identisch). Die Zufallsvariablen θi sind identisch und unab-
hängig voneinander mit der Wahrscheinlichkeitsfunktion G(θi) im Intervall [θ, θ]
verteilt.29 Die Dichtefunktion ist g(θi). Angenommen wird ferner, das der Quoti-
ent G(θi)/g(θi) schwach monoton steigend in θi ist.
28 Dieser Abschnitt basiert auf AURIOL und LAFFONT (1992)
29 Diese Annahme impliziert im Gegensatz zu GRIMM et al. (2003) und DANA und SPIER (1994)
ex-ante Symmetrie der beiden Unternehmen.
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In Stufe 2 verpflichtet sich die Regierung glaubhaft zur Implementierung ei-
nes direkten Mechanismus (P , t,Q), wobei P für den Wahrscheinlichkeitsvektor
möglicher Marktstrukturen A ∈ {(1), (2), (1, 2), (∅)}mit der Wahrscheinlichkeit
pA, t = (t1, t2) für den Vektor der Transferzahlungen und Q = (Q1, Q2) für
den Vektor der individuell zulässigen Produktionsmengen steht. Die unabhängi-
ge Variable aller drei Funktionen ist der Vektor der bekundeten Unternehmens-
typen φ = (φ1, φ2), den die Unternehmen der Behörde in Stufe 3 bekannt geben.
In der vierten Stufe wendet die Regierung den in Stufe 2 spezifizierten Me-
chanismus an, worauf die Unternehmen in der fünften Stufe den Nettonutzen
UAi (Q, φ, θi) = piAi (Q, θi) + ti(φ) realisieren, wobei piAi (Q, θi) = QAi P(QA) −
[VCi(QAi , θi) + FC] sei.
30 Es wird angenommen, dass die Bruttokonsumenten-
rente BCS(Q) = CS(Q) + P(Q)Q in Q = Q1 + Q2 streng konkav ist. Für die
Preisabsatzfunktion P(Q) gilt der Zusammenhang P(Q) = dBCS(Q)/dQ. Die
Regierung maximiert den Erwartungswert Lκ (κ ≥ 0) der ex-post Wohlfahrt, der
durch die Gleichung
Lκ = Eθ
(
∑
#A
pASWA
)
= Eθ
(
∑
#A
pA[CSA +∑
i
(piAi + ti)− (1+ κ)∑
i
ti]
)
= Eθ
(
∑
#A
pA[CSA +∑
i
piAi − κ∑
i
ti]
)
= Eθ
(
∑
#A
pA[CSA +∑
i
piAi ]− κ∑
i
ti
)
(2.55)
definiert ist.31
2.4.3 Optimale Beschaffung bei vollständiger Information
In diesem Fall kennt die Regierung den Typenvektor θ mit Sicherheit. Da die
Zielfunktion des Regulierers linear in den Wahrscheinlichkeiten pA(θ) ist, folgt
als Allokationsregel unter vollständiger Information Gleichung 2.56.
pA(θ) =
1 wenn SWA = max{SW(1), SW(2), SW(1,2)}0 anderenfalls (2.56)
30 Eine strategische Interaktion der Unternehmen gibt es in dieser Stufe nicht. Der Unterneh-
mensgewinn hängt wegen Q = (Q1(φ), Q2(φ)) indirekt vom Vektor der bekundeten Typen
φ ab.
31 Der Spezifikation der Zielfunktion liegt die Annahme zugrunde, die Finanzierung öffent-
licher Projekte erfolge durch allokationsverzerrende Steuern. Die Erhebung einer Geldein-
heit M führt folglich zu sozialen Kosten der öffentlichen Finanzierung in Höhe von κM
oder anders ausgedrückt, um eine Geldeinheit M auszugeben, muss das Steueraufkommen
(1+ κ)M betragen.
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Zudem stehen der Regierung alle Informationen für die Bestimmung der optima-
len Produktionsmengen zur Verfügung. Somit ist der resultierende Gewinn jedes
Unternehmens mit einer in gleicher Höhe festgelegten Transferzahlung komplett
abschöpfbar. Im Hinblick auf den Nettonutzen gilt in diesem Fall jeweils UAi = 0.
Die Transferzahlung ist also - gegeben der die Summe CSA +∑i piAi maximieren-
de Produktionsvektor sei Q∗ - durch Gleichung 2.57 vollständig beschrieben.32
tAi = −piAi (Q, θi)|Q=Q∗ (2.57)
Im Monopol maximiert Q(i)
∗
die ex post Wohlfahrtsfunktion SW(i), wenn die
Gleichung 2.58 erfüllt ist.
P(Q(i))− 12(Q(i) +min(θi, θ−i))
P(Q(i))
=
κ
1+ κ
1
η(Q(i))
(2.58)
Die soziale Wohlfahrt im Duopol SW(1,2) hingegen wird durch die in Gleichung
2.59 implizit definierte Produktionsmenge Q(1,2)
∗
maximiert. Letztere ergibt sich
nach dem Aufsummieren der partiellen Ableitungen erster Ordnung von SW(1,2)
(Gleichung 2.55) und anschließender Substitution −η(Q) = (P′(Q)Q)/P(Q).33
P(Q)− 12(θ1 + θ2 + Q)
P(Q)
=
κ
1+ κ
1
η(Q)
(2.59)
Wenn die Ungleichung Q(1,2)
∗
> |θ−i − θi| erfüllt ist, teilt sich die optimale ag-
gregierte Produktionsmenge nach der in Gleichung 2.60 beschriebenen Regel auf
die Unternehmen auf.
Q(1,2)
∗
i =
Q(1,2)
∗
2
+
(θ−i − θi)
2
(2.60)
Die Intuition für die in Gleichung 2.60 beschriebene Aufteilungsregel ist folgen-
de: Zunächst wird angenommen, die aggregierte Produktionsmenge sei gleich-
mäßig auf beide Unternehmen verteilt. Wenn beide Unternehmen unterschiedli-
che Grenzkosten erster Ordnung - beschrieben durch die Parameter θi - haben,
sinken die Gesamtkosten der Produktion nach einer marginalen Produktions-
verlagerung auf das Unternehmen mit der kleineren Realisation von θi, da die
quadratische Komponente der Kostenfunktion bei geringen Mengendifferenzen
32 Da der Transfer als Zahlungsstrom der Regierung an die Unternehmen definiert ist, impli-
ziert Gleichung 2.57 positive Transferzahlungen an die Regierung.
33 Die soziale Wohlfahrtsfunktion SWA ist konkav in den Produktionsmengen. Für die Herlei-
tung der optimalen Mengen genügt es daher, die Bedingungen erster Ordnung zu prüfen.
Die Funktion η(Q) ist die Preiselastizität der Nachfrage.
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kleiner als die lineare Komponente ist. Produziert das „bessere“ Unternehmen
aber die gesamte Duopolmenge, dann können die Gesamtkosten durch eine Ver-
lagerung eines marginalen Produktionsvolumens zum ineffizienteren Unterneh-
men sinken, weil der Kostenterm zweiter Ordnung bei großen Mengendifferen-
zen den Term erster Ordnung überkompensiert. Das Optimum liegt zwischen
beiden Extremen. Für die gegebene Kostenfunktion wird gezeigt, dass es wohl-
fahrtsmaximierend ist, dem produktiveren Unternehmen einen größeren, linear
in der Differenz (θ2 − θ1) ansteigenden Marktanteil zuzuweisen.
2.4.4 Optimale Beschaffung bei unvollständiger Information
2.4.4.1 Charakterisierung des optimalen Mechanismus’
Bei unvollständiger Information über den Typenvektor θ der Unternehmen ma-
ximiert die Regierung die erwartete Wohlfahrt (Gleichung 2.55) unter Beachtung
der Anreizkompatibilitäts- und der Teilnahmebedingung.34 Die Zielfunktion der
Regierung bei unvollständiger Information ist durch Gleichung 2.61 beschrieben.
Lκ = Eθ
(
∑
#A
pAi (θ)
[ ˆSWA︷ ︸︸ ︷
CSA(QA) + (1+ κ)∑
i
piAi (Q
A)︸ ︷︷ ︸
SWA
−κ∑
i
QAi
G(θi)
g(θi)
])
(2.61)
In Gleichung 2.61 bezeichnet die Funktion ˆSWA die virtuelle soziale Wohlfahrt.
Vereinfacht man diese Zielfunktion, resultiert mit Gleichung 2.62 ein ökonomisch
interpretierbarer Term.
Lκ = Eθ
(
∑
#A
pAi (θ)
[∫ QA
0
P(x)dx
+ κ(P(QA)QA −∑
i
QAi
G(θi)
g(θi)
)− (1+ κ)∑
i
(VCi(QAi , θi) + FC)
])
(2.62)
Wegen der Linearität der Zielfunktion (Gleichung 2.61) in den Wahrscheinlichkei-
ten pA(θ) gilt für die Allokationsregel P∗ des optimalen Mechanismus Gleichung
2.63.
p(A)(θ) =
1 wenn ˆSW
(A)
(θ) = max{ ˆSW(1), ˆSW(2), ˆSW(1,2)}
0 anderenfalls
(2.63)
34 Vgl. hierzu insbesondere auch Abschnitt 2.3.3.
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Aus der Allokationsregel des optimalen Mechanismus in Gleichung 2.63 ist er-
kennbar, dass die Regierung dann die erwartete Wohlfahrt maximiert, wenn die
Marktstruktur mit der maximalen virtuellen sozialen Wohlfahrt mit Sicherheit
(pA(θ) = 1) implementiert wird. Da die virtuelle Wohlfahrtsfunktion für jede
Marktstruktur A streng konvex ist, folgen die optimalen Produktionsmengen aus
den Bedingungen erster Ordnung. Die optimale aggregierte Produktionsmenge
im Duopol ist implizit durch Gleichung 2.64 definiert und die Aufteilungsregel
beschreibt Gleichung 2.65.
P(Q(1,2))− 12(Q(1,2) +∑i θi)
P(Q(1,2))
=
κ
1+ κ
( 1
η(Q(1,2))
+
1
2∑i
G(θi)
g(θi)
)
(2.64)
Q(1,2)i =
Q(1,2)
2
+
θi − θ−i
2
+
κ
1+ κ
1
2
[G(θ−i)
g(θ−i)
− G(θi)
g(θi)
]
wenn Q(1,2) > |θ2 − θ1|+ κ1+ κ
1
2
[G(θ−i)
g(θ−i)
− G(θi)
g(θi)
]
(2.65)
Die virtuelle soziale Wohlfahrt eines Monopols hingegen wird maximiert, wenn
die Regierung die durch Gleichung 2.66 implizit definierte Produktionsmenge
wählt.35
P(Q(i))− 12(Q(i) +min(θ))
P(Q(i))
=
κ
1+ κ
( 1
η(Q(i))
+
G(min(θ))
g(min(θ))
)
(2.66)
2.4.4.2 Spezifikationsbeweis
Unter Anwendung von Gleichung 2.43 und Substitution des ex-post-Gewinns
von Unternehmen i durch
∂piAi
∂θi
=
∂
∂θi
(
P(QA)QAi − [θiQAi +
1
2
(QAi )
2 + FC]
)
= −QAi (2.67)
folgt als Bedingung erster Ordnung für die Anreizkompatibilität des Mechanis-
mus’ Gleichung 2.68.
dUei (φi, θi)
dθi
∣∣∣
φi=θi
=
∂Uei (φi, θi)
∂θi
∣∣∣
φi=θi
= −Eθ−i
(
∑
#A
pA(θ)QAi (θ)
)
(2.68)
35 Da die Mengen implizit definiert sind, sind auch die erwarteten Transferzahlungen implizit
definiert. Man kann diese durch Einsetzen der optimalen Produktionsmengen in Gleichung
2.73 und Beachtung von Gleichung 2.72 ermitteln.
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Integration von Gleichung 2.68 über das Intervall [θi, θ¯] resultiert in den Glei-
chungen 2.69 und 2.70.
Uei (θ¯, θ)−Uei (θi, θ) = −
∫ θ¯
θi
Eθ−i
(
∑
#A
pA(x, θ−i)QAi (x, θ−i)
)
dx (2.69)
⇔ Uei (θi, θ) = Uei (θ¯, θ) +
∫ θ¯
θi
Eθ−i
(
∑
#A
pA(x, θ−i)QAi (x, θ−i)
)
dx (2.70)
Aufgrund von Gleichung 2.46 kann die Anreizkompatibilitätsbedingung zweiter
Ordnung durch Gleichung 2.71 beschrieben werden.
− ∂
∂θi
Eθ−i
(
∑
#A
pA(θ)QAi (θ)
)
≤ 0 (2.71)
Aus Gleichung 2.70 wird erstens deutlich, dass Uei (θ¯|θ) ≥ 0 gelten muss, wenn die
Teilnahmebedingung Uei (θi|θ) ≥ 0 für alle Unternehmen i erfüllt sein soll. Zwei-
tens kann man erkennen, dass die Informationsrente schwach monoton fallend
im Typ θi ist. Da sie sich zudem wohlfahrtsmindernd auswirkt, wird die Informa-
tionsrente des schwächsten Unternehmens durch den Mechanismus vollständig
abgeschöpft (Uei (θ¯|θ) = 0). Folglich muss
Uei (θi, θ) =
∫ θ¯
θi
Eθ−i
(
∑
#A
pA(x, θ−i)QAi (x, θ−i)
)
dx (2.72)
gelten. Analog zur Vorgehensweise in Abschnitt 2.3.3 werden die modifizierten
Nebenbedingungen in die Zielfunktion der Regierung (Gleichung 2.55) einge-
setzt. Hierzu formt man zunächst den Erwartungsnutzen
Uei (θi, θ) = Eθ−i
(
∑
#A
pAi (θ)pi
A
i (Q
A, θ)
)
+ Eθ−i
(
ti(θ)
)
(2.73)
von Unternehmen i nach dessen erwarteter Transferzahlung um, bildet dann den
Erwartungswert über die wahrscheinlichen Typenrealisationen θi und erhält auf
diese Weise die erwarteten Transferzahlungen der Regierung an das Unterneh-
men i (Gleichung 2.74).
Eθ
(
ti(θ)
)
=
∫
θi
Uei (xi, θ)g(xi)dxi − Eθ
(
∑
#A
pAi (θ)pi
A
i (Q
A, θ)
)
(2.74)
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Aus der Anwendung von Gleichung 2.51 schließlich errechnet sich Gleichung
2.75.36
Eθ
(
ti(θ)
)
= Eθ
(
∑
#A
pA(θ)
[
QAi
G(θi)
g(θi)
− piAi (QA)
])
(2.75)
Nach dem Einsetzen von Gleichung 2.75 in die zu maximierende Zielfunktion
erhält man Gleichung 2.61, womit der Beweis abgeschlossen ist.
2.4.5 Konsequenzen unvollständiger Information
Der Vergleich der Monopolmengen bei vollständiger mit der bei unvollständiger
Information (Gleichungen 2.58 und 2.66 resp.) verdeutlicht, dass die Regierung
bei vollständiger Information eine geringere Produktionsmenge als bei unvoll-
ständiger Information festlegt.37 Auch im Duopol ist die aggregierte Produkti-
onsmenge bei vollständiger Information höher als bei unvollständiger.
Hinsichtlich der optimalen Marktaufteilungen im Duopol wird, gegeben der
Quotient G(θi)/g(θi) ist schwach monoton steigend in θi, aus den Gleichun-
gen 2.60 und 2.65 deutlich, dass der Marktanteil eines produktiveren Unterneh-
mens unter unvollständiger Information zu Lasten des unproduktiveren Unter-
nehmens erhöht wird. Um eine Aussage über die relative Wahrscheinlichkeit der
Marktformen in den unterschiedlichen Informationsregimen treffen zu können,
sei θ˘ = min(θ1, θ2) (θ˘ ∈ [θ, θ¯]) und ∆C(θ˘) (∆I(θ˘)) die kritische Differenz zwischen
den Parametern, bei der die optimale ex-post (virtuelle) Wohlfahrt im Monopol
und Duopol bei vollständiger (unvollständiger) Information identisch und des-
halb Gleichung 2.76 (Gleichung 2.77) erfüllt ist.
SW(1,2)(θ˘, θ˘ + ∆C(θ˘)) = SW(1)(θ˘) (2.76)
ˆSW(1,2)(θ˘, θ˘ + ∆I(θ˘)) = ˆSW(1)(θ˘) (2.77)
Unabhängig davon, ob die Informationen vollständig oder unvollständig sind
36 Bei Anwendung von Gleichung 2.51 ist zu beachten, dass die Transferzahlungen in DANA
und SPIER (1994) von den Unternehmen an die Regierung und damit negativ definiert sind
und diese bei der Definition des Erwartungsnutzens von Unternehmen i folglich nicht von
den erwarteten ex-post Gewinnen der Unternehmen subtrahiert, sondern diesen hinzu ad-
diert werden.
37 Der Beweis kann so geführt werden: Ausgehend von der optimalen Produktionsmenge un-
ter vollständiger Information muss die Bedingung erster Ordnung durch eine identische
Produktionsmenge bei unvollständiger Information verletzt sein, weil die rechte Seite von
Gleichung 2.66 größer als die rechte Seite von Gleichung 2.58 ist. Da jedoch die rechte Seite
monoton steigend, die linke Seite hingegen monoton fallend in der Menge ist, kann Glei-
chung 2.66 nur dann erfüllt sein, wenn die Monopolmenge bei unvollständiger Information
kleiner als jene bei vollständiger Information ist.
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impliziert eine Übereinstimmung der ex-post Wohlfahrten gleich hohe aggregier-
te Mengen. Aus Gleichung 2.60 (Gleichung 2.65) folgt dann Gleichung 2.78 (Glei-
chung 2.79) für den Fall, dass |θ2 − θ1| = ∆C(θ˘) (|θ2 − θ1| = ∆C(θ˘)) ist.
Q(1)
C
= ∆C(θ˘) (2.78)
Q(1)
I
= ∆I(θ˘) +
κ
1+ κ
[G(θ˘ + ∆I(θ˘))
g(θ˘ + ∆I(θ˘))
− G(θ˘)
g(θ˘)
]
︸ ︷︷ ︸
α
(2.79)
Da die Regierung, wie oben gezeigt, unter unvollständiger Information eine ge-
ringere Monopolmenge als unter vollständiger Information festlegt und α ≥ 0
ist, muss ∆C(θ˘) ≥ ∆I(θ˘) sein. Eine kleinere kritische Parameterdifferenz unter
unvollständiger Information bedeutet jedoch, dass die Regierung in diesem In-
formationsregime häufiger ein Monopol implementiert als unter vollständiger
Information.
Die Intution für diese Ergebnisse ist folgende: Unter vollständiger Informa-
tion kann die Regierung die Gewinne aller Unternehmenstypen mit Hilfe einer
geeigneten Transferzahlung komplett abschöpfen. Unternehmen mit einer nied-
rigen Typenrealisation zahlen in diesem Fall mehr als Unternehmen mit einer ho-
hen Typenrealisation. Unter unvollständiger Information gilt ebenfalls, dass Un-
ternehmen mit einem niedrigen bekundeten Typ höhere Transferzahlungen leisten
müssen. Sie haben deshalb den Anreiz, den wahren Parameter θi zu übertrei-
ben. Die Regierung kann diesem Anreiz entgegenwirken, indem sie im Duopol
den Marktanteil des ineffizienteren Unternehmens und damit dessen erwarteten
Gewinn senkt. Im Monopol senkt die Regierung die zulässige Produktionsmen-
ge aus eben genanntem Grund. Zusätzlich wird die Industriestruktur zugunsten
eines Monopols verzerrt. Da die Produktionsmenge eines ineffizienteren Unter-
nehmens folglich bereits bei einem geringeren Abstand zum besseren Unterneh-
men auf Null sinkt, wird der erwartete Nutzen der Abweichungsstrategie weiter
reduziert.38
2.4.6 Schlussfolgerungen
Die von AURIOL und LAFFONT (1992) herausgearbeiteten Ergebnisse für Procu-
rement Mechanismen lassen sich wie folgt zusammenfassen: Wenn Unternehmen
38 Wenn die Informationsrente nicht wie in dem Modell angenommen linear (siehe Gleichung
2.72), sondern stärker als linear in der Produktionsmenge steigt, weisen AURIOL und LAF-
FONT (1992) darauf hin, dass eine verteilte Produktion dann die Informationskosten so stark
senkt, dass sich die Verzerrung der Industriestruktur zu Gunsten des Monopols ins Gegen-
teil verkehren kann.
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private Information der Unternehmen über ihren Typ - in diesem Modell handelt
es sich um den Parameter des Terms erster Ordnung in einer Kostenfunktion,
die ein Polynom zweiten Grades ist - haben, kann die Regierung die Informati-
onskosten, die ceteris paribus eine Verringerung der Wohlfahrt bewirken, durch
eine Verzerrung der Marktstruktur hin zu einem höheren Konzentrationsgrad
reduzieren. Im Duopol erreicht sie das durch eine Aufteilung des Marktes zu-
gunsten eines effizienteren Unternehmens. Zudem werden häufiger Monopole
implementiert, um Unternehmen den Anreiz zum Übertreiben der Kostenmit-
teilung zu nehmen. Wirksam ist diese Verzerrung der Marktstruktur, weil die
Markteintritts- und damit Produktionswahrscheinlichkeit eines Unternehmens,
das einen schlechten Typ bekundet, auf diese Weise reduziert werden kann.
2.5 Resümee
Alle in diesem Kapitel diskutierten Modelle untersuchen Mechanismen zur Im-
plementierung einer optimalen Marktstruktur bei privater Information der Un-
ternehmen über ihren Typ und charakterisieren deren Eigenschaften. Die zeitli-
che Struktur der Aktionen ist in allen drei Fällen identisch. Nachdem der Unter-
nehmenstyp private Information geworden ist, spezifiziert die Regierung glaub-
haft einen direkten Mechanismus. Dann offenbaren die Unternehmen ihren Typ,
die Regierung verteilt Produktionslizenzen gemäß der im Mechanismus fest-
gelegten Regeln, woraufhin die Unternehmen entweder nach einer einstufigen
Marktinteraktion (GRIMM et al. (2003) und DANA und SPIER (1994)) oder durch
den Verkauf endogen bestimmter Produktionsmengen (AURIOL und LAFFONT
(1992)) ihre Gewinne realisieren.
Durch GRIMM et al. (2003) wird die Existenz von optimalen Mechanismen in
dominanten Strategien für den Fall einer endlichen Anzahl von Unternehmen mit
privaten Fixkosteninformationen bestätigt. Der optimale Groves-Mechanismus
resultiert in dem Modell für den Spezialfall einer absoluten Wohlfahrtspräfe-
renz des Staates. Eine generelle Aussage zum Einfluss asymmetrischer Infor-
mation auf die Industriestruktur wird nicht getroffen. Gezeigt wird aber, dass
freier Markteintritt wohlfahrtsmaximierend sein kann, jedoch nicht in jedem Fall
zwingend sein muss. Gegenüber diesem hinsichtlich der Anzahl der Unterneh-
men sehr allgemeinen Modell beschränken sich DANA und SPIER (1994) auf die
Charakterisierung eines die erwartete Wohlfahrt maximierenden Mechanismus
bei vier möglichen verschiedenen Marktstrukturen , wenn die Unternehmen pri-
vate Informationen über ihren Typ haben. Letzterer kann sowohl als Fixkosten-
wie auch als Grenzkostenrealisation des Unternehmens interpretiert werden. In
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dieser Arbeit werden zwei Resultate hergeleitet. Erstens offenbaren die Unter-
nehmen ihren Typ im Bayesianischen Gleichgewicht wahrheitsgemäß. Zweitens
begünstigt die Regierung wegen der Existenz positiver Informationskosten die
staatliche gegenüber der privaten Produktion, implementiert aber auch zu selten
ein Duopol. Zu diesem Ergebnis kommen AURIOL und LAFFONT (1992) eben-
falls, obgleich in deren Analyse keine Marktinteraktion stattfindet, sondern durch
den optimalen Mechanismus auch die Produktionsmengen in den jeweiligen
Marktstrukturen festgelegt werden.
Kapitel 3
Informationstransfer in
Lizenzauktionen
3.1 Überblick
In den nachfolgend diskutierten dynamischen Modellen (vgl. hierzu auch Ab-
bildung 3.1) wird die Lizenz für den Marktzutritt durch eine Auktion alloziert.
Während auf diese Interaktion in den Abschnitten 3.2 bis 3.4 ein strategisches
Marktspiel folgt, entsteht nach der Allokation der Zutrittslizenz bei der in Ab-
schnitt 3.5 diskutierten Modellierung ein Monopol. Unabhängig von der Wett-
bewerbsintensität nach der Allokationsentscheidung ist jedoch allen in Kapitel
3 diskutierten Modellen gemeinsam, dass die Bieter einen Anreiz zur Signa-
lisierung ihres Typs haben, weil der Erlös im post-auction Markt von dieser
Information determiniert wird. Ein erlösmaximierender Auktionator muss da-
her in diesen Fällen auch bestimmen, mit welcher Präzision er die ihm über-
mittelten Informationen an die Akteure weiterleitet. Zunächst wird in dem auf
GOEREE (2003) basierenden Abschnitt 3.2 die Existenz von Gleichgewichten in
single-unit first-price, second-price, Englischen und Holländischen Auktion un-
tersucht. In allen vorgenannten Versteigerungsverfahren hat das Gebot jeweils
Einfluss auf den Nutzen der post-auction Marktinteraktion. Verglichen werden
die erwarteten Erlöse dieser Auktionen. Der in Abschnitt 3.3 diskutierte Auf-
satz von VARMA (2003) leitet notwendige und hinreichende Bedingungen für die
Existenz eines symmetrischen Perfekten Bayesianischen Gleichgewichtes in einer
single-unit first-price Auktion bei post-auction Cournot-Mengen- und Bertrand-
Preiswettbewerb her. Dann werden die Ergebnisse von KATZMAN und RHODES-
KROPF (2008), einer weiteren in diesem Kontext bedeutsamen Arbeit, in Ab-
schnitt 3.4 vorgestellt, dessen Schwerpunkt die Herleitung allgemeiner Bedin-
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Modelle
KATZMAN und RHODES-KROPF (2008)
VARMA (2003)
GOEREE (2003)
MOLNÁR und VIRÁG (2008)
1: Lizenzvergabe
Bieterzahl N N N N
Bietertyp θi [θ, θ¯] [θ, θ¯] [θ, θ¯] [θ, θ¯]
Interpretation von θi BKN KSP KSP GK
Lizenzanzahl 1 1 1 1
Mechanismus dM 1st, 2nd, E 1st 1st, 2nd, E
Info-Politik C;D b1;D b1 b1;b2;D
2: Marktspiel
Marktform MP OP OP DP
Marktstruktur − v: c− θi v: c− θi v: θi
− l: c l: c IC: θI
Nachfrage UeI,U(θi) I L P:H, M:L
Wettbewerb − M P/M P/M
Zielfunktionen
Unternehmen Ue Ue Ue Ue
Auktionator Re EL EL EL
BKN: Bruttokonsumentennutzen KSP: Kostensenkungspotential GK: Grenzkosten
dM: direkter Mechanismus 1st: first-price Auktion 2nd: second-price Auktion
E: Englische Auktion b1: Höchstgebot b2: höchstes Verlierergebot
C: concealment D: disclosure IC: Incumbent
MP: Monopol DP: Duopol TO: Triopol OP: Oligopol
v: Gewinner l: Verlierer L: lineare Nachfrage Ue: Erwartungsnutzen
I: implizit definierte Nachfrage Re: Erwarteter Erlös P: Preiswettbewerb
M: Mengenwettbewerb EL: Effizienz Lizenzvergabe H: Hotelling Interaktion
Abbildung 3.1: Lizenzallokation und Informationstransfer
gungen für die Erlösäquivalenz von Auktionsformen ist, die sich für eine gege-
bene Informationspolitik des Prinzipals in der Art der Gebotsabgabe (offen vs.
verdeckt) und der Bestimmung der Transferzahlung (First-price vs. Second-price)
unterscheiden. Außerdem wird von MOLNÁR und VIRÁG (2008) nachgewiesen,
dass der für eine erlösmaximierende Auktion hinreichende Informationstransfer
von den Charakteristika der Erwartungsnutzenfunktion der Bieter determiniert
wird (Abschnitt 3.5). In Abschnitt 3.6 schließlich werden die Ergebnisse zusam-
mengefasst und eingeordnet.
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3.2 Informationspolitik und Erlösäquivalenz1
3.2.1 Überblick
Die zentrale in GOEREE (2003) gestellte Frage ist, wie sich das Verhalten von Bie-
tern in Auktionen verändert, wenn die Bieter ihre relative Marktposition nach der
Auktion durch das Verzerren privater Informationen in der Auktion verbessern
können.2 Insbesondere wird das Bieterverhalten in der second-price, der Engli-
schen und der first-price Auktion analysiert, um dann die erwarteten Erlöse des
Auktionators in den unterschiedlichen Auktionstypen miteinander zu verglei-
chen.
3.2.2 Modell und Annahmen
In Stufe 1 wird durch einen Zug der Natur für jedes von N > 0 Unternehmen
i der Unternehmenstyp θi bestimmt, der private Information dieses Unterneh-
mens wird. Allen anderen Unternehmen −i und dem Auktionator ist lediglich
das geschlossene Intervall [θ, θ] bekannt, in dem die Typenrealisation θi mit der
Wahrscheinlichkeitsfunktion G(θi) verteilt ist. Die Dichtefunktion ist g(θi).3 Der
Quotient G(θi)/g(θi) ist in θi schwach monoton steigend.
Der Auktionator legt sich daraufhin glaubhaft und öffentlich auf eine Aukti-
onsregel und eine Informationspolitik fest (Stufe 2). Die Prozessinnovation wird
entweder in einer second-price, einer Englischen oder einer first-price Auktion
versteigert.4 Bezüglich der Informationspolitik werden zwei Alternativen unter-
sucht. In der Ersten (Fall D) wird der Gewinnertyp automatisch enthüllt. In der
Zweiten (Fall b1) wird das Gewinnergebot b1 veröffentlicht. Dem Gebotsprozess in
1 Dieser Abschnitt basiert auf GOEREE (2003).
2 Die Verzerrung der Information umfasst den Anreiz zum Über- wie auch zum Untertreiben.
Ersterer wird nachfolgend genauer erläutert. Letzterer hingegen wird von GOEREE (2003)
für mögliche Erweiterungen des Modells erwähnt. Da jedoch die Monotonie der Bietfunk-
tion durch den Anreiz zum Untertreiben u.U. zerstört und deshalb die vollständige Sepa-
ration der Typen im Gleichgewicht unmöglich wird, verzichtet der Autor auf eine explizite
Analyse dieses Falls. Letzterer wird jedoch von VARMA (2003) aufgegriffen, der hinreichen-
de Bedingungen für die Existenz von separierenden Gleichgewichten herleitet. Siehe hierfür
insbesondere Abschnitt 3.3.
3 Da der Definitionsbereich und die Verteilungsfunktion der Zufallsvariablen für alle Unter-
nehmen übereinstimmen, sind die Unternehmen ex-ante symmetrisch.
4 Die second-price und die first-price Auktion sind verdeckte Mechanismen, die sich durch
die Zahlungsregel unterscheiden. In einer first-price Auktion zahlt der Gewinner einen Be-
trag in Höhe des individuellen Gebots und in einer second-price Auktion das zweithöchste
Gebot. Anders als bei den verdeckten Verfahren unterscheidet sich die durch das Modell ab-
gebildete Englische Auktion von der klassischen Variante, denn hier erhöht der Auktionator
kontinuierlich seinen Angebotspreis, bis der letzte aktive Bieter seine Inaktivität anzeigt. Die
Auktion endet also nicht automatisch, sobald es nur noch einen aktiven Bieter gibt.
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Stufe 3 schließt sich in Stufe 4 die Allokationsentscheidung des Auktionators an.
Schließlich interagieren in Stufe 5 der Gewinner der Auktion „v“ und N − 1 Ver-
lierer „l“ auf einem post-auction Markt und realisieren dort die ex-post-Gewinne
piv bzw. pil.5 Hinsichtlich des funktionalen Verlaufs von piv(φv, θv) im wahren
Typ θv und dem von den Verlierern wahrgenommenen Typ φv beschränkt sich
die Analyse auf sekundäre Wettbewerbsformen, die den in den Gleichungen 3.1
(i) und (ii) bezüglichen der ersten Ableichung sowie in den Gleichungen 3.2 (i)
und (ii) bezüglich der zweiten Ableitung getroffenen Annahmen genügen.
(i) piv1 =
∂piv
∂φv
> 0 (ii) piv2 =
∂piv
∂θv
> 0 (3.1)
(i) piv12 =
∂
∂θv
(∂piv
∂φv
)
> 0 (ii) piv11 =
∂2piv
(∂φv)2
> 0 (3.2)
Gemäß Gleichung 3.1 (ii) ist der post-auction Gewinn des Gewinners ceteris pa-
ribus umso größer, je höher θv, d.h. je höher die Kostensenkung durch die Pro-
zessinnovation ist. Zudem steigt piv - gegeben der wahre Typ ist θv - auch im
wahrgenommenen Typ φv an (Gleichung 3.1 (i)). Die positive Kreuzableitung in
Gleichung 3.2 (i) besagt, dass stärkere Unternehmen einen höheren Anreiz zum
Übertreiben des eigenen Typs als schwächere haben. Gleichung 3.2 (ii) schließlich
stellt die schwache Monotonie der Gebotsfunktion in der second-price Auktion
sicher. Mit der Annahme
dpiv(θv, θv)
dθv
− dpi
l(θv, θv)
dθv
> 0 (3.3)
wird ausgeschlossen, dass der Gewinner der Auktion von einer infinitesimalen
Erhöhung des Gewinnertyps - vorausgesetzt tatsächlicher und wahrgenomme-
ner Typ stimmen überein - weniger stark als der Verlierer profitiert. Offenbart
ein Bieter seinen wahren Typ, ist sein Nettonutzen im Falle eines Zuschlags also
immer höher als der Nettonutzen im Falle einer Niederlage in der Auktion.
5 Die Realisation θv des Gewinners v ist niemals so groß, dass der post-auction Gewinn der
N − 1 in der Auktion unterlegenen Unternehmen negativ wird und die Unternehmen des-
halb nicht in den Markt eintreten. Die Anzahl der Unternehmen im post-auction Markt ist
deshalb exogen gegeben. Aufgrund der (Grenz-)Kostensymmetrie der Verlierer und der dar-
aus folgenden Identität ihrer ex-post-Gewinne kann auf die Indizierung derselben verzichtet
werden.
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3.2.3 Bekanntgabe des Gewinnertyps
3.2.3.1 Second-price Auktion und Englische Auktion
Wird θv in Stufe 4 veröffentlicht (Fall D), ist es für die Bieter in der second-price
wie auch in der Englischen Auktion eine schwach dominante Strategie, die wahre
Zahlungsbereitschaft zu bieten.6 Diese entspricht der Differenz zwischen dem
post-auction Gewinn bei einem Sieg und dem einer Niederlage in der Auktion.
Die Gebotsfunktion β2
DC
(θi) aller Bieter ist in Gleichung 3.4 dargestellt.
β2nd
D
(θi) = pi
v(θi, θi)− pil(θi, θi) (3.4)
Der vom Auktionator ausgerufene Preis βE
D
k , bis zu dem ein Bieter vom Typ θi in
einer Englischen Auktion aktiv bleibt, vorausgesetzt vor ihm sind k Unternehmen
beim Preis pk ausgeschieden, wird in Gleichung 3.5 charakterisiert.
βE
D
k (θi|p1, ..., pk) =
β2nd
D
(θi) für alle k = 0, ..., N − 2
pN−1 wenn k = N − 1
(3.5)
Gleichung 3.5 verdeutlicht, dass alle Bieter mit Ausnahme des Gewinners die
Differenz piv(θi, θi)−pil(θi, θi) bieten. Ist der spätere Gewinner dagegen der letzte
verbliebene Bieter, überbietet er den zweithöchsten Bieter nur marginal.
3.2.3.2 First-price Auktion
In der first-price Auktion sieht sich ein Bieter bei der Bestimmung seiner
Gleichgewichts-strategie mit folgendem trade-off konfrontiert. Einerseits vermin-
dert ein Untertreiben der eigenen Zahlungsbereitschaft im Falle eines Zuschlags
die Zahlung an den Auktionator. Andererseits reduziert diese Strategie aber auch
die Zuschlagswahrscheinlichkeit. Bei vollständiger Information über die Zah-
lungsbereitschaften der anderen Bieter ist die Antwort auf die Frage nach der
optimalen Bietstrategie trivial. Ein Bieter bietet dann gerade einen Betrag in Hö-
he der zweithöchsten Zahlungsbereitschaft. Kennt ein Bieter dagegen nur die
Verteilungsfunktion der Wertschätzung seiner Mitbieter, kann die bei vollstän-
diger Information optimale Strategie auf den Fall unvollständiger Information so
übertragen werden: Biete einen Betrag in Höhe des bedingten Erwartungswertes
der zweithöchsten Wertschätzung. Mit der Zufallsvariable y1, welche die höchs-
6 Durch die automatische Veröffentlichung des wahren Typs entfällt der Signalisierungsanreiz
in Stufe 2. Deshalb handelt es sich beim Fall D um Auktionen mit symmetrischen, unabhän-
gig voneinander verteilten, privaten Wertschätzungen. Diese Auktionen werden bspw. bei
KRISHNA (2002) ausführlich behandelt.
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te aus N − 1 zufälligen Konkurrentenwertschätzungen beschreibt, vorausgesetzt
das Maximum ist kleiner oder gleich θi, und deren Verteilungsfunktion Gy1 ist,
kann diese Strategie durch Gleichung 3.6 beschrieben werden.7
β1st
D
(θi) =
1
Gy1(θi)
∫ θi
θ
[
piv(x, x)− pil(x, x)
]
gy1(x)dx (3.6)
Nach Anwendung der partiellen Integrationsregel auf Gleichung 3.6 resultiert
Gleichung 3.7, die aufgrund von I > 0 verdeutlicht, dass die Bieter ihre wahre
Zahlungsbereitschaft im Gleichgewicht der first-price Auktion untertreiben.
β1st
D
(θi) =
[
piv(θi, θi)− pil(θi, θi)
]
− 1
Gy1(θi)
∫ θi
θ
[
pivθi(x, x)− pilθi(x, x)
]
Gy1(x)dx︸ ︷︷ ︸
I
(3.7)
3.2.4 Bekanntgabe des Gewinnergebots
3.2.4.1 Second-price Auktion
Wird das Gewinnergebot b1 bekannt gegeben (Fall b1), kann jeder Verlierer die-
se Information zur Aktualisierung seiner Einschätzung im Hinblick auf den Ge-
winnertyp verwenden. Somit entsteht für jeden potenziellen Gewinner ein An-
reiz, durch die Verzerrung des eigenen Gebotes die Wahrnehmung der Konkur-
renten zu beeinflussen. In einer second-price Auktion, in der dieser Anreiz unter
den drei betrachteten Auktionsregeln aufgrund der Unabhängigkeit von Gebot
und Zahlung am höchsten ist8, existiert unter den gegebenen Annahmen ein
durch die Gleichungen 3.8 und 3.9 spezifiziertes eindeutiges Perfektes Bayesia-
nischen Trenngleichgewicht als Paar einer Gebotsfunktion β2nd
b1 (θi) und einer
Belief-Funktion ϕ2nd
b1 (bv).
β2nd
b1
(θi) = [pi
v(θi, θi)− pil(θi, θi)] +
Gy1(θi)
gy1(θi)
piv1(φi, θi)|φi=θi (3.8)
ϕ2nd
b1
(bv) =

θ wenn bv < β2nd
b1 (θ)
β2nd
b1
−1
(b) wenn bv ∈ [θ, θ¯]
θ¯ wenn bv > β2nd
b1 (θ¯)
(3.9)
7 Die korrespondierende Dichtefunktion wird mit gy1 bezeichnet.
8 Hat ein Bieter in der second-price Auktion die höchste Valuation, ist die Verzerrung für ihn
kostenlos.
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Eine Gegenüberstellung der Gebotsfunktionen unter der Disclosure Policy (Glei-
chung 3.4) und der Concealment Policy (Gleichung 3.8) macht deutlich, dass die
Gebote im Fall der Nichtveröffentlichung des wahren Gewinnertyps höher als bei
Bekanntgabe des Gewinnertyps sind. Zugleich zeigt Gleichung 3.8, dass ein Bie-
ter mit einer wahren Typenrealisation nahe des oberen Endes möglicher Typen-
realisationen (starker Bieter) seine Wertschätzung stärker übertreibt als ein Bieter,
dessen Wertschätzung am unteren Rand des Typenintervalls (schwacher Bieter)
liegt, weil der ex-post Gewinnanstieg starker Bieter höher als der schwacher Bie-
ter ist (vgl. Gleichung 3.2, Teil i).
3.2.4.2 Englische Auktion
Für den Fall der Bekanntgabe des Gewinnergebotes bv muss die Frage nach der
optimalen Strategie eines Bieters in einer Englischen Auktion für zwei Zustände
des Bietprozesses gestellt werden. Zunächst muss ein Unternehmen entscheiden,
bis zu welchem vom Auktionator genannten Preis es aktiv bleiben soll, wenn
noch nicht alle Mitbieter aus der Auktion ausgeschieden sind. Die Aktivitätsfra-
ge stellt sich noch einmal, nachdem alle Konkurrenten ihre Inaktivität angezeigt
haben. Die optimalen symmetrischen Perfekten Bayesianischen Trenngleichge-
wichte für beide Zustände des Bietprozesses sind in den Gleichungen 3.10 und
3.11 zusammengefasst.
βE
b1
k (θi|p1, ..., pk)
=

βE
b1
k>N−1 = pi
v(θi, θi)− pil(θi, θi) wenn k = 0, ..., N − 2
βE
b1
k=N−1 = pN−1 +
∫ θi
βE
b1
−1
N−1 (pN−1)
∂piv(x,ϑ)
∂ϑ
∣∣∣
ϑ=x
dx wenn k = N − 1 (3.10)
ϕE
b1 (bv) =
βE
b1
−1
N−1 (bv) wenn bv ∈ [pN−1, βE
b1
k=N−1(θ¯)]
θ¯ wenn bv > βE
b1
N−1(θ¯)
(3.11)
Demgemäß verlassen die ersten N − 1 Bieter die Auktion bei einem Preis, der
ihrer wahren Zahlungsbereitschaft gleicht (obere Zeile der Fallunterscheidung in
Gleichung 3.10). Der letzte aktive Bieter hingegen untertreibt seine wahre Wert-
schätzung weniger stark als im Fall der automatischen Bekanntgabe des Gewin-
nertyps (untere Zeile der Fallunterscheidung in Gleichung 3.10).
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3.2.4.3 First-price Auktion
Der von einem Bieter abzuwägende trade-off in einer first-price Auktion mit au-
tomatischer Bekanntgabe des wahren Gewinnertyps wurde bereits in Abschnitt
3.2.3.2 erläutert. Die beiden dort benannten gegenläufigen Effekte werden bei der
Bekanntgabe des Gewinnergebotes durch einen dritten für den Bieter existieren-
den Anreiz zur Verzerrung des Gebotes überlagert, denn das Untertreiben der
eigenen Wertschätzung lässt den eigenen Typ in der Wahrnehmung der Konkur-
renten relativ zum wahren Typ schwächer erscheinen, und das wiederum wirkt
sich negativ auf die post-auction Gewinne aus. Somit wirkt sich der Signalisie-
rungsanreiz dämpfend auf den im Fall D identifizierten Anreiz zur Untertrei-
bung der eigenen Wertschätzung aus. Die hieraus resultierende Vermutung, dass
die Gebote im Fall b1 höher als im Fall D sind, wird durch das in den Gleichungen
3.12 (Gebotsfunktion) und 3.13 (Beliefs der Verlierer) formulierte symmetrische
Perfekte Bayesianische Trenngleichgewicht einer First-price Auktion bestätigt.
β1st
b1 (θi) =
1
Gy1(θi)
(∫ θi
θ
[
piv(x, x)− pil(x, x)
]
gy1(x)dx
+
∫ θi
θ
∂piv(φi, x)
∂φi
∣∣∣
φi=x
Gy1(x)dx
) (3.12)
ϕ1st
b1 (bv) =

θ¯ wenn bv > β1st
b1 (θ¯)
β1st
b1
−1
(b) wenn bv ∈ [β1stb1 (θ), β1stb1 (θ¯)]
θ wenn bv < β1st
b1 (θ)
(3.13)
Da der erste Summand in Gleichung 3.12 dem Gleichgewichtsgebot im disclosure-
Fall D entspricht und der zweite Summand immer größer als Null ist, unterbieten
die Unternehmen ihre wahre Wertschätzung in einer First-Price Auktion unter
der Informationsregel b1 im Gleichgewicht tatsächlich weniger stark als im Fall
D.
3.2.5 Erwarteter Erlös des Auktionators
Die strenge Monotonie der Bietfunktion in allen Auktionsformen impliziert, dass
der Akteur mit der besten Typenrealisation im Gleichgewicht trotz des Anreizes
zur Signalisierung privater Informationen mit Sicherheit den Zuschlag erhält, al-
le Auktionen also effizient sind. Ein zweites Teilergebnis ist, dass der Nettonut-
zen des Unternehmens mit der niedrigsten Typenrealisation in allen drei Auktio-
nen gleich hoch (pil(θ, θ)) ist. Dann aber gilt das Erlösäquivalenz-Theorem (siehe
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bspw. Abschnitt 2.2.4.2).9 Deshalb schlussfolgert GOEREE (2003), dass die drei be-
trachteten Auktionsformen selbst dann erlösäquivalent sind, wenn die Verlierer
lediglich aus dem Gebot des Gewinners auf dessen Typ zurückschließen können,
was daran liegt, dass der Gewinner der Auktion im Fall b1 unabhängig von der
Allokations- und Transferregel die Kosten der Signalisierung auf sich nimmt, um
sich von den anderen Bietern, die ebenfalls einen Anreiz zum Übertreiben ihrer
privaten Informationen haben, abzuheben.
3.2.6 Beweise
3.2.6.1 Die second-price Auktion
Der Erwartungsnutzen Ue(θi, b) eines Bieters vom Typ θi, der in der second-
price Auktion das Gebot b einreicht, während die Konkurrenten vom Typ θ−i
die Gleichgewichtsstrategie β wählen, ist gleich der in Gleichung 3.14 spezifizier-
ten Summe der ex-ante Gewinne aus einem Sieg (erster Summand in Gleichung
3.14) und einer Niederlage (zweiter Summand in Gleichung 3.14).
Uei (b, θi) =
∫ β−1(b)
θ
[
piv
(
β−1(b), θi
)
− β(x)
]
dGy1(x)
+
∫ θ¯
β−1(b)
pil(x, x)dGy1(x) (3.14)
Unter Ausnutzung der Leibniz-Regel für parameterabhängige Integrale resultiert
dann für die an der Stelle b = β(θi) ausgewertete erste Ableitung von Uei nach b
Gleichung 3.15.
∂Uei (b, θi)
∂b
∣∣∣
b=β(θi)
=
1
β′(θi)
(
gy1(θi)
[
piv(θi, θi)− pil(θi, θi)− β(θi)
]
+ Gy1(θi)
∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=θi
)
≡ 0 (3.15)
Nullsetzen des Klammerausdrucks in Gleichung 3.15 und Auflösen nach β(θi) er-
gibt mit Gleichung 3.16 schließlich die Gebotsfunktion im symmetrischen Gleich-
gewicht einer second-price Auktion im Fall b1.
β(θi) = [pi
v(θi, θi)− pil(θi, θi)] +
Gy1
gy1
∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=θi
(3.16)
9 Da die Voraussetzungen für die Anwendung des Erlös-Äquivalenz-Theorems vorliegen,
wird der formale Beweis der Äquivalenz der Auktionen im Fall b1 in der vorliegenden Arbeit
nicht geführt.
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Entfällt der Anreiz zum Übertreiben der privaten Information, ist
∂piv(φi, θi)/∂φi = 0 und Gleichung 3.16 identisch mit Gleichung 3.4. Um
die Globalität des Optimums nachzuweisen, unterstellt man zunächst, Unter-
nehmen i vom Typ θi biete b = β(θ˜i), unterbreite also für den Fall θ˜i < θi (θ˜i > θ˜i)
ein niedrigeres (höheres) Gebot als im vermuteten Gleichgewicht. Dann aber
entspricht die erste partielle Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion dem
Term in Gleichung 3.17.
∂Uei (b, θi)
∂b
∣∣∣
b=β(θ˜i)
=
gy1(θ˜i)
β′(θ˜i))
([
piv(θi, θ˜i)− piv(θ˜i, θ˜i)
]
+
Gy1(θ˜i))
gy1(θ˜i))
[∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=θ˜i
− ∂pi
v(φi, θ˜i)
∂φi
∣∣∣
φi=θ˜i
])
(3.17)
Da gy1 , Gy1 sowie β
′ größer als Null sind und - wie in Abschnitt 3.2.2 näher erläu-
tert wurde - bessere immer stärker als schlechtere Unternehmen von einem Sieg
in der Auktion profitieren, gilt für den partiellen Grenznutzen des Unternehmens
Gleichung 3.18.
∂Ue(b, θi)
∂b
∣∣∣
b=β(θ˜i)
=
> 0 wenn θi > θ˜i< 0 wenn θi < θ˜i (3.18)
Gleichung 3.18 stellt sicher, dass der Nutzen eines Unternehmens i vom Typ θi
im Fall eines Abweichens nach unten (b = β(θ˜i) und θi > θ˜i) wie auch eines Ab-
weichens nach oben (b = β(θ˜i) und θi < θ˜i) kleiner als bei Abgabe des Gleichge-
wichtsgebotes ist, wenn die Gebote auf das Intervall [β(θ), β(θ¯)] beschränkt sind.
Ein Unter- bzw. Überbieten dieser Intervallgrenzen führt zum selben erwarteten
Nutzen wie das Unterbreiten eines Gebotes, bei dem im Trenngleichgewicht auf
einen Randtypen zurückgeschlossen werden kann. Solche Gebote sind aber - wie
soeben gezeigt wurde - im Hinblick auf den Erwartungsnutzen inferior gegen-
über dem Gebot β(θi), womit die Optimalität von β(θi) bewiesen ist.
3.2.6.2 Die Englische Auktion
3.2.6.2.1 Beweisstruktur Um die Existenz des in Abschnitt 3.2.4.2 vorgestell-
ten Trenngleichgewichts zu beweisen, wird zunächst die Optimalität des Bieter-
verhaltens für den Fall nachgewiesen, dass die Anzahl der aktiven Bieter strikt
größer als Eins ist (N − k > 1) und anschließend für den Fall, dass diese genau
Eins ist (N − k = 1).
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3.2.6.2.2 Mehrere aktive Bieter Gilt N − k > 1, ist Unternehmen i vom Typ θi
also nicht der einzige aktive Bieter, wird für Unternehmen i nun die Frage gestellt,
ob es durch die Wahl der Strategie b(θ˜i) an Stelle von b(θi) profitieren kann, vor-
ausgesetzt alle anderen Bieter folgen ihrer Gleichgewichtsstrategie, verlassen die
Auktion also genau dann, wenn der Preis des Auktionators ihrer tatsächlichen
Wertschätzung gleicht. Diese Frage soll getrennt für die wahrscheinlichen (relati-
ven) Realisationen θ˜i < θi (Fall 1) und θ˜i > θi (Fall 2) beantwortet werden.
Fall 1 (θ˜i < θi): Verlassen alle anderen aktiven Bieter bei Preisen unterhalb von
b(θ˜i) die Auktion, kann b(θ˜i) für Unternehmen i als einzig aktiven Bieter keine
optimale Strategie sein, da diese gemäß Gleichung 3.10 größer als b(θ˜i) ist. Ver-
lassen dagegen nicht alle der noch aktiven Mitbieter bei einem Preis unterhalb
von b(θ˜i) die Auktion, sondern bei einem etwas höheren Preis, der noch immer
kleiner als b(θi) ist, so kann die Wahl von b(θ˜i) für das Unternehmen i auch nicht
optimal sein, weil die Auktion mit Sicherheit verloren wird, obwohl dies durch
ein Gebot unterhalb der maximalen Zahlungsbereitschaft hätte vermieden wer-
den können. Folglich ist b(θ˜i) nicht optimal, wenn θ˜i < θi gilt.
Fall 2 (θ˜i > θi): Wenn alle aktiven Bieter die Auktion bei einem Preis unterhalb
von β(θi) verlassen, liegt es auf der Hand, dass β(θ˜i) inferior gegenüber β(θi)
ist. Es verbleibt daher auszuschließen, dass β(θ˜i) die vermutete Gleichgewichtss-
trategie β(θi) dann dominiert, wenn alle Bieter die Auktion bei einem Preis β(θˆ)
(θi ≤ θˆ ≤ θ˜i ≤ θ¯) oberhalb von β(θi) verlassen. Allein Unternehmen i ist dann
aktiv und bietet gemäß Gleichung 3.10 einen Betrag in Höhe von
β(θˆ) +
∫ ζ
θˆ
∂piv(φi, x)
∂φi
∣∣∣
φi=x
dx (3.19)
wobei θˆ ≤ ζ ≤ θ¯ gefordert wird. Tritt das betrachtete Ereignis mit Sicherheit ein,
vereinfacht sich die Erwartungsnutzenfunktion zu
max
ζ
(
piv(θi, ζ)−
[
β(θˆ) +
∫ ζ
θˆ
∂piv(φi, x)
∂φi
∣∣∣
φi=x
dx
])
(3.20)
Dann aber ist die erste partielle Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion nach
dem ersten Argument, nämlich
∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=ζ
− ∂pi
v(φi, ζ)
∂φi
∣∣∣
φi=ζ
, (3.21)
wegen Gleichung 3.1 negativ, weshalb Unternehmen i die Auktion unmittel-
bar nach den anderen aktiven Bietern bei β(θˆ) verlassen sollte. Folgt das Un-
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ternehmen dieser Strategie, ist sein Nettonutzen piv(θi, θˆ) − β(θˆ) = piv(θi, θˆ) −
piv(θˆ, θˆ) + pil(θˆ, θˆ) (die anderen Bietern offenbaren ihren wahren Typ), also wie-
derum wegen Gleichung 3.1 kleiner als der Erwartungsnutzen pil(θˆ, θˆ) von Un-
ternehmen i, so es die Auktion bei β(θi) verlassen hätte. Folglich ist die Strategie
β(θ˜i) auch dann nicht optimal, wenn θ˜i größer als θi ist.
3.2.6.2.3 Ein aktiver Bieter Für den Fall mehrerer aktiver Bieter wurde unter-
stellt, Unternehmen i verhalte sich in Fällen, in denen es der einzig verbleibende
Bieter war, gemäß Gleichung 3.10. Gezeigt wird nun, dass diese Annahme im
Gleichgewicht getroffen werden kann. Ausgangspunkt der Betrachtung ist der
Zeitpunkt, zu dem bereits N − 1 Konkurrenten bei Preisen p1 ≤ ... ≤ pN−1 aus
der Auktion ausgeschieden sind und Unternehmen i die Auktion mit Sicherheit
gewinnt. Das Unternehmen maximiert in diesem Fall die Nutzenfunktion
max
b
[
piv
(
β−1(b), θi
)
− b
]
,
woraus sich folgende Bedingung erster Ordnung für ein Erwartungsnutzenma-
ximum ergibt.
∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=β−1(b)
∂β−1(b)
∂b
− 1 ≡ 0 (3.22)
Die Symmetrieeigenschaft der Gleichgewichtsstrategien kann genutzt werden,
um
β′(θi) =
∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=θi
(3.23)
zu erhalten, was nach einer Integration über das Intervall [β−1k>N−1(pN−1), θi] und
unter Ausnutzung von βk=N−1(β−1k<N−1(pN−1)) = pN−1 zur Gleichgewichtsstra-
tegie βk=N−1 (Gleichung 3.10) führt, die ein globales Optimum ist. Damit ist der
Beweis vollständig.
3.2.6.3 Die First-price Auktion in den Informationsregimen b1 und D
Gleichung 3.24 zeigt die Erwartungsnutzenfunktion eines Unternehmens in einer
first-price Auktion.
Ue(b, θi) =
∫ β−1(b)
θ
[
piv
(
β−1(b), θi
)
− b
]
dGy1(x) +
∫ θ¯
β−1(b)
pil(x, x)dGy1(x) (3.24)
Unter mehrmaliger Anwendung der Leibniz-Regel für parameterabhängige Inte-
grale ergibt sich die Bedingung erster Ordnung für ein Erwartungsnutzenmaxi-
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mum gemäß Gleichung 3.25.
∂Uei (b, θi)
∂b
∣∣∣
b=β(θi)
= gy1
[
piv(θi, θi)− pil(θi, θi)− β(θi)
]
+ Gy1
[∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=θi
− β′(θi)
]
≡ 0 (3.25)
Zur Herleitung der Bietfunktion im symmetrischen Perfekten Bayesianischen
Trenngleichgewicht muss Gleichung 3.25 nach Gleichung 3.26 umgeformt wer-
den.
gy1(θI)β(θi) + Gy1(θi)β
′(θi) =
gy1(θI)
[
piv(θi, θi)− pil(θi, θi)
]
+ Gy1(θi)
∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=θi
(3.26)
Schließlich kann unter Verwendung der Ableitungsregel für multiplikativ ver-
knüpfte Funktionen gezeigt werden, dass Gleichung 3.26 äquivalent zu Glei-
chung 3.27 ist.
d
dθi
(
Gy1(θi)β(θi)
)
= gy1(θi)
[
piv(θi, θi)− pil(θi, θi)
]
+ Gy1(θi)
∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=θi
(3.27)
Nach der Integration beider Seiten von Gleichung 3.27 über das Intervall [θi, θi]
und anschließender Division durch Gy1(θi) resultiert die Gebotsfunktion ei-
ner first-price Auktion bei Nichtveröffentlichung des Gewinnertyps (Gleichung
3.12).10 Dass die gefundene Lösung ein globales Optimum ist, kann analog der
für die second-price Auktion gewählten Vorgehensweise nachgewiesen werden.
Unterstellt wird, das Unternehmen vom Typ θi folge der Strategie β(θ˜i), so dass
für die Bedingung erster Ordnung
∂Uei (b, θi)
∂b
∣∣∣
b=β(θ˜i)
=
gy1(θ˜i))
β′(θ˜i))
(
piv(θ˜i, θi)− piv(θ˜i, θ˜i)
−
[∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=θ˜i
− ∂pi
v(φi, θ˜i)
∂φi
∣∣∣
φi=θ˜i
]Gy1(θ˜i)
gy1(θ˜i)
)
(3.28)
ist. Da sowohl die post-auction Gewinnfunktion des Siegers als auch deren par-
tielle Ableitung nach dem ersten Argument monoton steigend im zweiten Ar-
10 Der Beweis in GOEREE (2003) wurde vom Verfasser der Arbeit um die Herleitung der Bedin-
gung erster Ordnung und der optimalen Gebotsfunktion ergänzt.
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gument ist, ist die erste Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion des Unterneh-
mens vom Typ θi größer als Null, wenn θ˜i < θi ist und kleiner als Null, wenn
θ˜i > θi ist. Dann aber ist β(θi) das optimale Gebot des Unternehmens vom Typ
θi, vorausgesetzt β(θi) ist ein Element des geschlossenen Intervalls [θ, θ¯]. Bietet
das Unternehmen weniger als β(θ), ändert sich der Erwartungsnutzen im Ver-
gleich zu b = β(θ) nicht mehr. Wie soeben gezeigt wurde, wird b = β(θ) aber
durch b = β(θi) dominiert. Bietet das Unternehmen dagegen mehr als β(θ¯), re-
duziert sich der erwartete Nutzen gegenüber der Strategie b = β(θ¯), die jedoch
wiederum durch b = β(θi) dominiert wird. Damit ist bewiesen, dass es sich bei
Gleichung 3.12 um ein globales Optimum handelt.
3.2.7 Zusammenfassung
Wenn es für alle Bieter in einer Lizenzauktion einen Anreiz zum Übertreiben pri-
vater Informationen aufgrund endogen bestimmter post-auction Gewinne gibt,
wird von GOEREE (2003) die Existenz eindeutiger symmetrischer Perfekter Baye-
sianischen Trenngleichgewichte jeweils in einer second-price, einer first-price
und in einer modifizierten Englischen Auktion nachgewiesen. Das Trenngleich-
gewicht hat zwei Charakteristika. Erstens ist die Gebotsfunktion streng monoton
steigend im wahren Typ eines Unternehmens. Bessere Unternehmen bieten im
Gleichgewicht also immer einen höheren Betrag als schlechtere Unternehmen,
weshalb das beste Unternehmen den Zuschlag erhält und die Auktion deshalb
folglich auch effizient ist. Die zweite Eigenschaft der Gebotsfunktion ist, dass der
Erwartungsnutzen des schlechtesten Unternehmens vom Auktionator vollstän-
dig abgeschöpft wird. Aufgrund der beiden genannten Charakteristika gilt das
Erlös-Äquivalenz-Theorem: alle drei Auktionen führen für den Auktionator zu
identischen erwarteten Einnahmen.11
3.3 Existenzbedingungen und Wettbewerbsform12
3.3.1 Überblick
Während GOEREE (2003) auf den Anreiz zum Untertreiben privater Informatio-
nen bei der Versteigerung einer die (konstanten) Grenzkosten des Unternehmens
reduzierenden Prozessinnovation lediglich in Nebensätzen und Fußnoten ein-
geht, wendet sich VARMA (2003) der Formulierung allgemeiner Anforderungen an
11 Die Varianzen der Erlöse wurden von GOEREE (2003) nicht verglichen.
12 Abschnitt 3.3 basiert auf der Arbeit von VARMA (2003).
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den Verlauf der post-auction Nutzenfunktion und der Verteilungsfunktionen der
Typen zu, welche notwendig bzw. hinreichend für die Existenz symmetrischer
Perfekter Bayesianischer Trenngleichgewichte sind. Danach wird für die Verstei-
gerung einer Prozessinnovation in einer first-price Auktion herausgearbeitet, ob
bzw. unter welchen Bedingungen homogener Cournot-Mengenwettbewerb und
heterogener Bertrand-Preiswettbewerb auf der post-auction Stufe diesen Anfor-
derungen genügt.
3.3.2 Post-auction Wettbewerb
3.3.2.1 Zeitliche Struktur und Modellspezifikation
Die zeitliche Struktur des Modells ist weitgehend identisch mit jener in GOE-
REE (2003).13 Abweichend davon entscheidet sich der Auktionator in Stufe 2 aber
immer für eine first-price Auktion in Verbindung mit der Veröffentlichung des Ge-
winnergebots.14 In Stufe 5 werden zwei Wettbewerbsformen verglichen, die kon-
träre Anreize zur Offenbarung privater Informationen generieren. Während der
Cournot-Nash Mengenwettbewerb den Nutzen eines Akteurs ceteris paribus im-
mer dann erhöht, wenn er in der Auktion private Informationen übertreibt, profi-
tiert ein Bieter im heterogenen Bertrand-Preiswettbewerb durch das Untertreiben
derselben. Der heterogene Bertrand-Preiswettbewerb wird mit Hilfe der symmetri-
schen Residualnachfrage
qi = a− bpi + γ∗N − 1∑j 6=i
pj (a, b,γ∗ > 0; b > γ∗) (3.29)
modelliert, in der pi den Preis des Unternehmens i und qi dessen Angebotsmenge
symbolisiert.15 Für den homogenen Cournot-Mengenwettbewerb dagegen unterstellt
man die lineare inverse Nachfragefunktion
P = A− B
N
∑
i=1
qi (A, B > 0) (3.30)
13 Vgl. Abschnitt 3.2.2.
14 VARMA (2003) motiviert seine Fragestellung, indem er betont, die first-price sealed-bid Auk-
tion werde verbreitet für den Verkauf von Innovationspatenten eingesetzt.
15 Der Parameter γ∗ wird mit (N − 1) skaliert, um sicherzustellen, dass der Markt für das Pro-
dukt von Unternehmen i nicht unbeschränkt wächst, so sich die Anzahl der Unternehmen N
erhöht. Dass die Nachfrage nach den Produkten von Unternehmen i stärker auf Preisverän-
derungen von i als auf die der Unternehmen j 6= i reagiert, wird durch die Annahme b > γ∗
sichergestellt.
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Zudem wird angenommen, dass alle Unternehmen vor der Auktion konstante
Grenzkosten in Höhe von c haben, die sie im Falle eines Zuschlags nach der Auk-
tion um den konstanten Betrag θi (θi ∈ [θ, θ¯]) reduzieren können. Die Realisation
von θi ist Unternehmen i bekannt, alle anderen Unternehmen j 6= i hingegen ken-
nen in Stufe 1 lediglich die Wahrscheinlichkeitsverteilung und die Dichtefunktion
(G(θi) bzw. g(θi)) des Kostensenkungspotentials θi. Das gilt für alle Unternehmen
i. Die ex-post Marktstruktur ist exogen auf N Unternehmen fixiert.16
3.3.2.2 Das post-auction Mengengleichgewicht
Ausgehend von den in den Gleichungen 3.31 und 3.32 dargestellten sekundären
Gewinnen des Unternehmens i im Falle des Lizenzerwerbs bzw. für den Fall der
Niederlage in der Lizenzauktion
pivi (qi, q−i, θi) =
([
A− B(qi + q−i)
]
− (c− θi)
)
qi (3.31)
pili(qi, q−i) =
([
A− B(qi + q−i)
]
− c)
)
qi (3.32)
folgen für das post-auction Gleichgewicht im Mengenwettbewerb die in den
Gleichungen 3.33 und 3.34 dargestellten Angebotsmengen des Verlierers (qlj) und
des Gewinners (qvi ) (resp.), in denen die Variable φi den von den Verlierern j 6= i
wahrgenommenen Typ beschreibt, auf den sie nach Bekanntgabe des Gebotes b(φi)
zurückgeschlossen haben.
qlj(φi) =
[A− (c + φi)]
B(N + 1)
(3.33)
qvi (φi, θi) =
1
2B
([
A− (c− θi)
]
− (N − 1)
(N + 1)
[
A− (c + φi)
])
(3.34)
Nach Substition der Angebotsmengen in Gleichung 3.31 durch die Gleichge-
wichtsmengen der Gleichungen 3.33 und 3.34 können drei durch die Gleichun-
gen 3.35 (i)-(iii) zusammengefasste Charakteristika des funktionalen Verlaufs der
post-auction Gewinnfunktion des Gewinners hergeleitet werden.
(i)
∂pivi (φi, θi)
∂φi
> 0 (ii)
∂
∂θi
(∂pivi (φi, θi)
∂φi
)
> 0 (iii)
∂pivi (φi, θi)
∂θi
> 0 (3.35)
Die Intuition hierfür ist folgende. Erstens gilt unabhängig von der Höhe von
θi ∈ [θ, θ¯], dass der post-auction Gewinn von Unternehmen i um so größer ist,
16 Die Realisation von θi ist niemals so hoch, dass die (symmetrischen) Verlierer aus dem Wett-
bewerb ausscheiden, der Gewinner folglich den post-auction Markt monopolisieren kann
(θ¯ < c < c + θ¯ < A).
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je höher die Residualnachfrage ist. Deshalb hat Unternehmen i einen Anreiz, einen
Typ zu offenbaren, der die Unternehmen j 6= i zur Einschränkung des Angebots
in Stufe 5 veranlasst (Gleichung 3.35 (i)). Zweitens profitieren Unternehmen mit
relativ höheren Realisationen von θi von einer gegebenen Übertreibung stärker
als jene mit niedrigeren Realisationen des Kostensenkungspotenzials (Gleichung
3.35 (ii)), und drittens ist der post-auction Gewinn von Unternehmen i streng
monoton steigend in θi, weil die Angebotsmenge aller Unternehmen j 6= i aus-
schließlich von φi abhängt (Gleichung 3.35 (iii)).
3.3.2.3 Das post-auction Preisgleichgewicht
Die post-auction Gewinnfunktion bei Bertrand-Preiswettbewerb in Stufe 5 ist für
den Gewinner der Lizenz
pivi (pi, p−i, θ) =
[
pi − (c− θi)
][
a− bpi + γ
∗
(N − 1) p−i
]
(3.36)
und
pili(pi,pi−i) = (pi − c)(a− bpi −
γ∗
(N − 1) p−i) (3.37)
für den Verlierer der Auktion. Im eindeutigen Nash-Gleichgewicht wählen der
Gewinner und die Verlierer die in den Gleichungen 3.38 und 3.39 spezifizierten
Preise.
pvi (φi, θi) =
1
2b
(
b(c− θi)− a− γ∗
[ (N − 1)(2b2c + 2ab) + 2γ∗
(N − 1)Z +
bγ∗(c− φi)
(N − 1)Z
])
Z =
[
2b +
γ∗
N − 1
]
(γ∗ − 2b)
(3.38)
plj(φi) = (−1)
[ (N − 1)(2b2c + 2ab) + 2γ∗
(N − 1)Z +
bγ∗(c− φi)
(N − 1)Z
]
(3.39)
Nach der Substitution der jeweiligen Preise in Gleichung 3.36 durch die Gleich-
gewichtspreise können die in den Gleichungen 3.40 (i)-(iii) veranschaulichten Ei-
genschaften des funktionalen Verlaufs der post-auction Gewinne des Gewinners
v abgeleitet werden.
(i)
∂pivi (φi, θi)
∂φi
< 0 (ii)
∂
∂θi
(∂pivi (φi, θi)
∂φi
)
< 0 (iii)
∂pivi (φi, θi)
∂θi
> 0 (3.40)
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Die Gleichungen 3.40 (i)-(iii) sind plausibel, weil beim heterogenen Preiswett-
bewerb die Residualnachfrage von Unternehmen i nur dann erhöht werden
kann, wenn alle j 6= i Unternehmen im Gleichgewicht der Stufe 5 einen hö-
heren Preis wählen. Das jedoch gelingt nur, wenn Unternehmen i allen Unter-
nehmen j 6= i durch Untertreiben des eigenen Typs signalisieren kann, dass
es im Gleichgewicht des Stufenspiels einen hohen Preis wählt (Gleichung 3.40
(i)). Gemäß Gleichung 3.40 (ii) profitieren die Unternehmen mit einem relativ
niedrigen Kostensenkungspotenzial stärker von dieser Strategie als jene mit ei-
nem höheren Kostensenkungspotenzial. Schließlich gilt wie auch beim Cournot-
Mengenwettbewerb, dass der Preis aller Verlierer j nur von φi abhängt und der
post-auction Gewinn des Siegers i streng monoton steigend im wahren Typ θi ist
(Gleichung 3.40 (iii)).
3.3.3 Die Gleichgewichtsstrategien in der first-price Auktion
3.3.3.1 Hinreichende Bedingung - Teil 1
Dem Prinzip der Rückwärtsinduktion folgend wird das Gleichgewicht der
Marktinteraktion (Stufe 5) bei der Analyse der Strategiewahl in der First-price
Auktion (Stufe 2) als gegeben betrachtet. Nachdem VARMA (2003) die Existenz
von asymmetrischen Gleichgewichten in streng monoton steigenden Bietstrategien
ausgeschlossen hat, werden die Existenzbedingungen für streng monoton steigen-
de symmetrischen Bietstrategien herausgearbeitet. Die Bedingung erster Ordnung
für ein Erwartungsnutzenmaximum
∂Uei (b, θi)
∂b
∣∣∣
b=β(θi)
= gy1
[
piv(θi, θi)− pil(θi, θi)− β(θi)
]
+ Gy1
[∂piv(φi, θi)
∂φi
∣∣∣
φi=θi
− β′(θi)
]
≡ 0 (3.41)
wird durch die Gleichgewichtsstrategie
β(θi) =
1
Gy1(θi)
(∫ θi
θ
[
piv(x, x)− pil(x, x)
]
gy1(x)dx (3.42)
+
∫ θi
θ
∂piv(φi, x)
∂φi
∣∣∣
φi=x
Gy1(x)dx
)
(3.43)
erfüllt.17 Da die Gleichgewichtsstrategie aller anderen Unternehmen für die Sta-
bilitätsanalyse als gegeben betrachtet werden kann, wird die erste partielle Ab-
17 Die Herleitung der symmetrischen Gebotsfunktion entspricht der in Abschnitt 3.2.6.3 gezeig-
ten Vorgehensweise und wird deshalb an dieser Stelle nicht dargestellt.
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leitung der Erwartungsnutzenfunktion des Unternehmens vom Typ θi mit dem
Gebot b = β(φi) zur Herleitung der hinreichenden Bedingungen für ein Erwar-
tungsnutzenmaximum in Gleichung 3.44 umgeformt.
∂Ue(b, θi)
∂b
∣∣∣
b=β(φi)
− ∂U
e(b, φi)
∂b
∣∣∣
b=β(φi)︸ ︷︷ ︸
≡0 im GG
=
GY1(φi)
[∂piv(x, θi)
∂x
∣∣∣
x=φi
− ∂pi
l(x, φi)
∂x
∣∣∣
x=φi
]
+ gY1(φi)
[
piv(φi, θi)− pil(φi, φi)
]
(3.44)
Anschließendes Differenzieren nach dem wahren Typ θi ergibt Gleichung 3.45.
∂
∂θi
(∂Ue(b(φi), θi)
∂b
)
= GY1(φi)
∂
∂θi
(∂piv(x, θi)
∂x
∣∣∣
x=φi
)
︸ ︷︷ ︸
(i)
+ gY1(φi)
∂piv(φi, θi)
∂θi︸ ︷︷ ︸
(ii)
(3.45)
Weil die Wahrscheinlichkeitsfunktion GY1 und die Dichtefunktion gY1 größer oder
gleich Null sind, ist Gleichung 3.45 genau dann nicht kleiner als Null, wenn
(i),(ii)≥ 0 gilt, was aber hinreichend für ein Maximum der Erwartungsnutzen-
funktion des Unternehmens vom Typ θi bei einem Gebot b = β(φi)|φi=θi ist. Of-
fensichtlich gilt dann nämlich, dass
∂Ue(b, θi)
∂b
∣∣∣
b=β(φi)
{≥
<
}
∂Ue(b, φi)
∂b
∣∣∣
b=β(φi)
wenn θi
{≥
<
}
φi (3.46)
ist, was aber, vorausgesetzt das Unternehmen vom Typ φi wählt die Gleichge-
wichtsstrategie β(φi), unmittelbar
∂Ue(b, θi)
∂b
∣∣∣
b=β(φi)
{≥
<
}
0 wenn θi
{≥
<
}
φi (3.47)
nach sich zieht. Gleichung 3.47 enthält somit zwei wichtige Zwischenergebnisse:
Erstens ist für das Unternehmen vom Typ θi weder ein Gebot optimal, mit dem
auf den Typ φi ≤ θi zurückgeschlossen werden kann - durch eine marginale Er-
höhung des Gebots steigt nämlich der Erwartungsnutzen - noch ein Gebot, das
den Typ φi > θi suggeriert, denn in diesem Fall erhöht eine marginale Verringe-
rung des Gebots den Erwartungsnutzen des Unternehmens. Zweitens folgt, dass
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das Unternehmen i vom Typ θi das Erwartungsnutzenmaximum erreicht, so es
sich für die Strategie b = β(θi) entscheidet. Grundlegend für die Existenz des
Gleichgewichtes in Stufe 2 bei Cournot-Nash Mengenwettbewerb in Stufe 5 ist
zunächst, dass alle Bieter einen Anreiz haben, durch das Gebot einen höheres als
das wahre Kostensenkungspotential zu signalisieren. Weil dieser Anreiz zudem
für schwächere Unternehmen niedriger als für stärkere Unternehmen ist, bleibt
die strenge Monotonie der Gebotsfunktion erhalten, jenes Charakteristikum also,
das die Existenz eines symmetrischen Trenngleichgewichts sicherstellt.
Zusammenfassend kann man daher folgendes festhalten: Nicht negative Vor-
zeichen von (i) und (ii) in Gleichung 3.45 sind hinreichend für die Existenz einer
symmetrischen, monoton steigenden Gleichgewichtsstrategie der Unternehmen.
Da die post-auction Gewinnfunktionen im Cournot-Mengenwettbewerb durch
die Gleichungen 3.35 (i) und (ii) charakterisiert sind, sind die hinreichenden Be-
dingungen für die Existenz eines symmetrischen Gleichgewichts der Auktions-
stufe erfüllt.
3.3.3.2 Hinreichende Bedingung - Teil 2
Gleichung 3.45 ist kleiner als Null und deshalb wird die hinreichende Bedingung
für die Existenz symmetrischer Trenngleichgewichte verletzt, wenn die Unglei-
chung 3.48 erfüllt ist.
−
pivφi,θi(θi, φi)
pivθi
(θi, φi)
>
gy1(φi)
Gy1(φi)
(3.48)
Wegen der niemals negativen rechten Seite in Ungleichung 3.48 und pivθi(·) > 0
ist Ungleichung 3.48 verletzt, wenn pivφi,θi ≥ 0 ist.18 Gilt dagegen pivφi,θi < 0, ist
Ungleichung 3.48 erfüllt, falls∣∣∣∣∣pi
v
φi,θi
(θi, φi)
pivθi
(θi, φi)
∣∣∣∣∣ > gy1(φi)Gy1(φi) = (N − 1) g(φi)G(φi) (3.49)
ist.19 Weil darüber hinaus pivθi(·) < ∞ vorausgesetzt wurde, der Quotient aus
der Kreuzableitung der post-auction Gewinnfunktion des Siegers und der ersten
partiellen Ableitung der Gewinnfunktion des Siegers nach dem wahren Typ - ge-
18 Das gilt für den Fall von Cournot-Mengenwettbewerb im sekundären Marktspiel.
19 Die rechte Seite von Gleichung 3.49 resultiert wegen
Gy1(φi) = [G(φi)]
N−1 und gy1(φi) = (N − 1)g(φi)[G(φi)]N−2.
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geben pivφi,θi < 0 - also immer größer als Null ist, muss für jede gegebene Zahl von
Marktteilnehmern eine Verteilungsfunktion G(θi) existieren, so dass die notwen-
dige Bedingung für die Existenz eines symmetrischen Gleichgewichts in streng
monoton steigenden Gebotsfunktionen in Stufe 2 verletzt ist. Im Umkehrschluss
heißt das aber: Für jede gegebene Verteilungsfunktion gibt es eine kritische Zahl
der Marktteilnehmer Nˆ, oberhalb der dieses Gleichgewicht existiert. Insbesonde-
re bedeutet dieses Resultat für den post-auction Preiswettbewerb, der nach Glei-
chung 3.40 (ii) durch pivφi,θi < 0 charakterisiert ist, dass für eine gegebene Ver-
teilungsfunktion der Unternehmenstypen G(·) in Abhängigkeit von der Anzahl
der Marktteilnehmer ein symmetrisches Gleichgewicht in der Auktionsstufe um
so wahrscheinlicher wird, je größer N ist.
Der Grund für die Nichtexistenz eines solchen Trenngleichgewichts ist, dass
die strenge Monotonie der Gebotsfunktion zerstört wird, wenn relativ starke Un-
ternehmen aufgrund des vor post-auction Preiswettbewerb gegebenen Anreizes
zum Signalisieren eines schwächeren Typs ihr Gebot stärker als relativ schwächere
Unternehmen reduzieren. Diesem Verhalten aber kann durch eine erhöhte Wahr-
scheinlichkeit, die Auktion bei Einreichung eines niedrigeren Gebots zu verlie-
ren, entgegengewirkt werden. Eben dieser gegenläufige Effekt ist aber bei einer
gegebenen Verteilungsfunktion um so größer, je höher die Anzahl der konkurrie-
renden Unternehmen ist.
3.3.4 Zusammenfassung
Für die Versteigerung einer Prozessinnovation unter N Unternehmen in einer
verdeckten first-price Auktion, nach der lediglich das Gebot des Gewinners be-
kanntgegeben wird, kommen VARMA (2003) zu dem Ergebnis, dass Cournot-
Mengenwettbewerb im post-auction Marktspiel hinreichend für die Existenz
eines symmetrischen Trenngleichgewichtes ist. Konkurrieren die Unternehmen
im Marktspiel dagegen in einem heterogenen Bertrand-Preiswettbewerb, ist die
Existenz eines Gleichgewichts in Stufe 2 umso wahrscheinlicher, je größer die
Zahl der im Markt konkurrierenden Unternehmen ist, da der Anreiz zum Unter-
treiben, welcher ursächlich für die Nichtexistenz des Gleichgewichts ist, durch
eine höhere Wahrscheinlichkeit, die Auktion zu verlieren, überkompensiert wer-
den kann und diese Wahrscheinlichkeit in der Anzahl der Marktteilnehmer steigt.
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3.4 Endogene Teilnahmeentscheidungen in Auktio-
nen20
3.4.1 Überblick
Im Gegensatz zu VARMA (2003) und GOEREE (2003) wird die Anzahl der Bieter in
dem Modell von KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) endogenisiert, was - ne-
ben dem Anreiz zum Signalisieren des Unternehmenstyps (Signalisierungseffekt)
- zu Unsicherheit hinsichtlich der Anzahl der Bieter führt (Teilnahmeeffekt). Her-
ausgearbeit wird erstens, wie sich eine Kombination aus dem Signalisierungs-
und dem Teilnahmeeffekt auf das ohne den Teilnahmeeffekt hergeleitete Resultat
der Erlösäquivalenz der first-price, der second-price und der Englischen Auktion
auswirkt und zweitens, wie die erwarteten Erlöse von den Informationsregeln
des Auktionators abhängen.
3.4.2 Zeitliche Struktur und Modellannahmen
Die durch KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) gewählte Modellstruktur un-
terscheidet sich in folgenden Elementen von GOEREE (2003).21 Der durch den
Zug der Natur festgelegte Unternehmenstyp θi ∈ [θ, θ¯] wird als (konstanter)
Grenzkostenparameter des Unternehmens i interpretiert. Je größer θi wird, um-
so schlechter ist das Unternehmen folglich. N ist lediglich eine potenzielle Bieter-
zahl, da ein Unternehmenstyp θ˜ mit θ < θ˜ < θ¯ existiert, dessen Teilnahmebedin-
gung bindend ist. Außerdem treten die Verlierer der Auktion nicht in den Markt
ein, sondern der Gewinner (v) interagiert nach der Auktion mit dem bisherigen
Monopolisten (I) in einem einstufigen Marktspiel.22 Folglich interagieren nach
der Auktion nicht N, sondern lediglich zwei Unternehmen. Zudem vergleichen
KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) alle Fallkombinationen aus der Auktions-
form (first-price Auktion, second-price Auktion, Englische Auktion23) und post-
auction Wettbewerbsform (homogener Cournot-Mengenwettbewerb und hetero-
gener Bertrand-Preiswettbewerb) hinsichtlich der erwarteten Erlöse des Auktio-
nators im „benchmark“-Fall und im Fall der Bekanntgabe des höchsten Gebotes
20 Dieser Abschnitt basiert auf KATZMAN und RHODES-KROPF (2008).
21 Vgl. Abschnitt 3.2.2.
22 Der Monopolist ist folglich von der Teilnahme an der Auktion ausgeschlossen. Diese Annah-
me ist gemäß KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) insbesondere für Märkte plausibel, in
denen die Regierung als Auktionator einer weiteren Marktlizenz den Wettbewerb stimuliert
und deshalb mit Sicherheit ausschließen will, dass der Monopolist die Auktion gewinnt und
den Markt weiterhin dominiert.
23 Im Gegensatz zu GOEREE (2003) wird jedoch die Englische Auktion in „klassischen“ Variante
untersucht, in der die Auktion endet, sobald es nur noch einen aktiven Bieter gibt.
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(First-price Auktion) bzw. des höchsten Verlierergebotes (Second-price Auktion
und Englische Auktion). Der „benchmark“-Fall ist dadurch charakterisiert, dass
in Stufe 4 durch einen Zug der Natur der Unternehmenstyp des Gewinners be-
kannt gegeben wird.24
3.4.3 Post-auction Wettbewerb
3.4.3.1 Preiswettbewerb
3.4.3.1.1 Post-auction Gewinnfunktion Aus dem Modell der linearen Straße
von HOTELLING (1929) resultiert in Stufe 5 das in Gleichung 3.50 formulierte
Nash-Gleichgewicht in Preisen.
pv =
1
3
[
3t + θI +
3
2
θv +
1
2
φv
]
und pI =
1
3
[
3t + φv + 2θI
]
(3.50)
Hierbei ist φv der durch den Monopolisten wahrgenomme Grenzkostenparame-
ter des Auktionsgewinners und t der Präferenzparameter der auf der Straße zwi-
schen den Unternehmen v und I gleichverteilten Konsumenten. Da sich der zwi-
schen dem Angebot von v und I indifferente Konsument an der Stelle25
q =
pv − pI + t
2t
(3.51)
befindet, sind die beim Auktionsgewinner und dem ehemaligen Monopolisten
nachgefragten Mengen
qv =
1
6t
[
3t + θI − 32θv +
1
2
φv
]
sowie qI =
1
6t
[
3t +
3
2
θv − 12φv − θI
]
(3.52)
was die in Gleichung 3.53 und 3.54 dargelegten post-auction Gewinnfunktionen
des Gewinners und des Monopolisten zur Folge hat.
piv(φv, θv, θI) =
1
18t
[
3t + θI − 32θv +
1
2
φv
]2
(3.53)
pi I(φv, θv, θI) =
1
18t
[
3t− θI + 32θv −
1
2
φv
][
3t + φv − θI
]
(3.54)
In Abschnitt 3.4.2 wurde bereits erläutert, dass lediglich das Unternehmen v in
den Markt eintritt. Deshalb muss für die Analyse des Signalisierungs- und des
Teilnahmeeffekts lediglich die post-auction Gewinnfunktion des Gewinners be-
trachtet werden.
24 Für eine tabellarische Einordnung dieses Modells siehe Abbildung 3.1.
25 Die Länge der Straße ist auf 1 normiert.
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3.4.3.1.2 Signalisierungseffekt Das Signalisieren privater Information durch
Unternehmen v beeinflusst dessen post-auction Gewinn nur dann, wenn die pri-
vate Information nach der Auktion nicht - wie im „benchmark“-Fall (D) - durch
einen Zug der Natur offenbart wird oder die Erwartungsbildung der potenziel-
len Konkurrenten nicht - wie bei der Bekanntgabe des zweithöchsten Gebotes (b2)
- unabhängig von dem Signal ist, wenn also bspw. das Gewinnergebot offenbart
wird (b1).26 Deshalb hat die post-auction Gewinnfunktion von Unternehmen v
im heterogenen Bertrand-Preiswettbewerb in Abhängigkeit vom Informations-
regime (D, b2, b1) die in Tabelle 3.1 dargestellten Charakteristika. Folglich wird
Info- Anreize
Politik pivφv(φv, θv) pi
v
θv,φv(φv, θv) pi
v
θv
(φv, θv)
D = 0 = 0 < 0
b2 = 0 = 0 < 0
b1 > 0 < 0 < 0
D: Veröff. Gewinnertyp b1: Veröff. Gewinnergebot
b2: Veröff. max. Verlierergebot
Tabelle 3.1: Post-auction Gewinne beim Preiswettbewerb
das Ergebnis von VARMA (2003), welches in Abschnitt 3.3.2.3 dargestellt wurde,
durch KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) für den Fall der Bekanntgabe des
Gewinnergebots bestätigt.27
3.4.3.1.3 Teilnahmeeffekt Im „benchmark“-Fall (D) wird der Typ des Aukti-
onsgewinners durch einen Zug der Natur offengelegt. Deshalb gilt in Gleichung
3.53 φv = θv. Wird dagegen das Gewinnergebot b1 bekanntgegeben und bieten
die Unternehmen in Stufe 3 gemäß ihrer (symmetrischen) Gleichgewichtsstrate-
gien, kann der Monopolist aus dem Gewinnergebot eindeutig auf den Typ des
Gewinners schließen. Daher gilt auch in diesem Fall für Gleichung 3.53, dass
φv = θv ist. Der „cut-off“ Typ, der durch Nullsetzen der modifizierten Gleichung
3.53 hergeleitet werden kann, ist für die Informationsregeln D und b1 also dersel-
be (Gleichung 3.55).
θ˜ = 3t + θI (3.55)
26 Da der Auktionator in GOEREE (2003) immer das Gewinnergebot bekannt gibt, haben die
Bieter in allen drei Auktionsformen einen Anreiz, die private Information zu signalisieren.
27 Da in VARMA (2003) ein höheres θ ein Kostensenkungspotenzial darstellt und daher als besse-
rer Typ interpretiert werden muss, findet man in Gleichung 3.40 (i), dass der post-auction Ge-
winn des Gewinners im wahrgenommenen Typ streng monoton fallend ist (pivφi (φi, θi) < 0).
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Wird dagegen - wie für die second-price und die Englische Auktion angenom-
men - das höchste Verlierergebot b2 offenbart, kann der Monopolist lediglich ein-
deutig auf den zweitbesten Typen θ2 zurückschließen und muss auf Basis dieser
Information Erwartungen über den Gewinnertyp bilden (Gleichung 3.56).28
φv = Eθv
(
θv|θv ≤ min(θ2, θ˜)
)
(3.56)
Ein Nullsetzen der Gewinnfunktion für den „cut-off“ Typ impliziert, dass dieser
Info-Politik „Cut-off“ Typ
D θ˜v = 3t + θI
b2 θ˜v = 3t + θI − 1/(2G(θ˜))
∫ θ˜
θ G(x)dx
b1 θ˜v = 3t + θI
D: Veröff. Gewinnertyp b1: Veröff. Gewinnergebot
b2: Veröff. max. Verlierergebot
Tabelle 3.2: „Cut-off“ Typ beim Preiswettbewerb
die Auktion gewonnen hat, dessen Typ also insbesondere kleiner als θ2 ist. Glei-
chung 3.56 kann deshalb - wie in Gleichung 3.57 gezeigt - vereinfacht werden.
φv = Eθv
(
θv|θv ≤ θ˜
)
=
1
G(θ˜)
∫ θ˜
θ
xg(x)dx = θ˜ −
[ ∫ θ˜
θ G(x)dx
]
G(θ˜)
(3.57)
Mit Gleichung 3.57 aber ist der „cut-off“ Typ bei Bekanntgabe des zweithöchsten
Gebotes implizit durch
θ˜ = 3t + θI − 12
∫ θ˜
θ G(x)dx
G(θ˜)
(3.58)
definiert. Ein Vergleich der Gleichungen 3.58 und 3.55 zeigt, dass der „cut-
off“ Typ in Fall der Bekanntgabe des höchsten Verlierergebotes niedriger als im
„benchmark“-Fall ist, da der Monopolist im ersten Fall einen niedrigeren Gewin-
nertyp als im zweiten Fall antizipiert. Aufgrund des Preiswettbewerbs agiert er
dann jedoch im ersten Fall aggressiver - im Sinne niedrigerer Preise - als im zwei-
ten Fall, was sich negativ auf den post-auction Gewinn von Unternehmen v aus-
wirkt (piφv(φv, θv) > 0). In Folge dessen ist der Intervall jener Unternehmensty-
28 In GOEREE (2003) ist die Informationspolitik des Auktionators für den Fall, dass die Natur
nicht automatisch die private Information des Auktionsgewinners offenbart, für alle unter-
suchten Auktionsformen identisch. Dort gibt der Auktionator immer das Gewinnergebot be-
kannt.
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pen, deren Teilnahme an der Auktion ex-post zu positiven Gewinnen führt, im
Fall der Bekanntgabe des zweithöchsten Gebots kleiner als im „benchmark“-Fall.
3.4.3.2 Mengenwettbewerb
3.4.3.2.1 Post-auction Gewinnfunktion Der post-auction Mengenwettbewerb
ist hinsichtlich der Anzahl der konkurrierenden Unternehmen (N = 2) und der
Spezifikation der Nachfrage (A = B = 1) ein Spezialfall der durch VARMA (2003)
gewählten Modellspezifikation. Die Gewinnfunktionen von Unternehmen v (I)
im Nash-Gleichgewicht der Stufe 5 aber entsprechen aufgrund der inversen In-
terpretation des wahren und des wahrgenommenen Typs θv bzw. φv Gleichung
3.59 (3.60).
piv(φv, θv, θI) =
[1+ θI − 32θv − 12φv
3
]2
(3.59)
pi I(θv, θI) =
[1+ θv − 2θI
3
]2
(3.60)
3.4.3.2.2 Signalisierungseffekt Sowohl KATZMAN und RHODES-KROPF
(2008) als auch VARMA (2003) arbeiten heraus, dass für jede Realisation aus
dem Typenintervall das Signalisieren eines niedrigeren als des wahren Typs zu
höheren Gewinnen führt und dieser Anreiz für relativ bessere Typen stärker ist.
Tabelle 3.3 fasst die von der Informationspolitik abhängigen Charakteristika der
post-auction Gewinnfunktion zusammen.
Info- Anreize
Politik pivφv(φv, θv) pi
v
θv,φv(φv, θv) pi
v
θv
(φv, θv)
D = 0 = 0 < 0
b2 = 0 = 0 < 0
b1 < 0 > 0 < 0
D: Veröff. Gewinnertyp b1: Veröff. Gewinnergebot
b2: Veröff. max. Verlierergebot
Tabelle 3.3: Post-auction Gewinne im Mengenwettbewerb
3.4.3.2.3 Teilnahmeeffekt Wie auch beim in Abschnitt 3.4.3.1 diskutierten
Bertrand-Preiswettbewerb gilt beim Mengenwettbewerb, dass φv = θv ist, wenn
die private Information durch einen Zug der Natur bekanntgegeben bzw. aus
dem Gewinnergebot eindeutig auf den Gewinnertyp geschlossen werden kann.
Außerdem ist Gleichung 3.56 erfüllt, vorausgesetzt der Auktionator gibt das
höchste Verlierergebot bekannt.
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Aus der in Tabelle 3.4 enthaltenen Gegenüberstellung der „cut-off“ Typen
für unterschiedliche Informationsregeln kann geschlussfolgert werden, dass der
post-auction Gewinn bei Bekanntgabe von b2 für einen größeren Typenintervall
als in den Fällen D bzw. b1 positiv ist, denn für jeden gegebenen Typ gilt, dass der
vom Monopolisten wahrgenommene Typ niedriger ist, was den Monopolisten im
Cournot-Mengenwettbewerb aber zu einer Mengenreduktion zwingt, so dass der
Gewinn des Auktionsgewinners ceteris paribus ansteigt (pivφv(φv, θv) < 0).
Info-Politik „cut-off“ Typ
D θ˜v = (1+ θI)/2
b2 θ˜v = (1+ θI)/2+ 1/(4G(θ˜))
∫ θ˜
θ G(x)dx
b1 θ˜v = (1+ θI)/2
D: Veröff. Gewinnertyp b1: Veröff. Gewinnergebot
b2: Veröff. max. Verlierergebot
Tabelle 3.4: „Cut-off“ Typ beim Mengenwettbewerb
3.4.4 Die Auktion der Markteintrittslizenz
3.4.4.1 Analyseumfang
Die Strategiewahl der Bieter im symmetrischen Trenngleichgewicht wird in der
first-price, der second-price und der Englischen Auktion jeweils für zwei Infor-
mationsregime untersucht. Im sogenannten „benchmark“-Fall erfolgt die Veröf-
fentlichung des Gewinnertyps durch einen Zug der Natur nach der Auktion. Die-
se Annahme wird dann bei der first-price und der second-price Auktion durch
die Bekanntgabe des Gewinnergebots und bei der Englischen Auktion durch die Ver-
öffentlichung des zweithöchsten Gebots ersetzt. Einige Ergebnisse dieser Gleichge-
wichtsanalyse wurden bereits in den Abschnitten 3.2 bzw. 3.3 hergeleitet (siehe
hierzu insbesondere Abbildung 3.2). Bevor nachfolgend in Abschnitt 3.4.4.3 die
für diesen Kontext durch KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) gefundenen er-
gänzenden Resultate zum Verhalten der Bieter in einer Englischen Auktion, bei
der das höchste Verlierergebot offenbart wird, ausführlich diskutiert werden, ver-
mittelt Abschnitt 3.4.4.2 einen Überblick der zwischen KATZMAN und RHODES-
KROPF (2008) einerseits und GOEREE (2003) sowie VARMA (2003) anderenseits
auftretenden methodischen Differenzen bei der Untersuchung von first-price und
second-price Auktionen, in denen private Informationen bzw. das Gewinnerge-
bot bekannt werden.
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Modelle
GOEREE (2003)
VARMA (2003)
KATZMAN und RHODES-KROPF (2008)
Auktionen
1st: D und b1 SF von Glng. 3.12 Glng. 3.42 Glng. 3.6, 3.12
2nd: D und b1 SF von Glng. 3.8 na Glng. 3.4, 3.8
E: D und b1 na na Glng. 3.5, 3.10, 3.11
E: D und b2 a, Glng. 3.67 na na
ex-post Interaktion M,P M,P M
1st: first-price Auktion 2nd: second-price Auktion E: Englische Auktion
M: Mengenwettbewerb P: Preiswettbewerb
SF: Spezialfall a: analysiert na: nicht analysiert
Abbildung 3.2: Einordnung der Resultate
3.4.4.2 Die verdeckten Auktionen
Nachfolgend wird der methodische Unterschied im Hinblick auf die Herlei-
tung des symmetrischen Trenngleichgewichts und der Existenzbedingungen in
der first-price und der second-price Auktion zwischen KATZMAN und RHODES-
KROPF (2008) und GOEREE (2003) sowie VARMA (2003) erläutert. Dieser beruht
letztlich auf der Idee, dass die Konkurrenten in einem symmetrischen Trenn-
gleichgewicht aus dem Gebot von Unternehmen i perfekt auf den Typ schließen
können und die strategische Variable des Bieters aus diesem Grund nicht das
Gebot, sondern der durch das Gebot offenbarte Typ φi ist. Die Erwartungsnut-
zenfunktion des Unternehmens i in einer first-price (second-price) Auktion kann
daher als Funktion von φi und θi - wie in Gleichung 3.61 (3.62) gezeigt - formuliert
werden.29
Ue
1st
(φi, θi) =
∫ θ˜
φi
[
piv(φi, θi)− β(φi)
]
dGy1(x) (3.61)
Ue
2nd
(φi, θi) =
∫ θ˜
φi
[
piv(φi, θi)− β(x)
]
dGy1(x) (3.62)
Aus den notwendigen Bedingungen für ein Erwartungsnutzenmaxima
(Ue
1,2
φi
|φi=θi ≡ 0) folgt die in Gleichung 3.63 (3.64) dargestellte, im wahren
Typ des Unternehmens streng monoton fallende Gleichgewichtsstrategie einer
29 Gleichung 3.61 (Gleichung 3.62) ist ein Spezialfall von Gleichung 3.24 (3.14), wenn der Re-
servationsnutzen der Bieter gleich Null ist und die höhere Typenparameter für schlechtere
Unternehmen stehen. Gy1(x) ist die Verteilungsfunktion des niedrigsten Verlierertyps. Es gilt
Gy1(x) = [1− G(x)]N−1.
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first-price (second-price) Auktion.30
β1st(θi) =
−1
Gy1(θi)
(∫ θ˜
θi
[
piv(x, x)gy1(x) + pi
v
φi
(φi, x)
∣∣∣
φi=x
Gy1(x)
]
dx
)
(3.63)
β2nd(θi) = pi
v(θi, θi) +
Gy1(θi)
gy1(θi)
pivφi(φi, θi)|φi=θi (3.64)
Für die Existenz eines symmetrischen Trenngleichgewichts in verdeckten Auk-
tionen ist es hinreichend, wenn die zweite partielle Ableitung der Erwartungs-
nutzenfunktion des Unternehmens nach dem offenbarten Typ negativ ist, wobei
vorausgesetzt wird, dass der durch das Gebot offenbarte Typ dem wahren Typ
gleicht (φi = θi). Leitet man Gleichung 3.61 zweifach nach φi ab, wertet die Funk-
tion an der Stelle φi = θi aus und nutzt die erste sowie zweite Ableitung der
Gebotsfunktion (Gleichung 3.63) zur Substitution von β′(θi) bzw. β′′(θi), so kann
die gesuchte hinreichende Bedingung für ein Erwartungsnutzenmaximum in ei-
ner first-price Auktion durch Gleichung 3.65 beschrieben werden.
Ue
1st,2nd
φi,φi (φi, θi)|φi=θi = −gy1pivθi |φi=θi − Gy1pivφ,θi |φi=θi < 0 (3.65)
Die Gleichung 3.65 aber ist identisch mit der in Abschnitt 3.3.3 hergeleiteten
hinreichenden Bedingung für ein Gleichgewicht in einer first-price Auktion mit
strikt positiven Reservationsnutzen der Bieter, denn schließlich spielt der Reser-
vationsnutzen für die Marginalbetrachtung keine Rolle.31
3.4.4.3 Die klassische Englische Auktion
In einer „klassischen“ Englischen Auktion wird der Gebotsprozess gestoppt,
wenn nur noch ein Bieter Aktivität anzeigt.32 Da dessen Maximalgebot somit un-
bekannt bleibt, kann es niemals beobachtet werden und steht somit für einen
Rückschluss auf den Typ des Höchstbietenden nicht zur Verfügung. Folglich ent-
fällt der Anreiz zum Signalisieren vollständig. Erhalten jedoch bleibt die Unsi-
cherheit des Monopolisten hinsichtlich des Gewinnertyps, weshalb sich die post-
30 Diese Gleichgewichtsstrategien gleichen jenen, die man durch Nullsetzen von pil in Glei-
chung 3.12 und 3.8 herleiten kann, was die Äquivalenz der von KATZMAN und RHODES-
KROPF (2008) einerseits und von GOEREE (2003) bzw. VARMA (2003) andererseits gewähl-
ten Wege zur Herleitung des Trenngleichgewichts bestätigt. Für den Fall der automatischen
Bekanntgabe des Gewinnertyps (D) entfällt der Signalisierungsanreiz, weshalb pivφi in der
Gleichgewichtsstrategie gleich Null gesetzt werden muss.
31 Auch die hinreichende Bedingung für ein Erwartungsnutzenmaximum in einer second-price
Auktion wird durch Gleichung 3.65 - ausgedrückt durch die hochgestellte „2“ in der Formel
- beschrieben.
32 GOEREE (2003) dagegen nimmt an, dass die Auktion fortgeführt wird, bis der letzte aktive
Bieter seine Inaktivität anzeigt. Siehe hierzu insbesondere Abschnitt 3.2.4.2.
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auction Gewinne vom „benchmark“-Fall unterscheiden müssen. In der Erwar-
tungsnutzenfunktion eines Bieters
Ue
E
(φi, θi) = piv
(
E(z|z ≤ θ˜), θi
)
Gy1(θ˜)
+
∫ θ˜
φi
[
pi
(
E(z|z ≤ x), θi
)
− β(x)
]
dGy1(x) (3.66)
berücksichtigt sind zwei mögliche Realisationen: Sind erstens die Typen aller an-
deren Unternehmen mit Ausnahme von i größer als der „cut-off“ Typ, so gewinnt
i die Auktion und zahlt einen Betrag von Null. Dieses Ereignis hat die Wahr-
scheinlichkeit Gy1(θ˜) = [1− G(θ˜)]N−1. Ist der höchste Konkurrententyp dagegen
kleiner oder gleich dem „cut-off“ Typ, zahlt i den Ausstiegspreis des zweitbes-
ten Typs β(x). Im ersten Fall kann der Monopolist seine Erwartungen über den
Typ z des Gewinners bei Kenntnis des „cut-off“ Typs formulieren (E[z|z ≤ θ˜], im
zweiten Fall bei Kenntnis des zweitbesten Typs E[z|z ≤ x˜]).33
βE2 (θi) = pi
v
(
E(z|z ≤ θi), θi
)
(3.67)
Durch Nullsetzen der ersten partiellen Ableitung von Gleichung 3.66 nach φi
kann die Ausstiegsstrategie des zweitbesten Typs in einer Englischen Auktion
(Gleichung 3.67) hergeleitet werden. Zwei Resultate werden sofort offensichtlich.
Erstens bietet der zweithöchste Typ im „benchmark“-Fall seine wahre Wertschät-
zung, da der Gewinnertyp durch den Zug der Natur ohnehin veröffentlicht wird
und das zweithöchste Gebot somit für die spätere Mengenentscheidung des vor-
maligen Monopolisten keine Relevanz hat. Anders ist das jedoch im Falle des In-
formationsregimes b2: Da der bedingte Erwartungswert E(z|z ≤ θi) immer klei-
ner als θi ist, der Monopolist den Gewinner folglich überschätzt, ist das Gebot des
zweitbesten Typs im Mengenwettbewerb höher als im „benchmark“-Fall (Men-
gen sind strategische Substitute), im Preiswettbewerb hingegen niedriger als im
„benchmark“-Fall (Preise sind strategische Komplemente). Wenn die zweite par-
tielle Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion nach φi weiter vereinfacht wird,
resultiert
pivθi(θi, θi) < 0 (3.68)
33 Das zweithöchste Gebot wird in der „klassischen“ Variante der Englischen Auktion veröf-
fentlicht. Da angenommen wird, dass alle Konkurrenten von i einer streng monotonen Aus-
stiegsstrategie folgen, kann aus diesem Gebot auf den Typ des zweithöchsten Bieters ge-
schlossen werden.
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als hinreichende Bedingung für ein Erwartungsnutzenmaximum. Letztere wird
von allen post-auction Gewinnfunktionen erfüllt.
3.4.5 Erwartete Erlöse und Wohlfahrtsanalyse
3.4.5.1 Erlösvergleich
Alle zuvor spezifizierten Auktionen sind effizient, da sie immer von dem Bieter
mit der höchsten Valuation gewonnen werden. Zudem gilt, dass die Gebote des
schlechtesten Auktionsteilnehmers in allen Auktionen identisch sind. Da diese
schlechtesten Typen aber nicht identisch sind, weil eine Asymmetrie der Defini-
tionsbereiche der an den Auktionen partizipierenden Unternehmenstypen vor-
liegt, kann das Erlös-Äquivalenz-Theorem nicht angewendet werden. Dennoch
sind zwei Aussagen über die Relation der erwarteten Auktionatorerlöse bei un-
terschiedlichen Auktionsformen möglich.
Erstens überschätzt (unterschätzt) das „benchmark“-Modell die Gebote der
Teilnehmer und den erwarteten Erlös des Auktionators bei Preiswettbewerb
(Mengenwettbewerb) bei allen diesbezüglich analysierten Auktionen. Der Grund
hierfür ist, dass die Gebotsfunktion im „benchmark“-Modell für jeden Typen
oberhalb (unterhalb) der Gebotsfunktion derselben Auktion im anderen Infor-
mationsregime verläuft. Wenn das Gebot des Höchstbietenden oder das höchs-
te Verlierergebot bekanntgegeben wird, kann diese Relation der Gebotsfunktio-
nen dagegen nicht nachgewiesen werden. Daraus schlussfolgern KATZMAN und
RHODES-KROPF (2008) zweitens, dass ein generelles Ranking der Auktionen bzgl.
des erwarteten Auktionserlöses nicht möglich ist.
Die Unmöglichkeit eines generellen Erlösrankings der Auktionen (Eb2 vs. 1stb1
vs. 2ndb1) ist letztlich wie folgt erklärbar: Im Preiswettbewerb führt die Veröffent-
lichung von b2 zu weniger aktiven Bietern als die Veröffentlichung von b1, weil
der Monopolist unter b2 aggressiver als unter b1 agiert. Die erwarteten Erlöse des
Auktionators sind deshalb im ersten Fall tendenziell niedriger als im zweiten Fall
(Partizipationseffekt). Auf der anderen Seite haben die Bieter im Preiswettbewerb
bei Veröffentlichung von b1 den Anreiz, sich schwächer darzustellen, also zurück-
haltender zu bieten als bei Veröffentlichung von b2. Daher sind die erwarteten
Erlöse unter der Informationspolitik b2 tendenziell höher als unter der Informati-
onspolitik b1 (Signalisierungseffekt).34
34 KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) sehen in diesem Effekt den Hauptgrund für den
(nicht prognostizierten) Erfolg des Englischen Verfahrens bei den PCS-Auktionen in den
USA. Erstens ist nämlich die Annahme von Preiswettbewerb für den Markt von mobilen Te-
lekommunikationsdienstleistungen durchaus plausibel. Zweitens kann angenommen wer-
den, dass einige sehr starke Unternehmen um diese Lizenzen konkurrierten. Dann aber
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Im Mengenwettbewerb trifft das Gegenteil zu. Dort ist der Pool der teilnehmen-
den Unternehmen bei Veröffentlichung von b2 im Durchschnitt stärker als bei
Veröffentlichung von b1, weil der Monopolist auf die sichere Ankündigung ag-
gressiver reagiert. Folgerichtig ist der erwartete Erlös unter b2 tendenziell größer
als unter b1. Andererseits haben die Unternehmen in der dem Mengenwettbe-
werb vorgelagerten Auktion unter der Informationspolitik b1 einen Anreiz zum
Übertreiben des eigenen Typs, der unter b2 entfällt. Aus diesem Grund ist der
erwartete Erlös des Auktionators unter b2 tendenziell kleiner als unter b1.
3.4.5.2 Wohlfahrtsanalyse
Analysiert werden die Auswirkungen der Auktionsspezifikation auf die Rente
der Konsumenten, des Incumbents und des Auktionsgewinners im post-auction
Preiswettbewerb sowie im post-auction Mengenwettbewerb. Wenn die Konkur-
renten in der letzten Spielstufe simultan ihre Preise festsetzen, sind die beiden
folgenden Ergebnisse von Bedeutung. Zum einen kann gezeigt werden, dass der
erwartete Marktpreis des Incumbents und der durchschnittliche Marktpreis bei
Veröffentlichung von b1 niedriger als bei der Veröffentlichung von b2 ist, denn
aufgrund des Partizipationseffekts unter b1 ist es wahrscheinlicher als unter b2,
dass ein Duopol implementiert werden kann. Wenn ein Monopolmarkt ausge-
schlossen werden kann, finden KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) zum an-
deren, dass die first-price Auktion (Veröffentlichung von b1) zu einer niedrigeren
erwarteten Konsumentenrente und zu niedrigeren Gewinnen des Incumbents, je-
doch zu höheren erwarteten Gewinnen des Auktionsgewinners als in einer Eng-
lischen Auktion (Veröffentlichung von b2) führt. Ursache des auch hinsichtlich
der Renten der Akteure nicht eindeutigen Rankings sind wiederum der Signali-
sierungseffekt und der Partizipationseffekt.
Interagieren die Unternehmen nach der Auktion in einem Cournot-
Mengenwettbewerb, kommt es wiederum zu ambivalenten Ergebnissen. Für die
erwarteten Absatzmengen der Akteure gilt folgendes: Während diese beim Auk-
tionsgewinner nach einer first-price Auktion höher als nach einer Englischen
Auktion ist, kann der Incumbent nach einer Englischen Auktion mehr als nach
der first-price Auktion absetzen. Die angebotene Gesamtmenge aber ist nach ei-
ner first-price Auktion niedriger als nach einer Englischen Auktion. Deshalb ist
der Marktpreis nach einer first-price Auktion höher als nach einer Englischen
prognostiziert eine Englische Auktion, in der das Gewinnergebot nicht veröffentlicht wird,
systematisch höhere Gebote als eine verdeckte Auktion mit Veröffentlichung des Gewinner-
gebots. Der Federal Communications Commission (FCC) gelang mit der Implementierung
einer Englischen Auktion also offenbar tatsächlich die Neutralisation von nicht-aggressiven
Bietstrategien (zum Zwecke der Signalisierung eines schwachen Typs).
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Auktion. Wenn der Markt nach der Auktion nicht monopolisiert wird, kann zu-
dem hinsichtlich der Renten der Akteure unter den zwei möglichen Informati-
onsregimen gezeigt werden, dass die Konsumenten und die Gewinner der Auk-
tion eine first-price Auktion der Englischen Auktion vorziehen, während der
Incumbent zwischen beiden Regimen indifferent ist. Abbildung 3.3 beschließt
diesen Abschnitt mit einer Zusammenfassung der von der post-auction Wettbe-
werbsform abhängigen Präferenzen des Auktionators, der Bieter, des Incumbents
und der Konsumenten hinsichtlich der Auktionsspezifikation.
1st vs. E†
Preiswettbewerb‡ Mengenwettbewerb‡
Auktionator unbestimmt unbestimmt
Konsumenten 1st ≺ E 1st  E
Incumbent 1st ≺ E 1st ∼ E
Bieter 1st  E 1st  E
1st: first-price Auktion E: Englische Auktion
† Die second-price Auktion wird nicht betrachtet.
‡ Monopolmärkte sind ausgeschlossen.
Abbildung 3.3: Präferenzen der Akteure
3.4.6 Zusammenfassung
Bei endogen bestimmter Teilnahme an der Auktion und post-auction Preis- oder
Mengenwettbewerb finden KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) kein generel-
les Ranking der first-price, second-price und der Englischen Auktion hinsichtlich
des erwarteten Auktionatorerlöses. Welcher Kombination aus dem Auktionsver-
fahren und dem Informationsregime der Vorzug zu geben ist, hängt letztlich von
der prognostizierten Wettbewerbsform und der Verteilungsfunktion der Bieter
ab. Ist die prognostizierte statistische Masse für starke Bieter sehr hoch und ver-
mutet der Auktionator Preiskonkurrenz im post-auction Markt, scheint die Eng-
lische Auktion der first-price Auktion überlegen zu sein, da so der Anreiz zum
Signalisieren eines schwächeren Typs neutralisiert werden kann. Außerdem wird
herausgearbeitet, dass die Gebotsfunktionen und die erwarteten Erlöse bei ei-
ner automatischen Veröffentlichung des Gewinnertyps bei nachgelagertem Preis-
wettbewerb tendenziell höher und bei nachgelagertem Mengenwettbewerb ten-
denziell niedriger als bei den etwas restriktiveren Informationsregimen sind.
Die Präferenzen der Konsumenten und des marktbeherrschenden Unterneh-
mens hinsichtlich des Auktionsverfahrens sind, gegeben das Monopol wird als
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eine mögliche Marktstruktur ausgeschlossen, ebenfalls von der Wettbewerbs-
form abhängig. So präferieren die Konsumenten beim Preiswettbewerb die Eng-
lische Auktion und beim Mengenwettbewerb die first-price Auktion. Der Markt-
beherrscher bevorzugt beim Preiswettbewerb ebenfalls die Englische Auktion,
ist aber beim Mengenwettbewerb indifferent zwischen beiden Auktionsmecha-
nismen, während die Bieter unabhängig von der Wettbewerbsform die first-price
Auktion präferieren.
Neben den genannten inhaltlichen Ergebnissen unterscheidet sich das in die-
sem Abschnitt vorgestellte Modell hinsichtlich der Methodik zur Herleitung opti-
maler Bietstrategien und der hinreichenden Existenzbedingungen von den in Ab-
schnitt 3.2 bis 3.3 dargestellten Arbeiten. Nachgewiesen wird zudem die Identität
der hinreichenden Bedingungen für die Existenz symmetrischer Trenngleichge-
wichte in der first-price und in der second-price Auktion.
3.5 Informationstransfer und Erwartungsnutzen35
3.5.1 Überblick
Die Arbeiten von MOLNÁR und VIRÁG (2008) und MOLNÁR und VIRÁG (2004)
untersuchen das Design erlösmaximierender direkter Allokationsmechanismen
insbesondere im Hinblick auf das optimale Ausmaß der vom Auktionator wei-
tergeleiteten Informationen, wenn der Einfluss des tatsächlichen und der des si-
gnalisierten Bietertyps auf die Erwartungsnutzenfunktion des Bieters additiv se-
pariert werden kann. Der signalisierte Typ beeinflusst die Erwartungen der Kon-
kurrenten oder Konsumenten in einer der Auktion nachgelagerten Marktinterak-
tion. Außerdem hängt die optimale Informationspolitik auch davon ab, ob eine
marginale Abweichung von einem starken oder die von einem schwachen Signal
einen stärkeren Einfluss erster Ordnung auf den Erwartungsnutzen hat.
3.5.2 Interaktionssequenz
Der durch einen Zug der Natur in Stufe 1 festgelegte Typ θi wird private Informa-
tion des Unternehmens i. Insgesamt gibt es N > 0 Unternehmen. Der Unterneh-
menstyp drückt in diesem Modell die Fähigkeit zur Herstellung einer bestimm-
ten Produktqualität aus. Deshalb ist das Unternehmen i um so besser, je höher die
Realisation von θi ist. Für alle i gilt, dass die voneinander unabhängigen Typen
35 Dieser Abschnitt basiert auf MOLNÁR und VIRÁG (2008) und auf MOLNÁR und VIRÁG
(2004).
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θi jeweils aus dem Intervall [θ, θ] gezogen werden, in dem die Zufallsvariable mit
der Wahrscheinlichkeitsfunktion G(θ) - deren Dichtefunktion ist g(θ) - verteilt
ist. Der Vektor der Typenrealisationen ist θ = (θ1, ..., θN).36
In Stufe 2 gibt die Behörde die Spezifikation des direkten Mechanismus’ zur
Allokation einer Marktlizenz bekannt, implementiert folglich unabhängig vom
bekundeten Typenvektor immer ein Monopol. Die Spezifikation des Mechanis-
mus ist dreigeteilt: Für jedes Unternehmen i werden erstens die Zuschlagswahr-
scheinlichkeit pi(φ) als Funktion des Vektors der bekundeten Unternehmensty-
pen φ = (φ1, ..., φN), zweitens die erwarteten Zahlungen tei (φi) sowie drittens die
Informationsfunktion h(z) festgeschrieben. Zudem gibt die Behörde den Güter-
preis P des Lizenzproduktes bekannt. Nachdem die Unternehmen ihren Typ in
Stufe 3 bekundet haben, wird die Lizenz in Stufe 4 gemäß der in der zweiten Stu-
fe spezifizierten Regel zugewiesen; die Behörde empfängt die Transferzahlungen
und sendet an alle uninformierten Konsumenten die Botschaft h(z).
In Stufe 5 schließlich verkauft der Monopolist m - Monopolist kann jedes Un-
ternehmen m ∈ {1, ..., N} werden - das Gut zum Preis P an informierte Konsu-
menten I und uninformierte Konsumenten U, deren Anteil an der auf 1 normali-
sierten Gesamtzahl von Konsumenten exogen durch die Anteile α bzw. 1− α vor-
gegeben ist. Die Nutzenfunktion der informierten Konsumenten ist UI = τIθi− P
und die der uninformierten Konsumenten ist UU = τUθi − P. Die Zufallsvariable
τI (τU) ist für alle informierten (uninformierten) Konsumenten gleich groß und
auf dem Intervall [0; 1] mit der Wahrscheinlichkeitsfunktion F(τI,U) verteilt. Da
die informierten wie auch die uninformierten Konsumenten das Gut nur dann
kaufen, wenn ihr Nutzen nicht negativ ist, folgt für die vom Monopolisten abge-
setzten Mengen qI,U unmittelbar Gleichung 3.69.
qI =
α wenn τI ≥ Pθi0 sonst und qU =
1− α wenn τU ≥ Ph(z)0 sonst
(3.69)
3.5.2.1 Die Informationsfunktion
Um den Einfluss von alternativen Möglichkeiten der Behörde zur Informations-
weitergabe zu analysieren, wird der Zusammenhang zwischen der Informations-
funktion h(z) und dem Auktionserlös betrachtet.37 Generell kann der erwartete
36 Die Unternehmen sind deshalb ex-ante symmetrisch.
37 Bei vollständiger Informationsweiterleitung gilt h(z) = θi; den uninformierten Konsumenten
ist der Typ des Monopolisten dann mit Sicherheit bekannt. Hält die Behörde die Informa-
tionen dagegen vollständig zurück, ist die Informationsfunktion gleich dem Erwartungswert
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Gewinn des Monopolisten in der fünften Stufe durch Gleichung 3.70 spezifiziert
werden.38
pii
(
θi, h(z)
)
=
[
1− F(P/θi)
]
αP +
[
1− F(P/h(z))
]
(1− α)P (3.70)
Den Erwartungsnutzen aller Unternehmen in Stufe 3 beschreibt Gleichung 3.71.
Uei (φi, θi) = Ez|φ
(
pi(φ)pii(θi, h(z))− tei (φi)
)
(3.71)
Aus den Gleichungen 3.70 und 3.71 wird deutlich, dass der Erlös des Monopo-
listen von den uninformierten Konsumenten allein durch deren Beliefs hinsicht-
lich des erwarteten Siegertyps bestimmt wird. Die ex-post Gewinnfunktion (Glei-
chung 3.70) ist additiv separabel in θi und h(z), denn obwohl das Signal z eine von
θi abhängige Verteilungsfunktion hat, gibt es nach der Realisation von z keinen
Interaktionsterm zwischen θi und z. Das bedeutet insbesondere, dass bestimm-
te Typen durch eine gegebene Informationsregel h(z) in der Wahrnehmung der
Konsumenenten weder relativ verstärkt noch abgeschwächt, also diskriminiert
werden. Die aufgezeigte Separierbarkeit der ex-post Gewinne kann dann aber
wie in Gleichung 3.72 gezeigt ausgedrückt werden.
pii(θi, h(z)) = pi
(I)
i (θi) + pi
(U)
i (h(z)) (3.72)
Deshalb entspricht Gleichung 3.73 dem Erwartungsnutzen von Unternehmen i,
gegeben alle anderen Unternehmen haben ihren Typ wahrheitsgemäß offenbart
und die Behörde hat das Signal z mit der Regel h(z) an die Konsumenten über-
tragen.
Uei (φi, θi) = Eθ−i,z
(
Ui(φi, θi, θ−i, z)
)
= Eθ−i,z
(
pi(φi, θ−i)[pi
(I)
i (θi) + pi
(U)
i (h(z))]− tei (φi))
)
(3.73)
Neben der Annahme additiver Separierbarkeit von pii(θi, h(z)) wird strenge Mo-
notonie der ex-post Gewinne sowohl im ersten als auch im zweiten Paramter
gefordert, wobei die zweifach stetige Differenzierbarkeit der Funktion weiterhin
erforderlich ist. Unternehmen i erhält den Zuschlag mit der Wahrscheinlichkeit
pi(φi) = Eθ−i(pi(φi, θ−i)), wenn alle Mitbieter den wahren Unternehmenstyp be-
kanntgeben. Um anreizkompatibel zu sein, muss der Mechanismus die Gewinn-
Eθ(θi|θi ist der Gewinner).
38 Der Term (1− F(P/τi)) bzw. (1− F(P/h(z)) ist die Wahrscheinlichkeit für das Ereignis τI ≥
P/τi bzw. τU ≥ P/h(z).
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wahrscheinlichkeit als schwach monoton steigend im wahren Typ spezifizieren.39
Zudem gilt wegen des Umhüllenden-Theorems für den Fall additiv separierbarer
ex-post Nutzenfunktionen Gleichung 3.74.40
dUei (θi)
dθi
= pi(θi)
∂pi
(I)
i (θi)
∂θi
(3.74)
Die für alle Unternehmen i, alle wahrscheinlichen Typenrealisationen θi und alle
Informationsfunktionen h geltenden Annahmen
m(θi) = pi Ii (θi)−
(1− G(θi))
g(θi)
∂pi Ii (θi)
∂θi
≥ 0, dm(θi)
dθi
≥ 0
und piUi (h(z)) ≥ 0 (3.75)
stellen sicher, dass die Teilnahmebedingungen aller Unternehmen erfüllt sind.
3.5.3 Erlösmaximierender Informationstransfer
Erstens weisen MOLNÁR und VIRÁG (2004) nach, dass ein erlösmaximierender
Mechanismus unabhängig vom Verlauf von pi(U)i die Lizenz immer dem besten
Unternehmen zuteilt. Ihr zweites Resultat ist, dass die Behörde keine Informatio-
nen an die uninformierten Konsumenten weiterleiten sollte, wenn pi(U)i konkav
ist, während bei Konvexität der Funktion pi(U)i die Erlöse durch die Veröffentli-
chung der Informationen maximiert werden. Dieses Resultat kann wie folgt er-
klärt werden: Weil die Behörde aufgrund der additiv separierbaren Gewinnfunk-
tion die Monopolerlöse aus der Gruppe uninformierter Konsumenten durch Fest-
legung einer geeigneten Transferzahlung vollständig abschöpfen kann, strebt sie
deren Maximierung an. Ist die Funktion pi(U)i aber konkav in h(z), sind die Bieter
also risikoavers, scheuen diese das Risiko einer Veröffentlichung ihres Typs. Ein
ähnliches Argument erklärt den Anreiz der Behörde, die Information bei einem
in h(z) konvexen Verlauf der Funktion pi(U)i an die uninformierten Konsumenten
weiterzuleiten.
3.5.3.1 Konkavität des ex-post Gewinns
Ziel ist es nachzuweisen, dass die obere Schranke des erwarteten Auktionatorer-
löses R nur dann erreicht wird, wenn die in der Auktion offenbarte Information
39 Vgl. hierzu insbesondere die Ausführungen in Abschnitt 3.3.
40 Die Herleitung dieser Zwischenresultate ist äquivalent mit der in Abschnitt 2.3.3.2 gezeigten
Vorgehensweise.
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nicht an die Konsumenten weitergegeben wird. Der erwartete Auktionatorerlös R
aus der Versteigerung einer Monopollizenz ist die über alle möglicherweise zum
Zuge kommenden Unternehmen gebildete Differenz aus der sozialen Wohlfahrt
SWi (Summe aus Konsumentennutzen und Transferzahlung) und dem erwarte-
ten Nettonutzen des lizensierten Unternehmens Eθi(U
e
i ) und kann deshalb durch
Gleichung 3.76 beschrieben werden.41
R =∑
i
(
SWi − Eθi(Uei )
)
(3.76)
Bevor der Auktionatorerlös nach oben abgeschätzt werden kann, müssen so-
wohl die soziale Wohlfahrt SWi wie auch der Erwartungsnutzen Eθi(U
e
i ) aus Glei-
chung 3.76 vereinfacht werden. Begonnen wird mit der sozialen Wohlfahrtsfunk-
tion. Mit
SWi = Eθi
(
Uei (θi, θi) + t
e
i (θi)
)
(3.77)
und der Substitution
Uei (θi, θi) = Eθ−i,z
(
pi(θi, θ−i)[pi I(θi) + piU(h(z))]− tei (θi)
)
= pi(θi)
[
pi I(θi) + Ez|θi
(
piU(h(z)|θi gewinnt )
)]
− tei (θi) (3.78)
folgt, dass
∑
i
SWi =∑
i
Eθi
(
pi(θi)pi I(θi)
)
+∑
i
Eθi
(
Ez|θi
[
pi(θi)piU(h(z)|θi gewinnt )
])
=∑
i
(∫ θ¯
θ
pi(x)g(x)pi I(x)dx
)
+ Ez
(
piU(h(z))
)
(3.79)
ist. Nun kann der ex-ante-Nettonutzen des Unternehmens i durch
Eθi
(
Uei (θi, θi)
)
=
∫ θ¯
θ
g(x)Uei (x)dx
=
[
G(x)Uei (x)
]θ¯
θ
−
∫ θ¯
θ
G(x)
dUei (x)
dx
dx
= Uei (θ¯)−
∫ θ¯
θ
G(x)
dUei (x)
dx
dx (3.80)
beschrieben werden.42 Unter Ausnutzung von Gleichung 3.74 und Uei (θ) = 0 -
41 Die Unternehmensgewinne werden durch die Transferzahlung vollständig abgeschöpft.
42 Der letzte Term in Gleichung 3.80 ergibt sich nach partieller Integration.
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die Teilnahmebedingung des schlechtesten Typen bindet - erhält man schließlich
den Ausdruck
Eθi
(
Uei (θi, θi)
)
=
∫ θ¯
θ
pi(x)
dpiU(x)
dx
[1− G(x)]dx (3.81)
Nach der Substitution der ex-ante Wohlfahrtsfunktion und des erwarteten Netto-
nutzens in Gleichung 3.76 durch die Gleichungen 3.79 und 3.81 folgt Gleichung
3.82 als modifizierter Auktionatorerlös.
R =∑
i
Eθi
(
pi(θi)
[
pi I(θi)− 1− G(θi)g(θi)
dpi I(θi)
dθi
])
+ Ez
(
piU(h(z))
)
(3.82)
Aufgrund von Jensens Ungleichung für konkave Funktionen ist Gleichung 3.83
erfüllt.43
R ≤∑
i
Eθi
(
pi(θi)
[
pi I(θi)− 1− G(θi)g(θi)
dpi I(θi)
dθi
])
+ piU
(
Ez(h(z))
)
(3.83)
Da der bedingte Erwartungswert im zweiten Term der rechten Seite von Glei-
chung 3.83 auch als
Ez
(
h(z)
)
= Ez
(
Eθi∈S(z)[θi|θi gewinnt, z(θi) = z]
)
= Eθ
(
θi|θi gewinnt
)
(3.84)
geschrieben werden kann und
Eθ
(
θi|θi gewinnt
)
≤ Eθ
(
θi|θi maximal
)
(3.85)
ist, kann man Gleichung 3.83 schließlich durch Gleichung 3.86 darstellen.44
R ≤∑
i
Eθi
(
pi(θi)
[
pi I(θi)− 1− G(θi)g(θi)
dpi I(θi)
dθi
])
+ piU
(
Eθ(θi|θi maximal)
)
(3.86)
Die Annahmen bzgl. der Charakteristika der Funktion m(θi) (siehe Gleichung
3.75) stellen sicher, dass der erste Term auf der rechten Seite von Gleichung 3.82
dann maximiert wird, wenn man die Lizenz dem besten Bietertypen zuweist.
Folglich ist pi(θi) = GN−1(θi). Damit ist die obere Erlösschranke definiert. Wird
43 Es gilt piU (Ez(h(z))) ≥ Ez(piU(h(z))). Vgl. auch JENSEN (1906).
44 Streng genommen gilt das nur dann, wenn die Lizenz in einer erlösmaximierenden Auktion
mit Wahrscheinlichkeit 1 zugewiesen wird. Der Beweis hierfür wird in MOLNÁR und VIRÁG
(2008) jedoch nicht geführt.
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nun die Information durch den Auktionator komplett zurückgehalten und die
Lizenz an den Höchstbietenden versteigert, gilt also h(z) = Eθ(θi|θi maximal), so
entspricht Gleichung 3.87 dem ex-post Gewinn, den das Unternehmen von den
uninformierten Konsumenten erzielen kann.
piU(h(z)) = piU
(
Eθ(θi|θi maximal)
)
(3.87)
Der Vergleich von Gleichung 3.87 mit Gleichung 3.86 zeigt, dass die obere Erlös-
schranke bei Konkavität von piU(·) in h(z) durch eine zurückhaltende Informati-
onspolitik erreicht wird und letztere deshalb erlösmaximierend ist.
3.5.3.2 Konvexität des ex-post Gewinns
Aufgrund der in Abschnitt 3.5.3.1 erläuterten Überlegungen gilt auch bei einer
konvexen Gewinnfunktion Gleichung 3.82, die nachfolgend noch einmal darge-
stellt ist.
R =∑
i
Eθi
(
pi(θi)
[
pi I(θi)− 1− G(θi)g(θi)
dpi I(θi)
dθi
])
+ Ez
(
piU(h(z))
)
(3.88)
Zu zeigen ist nun, dass der zweite Summand auf der rechten Seite von Gleichung
3.88 sein Maximum genau dann erreicht, wenn die Behörde die ihr bekannt ge-
wordene Information exakt weitergibt. In diesem Fall gilt für jede bekannt ge-
wordene Typenrealisation h(θi) = θi; für unterschiedliche Typen folgen also un-
terschiedliche Updates. Wird dagegen von einem Mechanismus ausgegangen, in
dem ein Typ θi mit der gleichen positiven Wahrscheinlichkeit wie andere Typen
das Signal z aussendet, dann ist für alle diese Typen auch das Update h(z) iden-
tisch. Da die Funktion piU(h(z)) konvex verläuft, steigt durch den Orientierung
hin zu einer „präziseren“ Informationspolitik der Erwartungswert Ez[piU(h(z))]
an. Es folgt unmittelbar, dass sich dieser Erwartungswert weiter erhöht, wenn der
Auktionator für jeden Typ θi an Stelle von z die Realisation θi offenbart. Folglich
gilt
R ≤∑
i
Eθi
(
pi(θi)
[
pi I(θi)− 1− G(θi)g(θi)
dpi I(θi)
dθi
])
+ Eθ
(
piU(θi)|θi gewinnt
)
(3.89)
und wegen
pi(θi) = GN−1(θi) und Eθ[piU(θi)|θi gewinnt] ≤ Eθ[piU(θi)|θi maximal]
3.6. GEGENÜBERSTELLUNG UND ZUSAMMENFASSUNG 81
wird die rechte Seite von
R ≤∑
i
Eθi
(
GN−1(θi)
[
pi I(θi)− 1− G(θi)g(θi)
dpi I(θi)
dθi
])
+ Eθ
(
piU(θi)|θi maximal
)
(3.90)
maximiert, womit bewiesen ist, dass der Erlös des Auktionators bei Konvexität
von piU(·) durch das vollständige Offenbaren der Information maximiert wird.
3.6 Gegenüberstellung und Zusammenfassung
Kapitel 3 thematisiert das Bieterverhalten in Auktionen mit anschließender
Marktinteraktion, also solche Modelle, in denen die Strategiewahl und damit
der Erwartungsnutzen der Bieter vom eigenen Typ und dem vom Konkurrenten
wahrgenommenen Typ determiniert wird. Die Marktstruktur ist in allen bespro-
chenen Modellen eine exogene Variable.45 Diese Spielstruktur generiert für die
Bieter Signalisierungsanreize.
In MOLNÁR und VIRÁG (2008) tariert der Designer eines direkten Revelations-
mechanismus’ diese Signalsierungsanreize durch die Wahl der Informationspo-
litik erlösmaximierend aus. Das Offenlegen des Gewinnertyps ist bei konvexen
und das Verbergen des Gewinnertyps bei konkaven payoff-Funktionen erlösma-
ximierend, vorausgesetzt der Erwartungsnutzen der Akteure ist additiv separier-
bar in eine allein vom tatsächlichen Typ und eine ausschließlich vom offenbar-
ten Typ bestimmte Komponente. Dagegen analysiert GOEREE (2003) drei indirekte
Mechanismen (first-price, second-price und Englische Auktion bei Bekanntgabe
des Gewinnertyps) hinsichtlich der optimalen Bietstrategien und des erwarteten
Auktionatorerlöses.46 Für den Fall, dass die Akteure in der Auktion einen Anreiz
zum Übertreiben des individuellen Typs haben, kann die Existenz symmetrischer
Trenngleichgewichte auch für den Fall interdependenter post-auction Auszah-
lungen bestätigt werden. Außerdem wird gezeigt, dass die genannten Auktionen
erlösäquivalent sind. Durch VARMA (2003) wird die von GOEREE (2003) offen ge-
lassene Existenz symmetrischer Trenngleichgewichte in einer first-price Auktion
bei Anreizen zur Signalisierung eines schwächeren Typs untersucht. Es wird dar-
45 Zwar gibt es in KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) auch die Möglichkeit, dass der Markt-
beherrscher als einziges Unternehmen den Markt bedient, doch basieren die Ergebnisse auf
der Annahme, dass genau diese Marktstruktur nicht eintritt.
46 Die Englische Auktion wird so modifiziert, dass der Gebotsprozess erst stoppt, wenn der
letzte aktive Bieter die Hand senkt. Das Gewinnergebot wird deshalb auch in der Englischen
Auktion bekannt.
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gelegt, dass die Wahrscheinlichkeit für die Existenz eines solchen Gleichgewichts
in der Anzahl der Bieter steigt, weil sich auch die Wahrscheinlichkeit einer Nie-
derlage in der Bieterzahl erhöht und dies den Anreiz zum Untertreiben, der die
Monotonieeigenschaft der Gebotsfunktion zerstört, überkompensieren kann. Au-
ßerdem zeigen KATZMAN und RHODES-KROPF (2008) in einem Nebenergebnis,
dass die in VARMA (2003) für eine first-price Auktion herausgearbeitete Exis-
tenzbedingung auch für eine second-price Auktion anwendbar ist. Allerdings
gilt das vorrangige Interesse dieser Arbeit der Relation der erwarteten Erlöse in
der first-price Auktion (Bekanntgabe des Höchstgebots), der second-price Auk-
tion (Bekanntgabe des Höchstgebots) und der Englischen Auktion (Bekanntgabe
des höchsten Verlierergebots), wenn die Intervalle möglicher Unternehmensty-
pen nicht in allen Auktionen identisch sind. Diese Frage kann jedoch nicht gene-
rell beantwortet und deshalb auch nicht vorausgesagt werden, welche Auktion
ein erlösmaximierender Designer in Abhängigkeit von der post-auction Wettbe-
werbsform präferiert. Hinsichtlich der Präferenzen der anderen Akteure (Kon-
sumenten, Bieter, Marktbeherrscher) kommen KATZMAN und RHODES-KROPF
(2008) zu dem Ergebnis, dass die Bieter immer den first-price Mechanismus be-
vorzugen, der Marktbeherrscher niemals die Englische Auktion wählt und die
Konsumenten die Englische Auktion (first-price Auktion) im Falle von Preiswett-
bewerb (Mengenwettbewerb) im post-auction Markt vorziehen.
Kapitel 4
Lizenzvergabe mit endogener
Wertschätzung
4.1 Überblick
Patente können zu einer Verringerung der variablen Produktionskosten führen.
In oligopolistischen Märkten verändert sich in der Folge die Angebotsstruktur im
Gleichgewicht und hieraus resultieren veränderte Unternehmensgewinne. Weil
aber der Wert einer kostenreduzierenden Innovation gemäß ARROW (1962) durch
den Erlös definiert ist, der dem Innovator durch die Lizensierung des Patentes
zufließt, handelt es sich bei der Analyse von erlösmaximierenden Allokationsre-
geln für Patentlizenzen um ein Designproblem mit endogenen Wertschätzungen,
wobei die Allokation den individuellen Patentnutzen bestimmt, wie auch um-
gekehrt der individuelle Patentnutzen Einfluss auf die Allokation hat. Mit Kapi-
tel 4 wird die Diskussion von Marktstrukturen bei asymmetrischer Information
im Kontext der Vergabe von Innovationslizenzen also auf indirekte Mechanismen
und endogene Wertschätzungen ausgedehnt. Obgleich die strukturelle Verände-
rung der Erlöse durch Grenzkostenveränderungen induziert wird, spielt das Si-
gnalisieren individueller und die Entscheidung von potenziellen Konkurrenten
berührender Eigenschaften sowohl im Abschnitt 4.2 keine Rolle, weil dort per se
vollständige Informationen unterstellt werden, als auch nicht in Abschnitt 4.3, da
in den dort diskutierten Modellen die zunächst unbekannten Informationen vom
Auktionator unmittelbar vor der Marktinteraktion veröffentlicht werden.
In Abschnitt 4.2 wird die Lizenzvergabe bei vollständiger Information unter
verschieden Aspekten diskutiert. Deren Spektrum reicht von der Beurteilung in-
direkter Allokationsregeln aus der Perspektive unterschiedlicher Interessengrup-
pen, der Identifikation des optimalen Reservationspreises durch einen in die spä-
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tere Interaktion involvierten oder einen unabhängigen Lizenzgeber, der Gleich-
gewichtsanalyse einer dem eigentlichen Marktspiel vorgelagerten zweistufigen
Allokation bestehend aus einer Auktion mit sich anschließender Möglichkeit der
Nachverhandlung bis zu den Konsequenzen individualisierter asymmetrischer
externer Effekte für die Allokationseffizienz der Lizenzvergabe (vgl. auch Ab-
bildung 4.1). Der mit unvollständigen Informationen über allokationsrelevante
Charakteristika von Unternehmen einhergehende Verlust der umkehrbaren Ein-
deutigkeit der Abbildung von Aktionen in der Allokationsstufe auf Unterneh-
mensgewinne in der Marktinteraktion wird anschließend in Abschnitt 4.3 zum
einen hinsichtlich der strategischen Unterschiede von Mindestgeboten und Teil-
nahmegebühren beleuchtet, zum anderen wird herausgearbeitet, dass die Allo-
kationseffizienz von Standardauktionen vom Typ der strategischen Interaktion
im Sekundärmarkt abhängen kann (vgl. auch Abbildung 4.5).
4.2 Lizenzallokation bei vollständiger Information
4.2.1 Optimaler Mechanismus für Lizenzverkäufe1
4.2.1.1 Vorbemerkungen
Von KAMIEN et al. (1992) werden Mechanismen zur Allokation von Innovati-
onslizenzen in oligopolistischen Märkten mit nichtlinearer Nachfrage verglichen.
Die Innovationen reduziert die Produktionskosten eines homogenen Gutes bzw.
einer homogenen Dienstleistung in einer oligopolistischen Industrie.2 Von Inter-
esse sind insbesondere drei in der Praxis beobachtbare und deshalb in der Lite-
ratur diskutierte Allokationsmechanismen für Innovationslizenzen, nämlich die
Versteigerung einer exogenen Anzahl von Lizenzen, die fixe Lizenzgebühr sowie
die (absatz)mengenabhängige und damit variable Lizenzgebühr. Diese werden im
Hinblick auf den Gewinn des Patentgebers sowie der Lizenznehmer, die Indus-
triestruktur sowie den resultierenden Produktpreis und die Konsumentenrente
bewertet. Die Interaktion des Lizenzgebers und der potenziellen Lizenznehmer
sowie die hieraus resultierende Marktstruktur wird in einem vierstufigen Modell
abgebildet.3 Zunächst gibt der Lizenzgeber den Vergabemechanismus für die In-
novationslizenzen bekannt (Stufe 1). In der Stufe 2 entscheiden N Unternehmen
1 Dieser Abschnitt basiert auf KAMIEN et al. (1992).
2 Die vergleichende Analyse optimaler fixer Lizenzgebühren mit mengenabhängigen Lizenz-
gebühren (z. B. durch KAMIEN und TAUMAN (1986)) ging bis dato von linearen Nachfrage-
funktionen aus.
3 Der Lizenzgeber interagiert mit den Lizenznehmern nicht im Markt, sondern erwirtschaftet
den Erlös ausschließlich aus der Vergabe der Innovationslizenzen.
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Modelle (vollständige Information)
JEHIEL und MOLDOVANU (1996)
KATZ und SHAPIRO (1985a)
KATZ und SHAPIRO (1986)
KAMIEN et al. (1992)
1: Lizenzvergabe
Bieterzahl N ≥ 2 (E) + (N − E) N = 2 N ≥ 3
Bietertyp θi θHi = c θ
H
i θ
H
1 , θ
H
2 [θ; θ]
Interpretation GK GK GK GK
Lizenzanzahl K ∈ Z ≤ N KE+NE ∈ Z ≤ N K ∈ Z ≤ 2 K ∈ Z ≤ 1
Mechanismus pabr, f G, vG pabr 1str & B 1st
2: Marktspiel
Marktform OP OP DP OP
Marktstruktur θLi = c− ε piLi (K) θLi = θHi − ε θi − ε
K / N − K θHi = c piHi (K) θHi θi H
Nachfrage I & NL I I I & L
Wettbewerb M I P/M I & M
Zielfunktionen
Lizenznehmer pii − pi uKE , uE\KE {ui,b1,2, ui,nb1,2 } ui = pii − pi
Lizenzgeber uS = ∑Ki pi uS = u
jv
E = ∑
K
i pi uS = p uS = p
pab: pay-as-bid Auktion 1st: first-price Auktion B: Bargaining GK, c: Grenzkosten
f G: fixe Lizenzgebühr vG: variable Gebühr r: Reservationspreis e: Eintrittsgebühr
DP: Duopol OP: Oligopol I: implizit definiert jv: joint venture
L: lineare Nachfrage NL: nichtlineare Nachfrage Z: Ganze Zahl
M: Mengenwettbewerb P: Preiswettbewerb E: Eigentümer der Innovation
ui: Nutzen des Käufers uS: Nutzen des Verkäufers pi: individuelle Zahlung
Abbildung 4.1: Lizenzallokation bei vollständiger Information
simultan über die Annahme des Angebots (fixe oder variable Lizenzgebühr) bzw.
die Höhe des Gebotes (Auktion). Diese Entscheidung determiniert die Anzahl K
der tatsächlichen Lizenznehmer.4 In Stufe 3 wird allen offenbart, wer die Innova-
tionslizenz erhalten hat, und lizensierte wie auch nicht lizensierte Unternehmen
treten in einen Cournot-Mengenwettbewerb ein (Stufe 4).5
4.2.1.2 Der Cournot-Mengenwettbewerb (Stufe 4)
Nach der Vergabe der Innovationslizenzen gibt es zwei bezüglich ihrer Grenz-
kosten homogene Gruppen. Jedes der K lizensierten Unternehmen hat Grenzkos-
ten in Höhe von θL = c− ε. Alle N − K nicht lizensierten Unternehmen dagegen
4 Es gilt K ≤ N.
5 Auf der Wettbewerbsstufe sind alle Unternehmen vollständig über den Typ (die Grenzkos-
ten) ihrer Konkurrenten informiert. Das Gleiche gilt für jenen Zeitpunkt, in dem die Unter-
nehmen über den Erwerb einer Innovationslizenz entscheiden müssen. Auch der Lizenzge-
ber kennt die potenziellen Lizenznehmer, insbesondere deren (symmetrische) Kostenstruk-
tur.
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haben (unveränderte) Grenzkosten in Höhe von θH = c. Für eine im Produkt-
preis monoton fallende und stetig differenzierbare Nachfragefunktion Q(P), de-
ren Preiselastizität der Nachfrage η(P) = −PQ′/Q schwach monoton steigend
im Produktpreis P und hinreichend für eine streng konkave Gesamterlösfunkti-
on ist, kann gezeigt werden, dass der Gleichgewichtspreis P∗ im Cournot-Nash
Gleichgewicht in den Fällen K ≤ K˜ = c/(εη(c)) bzw. K > K˜ Gleichung 4.1 erfüllt.
1− 1
Nη(P∗)
=

(
c− εK/N
)
/P∗ wenn K ≤ K˜ = c
εη(c)(
c− ε
)
/P∗ wenn K > K˜
(4.1)
Folgerichtig verteilt sie die im Cournot-Nash Gleichgewicht angebotene Gesamt-
menge gemäß der Gleichungen 4.2 bzw. 4.3 auf die Unternehmen mit den nied-
rigen bzw. den hohen Grenzkosten. Damit sind auch die Gewinne beider Unter-
nehmenstypen im Gleichgewicht eindeutig bestimmt.
qL =
Q(P
∗)
[
θL + ε(N − K)η(P∗)
]
/(Nc− Kε) wenn K ≤ K˜
Q(P∗)/K wenn K > K˜
(4.2)
qH =
Q(P
∗)
[
θH − εKη(P∗)
]
/(Nc− Kε) wenn K ≤ K˜
0 wenn K > K˜
(4.3)
Der Gleichgewichtspreis bzw. die Gewinne der Unternehmen im Gleichgewicht
lassen sich wie folgt charakterisieren: Erstens sinkt der Gleichgewichtspreis in
der Anzahl der vergebenen Lizenzen. Das liegt daran, dass die Gesamtmenge
aufgrund der höheren Anzahl effizienterer Unternehmen ansteigt. Zweitens sinkt
der Gewinn eines nicht lizensierten Unternehmens in der Anzahl vergebener In-
novationslizenzen, also wenn der Anteil der effizienteren Unternehmen steigt,
denn das ineffiziente Unternehmen bietet (bei sinkendem Marktpreis) ceteris pa-
ribus eine geringere individuelle Menge an. Dies trifft zu, solange K ≤ K˜ ist.
Werden mehr als K˜ Lizenzen allokiert, ist der Gewinn des nicht lizensierten Un-
ternehmens gleich Null. Und schließlich gilt drittens, dass sich der Gewinn eines
effizienten Unternehmens reduziert, wenn der Anteil der effizienteren Unterneh-
men durch die Vergabe zusätzlicher Innovationslizenzen ansteigt, denn auch ein
effizientes Unternehmen reagiert auf die Ausweitung der Produktionsmengen
der anderen Unternehmen mit Zurückhaltung.
4.2.1.3 Optionale Allokationsmechanismen (Stufe 3, 2 und 1)
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4.2.1.3.1 Auktion Da der Lizenzgeber vollständig über die potenziellen Li-
zenznehmer informiert ist, deren Zahlungsbereitschaft folglich vollständig ab-
schöpfen kann, reduziert sich die Auktion A auf die Identifikation des Ma-
ximums der kumulierten Zahlungsbereitschaft und damit jener Lizenzanzahl,
die das Produkt aus der Lizenzzahl K und der unternehmensspezifischen Zah-
lungsbereitschaft vA - letztere ist gleich der Differenz aus unternehmensspezi-
fischem Gewinn eines lizensierten und eines nicht lizensierten Unternehmens
(Gleichung 4.4) - maximiert. Für eine nicht drastische Innovation und die Bedin-
gung ε ≥ 2c/((N+ 1)η(c)) wird gezeigt, dass an der Stelle K = K˜ ein eindeutiges
Maximum existiert, also wenn P∗(K) = c ist.
vA(K) = piLi (K)− piHi (K) (4.4)
Um die ökonomische Intuition für dieses Ergebnis darzulegen, wird zunächst auf
den Fall K > K˜ abgestellt: Gemäß Gleichung 4.3 treten in den Markt ausschließ-
lich lizensierte Unternehmen ein. Die Angebotsmenge eines nicht lizensierten
Unternehmens ist gleich Null wie auch dessen Gewinn. Der Gewinn eines lizen-
siertes Unternehmen dagegen ist strikt größer als Null. Für die Untersuchung der
ersten Ableitung der Gewinndifferenz bei (weiter) steigender Lizenzzahl K genügt
folglich die Fokussierung auf die erste Ableitung der über alle Unternehmen ag-
gregierten Gewinne. Da die Unternehmen homogen und die unternehmensspe-
zifischen Gewinne somit gleich hoch sind, gilt Gleichung 4.5.
K
∑
i=1
piAi (K) = [P
∗ − (c− ε))]Q(P∗) ≡ piA0 (K) (4.5)
Wie nun verändert sich piA0 (K) bei weiter steigendem K für den Fall K > K˜?
Ein bekanntes Ergebnis des homogenen Cournot-Nash Wettbewerbes ist, dass
der unternehmensspezifische Gewinne mit gegen Unendlich strebender Unter-
nehmenszahl gegen eine Lösung bei vollständiger Konkurrenz konvergiert. Bei
vollständiger Konkurrenz aber entspricht der Preis den Grenzkosten, im vorlie-
genden Fall also den Grenzkosten nach der Innovation. Deshalb sind die indi-
viduellen und folgerichtig auch die aggregierten Gewinne gleich Null. Da die
Unternehmensgewinne zwischen den Werten K = K˜ und K → ∞ monoton ver-
laufen, muss der unternehmensspezifische Gewinn an der Stelle K = K˜ größer
sein als bei höheren K.
Für den Fall K < K˜ hingegen kann man nicht allein den Gewinn des lizen-
sierten Unternehmens betrachten, weil die Opportunitätskosten eines Unterneh-
mens gemäß Gleichung 4.3 strikt größer als Null sind. Mit steigendem K treten
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in diesem Intervall zwei gegenläufige Effekt auf. Einerseits erhöht der steigende
Marktanteil der effizienten Unternehmen die aggregierten Gewinne. Andererseits
aber steigt auch die gesamte Unternehmenszahl an, was eine Bewegung hin zu
dem Ergebnis bei vollständiger Konkurrenz impliziert, die, wie oben bereits ge-
schildert, tendenziell gewinnreduzierend wirkt. Ist die Prozessinnovation hinrei-
chend groß - und nichts anderes wird ja durch die eingangs genannte Bedingung
ε ≥ 2c/((N + 1)η(c)) ausgedrückt -, überwiegt der erste Effekt. Das Optimum
schließlich wird deshalb bei K = K˜ erreicht, weil der Marktanteil der effizienten
Unternehmen nicht weiter steigen kann.
Diese optimale Lizenzanzahl zieht vier Ergebnisse für nicht-drastische, jedoch
ausreichend bedeutende Innovationen (ε ≥ 2c/((N + 1)η(c))) nach sich. Ers-
tens reduziert sich die Anzahl der Marktteilnehmer durch die Vergabe von Inno-
vationslizenzen. Alle Unternehmen in diesem (engeren) Oligopol aber wenden
die neue Technologie an. Da der Lizenzgeber die Unternehmensgewinne der li-
zensierten Unternehmen vollständig abschöpfen kann, während nicht lizensierte
Unternehmen aus dem Markt gedrängt werden, verschlechtern sich zweitens alle
Unternehmen gegenüber der Situation vor der Innovation. Deutlich wird durch
die Absenkung des Produktpreises auf die alten Grenzkosten c drittens, dass die
Konsumenten von der Lizenzauktion profitieren. Und viertens ist schließlich fest-
zuhalten, dass der Gewinn des Lizenzgebers genau so hoch ist wie der Bertrand-
Gewinn, den der Lizenzgeber bei einem Angebotspreis knapp unterhalb der alten
Grenzkosten als dann einziger Anbieter realisieren könnte.6
4.2.1.3.2 Fixe Lizenzgebühr Bietet ein Patentgeber dem Unternehmen i die In-
novationslizenz gegen Zahlung eines Fixums α an, kann diese Offerte vom betrof-
fenen Unternehmen angenommen oder abgelehnt werden.7 Die vom Unterneh-
men i im Marktspiel bei einer beliebigen Kombination aus Lizenzgebühr α und
Lizenznehmergruppe K angebotene Menge hängt davon ab, ob das Unterneh-
men i zur Gruppe der Lizenznehmer K gehört oder nicht. In beiden Fällen und
für jede denkbare Kombination (K, α) resultiert für Unternehmen i deshalb eine
individuelle Gewinnfunktion.
Dabei hat die Ablehnung eines Lizenzangebotes im Regime fixer Lizenzge-
bühren andere Konsequenzen als bei der Auktion nicht berücksichtigt zu wer-
den. Die in der Auktion allokierte Lizenzanzahl ist unabhängig von der Entschei-
dung des Unternehmens i, verringert sich dagegen bei einer fixen Lizenzgebühr
6 Handelt es sich um eine drastische Innvation, wird nur eine Lizenz versteigert. Der Gewinn
des Patentgebers ist in diesem Fall genau so hoch wie bei einer Monopolisierung des Mark-
tes.
7 In ersterem (letzterem) Fall gehört das Unternehmen i (nicht) zur Gruppe der Lizenznehmer.
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ceteris paribus immer um eine Lizenz. Das hat erstens eine den Unternehmens-
gewinn tendenziell verringernde Wirkung, weil Unternehmen i aufgrund relativ
höherer Grenzkosten passiver aggieren muss, zweitens aber eben auch eine ten-
denziell gewinnerhöhende Wirkung gegenüber K Innovationslizenzen, weil eine
geringere Anzahl lizensierter Unternehmen am Markt agiert. Wird Unternehmen
i in einer Auktion nicht berücksichtigt, tritt allein der erste Effekt ein.8 Unter der
Voraussetzung gleicher Lizenzzahlen im Ausgangszustand sind die Opportuni-
tätskosten eines Unternehmens bei einer fixen Lizenzgebühr folglich niedriger als
bei einer Auktion. Hieraus resultiert eine im Vergleich zur Auktion niedrigere,
durch Gleichung 4.6 beschreibbare Zahlungsbereitschaft des Unternehmens für
eine Innvationslizenz.
vG(K) = piL(K)− piH(K− 1) (4.6)
Strategisch unterscheiden sich fixe Lizenzgebühren von Auktionen, weil der Li-
zenzgeber bei Erhebung einer fixen Lizenzgebühr die (für ihn) optimale Lizenz-
zahl nicht direkt beeinflussen kann, sondern durch „geschicktes“ Festlegen der
Lizenzgebühr ein im seinem Sinne optimales Verhalten bei den Lizenznehmern
induzieren muss. Solange die Lizenzgebühr niedriger ist als die Zahlungsbereit-
schaft des potenziellen Lizenzkäufers (vG(K) ≥ α), wird letzterer die Lizenz er-
werben. Ein potenzieller Nichtkäufer hingegen lehnt die Offerte tatsächlich ab,
falls seine Zahlungsbereitschaft niedriger als die Gebühr ist (vG(K + 1) ≤ α).
Damit haben KAMIEN et al. (1992) die notwendigen Bedingungen des Gleichge-
wichts hergeleitet: Eine vom Patentgeber angestrebte stabile Lizenzzahl wird ge-
nau dann optimal von der Gebühr α∗ = vG(K) gestützt, wenn vG(K) ≥ vG(K+ 1)
ist.9 Schlussendlich muss der Patentgeber α ex-ante so festlegen, dass aus der Ge-
samtzahl der Unternehmen N genau die den Gewinn des Patentgebers piG0 =
K · vG(K) maximierende Käuferzahl K resultiert.
KAMIEN et al. (1992) zeigen erstens, dass ein teilspielperfektes Gleichgewicht
existiert, das aufgrund der Nichtlinearität der Nachfrage - die marginale Zah-
lungsbereitschaft der Unternehmen kann unter dieser Prämisse positiv aber auch
negativ sein - in der Regel aber nicht eindeutig ist. Sie weisen zweitens die Existenz
singulärer teilspielperfekter Gleichgewichte für den Fall nach, dass die Nachfra-
gefunktion linear ist (die marginale Zahlungsbereitschaft der Unternehmen ist
dann streng monoton fallend in K). Doch selbst bei nichtlinearer Nachfrage ist es
8 Darüber hinaus scheidet das in der Auktion nicht zum Zuge gekommene Unternehmen aus
dem Markt aus.
9 Dann nämlich gilt vG(K) ≥ α ≥ vG(K + 1) und weder der potenzielle Käufer noch der
potenzielle Nichtkäufer weichen von ihrer Entscheidung ab.
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drittens durch diskriminierende fixe Gebühren möglich, ein eindeutiges Gleich-
gewicht zu erreichen. Ein solches Gleichgewicht kann immer, muss jedoch nicht
durch eine nichtdiskriminierende Lizenzgebühr erreicht werden. Viertens erwirt-
schaftet jedes Unternehmen, nachdem es die Innovationslizenz erworben hat,
einen niedrigeren Gewinn, wenn mehr als eine Innovationslizenz vergeben wird.
Als fünftes Resultat schließlich arbeiten die Autoren heraus, dass der Gewinn des
Patentgebers bei einer optimalen Auktion immer höher als bei Vergabe durch ei-
ne fixe Lizenzgebühr ist.
Das vierte Ergebnis kann wie folgt erklärt werden: Für das nicht lizensierte
Unternehmen liegt dieses Ergebnis unmittelbar auf der Hand, da es sich auf-
grund aggressiverer lizensierter Unternehmen zurückhaltender verhalten wird.
Das lizensierte Unternehmen zahlt im Gleichgewicht eine fixe Lizenzgebühr in
Höhe seiner Opportunitätskosten, die der Differenz aus dem Gewinn bei Lizen-
zerwerb und dem Gewinn bei Verzicht auf den Lizenzerwerb entsprechen. Bei
ihm verbleibt folglich netto der Gewinn des nicht-lizensierten Unternehmens, der
aber mit steigender Anzahl von Innovationslizenzen sinkt, weshalb der Gewinn
eines nicht-lizensierten Unternehmens für den Fall K > 1 immer kleiner als für
den Fall K = 0 ist. Die ökonomische Intuition für das fünfte Ergebnis ist, dass
einerseits die Opportunitätskosten der Unternehmen wie oben geschildert bei
fixen Lizenzgebühren niedriger als bei Auktionen sind, dieser den Erlös des Li-
zenzgebers schmälernde Effekt jedoch durch eine im Falle fixer Lizenzgebühren
im Vergleich zu Auktionen höhere Lizenzzahl nicht überkompensiert wird.
4.2.1.3.3 Marginale Lizenzgebühr (royalty) Der Auktion bzw. der fixen Li-
zenzgebühr wird als drittes von KAMIEN et al. (1992) analysiertes Lizenzregime
die konstante marginale Lizenzgebühr gegenüber gestellt. Nachdem der Patent-
geber deren Höhe bestimmt und bekanntgegeben hat, entscheiden die potenzi-
ellen Lizenznehmer simultan, ob sie die neue Produktionstechnologie verwen-
den (und die Gebühr zahlen) oder weiterhin mit konstanten (und unveränder-
ten) Grenzkosten c produzieren. Eine marginale Lizenzgebühr erhöht die Grenz-
kosten des innovierenden Unternehmens. Deshalb können die Grenzkosten ei-
nes lizensierten gegenüber denen des nicht lizensierten Unternehmen folglich
niedriger, identisch oder höher sein. Im ersten Fall werden sich alle Unterneh-
men für und im dritten Fall gegen eine Lizenz entscheiden. Im teilspielperfekten
Gleichgewicht des zweiten Falls hingegen, bei dem alle Unternehmen indifferent
zwischen Erwerb und Nichterwerb der Lizenz sind, unterstellen KAMIEN et al.
(1992), dass alle Unternehmen die Lizenz erwerben. Anderenfalls, so ihre Argu-
mentation, könnte sich der Lizenzgeber durch eine ε-Reduktion der marginalen
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Lizenzgebühr besser stellen.
Im teilspielperfekten Gleichgewicht des Regimes der fixen marginalen Li-
zenzgebühr entscheiden sich folglich erstens alle Unternehmen für eine Innovati-
onslizenz. Deshalb ist die Anzahl der verkauften Innovationslizenzen gegenüber
dem Auktions- wie auch dem fixen Gebührenregime strikt größer. Die margina-
len Kosten der lizensierten Unternehmen sind hingegen in beiden letztgenannten
Regimen strikt kleiner als im Regime konstanter marginaler Lizenzgebühren. So-
mit ist nicht eindeutig vorhersagbar, ob die im Gleichgewicht der zweiten Stu-
fe angebotene Gesamtmenge bei marginalen Lizenzgebühren höher oder niedri-
ger als bei den anderen Allokationsmechanismen ist. Von KAMIEN et al. (1992)
wird jedoch zweitens nachgewiesen, dass der Gleichgewichtspreis (die aggregier-
te Angebotsmenge) bei einer konstanten marginalen Lizenzgebühr strikt größer
(kleiner) ist. Drittens zieht der Patentgeber die Auktion immer einer konstanten
marginalen Lizenzgebühr vor. Unter der Vorausssetzung hinreichend hoher Un-
ternehmenszahlen und unter der Bedingung η(c) < 1 gilt viertens, dass der Ge-
winn aller lizensierten Unternehmen im Gleichgewicht mindestens so hoch wie
der Gewinn ohne den Erwerb der Innovationslizenz ist.
4.2.1.3.4 Zusammenfassung Alle von KAMIEN et al. (1992) analysierten Al-
lokationsregime unterstellen vollständige Information des Patentgebers und der
Unternehmen hinsichtlich aller entscheidungsrelevanter Eigenschaften ihrer In-
teraktionspartner. Verglichen werden die Auktion, die fixe Lizenzgebühr sowie
die fixe marginale Lizenzgebühr.
Aus der Perspektive der Konsumenten ist die fixe Lizenzgebühr der Aukti-
on und letztere wiederum der marginalen Lizenzgebühr vorzuziehen, weil der
aus einer fixen Lizenzgebühr resultierende Güterpreis den einer Auktion niemals
überschreitet, und die Preise bei einer fixen marginalen Lizenzgebühr höher sind
als nach einer Auktion oder nach Festlegung einer fixen Lizenzgebühr. Somit ist
die Konsumentenrente bei einer fixen Lizenzgebühr größer als die bei der Auk-
tion bzw. bei der fixen marginalen Lizenzgebühr. Für einen Patentgeber hingegen
ist eine Auktion superior. Von den zwei verbleibenden Allokationsregeln bevor-
zugt er die fixe Lizenzgebühr. Da die fixe marginale Lizenzgebühr sowohl für
die Konsumenten als auch für den Patentgeber gegenüber der Auktion und der
fixen Lizenzgebühr inferior ist, werden die lizensierten Unternehmen diese unter
den von KAMIEN et al. (1992) getroffenen Annahmen immer bevorzugen (vgl.
auch Abbildung 4.2).10
10 Die relative Vorteilhaftigkeit von Auktion und fixer Lizenzgebühr hingegen wird nicht ana-
lysiert. Es wird jedoch herausgearbeitet, dass der Gewinn der Lizenznehmer niedrigerer als
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Präferenzen†
ERSTE ZWEITE DRITTE
Konsumenten f G A vG
Lizenzgeber A f G vG
Lizenznehmer vG − −
† Vollständige Information bei der Allokationsentscheidung
und im Cournot-Mengenwettbewerb
A: Auktion f G: fixe Gebühr vG: variable Gebühr
Abbildung 4.2: Präferenzen der Akteure nach KAMIEN et al. (1992)
4.2.2 Reservationspreis und Kooperationsform11
4.2.2.1 Vorbemerkungen
In KATZ und SHAPIRO (1986) wird untersucht, wie sich die Interaktion zwischem
einem Lizenzgeber und N potenziellen Lizenznehmer auf die Entwicklungs- und
Allokationsanreize des Lizenzanbieters auswirkt.12 Bestimmt wird das für den
Auktionator gewinnmaximierende Mindestgebot in der Auktion einer exogen
gegebenen Lizenzanzahl ohne und mit der Erhebung von Eintrittsgebühren und
zwar jeweils für einen (von den Lizenznehmern) unabhängigen Innovator, der
nicht in den Markt eintritt, wie auch für bei Forschungs- und Entwicklungsakti-
vitäten kooperierende Unternehmen, die eine Innovation später sowohl an (einen
Teil der) Mitglieder des F&E-Joint Venture als auch an externe Unternehmen li-
zensieren und selbst in den Markt eintreten.13
In der Stufe 1 bestimmt der Lizenzgeber mit der Eintrittsgebühr e, der zu al-
lokierenden Lizenzzahl K und dem Reservationspreis r die drei Parameter einer
verdeckten single-unit pay-as-bid Auktion und macht sie den Bietern in Stufe 2
bekannt. Letztere entscheiden in Stufe 3 über eine Teilnahme an der Auktion und
geben ihr Gebot (verdeckt) ab. In Stufe 4 agieren die Unternehmen simultan und
unabhängig voneinander.14
In Abbildung 4.3 werden die von KATZ und SHAPIRO (1986) gegenüberge-
vor dem Lizenzerwerb ist.
11 Dieser Abschnitt basiert auf KATZ und SHAPIRO (1986).
12 Für die Darstellung der Forschungs- und Entwicklungsanreize wird auf KATZ und SHAPIRO
(1986) verwiesen. In einer thematisch eng an KATZ und SHAPIRO (1985a) und KATZ und
SHAPIRO (1986) angelehnten Arbeit analysieren GALLINI und WINTER (1985) die Anreize
zur Lizensierung einer Prozessinnovation in einem duopolistischen Markt. Jedoch werden
dort ausschließlich mengendeterminierte Lizenzgebühren (royalities) diskutiert.
13 Fokussiert wird auf die direkten Interdependenzen in der Lizenznachfrage. Indirekte, z.B.
durch unvollständige Informationen induzierte, Interdependenzen dagegen werden von
KATZ und SHAPIRO (1986) nicht modelliert.
14 Die post-auction Gewinnfunktion wird implizit modelliert.
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stellten Fallgruppen zusammengefasst. Die Autoren unterscheiden für unabhän-
gige und kooperierende Lizenzgeber jeweils zwischen Auktionen mit und ohne
Eintrittsgebühren. Auf den Fall positiver Eintrittsgebühren wird in der vorliegen-
den Arbeit nicht eingegangen.15
Sowohl für den unabhängigen als auch den kooperierenden Lizengeber wird
bei Eintrittsgebühren von Null erstens angenommen, der post-auction Gewinn
piH eines bei der Lizenzauktion erfolglosen Unternehmens steige niemals in der
Anzahl allokierter Lizenzen. Diese Annahme wird in Gleichung 4.7 formalisiert
dargestellt.
piH(K) ≤ piH(K− 1) ∀ K > 0, K ≤ N (4.7)
Zudem wird zweitens gemäß Gleichung 4.8 angenommen, dass der post-
auction Gewinn piL(K) eines lizensierten Unternehmens, identische Lizenzzahlen
K vorausgesetzt, immer strikt höher als der Gewinn piH(K) eines nicht lizensier-
ten Unternehmens ist.
piL(K) > piH(K) ∀ K > 0, K ≤ N (4.8)
Der optimale Reservationspreis eines unabhängigen (kooperierenden) Li-
zenzgebers wird in Abschnitt 4.2.2.2 (4.2.2.3) hergeleitet.
Auktions- Lizenzgeber
regel unabhängig† kooperativ‡
(E = 0) (0 < E ≤ N)
e = 0, r ≥ 0 vgl. Abschnitt 4.2.2.2 vgl. Abschnitt 4.2.2.3
e > 0, r ≥ 0 entfällt wegen Fußnote 15
r - Reservationspreis e - Eintrittsgebühr K - Lizenzanzahl
E - Innovationseigentümer in Stufe 4 N - potenzielle Lizenznehmer
† - kein Markteintritt Lizenzgeber ‡ - Markteintritt aller Lizenzgeber
Abbildung 4.3: Fallunterscheidung in KATZ und SHAPIRO (1986)
4.2.2.2 Unabhängige Lizenzgeber
Verkauft ein unabhängiger Lizenzgeber (UG) eine nicht negative Lizenzanzahl
K, die kleiner als die Anzahl potenzieller Lizenznehmer N ist, so ist der gewinn-
15 Das hat vier Gründe: Erstens handeln KATZ und SHAPIRO (1986) lediglich den Spezialfall
ab, in dem alle potenziellen Lizenznehmer Mitglied des F&E Joint Venture sind, ohne Propo-
sitionen abzuleiten. Zweitens räumen die Autoren ein, dass die Form der vorgeschlagenen
Eintrittsgebühr wettbewerbsrechtlich bedenklich ist. Drittens kann der Auktionator nicht
glaubhaft drohen, und viertens sinkt der Auktionserlös auf Null, wenn nur zwei der poten-
ziellen Käufer ihre Kaufentscheidung koordinieren können.
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maximierende Reservationspreis r = 0.16 Dieser Preis maximiert die Anzahl der
Bieter, stellt also sicher, dass ein einzelner Bieter i keinen Einfluss auf die Anzahl
allokierter Lizenzen hat. Das wiederum induziert bei einem beliebigen Bieter i
die höchst mögliche Zahlungsbereitschaft vAi (Gleichung 4.9).
17 Der Lizenzgeber
erzielt den Erlös uAUG = pi
A
UG(K) = K · vAi (K)|K<N.
vAi (K) = pi
L
i (K)− piHi (K) (4.9)
Für den Fall K = N hängt die Zuschlagswahrscheinlichkeit für i nicht von den
Geboten der anderen Bieter ab.18 Da keine „Knappheit“ besteht, sind die aggre-
gierten Zahlungen an den Patentgeber gleich NULL, wenn letzterer den Reserva-
tionspreis r = 0 festlegt. Legt der Patentgeber für den Fall nicht knapper Lizen-
zen einen Reservationspreis in Höhe von Null fest, sind die ihm zufließenden ag-
gregierten Zahlungen ebenfalls gleich Null. Für die Herleitung des höchsten Re-
servationspreises wird von KATZ und SHAPIRO (1986) die Zahlungsbereitschaft
(bzw. werden Opportunitätskosten) unter der Annahme definiert, der Reservati-
onspreis für jede allokierte Lizenzzahl K sei so adjustiert, dass der Bieter i nicht
durch einen anderen Bieter −i substituiert wird, wenn i keinen Zuschlag erhält.
Dann aber werden lediglich K− 1 Lizenzen allokiert (Gleichung 4.10).
v˜Ai (K) = pi
L
i (K)− piHi (K− 1) (4.10)
Sinkt v˜Ai (K) mit steigendem K - dies gilt bspw. für jene Unternehmen im homoge-
nen Cournot Mengenwettbewerb, deren (konstante) Grenzkosten durch die In-
novation reduziert werden - ist die Kombination aus allokierter Lizenzzahl N
und dem Gebot v˜Ai (N) gemäß Gleichung 4.10 ein Nash-Gleichgewicht.
19 Steigt
v˜Ai (K) aber mit steigendem K - dies trifft zu, wenn positive Netzwerkexternalitä-
ten vorliegen20 - existieren für eine gegebene Auktionsspezifikation (N, r) zwei
Gleichgewichte: K = 0 und K = N. KATZ und SHAPIRO (1986) nehmen an, dass
sich das zweite Gleichgewicht einstellt, weil der Lizenzgeber dieses durch eine
16 Das bestätigt die in KAMIEN et al. (1992) bei der Analyse der optimalen Auktion stillschwei-
gend getroffene Annahme r = 0.
17 Jeder höhere Reservationspreis verringert die erwartete Bieterzahl. Im Gleichgewicht der
Auktion kann der Auktionator von jedem Bieter vAi (K) abschöpfen. Alle Zahlungen sind
identisch.
18 Dieser Fall ist äquivalent zum Regime fixer Lizenzgebühren bei KAMIEN et al. (1992).
19 Alle Bieter reichen ein Gebot in Höhe des Reservationspreises ein und erhalten den Zuschlag.
20 Im Mittelpunkt der Analyse in FARRELL und SALONER (1985) sowie KATZ und SHAPIRO
(1985b) stehen solche Netzwerkeffekte.
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Modifikation der Auktionsspezifikation induzieren könnte.21 Unabhängig vom
Verlauf der Opportunitätskosten v˜Ai (K) in K erlöst der unabhängige Patentgeber
uAUG = pi
A
UG(N) = N · v˜Ai (N).
4.2.2.3 Kooperierende Lizenzgeber
Ausgehend von einem unabhängigen Lizenzgeber auf der Forschungs- und Ent-
wicklungsstufe erweitern KATZ und SHAPIRO (1986) ihr Modell zu einem joint
venture zwischen dem Patentgeber (im Sinne von Abschnitt 4.2.2.2) und weite-
ren, später im Marktspiel interagierenden Unternehmen. Die Anzahl der Inno-
vationseigentümer wird mit E bezeichnet. Lizensiert werden und nutzen können
die Innovation folglich KE ≤ E Eigentümer.
Der erste Bestandteil des Gewinns eines Eigentümers ist dessen Anteil a an
den (Auktions-) Erlösen pi jva des joint venture, die ausschließlich jene K−KE nicht
am joint venture beteiligten, aber in der Auktion erfolgreichen Unternehmen an
den Auktionator zahlen. Da von einer Gleichverteilung der Anteilsrechte aus-
gegangen wird, gilt pi jva = pi jv/E. Der post-auction Gewinn des Eigentümers aus
der Marktinteraktion - dieser ist piLi (K) (pi
H
i (K)), wenn dem Eigentümer eine (kei-
ne) Lizenz zugeteilt wird - ist der zweite Bestandteil des Eigentümergewinns.22
Der aggregierte Gewinn der lizensierten (nicht lizensierten) Eigentümer sowie
des F&E-Konsortiums ist in Gleichung 4.11 (Gleichung 4.12) sowie in Gleichung
4.13 dargestellt.
piK
E
= piLi (K) + pi
jv/E (4.11)
piE\K
E
= piHi (K) + pi
jv/E (4.12)
pi
jv
E (K
E, E, K) = KE · piLi (K) + (E− KE) · piHi (K) + pi jv (4.13)
Da das joint venture von K − KE Unternehmen jeweils Opportunitätskosten
piLi (K)− piHi (K) erlösen kann, gilt Gleichung 4.14. Deshalb ist pi JVE (KE, E, K) un-
abhängig von KE (Gleichung 4.15).23
pi jv = (K− KE)[piLi (K)− piHi (K)] (4.14)
pi
jv
E (E, K) = K · [piLi (K)− piHi (K)] + E · piHi (K) (4.15)
21 KATZ und SHAPIRO (1986) argumentieren über individualisierte Reservationspreise, also
über eine Preisdiskriminierung.
22 Durch die Lizenzrationierung kann der Lizenzgeber K Lizenzen allokieren.
23 Der Gewinn des Joint Venture beinhaltet als Spezialfall den Erlös eines unabhängigen Pa-
tentgebers (E = 0).
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Werden die Lizenzen nicht rationiert (K = N), können alle Mitglieder des
Forschungs- und Entwicklungskonsortiums die Innovation nutzen. Dann sind
die Gewinnfunktionen aller Mitglieder identisch (Gleichung 4.11 mit K = N).
Der von den nicht zum Konsortium gehörenden Unternehmen erzielte Erlös wird
durch einen Reservationspreis r = piL(N)− piH(N − 1) in Höhe der Opportuni-
tätskosten dieser Unternehmen maximiert.
4.2.2.4 Die optimale Anzahl von Innovationslizenzen
Um die optimale Anzahl von Innovationslizenzen zu bestimmen, werden zu-
nächst die Anreize verschieden großer F&E-Joint Venture zur Verbreitung einer
Lizenz untersucht. Anschließend wird am Beispiel eines homogenen Oligopols
die Effizienz der Lizenzallokation diskutiert. Ferner wird nachgewiesen, dass ein
Joint Venture aus (E− 1) Eigentümern mindestens so viele Lizenzen alloziert wie
eines aus E Eigentümern.
Werden die Lizenzen nämlich rationiert (Fall K < N), unterscheiden sich die
durch Reduzierung der allokierten Lizenzen von K auf (K− 1) entstehenden Ge-
winndifferenzen zweier Joint Venture aus E Eigentümern einerseits und (E− 1)
Eigentümern anderenseits allein durch die Differenz des post-auction Gewinns
eines Unternehmens, das keine Lizenz ersteigern konnte (siehe auch Gleichung
4.17). Ein solches Unternehmen aber profitiert im post-auction Markt von der
verringerten Anzahl allozierter Lizenzen.24
∆pi jv(E, K) ≡ pi jv(E, K)− pi jv(E, K− 1) (4.16)
∆pi jv(E, K)− ∆pi jv(E− 1, K) ≤ 0 (4.17)
Ohne Rationierung der Lizenzen alloziert sowohl das Joint Venture mit E als auch
das mit E − 1 Eigentümern im Referenzzustand K = N Lizenzen, so das die
Differenz der Gewinndifferenzen in den beiden Zuständen unabhängig von der
Größe des F&E-Konsortiums ist, da in diesem Fall alle Unternehmen eine Lizenz
erhalten und die soeben für den Fall K < N beschriebene Gewinndifferenz der
Verlierer in zwei Zuständen ohne Verlierer gar nicht existieren kann.
Für den Spezialfall einer Prozessinnovation unterstellen KATZ und SHAPIRO
(1986) zunächst ein soziales Optimum bei K = N Lizenzen.25 Ausgeschlossen
werden kann für diesen Fall sofort, dass ein privater Lizenzgeber die Innovation
24 Diese Annahme wurde in Gleichung 4.7 definiert.
25 Bedingungen hierfür sind erstens, dass die Gleichgewichtspreise schwach monoton fallend
in der vergebenen Lizenzen sind und zweitens fallende Skalenerträge bei allen Unterneh-
men bzw. nicht fallende Grenzkosten der Unternehmen, die in keinem Fall aus dem Markt
ausscheiden.
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zu häufig lizensiert. Auf der Hand dagegen liegt der Anreiz - gemessen am so-
zialen Optimum - zu wenige Lizenzen zu vergeben. Ist die Innovation nämlich so
wertvoll, dass nicht lizensierte Unternehmen aus dem Markt ausscheiden und die
Opportunitätskosten jedes potenziellen Lizenznehmers dem post-auction Markt-
gewinn entsprechen, kann der Lizenzgeber seinen Erlös durch eine Reduktion
der ausgegebenen Lizenzen auf ein Niveau in Höhe des Gesamtgewinns der In-
dustrie steigern.26
4.2.2.5 Zusammenfassung der Ergebnisse
Die Innovationslizenzen werden von einem gewinnmaximierenden, monopolisti-
schen Innovator zunächst an die Unternehmen alloziert, bevor diese im Markt
interagieren. Eine Teil dieser Unternehmen kann gleichzeitig Eigentümer der In-
novation sein. Gezeigt wird, dass der optimale Reservationspreis bei einer Ratio-
nierung der Lizenzen gleich Null ist. Werden dagegen genau so viele Lizenzen
angeboten wie Unternehmen im Markt interagieren, muss der Lizenzgeber einen
Reservationspreis in Höhe der Opportunitätskosten potenzieller Lizenznehmer
festlegen, um seinen Gewinn zu maximieren. Das gilt sowohl dann, wenn der
Lizenzgeber unabhängig von den Lizenznehmern ist, als auch, wenn eine Teil-
menge von Unternehmen vor der Marktinteraktion bei der Forschung und Ent-
wicklung kooperiert, wobei diese als Eigentümer der Innovation gleichmäßig an
den Erlösen der Lizenzallokation teilhaben.
Außerdem wird herausgearbeitet, dass die Anzahl der Lizensierungen in der
Größe des Joint Venture nicht steigt - kleinere joint venture allozieren also min-
destens so viele Lizenzen wie relativ größere. Für Prozessinnovationen kann ge-
zeigt werden, dass ein hierzu gegenläufiger Effekt existiert: Lizenzgeber können
einen Anreiz zur Rationierung der Lizenzen haben, um die Summe der Wert-
schätzungen für die Lizenzen unter den potenziellen Lizenznehmern zu maxi-
mieren.
4.2.3 Auktionen mit Nachverhandlungen27
4.2.3.1 Vorbemerkungen
Auf die Erstallokation eines die Grenzkosten reduzierenden Patentes folgt im Mo-
dell von KATZ und SHAPIRO (1985a) eine Nachverhandlung zwischen dem in der
26 KATZ und SHAPIRO (1986) bezeichnen die so induzierte Marktstruktur als „natürliches Oli-
gopol“. Von KAMIEN et al. (1992) wird dieses Resultat stärker formalisiert herausgearbeitet
(siehe hierzu insbesondere auch die Darstellung im Abschnitt 4.2.1.3.1 dieser Arbeit).
27 Dieser Abschnitt basiert auf KATZ und SHAPIRO (1985a).
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Auktion unterlegenen und dem siegreichen Unternehmen. Erst danach konkur-
rieren die Unternehmen in einem duopolistischen Angebotsmarkt. Die identifi-
zierten Anreize gewinnmaximierender Privatunternehmen werden dem Interes-
se sozialer Planer gegenübergestellt.28
In der ersten Stufe der Interaktion auktioniert der Entwickler einer Innovati-
on das (exklusive) Eigentumsrecht für ein die Grenzkosten reduzierendes Patent
an zwei Bieter und setzt hierfür den erlösmaximierenden Reservationspreis r fest.
In der zweiten Stufe kann der Gewinner der Auktion mit dem nicht siegreichen
Unternehmen über eine Lizenzgebühr verhandeln. In der dritten Stufe konkurrie-
ren die Unternehmen entweder in einem Cournot-Nash-Mengenspiel oder aber
einem Bertrand-Preisspiel.
Im Ausgangszustand können sich die Grenzkosten (θH1 , θ
H
2 ) der Produzen-
ten unterscheiden. Durch den Eigentums- oder einen Lizenzerwerb werden sie
jeweils um den Betrag ε reduziert. Die Grenzkosten nach dem Erwerb eines Pa-
tentes bzw. einer Lizenz werden mit (θL1 , θ
L
2 ) bezeichnet.
29 Der post-bargaining
Gewinn der Produzenten (pi1,pi2) im Gleichgewicht (q1, q2) des Mengenwettbe-
werbes bestimmt die soziale Wohlfahrt SW(·). Indirekt eingeschränkt wird der
Intervall zulässiger Grenzkostenrelationen durch die Annahme, dass die aggre-
gierten Gewinne der Industrie im Fall eines vom ersten Produzenten erworbenen
und nicht lizensierten Eigentumsrechtes mindestens so hoch sind wie die im Fall
eines vom zweiten Produzenten erworbenen und nicht lizensierten Eigentums-
rechtes (Gleichung 4.18).
pi1(θL1 , θ
H
2 ) ≥ pi2(θH1 , θL2 ) (4.18)
Zwei Eigenschaften der Gleichgewichtsgewinne bzw. -mengen sind charakteris-
tisch für den Mengenwettbewerb im Duopol, nämlich erstens mit steigenden in-
dividuellen Grenzkosten ceteris paribus schwach monoton fallende und zwei-
tens mit steigenden Grenzkosten des Konkurrenten schwach monoton steigen-
de individuelle Gewinne bzw. individuelle Angebotsmengen. Die inverse, streng
monoton fallende Nachfragefunktion wird mit P(·) und die aggregierte Gü-
termenge mit Q(·) bezeichnet. Identifiziert werden die teilspielperfekten Nash-
28 Die ökonomische Diskussion vor KATZ und SHAPIRO (1985a) ignorierte die Möglichkeit ei-
ner Lizensierung, weil sie ausschließlich Innovationen unterstellte, die einen so großen Kos-
tenvorteil verschafften, dass der Markt durch das innovierende Unternehmen monopolisiert
werden konnte.
29 Die ursprüngliche Relation der Grenzkosten kann somit bestehen bleiben, Eins werden oder
sich umkehren, sofern der zum Zuge gekommene Produzent das Patent nicht lizensiert. Öko-
nomisch plausibel erscheinen jene zwei Endzustände, in denen der kostengünstigere Produ-
zent zum Zuge kommt und dann über die Weiterlizensierung entscheidet.
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Gleichgewichte des Spiels.
4.2.3.2 Bargaining um Lizenzen
Verhandelt wird die Überlassung einer Innovationslizenz gegen Zahlung einer
fixen Lizenzgebühr. Hierfür analysieren KATZ und SHAPIRO (1985a) zunächst
den quantitativen Einfluss einer Lizensierung auf die Summe der post-bargaining
Gewinne pi beider Produzenten.30 Die aus der Lizensierung eines Unternehmens
resultierende Veränderung des aggregierten Gewinns beider Unternehmen kann
in drei durch Gleichung 4.19 beschriebene Teileffekte aufgespalten werden.
dpi
dθ2
=
(
P + Q
dP
dQ
− θ1
) dQ
dθ2︸ ︷︷ ︸
(a)
+ (θ1 − θ2)dq2dθ2︸ ︷︷ ︸
(b)
− q2︸︷︷︸
(c)
(4.19)
Der Term (a) in Gleichung 4.19 beschreibt den aggregierten Mengeneffekt. Sein
erster Faktor ist kleiner als Null, weil die Menge im Gleichgewicht des Duopols
größer als die gewinnmaximale Angebotsmenge im Monopol ist.31 Der zweite
Faktor in Term (a) hat ebenfalls ein negatives Vorzeichen, weil steigende Ineffi-
zienzen eines Produzenten ceteris paribus zu einem geringerem Gesamtoutput
führen. Steigende Grenzkosten des zweiten Produzenten erhöhen folglich den
durch Term (a) beschriebenen Teil des Industriegewinnes. Hat der zweite Produ-
zent höhere Grenzkosten als der erste Produzent, erhöht auch Term (b) den aggre-
gierten Gewinn, da der effizientere Produzent einen höheren Anteil des Indus-
trieoutputs anbietet (gemischter Mengeneffekt). Der Term (c) schließlich wirkt
dämpfend auf den Industriegewinn, da jede vom zweiten, ineffizienteren Unter-
nehmen produzierte Einheit die Gesamtkosten erhöht (direkter Effekt). Mithin
hängt der Gesamteffekt vom Vorzeichen der aggregierten Einzeleffekte ab.
KATZ und SHAPIRO (1985a) zeigen erstens, dass bei symmetrischen Ausgangs-
positionen der Unternehmen und sehr geringen Innovationen Term (b) genau
dann hinreichend für eine Lizensierung ist, wenn die Grenzerlösfunktion - ausge-
wertet für die Nash-Gleichgewichtsmenge - monoton fallend ist, sich die Erlösab-
nahme bei steigenden Grenzkosten des zweiten Produzenten also beschleunigt.
30 Angenommen wird, dass der Verhandlungsprozess in einem pareto-effizienten Ergebnis
mündet, weshalb der in der Auktion erfolgreiche Produzent dann das Patent lizensieren
wird, wenn hierdurch die Summe der post-bargaining Gewinne steigt. Umgekehrt kann
aus der Beobachtung einer Lizenzvergabe auf gestiegene post-bargaining Gewinne rückge-
schlossen werden.
31 Im Gleichgewicht des Monopols gilt dpi/dQ = QdP/dQ + (P− θ) ≡ 0. Übersteigt die ag-
gregierte Menge die Gleichgewichtsmenge, so verringert sich der Gewinn gegenüber dem
Monopolgewinn, weshalb dpi/dQ < 0 gelten muss.
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Hinreichend für steigende Grenzerlöse der Industrie im Fall kleiner Innovationen
und symmetrischer Ausgangspositionen sind lineare Nachfragefunktionen. Folg-
lich kann für lineare Nachfragefunktionen und homogene Unternehmen gezeigt
werden, dass der post-bargaining Gewinn der Industrie durch die Lizenzvergabe
immer steigt.32 Homogene Grenzkosten der Unternehmen im Ausgangszustand
in Kombination mit drastischen Innovationen können es für den ersten Produ-
zenten vorteilhaft werden lassen, seinem Konkurrenten keine Lizenz zu überlas-
sen, da letzterer ohne die Aussicht eine Lizenz zu erhalten gar nicht in den Markt
eintreten kann.33
Ein zweites Ergebnis wird für den asymmetrischen Endzustand hergeleitet, in
dem das zweite Unternehmen mindestens so hohe Grenzkosten wie das erste
Unternehmen hat: Für das erste Unternehmen ist es dann vorteilhaft, das zweite
Unternehmen nicht zu lizensieren, wenn die Grenzkosten des zweiten Unterneh-
mens im Ausgangszustand nur geringfügig unter dem vom ersten Unternehmen
erzielbaren Monopolpreis liegen. Die Lizensierung zwingt das erste Unterneh-
men nämlich zu passiverem Verhalten, während das zweite Unternehmen ag-
gressiver agieren kann. Allerdings ist der Gewinnanstieg das zweiten Unterneh-
mens nicht hoch genug, um das erste Unternehmen für den Gewinnrückgang
hinreichend kompensieren zu können.
Die Konsequenzen des Zurückhaltens von Lizenzen für die soziale Wohlfahrt
werden unter der Annahme analysiert, das Eigentumsrecht liege beim ersten Un-
ternehmen. Hervorgehoben wird diesen Aspekt betreffend drittens, dass indivi-
duell profitable Vereinbarungen über fixe Lizenzgebühren die soziale Wohlfahrt
erhöhen, so lange die aggregierte Industrieproduktion bei sinkenden Grenzkosten
des potenziellen Lizenznehmers steigt. Es kann jedoch sozial wünschenswerte
Innovationen geben, die nicht im Einzelinteresse eines Unternehmens liegen. An-
dererseits ist nicht jede Innovation sozial wünschenswert. Denn wenn der Markt-
anteil des zweiten Unternehmens sehr gering ist, werden die Gesamtkosten der
Industrie nur geringfügig reduziert. Zudem kann auch der preisdämpfende Ef-
fekt der Innovation vernachlässigt werden, wenn die Grenzkosten des zweiten
Unternehmens nahe am Gleichgewichtspreis liegen. Die Mengenreduktion beim
ersten Unternehmen hingegen führt zu einem Rückgang der sozialen Wohlfahrt.
32 Behandelt wird also der Fall, in dem die aggregierten Grenzkosten der Industrie vor und
nach der Lizenzvergabe symmetrisch, jedoch vorher höher als nach der Lizenzvergabe sind.
Der Industriegewinn steigt durch die Allokation einer Lizenz an den zweiten Produzenten
an. Der erste Produzent erhält einen Teil des Zugewinns des zweiten Produzenten in Form
der fixen Lizenzgebühr.
33 Verwiesen wird insbesondere auf die in diesem Kontext grundlegenden Arbeiten von GIL-
BERT und NEWBERY (1982).
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4.2.3.3 Auktion des Patentes
4.2.3.3.1 Zahlungsbereitschaften Das Antizipieren möglicher Verhandlungs-
ergebnisse ist ursächlich für gegenläufige Anreize der Akteure im Hinblick auf
die Gebotsabgabe in der Auktion. Tendenziell gebotssteigernd wirkt es sich aus,
dass ein erfolgreicher Bieter eine Option auf eine Gewinnsteigerung durch nach-
folgende Lizenzverhandlungen erwirbt. Dagegen wirkt sich die Option des Ver-
lierers auf eine nachträgliche Lizensierung tendenziell angebotsverringernd aus.
Untersucht wird, welcher der beiden Effekte dominiert, wobei jeder denkbare
Anteil α des die Lizenz nach einer erfolgreichen Auktion vergebenden Unterneh-
mens an der Erhöhung des Industriegewinns durch eine (optionale) nachträgli-
che Lizensierung abgebildet wird.
b2 < r b2 ≥ r
b1 < r uo1/u
o
2 u
2·
1 /u
2·
2
b1 ≥ r u1·1 /u1·2 u1·1 /u1·2 oder u2·1 /u2·2
ui,·1,2 ∈ {ui,nb1,2 ; ui,b1,2} i ∈ {1; 2}
b - Verhandlungslösung
nb - keine Verhandlungslösung
Abbildung 4.4: Gebote und post-auction Nutzen
Ersteigert der zweite Produzent das Patent nicht, sind hinsichtlich der post-
auction Gewinne des ersten Produzenten folgende Fälle zu bedenken. Der erste
Produzent kann bei der Auktion ebenfalls „leer“ ausgehen (Gleichung 4.20). Ge-
winnt er die Auktion dagegen, lizensiert er das Patent unter Umständen weiter
(Gleichung 4.21), jedoch sind die hierzu notwendigen Verhandlungen aus der
Perspektive des Interessenten ggf. nicht erfolgreich (Gleichung 4.22).
uo1 = pi1(θ
H
1 , θ
H
2 ) (4.20)
u1,b1 = pi1(θ
L
1 , θ
H
2 ) + α
[
pi(θL1 , θ
L
2 )− pi(θL1 , θH2 )
]
(4.21)
u1,nb1 = pi1(θ
L
1 , θ
H
2 ) (4.22)
Die Zahlungsbereitschaft des ersten Unternehmens hängt u.a. davon ab, ob
der Reservationspreis des Auktionators vom zweiten Unternehmen unter- oder
überboten wird (siehe auch Abbildung 4.4). Im ersten Fall realisiert das erste Un-
ternehmen den post-auction Nutzen uo1, wenn es den Reservationspreis ebenfalls
unterschreitet. Überbietet das erste Unternehmen den Reservationspreis, ist sein
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post-auction Nutzen ceteris paribus u1,·1 .
34 Das Maximalgebot des ersten Unter-
nehmens ist folglich gleich der Zahlungsbereitschaft, entspricht also der durch
Gleichung 4.23 beschriebenen Differenz des post-auction Nutzens.
Analoge Überlegungen bestimmen die Zahlungsbereitschaft des ersten Un-
ternehmens, wenn das zweite Unternehmen den Reservationspreis des Auktio-
nators überbietet (Gleichung 4.24). Erhält das erste Unternehmen den Zuschlag, ist
sein post-auction Nutzen u1,·1 ; bietet das erste Unternehmen hingegen weniger als
das zweite Unternehmen (und unterliegt letzterem), ist sein post-auction Nutzen
u2,·1 .
35
vˆ1 = u
1,·
1 − uo1 (4.23)
v˜1 = u
1,·
1 − u2,·1 (4.24)
4.2.3.3.2 Reservationspreise und Erlöse des Auktionators Die ersten zwei
von drei für das Hauptergebnis bedeutsamen Hilfssätze beziehen sich auf die
Relation der Zahlungsbereitschaften des ersten und zweiten Produzenten, wenn
der zweite Produzent den Reservationspreis überbietet. In diesem Fall ist der Re-
servationsnutzen des ersten Produzenten wie oben erläutert u2,·1 .
u1,· > u2,· ⇔ v˜1 > v˜2 (4.25)
u1,·1 = u
1,b
1 und u
2,·
2 = u
2,b
2 ⇒ v˜1 = v˜2 (4.26)
u2,·2 = u
2,nb
2 ⇒ v˜1 > vˆ1 (4.27)
Die Zahlungsbereitschaft des ersten Bieters ist nur dann strikt größer als die
des zweiten Bieters, wenn ein Zuschlag für den ersten Produzenten zu höhe-
ren aggregierten post-auction Nutzen der Produzenten führt als ein Zuschlag
für den zweiten Produzenten (Gleichung 4.25). Das hat folgenden Grund: Ver-
steigert wird eine Option zur Lizensierung, deren Wert für den Gewinner der
Auktion im Erlös aus dem post-auction bargaining steigt. Bei gegebenem α muss
dieser Erlös streng monoton steigend in Höhe des gemeinsam vom ersten und
zweiten Produzenten erwirtschafteten post-bargaining Gewinns sein. Ist dieser
größer, wenn der erste Produzent Eigentümer des Patentes wird, so ist auch die
Zahlungsbereitschaft des ersten Produzenten größer als die des zweiten Produ-
34 Durch den hochgestellten Punkt in u1,·1 wird gekennzeichnet, ob die nachgelagerten Lizenz-
verhandlungen erfolgreich abgeschlossen werden oder scheitern.
35 Die maximalen Zahlungsbereitschaften vˆ2 sowie v˜2 des zweiten Produzenten können wie für
den ersten Produzenten beschrieben hergeleitet werden.
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zenten (Gleichung 4.28).
v˜1 = u
1,·
1 − u2,·1 > u2,·2 − u1,·2 = v˜1
⇔ u1,·1 + u1,·2 = u1 > u2 = u2,·1 + u2,·2
(4.28)
Identisch sind die Zahlungsbereitschaften der Produzenten, wenn beide das Pa-
tent nach jeweils gewonnenen Auktionen lizensieren (Gleichung 4.26). Das folgt
direkt aus dem ersten Hilfssatz, da unabhängig von der Eigentumsübertragung
durch die Auktion u1 = u2 = pi(θL1 , θ
L
2 ) gilt.
Lizensiert der zweite Produzent hingegen den ersten Produzenten nicht, so
ist die Zahlungsbereitschaft des ersten Produzenten, vorausgesetzt der zwei-
te Produzent überbietet den Reservationspreis des Auktionators, immer größer
als die Zahlungsbereitschaft des ersten Produzenten, vorausgesetzt der zweite
Produzent unterbietet den Reservationspreis (Gleichung 4.27). Für dieses Zwi-
schenergbnis ist folgende Überlegung grundlegend: Lizensiert der in der Aukti-
on zum Zuge gekommene zweite Produzent den ersten Produzenten nicht, muss
der gemeinsame Gewinn der Produzenten bei gemeinsamer Anwendung der In-
novation niedriger als bei alleiniger Anwendung durch den zweiten Produzenten
sein. Voraussetzung hierfür jedoch ist, dass der erste Produzent, ohne die Inno-
vation (auch) anwenden zu können, gar nicht in den Markt eingetreten wäre.
Wenn der Entwickler dem zweiten Produzenten das Eigentumsrecht in der Auk-
tion aber nicht zugewiesen hätte, dann wäre es zu einer Besserstellung des ersten
Produzenten im post-auction Markt gekommen (Gleichung 4.29).
v˜1 − vˆ1 = u01 − u21 = (u01 − u2,nb1 ) = pi1(θH1 , θH2 )− pi1(θH1 , θL2 ) > 0 (4.29)
Unter Verwendung dieser Hilfsätze wird gezeigt, dass der Auktionator durch
die optimale Festlegung des Reservationspreises Erlöse in Höhe von uS = piS ≡
max{vˆ1, vˆ2, v˜2} erzielen kann. Wenn vˆi = max{·} gilt, dann tritt der Reservati-
onspreis des Auktionators in Konkurrenz zum Gebot von Unternehmen i. Die
optimale Höhe des Reservationspreises ist deshalb r∗ = vˆi. Dagegen gilt r∗ = 0,
wenn v˜2 = max{·} ist, denn in diesem Fall ist die Zahlungsbereitschaft des zwei-
ten Produzenten so hoch, dass letzterer das Mindestgebot des Auktionators über-
bieten kann und mit dem ersten Produzenten um das Patent konkurriert.
4.2.3.3.3 Lizensierung und Allokation der Eigentumsrechte Die Zahlungs-
bereitschaft für die Innovationslizenz vor der Auktion wird von der (Weiter-)
Lizensierungsentscheidung des siegreichen Unternehmens nach der Auktion be-
stimmt. Es besteht also ein funktionaler Zusammenhang zwischen jeder denk-
104 KAPITEL 4. LIZENZVERGABE MIT ENDOGENERWERTSCHÄTZUNG
baren Allokationsentscheidung des späteren Eigentümers und dem Höchstgebot
eines Unternehmens in der Auktion.
Bei der Weiterlizensierung sind folgende Fälle denkbar: Beide Unternehmen
könnten sich erstens nach dem Erwerb eines Eigentumsrechtes identisch verhal-
ten, also entweder beide eine Lizenz verkaufen oder dies nicht tun. Aufgrund der
Heterogenität der Ausgangssituation ist jedoch zweitens auch denkbar, dass sich
die Produzenten unterschiedlich verhalten, nachdem sie die Auktion gewonnen
haben, also das erste Unternehmen diese zwar weiterlizensiert, doch das zweite
Unternehmen keine weitere Lizenz vergibt.
Lizensiert mindestens einer der beiden Produzenten das Patent nicht weiter,
so existiert ein Gleichgewicht, in dem das erste Unternehmen die Auktion ge-
winnt und das Patent nicht lizensiert. Nur wenn die post-auction Industriege-
winne unabhängig von der Allokation des Eigentumsrechtes identisch sind, also
bei Ausgangszuständen, in denen die Höhe der Grenzkosten beider Produzenten
identisch ist, existiert ein zweites Gleichgewicht, in dem das zweite Unternehmen
das Eigentumsrecht in der Auktion erwerben kann und es dann nicht lizensiert.
Lizensieren hingegen beide Unternehmen das Patent weiter, so existieren Gleich-
gewichte, in denen beide Unternehmen das Patent ersteigern und es dann lizen-
sieren.
Gezeigt wird somit, dass ein Patent nicht lizensiert wird, wenn das Lizensie-
ren für mindestens eines der beiden Unternehmen nicht optimal ist. Das liegt dar-
an, dass ein Produzent trotz vorhersehbarer Niederlage in der Auktion und nach-
folgendem Scheitern der Lizenzverhandlungen seinen Konkurrenten nur dann
überbieten kann, wenn die Verhandlung über die Lizensierung des Patentes eine
dominierte Strategie ist.
4.2.3.3.4 Soziale Wohlfahrt Für die soziale Wohlfahrt hat das folgende Konse-
quenzen: Wenn die Lizensierung des Patentes unabhängig von dem Eigentümer
des Patentes immer wohlfahrtserhöhend ist, können bei der Sequenz aus Eigen-
tumsübertragung durch Versteigerung und anschließender Weiterlizensierung
effiziente oder nicht effiziente Gleichgewichtszustände auftreten. Wäre dagegen
die soziale Wohlfahrt bei einer Weitergabe der Lizenz durch den ersten Produzen-
ten kleiner als bei der Nichtweitergabe, so kann ein Gleichgewicht nachgewiesen
werden, in dem der erste Produzent die Auktion gewinnt und die Lizenz nicht
weitergibt. Dieses (dann ineffiziente) Gleichgewicht existiert jedoch auch, wenn
der zweite Produzent die Lizenz in der Auktion erwirbt und nicht weitergibt.
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4.2.3.4 Zusammenfassung
Mit dem hinsichtlich der Grenzkosten der Unternehmen asymmetrischen Mo-
dell von KATZ und SHAPIRO (1985a) wurde die Lizensierung von Patenten im
Austausch gegen eine fixe Lizenzgebühr erstmalig zum Gegenstand der indus-
trieökonomischen Diskussion. Man erkannte, dass eine Innovation nicht zwangs-
läufig zu einer absoluten Überlegenheit im Sinne einer Monopolstellung des In-
habers der Eigentumsrechte führt. Verhandlungen über eine Lizensierung von
Eigentumsrechten sind bei großen Innovationen nicht erfolgreich, kleine Innova-
tionen werden von relativ homogenen Produzenten jedoch lizensiert. Wird ein
Eigentumsrecht nicht lizensiert, kann dies die soziale Wohlfahrt steigern. Es gibt
also auch solche Innovationen, für die eine Weitergabe durch Lizensierung weder
aus individueller noch aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive optimal ist.
Das Lizensierungsverhalten und die Allokation der Eigentumsrechte in der
Auktion hängen wie folgt zusammen: Ist die Lizensierung des Eigentumsrechtes
für beide Unternehmen attraktiv, kann das Eigentumsrecht in der Auktion dem
ersten oder dem zweiten Unternehmen zugewiesen werden. Ist die Lizensierung
aber für mindestens ein Unternehmen nicht attraktiv (unter den getroffenen An-
nahmen ist das der erste Produzent), so ersteigert dieses Unternehmen das Ei-
gentumsrecht (und lizensiert es nicht).
4.2.4 Strategische Teilnahme an Lizenzauktionen36
4.2.4.1 Vorbemerkungen
Von JEHIEL und MOLDOVANU (1996) wird in einem dreistufigen Modell die Teil-
nahmeentscheidung der Akteure an Versteigerungen untersucht, in denen die
Identität des Gewinners asymmetrisch die Gewinne der Verlierer beeinflusst. So
können die Auswirkungen der Versteigerung einer durch ein Patent geschütz-
ten, kostenreduzierenden Innovation in einem oligopolistischen Markt abgebil-
det werden. Während KATZ und SHAPIRO (1986) und KAMIEN und TAUMAN
(1986) lediglich anonymisierte negative externe Effekte durch die Lizensierung
von Patenten berücksichtigen, zeigen JEHIEL und MOLDOVANU (1996) auf, dass
individualisierte asymmetrische externe Effekte in Auktionen mit mehr als zwei
potenziellen Käufern zu komplizierten strategischen Effekten hinsichtlich der
Teilnahmeentscheidung führen können, da die Zahlungsbereitschaft der Bieter
von der individuellen Wertschätzung und von der wahrgenommenen „Bedro-
hung“ durch die Lizensierung eines anderen Bieters bestimmt wird. Um den
36 Dieser Abschnitt basiert auf JEHIEL und MOLDOVANU (1996).
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resultierenden strategischen Effekt eindeutig eliminieren zu können, wird voll-
ständige Information aller Akteure hinsichtlicher eigener und fremder entschei-
dungsrelevanter Charakteristiken unterstellt.
Das Spiel ist wie folgt strukturiert: Nach der Bekanntgabe der Auktionsregeln
in der ersten Stufe entscheiden die Unternehmen in der zweiten Stufe simultan über
die Teilnahme an der Auktion. In der dritten Stufe versteigert der Eigentümer ein
nichtteilbares Gut - z.B. eine kostenreduzierende Innovation - in einer verdeckten
first-price Auktion an einen der N potenziellen Interessenten. In der vierten Stufe
realisieren die Unternehmen ihre post-auction Gewinne.37
Relevant für die Zahlungsbereitschaft des Unternehmens i sind die Gewin-
ne in drei voneinander zu unterscheidenden Zuständen. Zunächst einmal ist der
Gewinn pii vor der Versteigerung der Lizenz von Bedeutung.38 Zudem ist die
Zahlungsbereitschaft des Unternehmens i vom Gewinn des bei der Auktion sieg-
reichen Unternehmens abhängig, der mit piii bezeichnet wird. Das hochgestellte i
verdeutlicht, dass Unternehmen i Eigentümer des Gutes geworden ist. Erhält je-
doch Unternehmen j 6= i in der Auktion den Zuschlag, ist der Gewinn von Unter-
nehmen i gleich pi ji . Dieser Gewinn kann als ein durch den Sieg von Unternehmen
j in der Auktion verursachter negativer externer Effekt ηji gegenüber Unternehmen
i interpretiert werden. Diesbezüglich gilt der in Gleichung 4.30 dargestellte Zu-
sammenhang.
pi
j
i − pii = −(−pi ji + pii) = −(pii − pi ji) = −ηji (4.30)
Weil die Gewinnveränderung im Fall des Zuschlags piii − pii und pi ji − pii im Fal-
le einer Niederlage ist, resultiert unter Verwendung von Gleichung 4.30 für die
Zahlungsbereitschaft des Unternehmens i der Term in Gleichung 4.31.39
vji = (pi
i
i − pii)− (pi ji − pii) ⇔ vji = (piii − pii) + ηji (4.31)
37 Der oligopolistische post-auction Markt wird implizit modelliert.
38 In JEHIEL und MOLDOVANU (1996) werden diese Gewinne zur Vereinfachung auf Null nor-
miert. Auf die Zahlungsbereitschaft des Unternehmens hat diese Normierung per Definition
keinen Einfluss.
39 Nachfolgend wird die zweite in JEHIEL und MOLDOVANU (1996) vorgeschlagene, kompak-
tere Schreibweise benutzt. Für das Verständnis erscheint es jedoch hilfreich, sich der Bedeu-
tung von ηji als der Gewinnveränderung im Fall einer Niederlage in der Auktion zu erin-
nern. Die negativen Externalitäten können auch in einer Matrix [ηji] zusammengefasst wer-
den, die für alle i 6= j Annahmen bezüglich der Stärke der Externalität des Eigentums bei
Unternehmen j auf den post-auction Gewinn des Unternehmens i zulässt.
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4.2.4.2 Gleichgewichte in der verdeckten first-price Auktion
Zunächst wird für die verdeckte first-price Auktion die Existenz mindestens ei-
nes Nash-Gleichgewichtes nachgewiesen und der Beweis dieser ersten Proposi-
tion für zwei Fälle geführt. Der erste Fall berücksichtigt die Möglichkeit, dass
keiner der Bieter selbst dann eine positive Zahlungsbereitschaft hat, wenn der Zu-
schlag für den jeweiligen Konkurrenten mit dem schwächsten externen Effekt an-
tizipiert wird (Gleichung 4.32). In diesem Fall bieten alle Unternehmen im Nash-
Gleichgewicht einen Betrag von Null (Gleichung 4.33).
Im (komplementären) zweiten Fall wird die Existenz genau eines Bieters i mit
einer immer maximalen und positiven Zahlungsbereitschaft angenommen, wo-
bei diese Zahlungsbereitschaft unabhängig von der durch i antizipierten bzw. der
von j 6= i antizipierten Identität anderer potenzieller Gewinner ist (Gleichung
4.34). Im Nash-Gleichgewicht der Auktion unterbietet das Unternehmen mit der
höchsten Zahlungsbereitschaft seine eigene Zahlungsbereitschaft und das Un-
ternehmen mit der zweit höchsten Zahlungsbereitschaft unterbietet die des ers-
ten Unternehmens um den doppelten Betrag. Alle weiteren Unternehmen bieten
strikt weniger als das Unternehmen mit der zweit höchsten Zahlungsbereitschaft
(Gleichung 4.35).
∀i gilt: [piii − pii]−minj (pi
j
i − pii) ≤ 0 (4.32)
⇒ b∗ = (b∗1 ; ...; b∗N) = (0; ...; 0) (4.33)
∀j 6= i und l 6= k gilt: (piii − pii) + ηki > (pi jj − pij) + ηl j (4.34)
⇒ b∗i = (piii − pii) + ηki − ε
b∗k = (pi
i
i − pii) + ηki − 2ε b∗j < b∗k
(4.35)
Grundlegend für den Beweis ist die Überlegung, dass Bieter i bei einseitiger Er-
höhung seines Gebotes auf bi > b∗i den Nettonutzen vermindert (Gleichung 4.36).
[piii − pii]− bi < [piii − pii]− b∗i (4.36)
Bietet Unternehmen i hingegen bi < b∗k , sinkt der Nettonutzen von Bieter i von
(−ηki + ε) auf −ηki. Egalisiert er das Gebot von k (bi = b∗k ), kann er sich nicht
besser stellen; in beiden Fällen ist sein Nettonutzen ui(b∗i ) = ui(b
∗
k ) = −ηki − ε.
Folglich ist die Strategie b∗i schwach dominant.
Spielt Bieter k seine Gleichgewichtsstrategie b∗k , realisiert er einen Nettonutzen
von uk(b∗k ) = (pi
i
k − pik) = −ηik. Unterbietet er die Gleichgewichtsstrategie, än-
dert sich der Nettonutzen nicht. Überbietet er diese, ändert sich erst etwas, wenn
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k mindestens bk = b∗i einreicht. Für diesen Fall kann man jedoch wegen Glei-
chung 4.34 nachweisen, dass uk(b∗i ) < uk(b
∗
k ) ist.
40 Selbiges gilt auch für noch
höhere Gebote des Bieters k. Hieraus folgt strikte Dominanz von b∗k . Analoge
Überlegungen für den Bieter j führen zur strikten Dominanz der Strategie b∗j .
In einer zweiten Proposition subsummieren JEHIEL und MOLDOVANU (1996),
dass in allen Nash-Gleichgewichten des Zweibieterfalls immer der Bieter mit der
höheren Zahlungsbereitschaft (Gleichung 4.37) den Zuschlag erhält und für das
Produkt mindestens einen Betrag in Höhe der Zahlungsbereitschaft des ersten
Bieters bietet und zahlt (Gleichung 4.38).
(pi22 − pi2) + η12 > (pi11 − pi1) + η21 (4.37)
b∗2 = pi11 + η21 (4.38)
Dieses wenig überraschende Ergebnis wird durch einen Widerspruchsbeweis be-
stätigt: Für das (unterstellte) Nash-Gleichgewicht b = (b1, b2) wird zunächst von
b1 > b2 ausgegangen. In diesem Fall unterliegt der zweite Bieter in der Auktion,
was für diesen zu einem Nettonutzen von u2|b2<b1 = −η12 führt. Für das Gebot
des ersten Bieters muss Gleichung 4.39 gelten, anderenfalls würde der erste Bieter
seine eigene Wertschätzung überbieten.
b∗1 ≤ (pi11 − pi1) + η21 (4.39)
Wenn aber dieses Zwischenergebnis gültig ist, dann entspricht der Nettonutzen
des ersten Bieters Gleichung 4.40.
u1(b∗) = (pi11 − pi)− p1 > (pi11 − pi)− [(pi11 − pi1) + η21] = −η21 (4.40)
Überbietet der zweite den ersten Bieter marginal durch ein Gebot b1 + ε, realisiert
er den Nettonutzen u1(·) = (pi22 − pi2), der aber aufgrund der Gleichungen 4.39
und 4.37 strikt größer als der Nettonutzen nach einer Niederlage in der Auktion
40 Es gilt uk(b∗k ) = −ηik. Wenn man j = k und l = i wählt, dann gilt wegen Gleichung 4.34,
dass 1/2([pikk − pik]− [(piii − pii) + ηki]) + 1/2(−ηik) ≡ ζ < −ηik ist. Weil JEHIEL und MOL-
DOVANU (1996) unterstellen, dass die Ungleichungen durch Addieren oder Subtrahieren der
kleinsten definierten Geldeinheit ε unverändert bleiben, muss auch uk(b∗i ) = ζ + 1/2ε <−ηik wahr sein. Folglich sinkt der Nettonutzen des Bieters k, so er einseitig von der Gleich-
gewichtsstrategie abweicht.
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ist (Gleichung 4.41). Folglich existiert kein Nash-Gleichgewicht mit b2 < b1.
u2|b2=b1+ε = (pi22 − pi2)− (b1 + ε)
≥ (pi22 − pi2)− [(pi11 − pi1) + η21 + ε]
≥ −η12 = u2|b2<b1 (4.41)
Mit einer fast identischen Argumention kann b1 = b2 als Nash-Gleichgewicht
ausgeschlossen werden, weshalb unter Anwendung des ersten von JEHIEL und
MOLDOVANU (1996) herausgearbeiteten Theorems im Nash-Gleichgewicht b2 >
b1 gelten muss. Bietet der zweite Bieter im Gleichgewicht einen die Zahlungsbe-
reitschaft des ersten Bieters strikt unterschreitenden Betrag, so kann dieser wie-
derum durch ein Gebot in gleicher Höhe oder ein höheres Gebot seinen Netto-
nutzen erhöhen. Wie soeben gezeigt wurde, existiert für diese Relation der Ge-
bote kein Nash-Gleichgewicht. Das wiederum beweist, dass der zweite Bieter im
Gleichgewicht mindestens ein Gebot in Höhe der Zahlungsbereitschaft des ersten
Bieters unterbreitet.
4.2.4.3 Analyse der Teilnahmeentscheidung
Für N = 3 Unternehmen wird nachfolgend die Existenz zweier teilspielperfek-
ter Gleichgewichte nachgewiesen, in denen sich jeweils ein Unternehmen genau
dann am besten stellt, wenn es auf die Teilnahme an der Auktion verzichtet.41 Im
ersten teilspielperfekten Gleichgewicht reicht das Unternehmen kein Gebot ein,
obwohl es anderenfalls den Zuschlag erhalten würde (potenzieller Gewinner).
Dagegen handelt es sich im zweiten Gleichgewicht um ein Unternehmen, dessen
Gebot in der Auktion keinen Zuschlag erreichen würde (potenzieller Verlierer).42
(pi11 − pi1) = (pi22 − pi2) = (pi33 − pi3) = p˜i (4.42)
η31 > η13 > ηij für alle {i; j} 6= {1; 3} (4.43)
η21 > max{η12; η32} (4.44)
η32 > η23 (4.45)
41 Die notwendige Bedingung für die Existenz beider teilspielperfekter Gleichgewichte ist die
Existenz glaubwürdiger Bindungsstrategien für die nicht an der Auktion teilnehmenden Un-
ternehmen in Verbindung mit vollständiger Information aller Firmen über die an der Auk-
tion teilnehmenden Unternehmen. Beides wird von JEHIEL und MOLDOVANU (1996) als ge-
geben unterstellt.
42 Multiple Nash-Gleichgewichte des zweiten Stufenspiels mit unterschiedlichen Gewinnern
werden in der Arbeit von JEHIEL und MOLDOVANU (1996) ausgeschlossen, da es anderen-
falls nicht möglich wäre, den Teilnahmeeffekt separiert zu analysieren.
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Die unternehmensspezifische (notwendige) Bedingung für die Existenz solcher
Gleichgewichte ist, dass die Gewinnsteigerung im Falle eines Zuschlags unab-
hängig von der Identität des Bieters (gleich hoch) ist (Gleichung 4.42). Hinsicht-
lich der Relation der externen Effekte gilt folgendes: Angenommen wird, der externe
Effekt, den Bieter 3 auf Bieter 1 ausübt (η31), dominiere den externen Effekt von
Bieter 1 auf Bieter 3. Beide genannten Effekte wiederum dominieren alle anderen
externen Effekte (Gleichung 4.43). Der durch Bieter 2 auf Bieter 1 ausgeübte ex-
terne Effekt wiederum ist größer als das Maximum der von 1 auf 2 und von 3 auf
2 ausgeübten externen Effekte (Gleichung 4.44). Zudem ist der externe Effekt von
3 auf 2 stärker als der externe Effekt von 2 auf 3 (Gleichung 4.45).43
Da Bieter 1 annahmegemäß genau dann die höchste Zahlungsbereitschaft hat,
wenn alle Bieter an der Auktion teilnehmen, erhält er den Zuschlag und zahlt
mindestens p1 = p˜i + η13.44 Von JEHIEL und MOLDOVANU (1996) wird die Exis-
tenz eines teilspielperfekten Gleichgewichtes nachgewiesen, in dem Bieter 1 der
Auktion fernbleibt, an der Bieter 2 wie auch Bieter 3 jedoch teilnehmen. Hierfür
muss der Nettonutzen von Bieter 1 durch die Nichtteilnahme unp1 mindestens so
hoch wie der Nettonutzen up1 durch die Teilnahme sein. Erfüllt sein muss folglich
Gleichung 4.46, gemäß der Bieter 1 im Falle einer Teilnahme an der Auktion den
Nettonutzen −η13 nicht übertreffen kann. Wegen Gleichung 4.45 reicht Bieter 2
ein höheres Gebot als Bieter 3 ein und erhält den Zuschlag. Bieter 1 realisiert dann
folglich den Nettonutzen unp1 = (pi
2
1 − pi1) = −η21, der jedoch wegen Gleichung
4.43 immer größer als −η13 ist.
unp1 > u
p
1 = (pi
1
1 − pi1)− p1
< (pi11 − pi1)−
[
(pi33 − pi3) + η13
]
= −η13
(4.46)
Für die in den Gleichungen 4.42, 4.43, 4.47 sowie 4.48 getroffenen Annahmen exis-
tiert ein zweites teilspielperfektes Gleichgewicht, in dem Bieter 3 - dieser käme,
würde er an der Auktion teilnehmen, wegen Gleichung 4.42 nicht zum Zuge -
nicht an der Auktion teilnimmt.
η23 > max{η12; η32} (4.47)
η12 > η21 (4.48)
43 Aufgrund von Gleichung 4.42 können die in den Gleichungen 4.43 bis 4.45 beschriebenen
Annahmen direkt in eine Relation der Zahlungsbereitschaften übersetzt werden. Diese sind
nicht-transitiv.
44 Diesen Betrag bietet das dritte Unternehmen im Nash-Gleichgewicht des Stufenspiels als
Bieter mit der zweithöchsten Zahlungsbereitschaft, wenn alle drei Bieter an der Auktion teil-
nehmen.
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Weil Bieter 1 die höchste Zahlungsbereitschaft hat, wenn alle Bieter an der Auk-
tion teilnehmen und die first-price Auktion dann folglich gewinnt, hätte Bieter 3
bei einer Teilnahme an der Auktion den Nettonutzen up3 = (pi
1
3 − pi3) = −η13.
Bleibt er der Auktion jedoch fern, treten die durch ihn verursachten externen Ef-
fekt bei den anderen Bietern nicht mehr auf, insbesondere also auch der die hohe
Zahlungsbereitschaft von Bieter 1 bedingende externe Effekt. Die Zahlungsbereit-
schaft von Bieter 1 sinkt in Abwesenheit von Bieter 3 auf v21 = (pi11 − pi1) + η21
ab, ist somit also wegen Gleichung 4.48 kleiner als die von Bieter 2 (v12 =
(pi22 − pi2) + η12). Dann aber unterliegt Bieter 1 dem Bieter 2. Somit ist es der
externe Effekt von Bieter 2, der für den Nettonutzen von Bieter 3 relevant ist.
Letzterer ist unp3 = (pi
2
3 − pi3) = −η23 und wegen Gleichung 4.43 größer als nach
einer Teilnahme an der Auktion.
4.2.4.4 Anwendung der Ergebnisse auf die Auktion einer Lizenz
Veranschaulicht werden die Ergebnisse von JEHIEL und MOLDOVANU (1996) für
die Versteigerung einer Innovationslizenz in einem oligopolistischen Markt mit
der linearen inversen Nachfrage P = A− Q, der von drei Unternehmen mit den
individuellen Absatzmengen qi (∑i qi = Q) bedient wird.45 Das ist insofern ein
Spezialfall, als das die Innovation für nur eines der Unternehmen - hier Unterneh-
men 3 - kostenreduzierend eingesetzt werden kann.46 In einem oligopolistischen
Mengenwettbewerb müssten sich die anderen Unternehmen passiver verhalten
und würden, bezogen auf die Ausgangssituation, niedrigere Gewinne realisie-
ren. Deshalb generiert dieser negative externe Effekt bei diesen Unternehmen ei-
ne positive Zahlungsbereitschaft für die Innovation. Da aber keines der beiden
Unternehmen ein direktes Interesse an der Innovation hat, sind beide daran in-
teressiert, in der Auktion zu unterliegen.
Im Nash-Gleichgewicht des Ausgangszustandes realisieren alle drei Unter-
nehmen den durch Gleichung 4.49 beschriebenen Gewinn. Die Grenzkosten des
ersten und des zweiten Unternehmens sind identisch (c1 = c2 = c). Die Grenz-
kosten des dritten Unternehmens sind c3. Deshalb übt ein in der Auktion sieg-
reiches Unternehmen 3 durch die (einseitige) Reduktion der Grenzkosten auf
c¯3 < c3 einen symmetrischen negativen externen Effekt auf Unternehmen 1 bzw.
2 aus (Gleichung 4.50) und realisiert den post-auction Gewinn gemäß Gleichung
4.51. Liegen die Grenzkosten des dritten Unternehmens im Intervall [c˜; c3) mit
45 „A“ ist eine positive Konstante.
46 Die für das Oligopolbeispiel getroffenen Annahmen unterscheiden sich von den für die Her-
leitung der Theoreme in Abschnitt 4.2.4.3 getroffenen Annahmen. Eine direkte Übertragung
der Theoreme auf das skizzierte Anwendungsbeispiel ist deshalb nicht möglich.
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c˜ gemäß Gleichung 4.52, existiert kein teilspielperfektes Nash-Gleichgewicht, in
dem alle Unternehmen an der Auktion teilnehmen.
für alle i gilt: pii =
(A + cj + ck − 3ci)2
16
i 6= j 6= k (4.49)
pi31 = pi
3
2 =
(A + c¯i − 2c)2
16
(4.50)
pi11 =
(A + 2c− 3c¯3)2
16
(4.51)
c˜ =
2A + 8c
5
− c3 < c3 (4.52)
Für die relevanten Parameter gelten die Gleichungen 4.53 bis 4.56. Unter Verwen-
dung von Gleichung 4.52 gilt zudem Gleichung 4.57. Deshalb ist die Zahlungsbe-
reitschaft von Unternehmen 1 bzw. 2 immer größer als die Zahlungsbereitschaft
von Unternehmen 3. Das erste und das zweite Unternehmen können die Inno-
vationslizenz durch Bieten von mindestens bmin = (pi33 − pi3) + ε erwerben, rea-
lisieren dann folglich einen Nettonutzen von maximal u¯1;2 = −[(pi33 − pi3) + ε].
Nimmt bspw. das erste Unternehmen nicht an der Auktion teil, erhält das zweite
Unternehmen den Zuschlag. Dann aber ist der Nettonutzen des ersten Unter-
nehmens Null, also höher als bei einer Teilnahme an der Auktion.47 Bewiesen
ist folglich die Nichtexistenz eines teilspielperfekten Gleichgewichts, in dem alle
Unternehmen an der Auktion teilnehmen.48
(pi11 − pi1) = (pi22 − pi2) = 0 (4.53)
(pi33 − pi3) =
3[c3 − c¯3][2A + 4c− 3(c3 + c¯3)]
16
(4.54)
η21 = η12 = η13 = η23 = 0 (4.55)
η31 = η32 =
(c3 − c¯3)(2A− 4c + c3 + c¯3)
16
(4.56)
v31 = v32 = η31 = η32 > v13 = v23 (4.57)
47 Dies gilt auch dann, wenn das Los zwischen Bieter 1 und Bieter 2, die ja annahmegemäß
identische Zahlungsbereitschaften haben, entscheidet.
48 Dieser Effekt tritt nur dann auf, wenn sich die Unternehmen 1 und 2 in einer „stärkeren“
Ausgangsposition befinden und das dritte Unternehmen folglich weniger effizient als die
beiden anderen ist (c < c3). Zudem ersteigert das dritte Unternehmen das Patent nur dann,
wenn die Innovation relativ drastisch ist, wofür c¯3 < c˜ < c3 gelten muss, was zu der wohl-
fahrtsinferioren Situation führt, in der die Innovationslizenz nicht dem Unternehmen mit
der höchsten direkten Wertschätzung zugewiesen wird.
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4.2.4.5 Zusammenfassung
Wenn die Abwesenheit einzelner Unternehmen die Relation ihrer Zahlungsbe-
reitschaften verändert - bspw. durch die wechselseitige Asymmetrie der externen
Effekte -, kann der Verzicht auf eine Teilnahme an der Auktion rational sein und
zwar unabhängig davon, ob das Unternehmen diese gewinnen oder verlieren
würde. Auch die einseitige Nutzbarkeit von Innovationslizenzen in oligopolisti-
schen Gütermärkten kann als ein solcher asymmetrischer externer Effekt inter-
pretiert werden, der den Rückzug einzelner Unternehmen aus Bieterwettbewer-
ben erklären kann.
4.3 Lizenzallokation bei unvollständiger Informati-
on
4.3.1 Überblick
Weil im Abschnitt 4.2 alle Akteure vollständig informiert waren, konnte jeder
Aktion in der Allokationsstufe umkehrbar eindeutig eine Gewinnrealisation im
downstream Markt zugeordnet werden. In den Abschnitten 4.3.2 sowie 4.3.3 wird
examplarisch verdeutlicht, wie sich die bislang identifizierten Ergebnisse verän-
dern, wenn die Akteure bezüglich entscheidungsrelevanter Charakteristika un-
vollständig informiert sind.
4.3.2 Mindestgebot versus Teilnahmegebühr 49
4.3.2.1 Vorbemerkungen
In JEHIEL und MOLDOVANU (2000) werden Veränderungen in der Eigentümer-
struktur als externe Effekte interpretiert, die auch auf nicht direkt in vorgelagerte
Transaktionen involvierte Unternehmen wirken. Das gilt insbesondere bei der
Lizensierung von Innovationen konkurrierender Unternehmen, denn die Lizenz
reduziert den Gewinn der Opponenten (negativer externer Effekt). Bei Unterneh-
mensübernahmen oder -fusionen in Oligopolen kommt es zu positiven externen
Effekte.
Durch den Erwerb und die Nutzung von Innovationslizenzen können eini-
ge Unternehmen eine gegebene Menge zu niedrigeren Kosten anbieten (erhöhte
Kosteneffizienz) und deshalb ihren Marktanteil erhöhen. Zusammenschlüsse von
49 Dieser Abschnitt basiert auf JEHIEL und MOLDOVANU (2000).
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Modelle (unvollständige Information)
MOLDOVANU und SELA (2003)
JEHIEL und MOLDOVANU (2000)
1: Lizenzvergabe
Bieterzahl N = 2 N ≥ 2
Bietertyp piii ∈ [pi,pi] θHi , θi ∈ [θ, θ]
Interpretation paG GK
Lizenzanzahl K ∈ Z ≤ 1 K ∈ Z ≤ 1
Mechanismus 2ndr & 2nde 1st & 2nd
2: Marktspiel
Marktform DP MP oder DP
Marktstruktur {piii ,piij} oder {pi ji ,piij} {θL, θL}, θL1 oder θL2
Nachfrage I qi(pi, pj) ∈ {0; 1/2; 1}
Wettbewerb I P
Zielfunktionen
Lizenznehmer Uei U
e
i
Lizenzgeber USi U
S
i
1st: first-price Auktion 2nd: second-price Auktion r: Reservationspreis
e: Eintrittsgebühr paG: post-auction Gewinn GK: Grenzkosten
MP: Monopol DP: Duopol P: Preiswettbewerb I: implizit definiert
Uei / U
e
S: Erwartungsnutzen des Käufers / des Verkäufers
Z: Ganze Zahl qi (pi): individuelle(r) Menge (Preis)
Abbildung 4.5: Lizenzallokation bei unvollständiger Information
Unternehmen hingegen erhöhen die relative Marktmacht jedes (verbliebenen)
Unternehmens und generieren mithin nicht nur für die unmittelbar beteiligten,
sondern auch für die mittelbar betroffenen Unternehmen ceteris paribus höhere
Gewinne. Die Antizipation solcher strukturellen Anpassungen aber beeinflusst
das Verhalten der Unternehmen in vorgelagerten Transaktionen, was von JEHIEL
und MOLDOVANU (2000) am Beispiel einer second-price Auktion mit Reserva-
tionspreisen bzw. Eintrittsgebühren unter der Annahme privater Informationen
der Unternehmen untersucht wird.50 Da die second-price Auktion ein strategisch
sehr gut durchdrungener Allokationsmechanismus ist, kann die Interdependenz
allokativer und informationaler Effekte sehr deutlich herausgearbeitet werden.
Die im Kontext grenzkostensenkender Allokationen von Innovationslizenzen re-
sultierenden Gebote der Unternehmen bei negativen Externalitäten und die Exis-
tenz einer optimalen Strategie des Auktionators sowie die Auswirkungen auf die
soziale Wohlfahrt werden nachfolgend diskutiert.
50 Das Modell von JEHIEL und MOLDOVANU (2000) kann daher auch als Weiterentwicklung
von JEHIEL und MOLDOVANU (1996) verstanden werden. Anreize zur Signalisierung pri-
vater Information in der Auktionsstufe werden von JEHIEL und MOLDOVANU (2000) nicht
analysiert.
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4.3.2.2 Allgemeine Modellannahmen
Zwei Unternehmen (1 und 2) fragen ein unteilbares Produkt in einer Auktion
nach. Der post-auction Gewinn des Verkäufers S sei piS. Der post-auction Gewinn
des Käufers i bei einer der Auktion nachgelagerten Transaktion sei piii (i ∈ {1; 2}).
Unterliegt ein Unternehmen i dem Unternehmen j in der Auktion, ist sein post-
auction Gewinn pi ji (i; j ∈ {1; 2}, i 6= j). Vom Käufer wird der Preis p an den
Auktionator gezahlt. Der post-auction Nutzen des (siegreichen) Käufers i ist des-
halb uii = pi
i
i − p.51 Der post-auction Nutzen des unterlegenen Unternehmens
j wird durch uij = pi
i
j(pi
j
j ,pi
i
i) ausgedrückt. Die Zahlungsbereitschaft des Unter-
nehmens i kann deshalb - wie in Gleichung 4.58 gezeigt - abgebildet werden.52
Da piij(·) für alle zulässigen Typenkombinationen piij(·) negativ definiert ist, steigt
die Zahlungsbereitschaft in der Höhe des (negativen) externen Effektes an.
vi = piii − pi ji(piii ,pi jj) i; j ∈ 1; 2, i 6= j (4.58)
Die Modellierung basiert auf der Annahme symmetrischer externer Effekte,
und deshalb ist die Stärke des von einem Unternehmen auf ein zweites ausgeüb-
ten externen Effektes unabhängig von der Identität des Käufers (siehe Gleichung
4.59). Ist die Funktion pi ji(pi,pi
′) für alle zulässigen Realisationen negativ, handelt
es sich um negative Externalitäten.53
pi21(pi,pi
′) = pi12(pi,pi′) = pil(pi,pi′) (4.59)
Der post-auction Gewinn eines erfolgreichen Käufers ist private Information. Die
Realisationen piii der Zufallsvariablen θi werden jeweils unabhängig voneinander
aus identischen Definitionsbereichen [pi;pi] (pi > 0) gezogen. Die Dichtefunktion
ist g(piii) > 0 und die kumulative Verteilungsfunktion G(pi
i
i).
Zwei weitere Annahmen sind von Bedeutung: Durch die in Gleichung 4.60
definierte obere Schranke wird sichergestellt, dass die Zahlungsbereitschaft des
Unternehmens unabhängig von der Höhe des negativen externen Effektes mo-
noton steigend im Unternehmenstyp ist (siehe Gleichung 4.61). Die in Gleichung
4.62 beschriebene Beschränkung des totalen Differenzials der Funktion pil(pi,pi),
also der bei identischen Wertschätzungen der Unternehmen resultierenden Ver-
änderung des post-auction Nutzens eines in der Auktion unterlegenen Unterneh-
51 Folgerichtig hängt der post-auction Nutzen des Käufers nicht von den Charakteristika der
Konkurrenten ab.
52 Die Nutzen der Unternehmen im status-quo werden auf Null normiert.
53 Durch positive Extenalitäten sinkt die Zahlungsbereitschaft ceteris paribus. Bei negativen
Externalitäten steigt sie hingegen.
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Reservationspreis r Teilnahmegebühr e
Stufe 1 Der Verkäufer veröffentlicht die
Allokationsregel, die Transferregel
und das Mindestgebot r.
Das Mindestgebot ist r = 0.
Stufe 2 Die Bieter reichen simultan ver-
deckte Gebote (b1, b2) ein.
Die Bieter zahlen zudem die Teil-
nahmegebühr e.
Stufe 3 Der Meistbietende gewinnt die
Auktion wenn max(b1, b2) ≥ r
und zahlt max[min(b1, b2), r]. Un-
terlegene Bieter zahlen nichts. Iden-
tische Gebote werden zufällig zu-
geteilt, wenn r nicht unterschritten
wurde.
Bietet nur ein Unternehmen, erhält
es das Produkt und zahlt nichts.
Bieten zwei Unternehmen, erhält es
der Meistbietende und zahlt das
höchste Verlierergebot.
Abbildung 4.6: Reservationspreise vs. Teilnahmegebühren in second-price Auktionen
mens, ist eine hinreichende Bedingung für die strenge Monotonie (streng mono-
ton steigend) von Gleichung 4.63 im Intervall [pi;pi].54
für alle pi,pi′ ∈ [pi;pi] gilt: ∂pi
l(x, y)
∂x
∣∣∣
(x,y)=(pi,pi′)
≤ 1 (4.60)
v(pi,pi′) = pi − pil(pi,pi′) (4.61)
für alle pi ∈ [pi;pi] gilt:
(∂pil(x, y)
∂x
+
∂pil(x, y)
∂y
)∣∣∣
(x,y)=(pi,pi)
< 1 (4.62)
v(pi,pi) = pi − pil(pi,pi) ≡ v(pi) (4.63)
4.3.2.3 Reservationspreise
4.3.2.3.1 Nicht bindender Reservationspreis Sind die Wertschätzungen bei-
der Unternehmen einschließlich der durch die Externalität beeinflussten Wert-
schätzungen (siehe auch Gleichung 4.58) größer als der Reservationspreis r und
bietet Unternehmen 2 gemäß einer in pi22 streng monoton steigenden und diffe-
renzierbaren Bietstrategie β(pi22), maximiert Unternehmen 1 den Erwartungsnut-
zens gemäß Gleichung 4.64.
max
b
Ue1(b,pi
1
1) =
∫ β−1(b)
pi
[
pi11 − β(y)
]
dG(y) +
∫ pi
β−1(b)
pil(pi11, y)dG(y) (4.64)
Eindeutige Lösung der in Gleichung 4.65 aus Gleichung 4.64 hergeleiteten Bedin-
gung erster Ordnung ist Gleichung 4.66. Unternehmen 1 zahlt im Gleichgewicht
54 Beide Annahmen sind hinreichende Bedingungen für die Existenz eines separierenden
Gleichgewichtes. Vergleiche hierfür auch MILGROM und WEBER (1982).
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einer second-price Auktion einen Betrag in Höhe der wahren Wertschätzung.55
∂Ue1(b,pi
1
1))
∂b
=
dβ−1(b)
db
g[β−1(b)]
[
pi11 − β[β−1(b)]− pil[pi11, β−1(b)]
]
≡ 0 (4.65)
b∗(pi11) = v(pi
1
1) = pi
1
1 − pil(pi11,pi11) (4.66)
Die Strategie b∗(pi11) ist aus folgenden Gründen optimal für Unternehmen 1, vor-
ausgesetzt Unternehmen 2 folgt der Strategie b∗(pi22) = pi22 −pil(pi22,pi22). Überbie-
tet (unterbietet) Unternehmen 1 das zweite Unternehmen, realisiert es den post-
auction Nutzen pi11 − [pi22 − pil(pi22,pi22)] (pil(pi11,pi22)). Aus der in Gleichung 4.67
gezeigten Differenz kann man Gleichung 4.68 ableiten, deren Differenzenquoti-
ent gegen den in Gleichung 4.69 formulierten Differentialquotienten konvergiert.
∆u1 =
[
pi11 −
(
pi22 − pil(pi22,pi22)
)]
−
[
pil(pi11,pi
2
2)
]
(4.67)
∆u1 =
[
pi11 − pi22
][
1− pi
l(pi22,pi
2
2)− pil(pi11,pi22)
pi22 − pi11
]
(4.68)
∆u1 =
[
pi11 − pi22
][
1− ∂
∂x
pil(x,pi22)
]
(4.69)
Gleichung 4.69 legt in Verbindung mit Annahme 4.60 nahe, dass sich Unterneh-
men 1 durch Überbieten von Unternehmen 2 genau dann besser stellt, wenn
pi11 ≥ pi22 ist und durch Unterbieten von Unternehmen 2, wenn pi11 ≤ pi22 ist. We-
gen der Monotonieannahme in Gleichung 4.63 wiederum gilt das für alle pi11.
4.3.2.3.2 Bindender Reservationspreis Gilt v(pi) ≤ r ≤ v(pi), muss bei
der Herleitung der Gleichgewichtsstrategien berücksichtigt werden, dass unter-
schiedliche Bietertypen den zwei möglichen und verhaltensrelevanten Konse-
quenzen einer Niederlage unterschiedliche Wahrscheinlichkeiten zuordnen. So
kann ein Bieter mit einer relativ hohen Zahlungsbereitschaft mit hoher Wahr-
scheinlichkeit von einem Verkauf des Produktes ausgehen, denn selbst wenn er
nicht zum Zuge kommt, existieren hinreichend viele Bieter mit einer den Reser-
vationspreis des Verkäufers übersteigenden Zahlungsbereitschaft. Diese Wahr-
scheinlichkeit ist für ein Unternehmen mit einer den Reservationspreis nur we-
nig übersteigenden Zahlungsbereitschaft geringer. Für beide denkbaren Alloka-
tionen muss eine optimale Reaktionsfunktion hergeleitet werden.
Von JEHIEL und MOLDOVANU (2000) wird für negative Externalitäten gezeigt,
dass sich die Unternehmenstypen, für die jeweils nur eine der zwei möglichen
Allokationen als Folge einer Niederlage in der Auktion relevant ist, eindeutig
55 Wegen der Symmetrie der Gleichgewichtsstrategien gilt β−1(b) = pi11.
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separieren lassen. Ein Gleichgewicht in reinen Strategien kann folglich immer
identifiziert werden (Gleichung 4.70).
bi(pi11) =
v(pi11) wenn pi11 ≥ r0 wenn pi11 ≤ r (4.70)
Für pi11 ∈ [r,pi] folgt der Beweis der Vorgehensweise in Abschnitt 4.3.2.3.1. Das in
Gleichung 4.70 gezeigte Ergebnis dagegen für Typenrealisationen pi11 ≤ r zu be-
weisen erfordert zunächst die Annahme, Unternehmen 2 verhalte sich wie durch
Gleichung 4.70 beschrieben. Zunächst soll nun gezeigt werden, dass Gleichung
4.70 optimal für ein Unternehmen 1 vom Typ pi11 ∈ [pi, r) ist. Dazu werden die für
Unternehmen 1 aus den drei prinzipiell zu unterscheidenden Gebotshöhen (a)
b1 ∈ [0; r), (b) b1 ∈ [r, v(r)) sowie (c) b1 ≥ v(r) resultierenden Erwartungsnutzen
analysiert.
Den Erwartungsnutzen des Unternehmens 1 bei einem Gebot b1 ∈ [0; r) zeigt
Gleichung 4.71.
Ue1(b,pi
1
1)|b∈[0;r) =
∫ pi
r
pil(pi11, y)g(y)dy (4.71)
Gleichung 4.71 gilt, weil der Nutzen aus einer Niederlage annahmegemäß nur
dann verschieden von Null ist, wenn Unternehmen 2 das Produkt ersteigert.
Letzteres geschieht nur, wenn Unternehmen 2 ein den Mindestpreis des Auk-
tionators übersteigendes Gebot abgibt. Verhält sich Unternehmen 2 gemäß der
unterstellten Gleichgewichtsstrategie, erfüllen die Gebote aller Typen pi22 ∈ [r,pi]
diese Bedingung.
Bietet das Unternehmen 1 dagegen b1 ∈ [r, v(r)], realisiert es den Erwartungs-
nutzen gemäß Gleichung 4.72.
Ue1(b,pi
1
1)|b∈[r,v(r)] =
∫ r
pi
(pi11 − r)g(y)dy +
∫ pi
r
pil(pi11, y)g(y)dy (4.72)
Das aus der oben getroffenen Annahme pi11 ∈ [pi; r) resultierende negative Vorzei-
chen des ersten Summanden in Gleichung 4.72 beweist, dass der Erwartungsnut-
zen gemäß Gleichung 4.71 größer als der Erwartungsnutzen gemäß Gleichung
4.72 ist. Nachgewiesen werden muss somit noch, dass sich ein Unternehmen auch
nicht durch ein Gebot b1 ≥ v(r) gegenüber der vermuteten Gleichgewichtsstra-
tegie verbessern kann.
Von Null verschiedene Beiträge zum Erwartungsnutzen hat Unternehmen 1
dann in drei Fällen, nämlich erstens, wenn r ≥ pi22 ist, zweitens, wenn pi22 > r
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ist, Unternehmen 1 das zweite Unternehmen jedoch nicht überbieten kann, da
pi22 > v
−1(b) > r ist und schließlich drittens, wenn es dem ersten Unternehmen
gelingt, das zweite Unternehmen zu überbieten. Dies setzt den Typ des zweiten
Unternehmens betreffend dann v−1(b) > pi22 > r voraus. Diese drei Beiträge
werden durch Gleichung 4.73 zusammengefasst.
Ue1(b,pi
1
1)|b≥v(r)
=
∫ r
pi
(pi11 − r)g(pi22)dpi22 +
∫ pi
v−1(b)
pil(pi11,pi
2
2)g(pi
2
2)dpi
2
2
+
∫ v−1(b)
r
[
pi11 − (pi22 − pil(pi22,pi22))
]
g(pi22)dpi
2
2 (4.73)
Verwendet man Gleichung 4.73 zur Differenzbildung der Erwartungsnutzen bei
Geboten in Höhe von b = v(r) bzw. b > v(r), resultiert Gleichung 4.74, gemäß
der Unternehmen 1 ein Gebot in Höhe von b = v(r) einem Gebot in Höhe von
b > v(r) vorzieht.
Ue1(v(r),pi
1
1)−Ue1(b,pi11)|b≥,v(r)
=
∫ v−1(b)
r
[
pi22 − pi11
][
1− ∂
∂x
vl(x,pi22)
]
g(pi22)dpi
2
2 < 0 (4.74)
Schon gezeigt wurde die Inferiorität von b = v(r) gegenüber niedrigeren Geboten
der Höhe b < v(r). Somit ist bewiesen, dass für das erste Unternehmen vom Typ
pi11 < r ein Gebot in Höhe von Null optimal ist.
4.3.2.3.3 Erlösmaximierender versus effizienter Reservationspreis Der Er-
wartungsnutzen UeS(r) des Verkäufers wird durch drei post-auction Ereignisse be-
stimmt (Gleichung 4.75). Unterbieten beide Unternehmen den Reservationspreis
r, entspricht der post-auction Nutzen des Verkäufers dem Reservationsnutzen
piS. Überbietet genau ein Unternehmen den Reservationspreis, erhält der Ver-
käufer eine Zahlung in Höhe von r, und überbieten beide konkurrierende Un-
ternehmen im Gleichgewicht den Reservationspreis, ist der post-auction Nutzen
des Verkäufers [pi − pil(pi,pi)].
max
r
UeS(r) = [G(r)]
2piS
+2G(r)[1− G(r)]r + 2
∫ pi
r
[pi − pil(pi,pi)][1− G(pi)]g(pi)dpi
(4.75)
Die aus der ersten Ableitung des Erwartungsnutzens hergeleitete notwendige Be-
dingung für ein inneres Maximum ist in Gleichung 4.76 darstellt. Ein interessan-
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tes Resultat ist, dass es für den Verkäufer optimal sein kann, den Mindestpreis r∗
unterhalb seines Reservationsnutzens piS festzusetzen. Er verhält sich vor dem
Hintergrund negativer Externalitäten also nicht immer rationierend und damit
ineffizient im Sinne von r ≥ piS (Gleichung 4.77).
∂UeS(r)
∂r
= 2G(r)g(r)
[
piS − r + 1− G(r)g(r) + pi
l(r, r)
1− G(r)
G(r)
]
≡ 0 (4.76)
piS = r∗ − 1− G(r
∗)
g(r∗)
− pil(r∗, r∗)1− G(r
∗)
G(r∗)
(4.77)
Die ökonomische Intuition des Ergebnisses kann durch folgendes Gedankenex-
periment verdeutlicht werden. Angenommen wird hierfür, das Mindestgebot des
Verkäufers r sei gleich dem Reservationsnutzen des Verkäufers piS und die post-
auction Nutzen beider Unternehmen für den Fall einer Zuschlagserteilung sei-
en kleiner als das Mindestgebot des Verkäufers, das also r = piS und piii < r
gelte. Dann bieten beide Unternehmen im Gleichgewicht Null und der Nutzen
des Verkäufers ist piS. Eine Absenkung des Mindestgebotes durch den Verkäufer
kann die Unterschreitung der post-auction Nutzen und damit eine Veränderung
des Gebotsverhaltens keines oder nur eines Unternehmens oder beider Unterneh-
mens nach sich ziehen. Im ersten Fall ändern sich die Einnahmen des Verkäufers
nicht. Im zweiten Fall sinken sie, weil ein Unternehmen den verringerten Re-
servationspreis mit positiver Wahrscheinlichkeit überbietet und zahlt. Im dritten
Fall können die Einnahmen des Verkäufers gegenüber dem Referenzfall sinken
oder steigen. Sie sinken, weil mit positiver Wahrscheinlichkeit der Reservations-
preis zwar durch beide Unternehmen überboten wird, das zweit-höchste Gebot
jedoch kleiner als piS ist. Dagegen steigen sie, weil in diesem Fall auch das für
die Zahlung an den Auktionator relevante zweithöchste Gebot größer als piS ist.
Verursacht wird dieser Effekt durch die Unstetigkeit der Gebotsfunktion gemäß
Gleichung 4.70 an der Stelle piii = r.
We(r) = [G(r)]2piS + 2
∫ pi
r
∫ pi11
pi
[
pi11 + pi
l(pi22,pi
1
1)
]
pil(pi22)pi
l(pi11)dpi
2
2dpi
1
1 (4.78)
∂We(r)
∂r
= 2G(r)g(r)[piS − r]− 2
∫ pi
r
pil(pi22, r)g(r)g(pi
2
2)dpi
2
2 ≡ 0 (4.79)
Die erwartete soziale Wohlfahrt als Funktion des Mindestgebotes r wird durch
Gleichung 4.78 beschrieben. Existiert eine innere Lösung der notwendigen Be-
dingung (Gleichung 4.79), muss der wohlfahrtsmaximierende Reservationspreis
rˆ aufgrund von piv(·) größer als piS sein. Er liegt damit auch mit positiver Wahr-
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scheinlichkeit oberhalb von r∗.56
4.3.2.4 Teilnahmegebühren
4.3.2.4.1 Charakterisierung des Gleichgewichts Anders als bei einer Auktion
mit Reservationspreisen sind die Bieter nach Zahlung einer Teilnahmegebühr e
perfekt über die Anzahl effektiv konkurrierender Gebote informiert. Sie können
deshalb zum Zeitpunkt der Gebotsabgabe davon ausgehen, in der Auktion nie-
mals mit dem Auktionator, sondern immer mit einem anderen Unternehmen um
das Gut zu bieten. Externe Effekte erhalten damit ein größere Bedeutung.
Die symmetrische Gleichgewichtsstrategie si(piii) für die Eintrittsentschei-
dung eines Unternehmens i mit dem post-auction Nutzen piii im Falle des Zu-
schlages charakterisieren JEHIEL und MOLDOVANU (2000) unter den Annahmen
0 < e ≤ p¯i, v(pi ≤ 0) sowie p˜i als eindeutiger Lösung der Gleichung e = piG(pi),
wie in Gleichung 4.80 darstellt.
si(piii) =
0 (tritt nicht ein) wenn piii ∈ [pi, p˜i)1 (tritt ein) wenn piii ∈ [p˜i, p¯i) (4.80)
Mit der Zahlung der Eintrittsgebühr in der ersten Stufe erwirbt ein Unterneh-
men das Recht, an der second-price Auktion mit dem Reservationspreis von
Null teilzunehmen (zweite Stufe). Ein Reservationspreis von Null ist aber nie-
mals bindend, weil alle wahrscheinlichen Unternehmenstypen größer sind. In
Folge dessen kann das Gleichgewicht der zweiten Spielstufe durch Gleichung
4.66 beschrieben werden. Unter der Annahme, Unternehmen 2 folge der Gleich-
gewichtsstrategie s2 gemäß Gleichung 4.80 kann man die Optimalität von s1 ge-
mäß Gleichung 4.80 nachweisen, indem erstens gezeigt wird, dass ein Unterneh-
men vom Typ p˜i indifferent zwischen den Alternativen ist und man dann zweitens
nachweist, dass sich Unternehmen vom Typ pi11 > p˜i durch Zahlung der Ein-
trittsgebühr immer besser stellen. Bleibt ein Bieter vom Typ p˜i der Auktion fern,
entspricht dessen Erwartungnutzen Ue1(pi
i
i ; si(pi
i
i)) an der Stelle (p˜i, 0) Gleichung
4.81.
Ue1(p˜i, 0) =
∫ p¯i
p˜i
pil(p˜i,pi22)g(pi
2
2)dpi
2
2 (4.81)
Zahlt Unternehmen 1 vom Typ p˜i die Eintrittsgebühr, ist dessen Erwartungsnut-
56 Der Existenzbeweis für eine innere Lösung sowohl für den Erwartungsnutzen des Auktiona-
tors als auch die erwartete Wohlfahrt wird in JEHIEL und MOLDOVANU (2000) nicht geführt.
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zen
Ue1(p˜i, 1) =
∫ p¯i
pi
[p˜i − β(pi22)]g(pi22)dpi22 +
∫ p¯i
p˜i
pil(p˜i,pi22)g(pi
2
2)dpi
2
2 − e (4.82)
Gleichung 4.82 ist aufgrund von
∫ p¯i
pi
[p˜i − βpi22]g(pi22)dpi22 = p˜iG(p˜i) sowie e = p˜iG(p˜i) (4.83)
äquivalent zur Gleichung 4.84, womit die Indifferenz des Unternehmens 1 vom
Typ p˜i nachgewiesen ist.
Ue1(p˜i, 1) =
∫ p¯i
p˜i
pil(p˜i,pi22)g(pi
2
2)dpi
2
2 (4.84)
Aus Gleichung 4.82 folgt direkt Ue1(pi
1
1, 1) > U
e
1(p˜i, 1), wenn pi
1
1 > p˜i ist.
4.3.2.4.2 Erlösmaximierende Eintrittsgebühr Der Erwartungsnutzen des
Auktionators wird durch die Eintrittsgebühren und die (von Null verschiedenen)
Zahlungen eines in der second-price Auktion erfolgreichen Unternehmens
bestimmt. Gleichung 4.85 gewichtet die Komponenten des Erlöses jeweils mit
ihren korrespondierenden Eintrittswahrscheinlichkeiten. Der erwartete Erlös
des Auktionators wird unter Ausnutzung der Bedingung e = piG(pi) in direkter
Abhängigkeit vom Typ eines indifferenten Unternehmens p˜i definiert.
UeS(p˜i) = [G(p˜i)]
2piS + 2G(p˜i)[1− G(p˜i)]e
+ 2[1− G(p˜i)]2e + 2
∫ p¯i
p˜i
v(pi,pi)[1− G(pi)]g(pi)dpi (4.85)
Zahlt keines der beiden Unternehmen die Eintrittsgebühr - die Wahrschein-
lichkeit dieses Ereignises ist [G(p˜i)]2 -, realisiert der Auktionator den Reserva-
tionnutzen piS (erster Summand in Gleichung 4.85). Wenn nur das erste Unter-
nehmen oder nur das zweite Unternehmen in die Auktion eintritt, so erhält der
Verkäufer den Betrag e, jedoch aus der Auktion eine Zahlung von Null (zweiter
Summand in Gleichung 4.85). Entrichten beide Unternehmen die Eintrittsgebühr,
zahlt das in der second-price Auktion siegreiche Unternehmen an den Auktiona-
tor das Verlierergebot und zwar unabhängig davon, ob der Unternehmer 1 oder
der Unternehmer 2 die Auktion gewinnt (dritter Summand in Gleichung 4.85).
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UeS(p˜i)
∂p˜i
= 2G(p˜i)g(p˜i)
[
piS − p˜i + 1− G(p˜i)g(p˜i) + pi
l(p˜i, p˜i)
1− G(p˜i)
G(p˜i)
]
≡ 0 (4.86)
piS = p˜i − 1− G(p˜i)g(p˜i) − pi
l(p˜i, p˜i)
1− G(p˜i)
G(p˜i)
(4.87)
e∗ = piG(pi)|pi=r∗ (4.88)
Die notwendige Bedingung für ein Maximum des erwarteten Verkäufererlöses ist
in Gleichung 4.86 dargestellt. Notwendig für ein Maximum ist folglich die durch
Gleichung 4.87 ausgedrückte Identität. Ein Vergleich mit Gleichung 4.75 bzw. 4.76
zeigt für negative externe Effekte (pil(·) ≤ 0) die Erlösäquivalenz von second-
price Auktionen mit der Eintrittsgebühr e bzw. mit dem Reservationspreis r. Die
optimale Eintrittsgebühr muss die Bedingung in Gleichung 4.88 erfüllen.
4.3.2.5 Zusammenfassung
Die in JEHIEL und MOLDOVANU (2000) beschriebene Analyse von second-price
Auktionen mit Reservationspreisen einerseits und Eintrittsgebühren anderen-
seits unter der Annahme negativer Externalitäten führt zu folgenden Ergebnis-
sen. Sowohl für nicht bindende wie auch für bindende Reservationspreise wird
die Existenz von symmetrischen Bayesianischen Nash-Gleichgewichten nachge-
wiesen. Legt der Auktionator erlösmaximierende Reservationspreise fest, liegen
diese mit positiver Wahrscheinlichkeit unter seinem Reservationsnutzen. Aus der
Perspektive der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt versteigert er das Produkt da-
her zu häufig. Gezeigt werden kann zudem, dass der Auktionator seinen Erwar-
tungsnutzen auch durch Festlegung einer optimalen Eintrittsgebühr maximieren
kann. Für jedes optimale Niveau dieser Eintrittsgebühr existiert genau ein opti-
maler Reservationspreis.
4.3.3 Allokationseffizienz verdeckter Standardauktionen für In-
novationslizenzen57
4.3.3.1 Vorbemerkungen
Der Effekt unvollständiger Informationen auf den Wert der Lizenz, die Allokati-
on von Innovationslizenzen, die Allokationseffizienz und den Erlös des Auktio-
nators ist der Untersuchungsgegenstand der Arbeit von MOLDOVANU und SELA
57 Dieser Abschnitt basiert auf MOLDOVANU und SELA (2003).
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(2003). In der ersten Stufe gibt der Auktionator die Regeln der Versteigerung be-
kannt. Dabei kann es sich entweder um eine first-price oder eine second-price
Auktion handeln. Die Unternehmen geben in der zweiten Stufe ihre Gebote für ei-
ne, ihre konstanten Grenzkosten ci reduzierende und durch ein Patent geschützte
Innovation ab. Angeboten werden in der dritten Stufe homogene Güter, für die
beide Unternehmen nach der Auktion in einem Markt mit unelastischer Nachfra-
ge simultan den Preis pi wählen. Die Relation dieser Preise bestimmt die vom Un-
ternehmen i absetzbare Menge qi (Gleichung 4.89) sowie den Gewinn pii(pi, pj)
des Unternehmens (Gleichung 4.90).
qi(pi; pj) =

1 wenn pi < pj
1/2 wenn pi = pj
0 wenn pi > pj
(4.89)
pii(pi; pj) = qi(pi; pj) · (pi − ci) (4.90)
Der Erwerb einer Innovationslizenz senkt die Grenzkosten wie durch Gleichung
4.91 aufgezeigt. Die dort beschriebene Definition ermöglicht sowohl die Model-
lierung einer prozentualen Absenkung der Grenzkosten (c = 0), als auch die
Absenkung der Grenzkosten auf einen absoluten Wert (α = 0).
min(ci; αci + c) mit 0 ≤ α ≤ 1 und c < min(c1; c2) (4.91)
4.3.3.2 Allokationseffizienz bei vollständiger Information
Wie durch Gleichung 4.31 motiviert und in Gleichung 4.92 wiederholt dargelegt,
bestimmen die Opportunitätskosten eines Unternehmens dessen Zahlungsbereit-
schaft.
vji = pi
i
i − pi ji (4.92)
Anders als in genanntem Abschnitt ist bei MOLDOVANU und SELA (2003) der
Preis die strategische Interaktionsvariable im post-auction Wettbewerb. Somit ist
der Wettbewerbsgewinn pi ji nur dann größer als Null, wenn das siegreiche Un-
ternehmen seine Grenzkosten durch das Erwerben der Innovationslizenz nicht
unter die Grenzkosten von Unternehmen i senken konnte.58 Bei vollständiger In-
formation dagegen kann dieses Auktionsergebnis nicht auftreten, weil die Zah-
lungsbereitschaft des Unternehmens j mit hohen Grenzkosten immer niedriger
58 Der negative externe Effekt durch den Eintritt eines konkurrierenden Unternehmens erreicht
beim homogenen Preiswettbewerb sein Maximum.
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ist als die des Unternehmens i mit niedrigen Grenzkosten und Unternehmen j
deshalb in der Auktion unterliegt. Also wird die Lizenz an das Unternehmen mit
der höchsten Wertschätzung alloziert, die Auktion ist folglich effizient.
Da die Effizienz der Auktion unabhängig von der Anzahl der Bieter ist, wird
sie für zwei Bieter und für Parameterwerte, die für beide Unternehmen eine posi-
tive Zahlungsbereitschaft sicherstellen, nachgewiesen. Letzteres ist dann der Fall,
wenn die ex-post Grenzkosten des ersten Unternehmens nach einem Erwerb der
Innovationslizenz niedriger als die des zweiten Unternehmens sind (Gleichung
4.93), das ex-ante einen Kostenvorteil gegenüber Unternehmen 1 hat (Gleichung
4.94).
α <
c2 − c
c1
(4.93)
c2 < c1 (4.94)
Unternehmen 1 hat ex-ante einen Kostennachteil gegenüber Unternehmen 2 und
kann diesen durch einen Zuschlag in der Auktion in einen Kostenvorteil verkeh-
ren. Im Fall einer Niederlage ist der post-auction Gewinn beider Unternehmen
folgerichtig gleich Null (Gleichung 4.95). Für die Zahlungsbereitschaft gilt des-
halb Gleichung 4.96.
pi21 = pi
1
2 = 0 (4.95)
vji = pi
i
i = pii(pi; pj) = pi − (αci + c)
= cj − (αci + c) für alle i 6= j
(4.96)
Wegen Gleichung 4.93 ist die Zahlungsbereitschaft v11 = c2 − (αc1 + c) des ersten
Unternehmens strikt größer als Null. Für die Zahlungsbereitschaft des zweiten
Unternehmens dagegen gilt Gleichung 4.97.59
v22 = c1 − (αc2 + c) > c2 − (αc2 + c) = (1− α)c2 + c > 0 (4.97)
Verwendet man oben genannte Annahmen, kann gezeigt werden, dass
(c1 − αc2 − c) > (c2 − αc1 − c) (4.98)
ist. Dann aber muss die Zahlungsbereitschaft von Unternehmen 2 immer hö-
59 Unterstellt wird ein Gleichgewichtspreis in Höhe der Grenzkosten des Konkurrenten. Die
Existenz dieses Gleichgewichts im asymmetrischen Bertrand-Wettbewerb bzw. der first-price
Auktion wird durch die Einführung einer kleinsten Geldeinheit sichergestellt (siehe hierzu
auch Fußnote 40 dieses Kapitels).
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her als die von Unternehmen 1 sein. Im Gleichgewicht einer verdeckten first-
price Auktion reicht das zweite Unternehmen ein die Wertschätzung des Konkur-
renten marginal überschreitendes Gebot ein, gewinnt die Auktion und realisiert
einen Nettonutzen gemäß Gleichung 4.99.
u2 = (c1 − αc2 − c)− (c2 − αc1 − c)
= (1+ α)(c1 − c2)
(4.99)
uS = (c2 − αc1 − c) (4.100)
Im Gleichgewicht einer verdeckten second-price Auktion dagegen bietet Unter-
nehmen 2 seine maximale Zahlungsbereitschaft.60 Der Auktionator erlöst unab-
hängig von der Zahlungsregel (Gewinnergebot bei der first-price Auktion und
Gebot des höchstbietenden unterlegenen Unternehmens bei der second-price
Auktion) einen Betrag gemäß Gleichung 4.100.
4.3.3.3 Die Allokation bei unvollständiger Information
4.3.3.3.1 Modellspezifikation Vor der Auktion werden die ex-ante Produkti-
onskosten θi aller Unternehmen i mit i ∈ {1; 2; ...; N} durch einen Zug der Natur
bestimmt und jedes Unternehmen erhält seine private Kosteninformation. Al-
le Zufallsvariablen sind voneinander unabhängig und ihre Realisationen θi je-
weils im Intervall [θ; θ¯] mit der identischen Wahrscheinlichkeitsfunktion G(θi)
verteilt.61 Die aus der Wahrscheinlichkeitsfunktion nach stetiger Differentation
resultierende Dichtefunktion sei g(θi). Der Erwerb der Innovation reduziert die
Produktionskosten des Eigentümers i auf das Niveau θˆi gemäß Gleichung 4.101.
θˆi = min(θi, αθi + c) mit 0 ≤ α ≤ 1 und c < θ (4.101)
Die Parameter α und c sind allen Unternehmen bekannt. Aufgrund von Neben-
bedingung αθ + c < θ hat das siegreiche Unternehmen ex-post die niedrigsten
Grenzkosten und damit einen positiven post-auction Gewinn im Gleichgewicht
des Marktspiels.
4.3.3.3.2 Ineffizienz von Standardauktionen Die in Gleichung 4.96 beschrie-
bene Zahlungsbereitschaft von Unternehnen i wird durch eine Kombination aus
dem eigenen Typ und dem Typ des Konkurrenten mit den ex-post niedrigsten
60 Dabei handelt es sich nicht um ein Gleichgewicht in dominanten Strategien (Anmerkung des
Autors).
61 Folglich handelt es sich um ein ex-ante symmetrisches Modell.
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Grenzkosten eindeutig bestimmt. Insofern sind die Wertschätzungen nicht unab-
hängig, sondern wechselseitig voneinander abhängig. Hinreichend für die Effizi-
enz von Auktionen mit privaten Wertschätzungen sind gemäß MYERSON (1981)
und MILGROM und WEBER (1982) im Gleichgewicht symmetrische und in den
Grenzkosten streng monoton sinkende Gebotsstrategien. Bei interdependenten
Wertschätzungen ist diese Bedingung nicht erfüllt. Folglich ist weder die second-
price noch die first-price Auktion bei unvollständiger Information ein effizienter
Mechanismus zur Allokation der Innovationslizenz.
Ausgangspunkt für den formalen Beweis der Ineffizienz ist der zu maximie-
rende Erwartungsnutzen Uei von Unternehmen i (Gleichung 4.102), der neben
dem eigenen Typ θi und dem Typ des kostengünstigsten Verlierers θj - beide Ar-
gumente bestimmen den post-auction Gewinn piv im Falle des Zuschlags - sowie
der Dichtefunktion g˜y1(x) des Konkurrenten mit den nach i niedrigsten ex ante
Grenzkosten auch vom Gebot β(x) dieses Unternehmens im möglichen Gleich-
gewicht bestimmt wird. Nullsetzen der Bedingung erster Ordnung (Gleichung
4.103) und Auflösen nach der möglichen Gleichgewichtsstrategie β(θi) führt zu
einer in den ex-ante Grenzkosten des Unternehmens i streng monoton steigenden
Gebotsfunktion gemäß Gleichung 4.104.
Uei (b; θi) =
∫ θ¯
β−1(θi)
[
piv(θi, x)− β(x)
]
g˜y1(x)dx (4.102)
∂Uei
∂b
∣∣∣
b=β(θi)
= − 1
β′(θi)
[
piv(θi)− β(θi)
]
g˜y1(θi) (4.103)
β(θi) = pi
v(θi) = (1− α)θi − c (4.104)
Bewiesen wird von MOLDOVANU und SELA (2003), dass Gleichung 4.104 kein
symmetrisches Gleichgewicht in einer second-price Auktion ist, vorausgesetzt α ist
gleich Null und die Anzahl der Auktionsteilnehmer ist größer als Zwei. Ursäch-
lich dafür ist, dass die Zahlung eines Bieters in der Auktion von Unternehmen
mit hohen Grenzkostenrealisationen bestimmt wird, während der post-auction
Gewinn des Bieters durch Unternehmen mit relativ niedrigen Grenzkosten be-
stimmt ist. Mit Ausnahme des Falls N = 2 führt das für jeden Bieter und beinahe
alle Realisationen des Grenzkostenvektors der Konkurrenten zu einem negati-
ven Nettonutzen. Mithin stellt sich dieser Bieter durch ein Gebot in Höhe von
Null besser, als durch ein Gebot gemäß der durch Gleichung 4.104 beschriebenen
Gebotsfunktion. Allein bei N = 2 sind beide Unternehmen indifferent zwischen
einem Sieg und einer Niederlage in der Auktion.
Als ein weiteres, für N > 2 eindeutiges, jedoch nicht aus Gleichung 4.103
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ableitbares symmetrisches Gleichgewicht sowohl in der first-price Auktion als auch
der second-price Auktion identifizieren MOLDOVANU und SELA (2003) Gebote in
Höhe der erwarteten minimalen post-auction Grenzkosten des Gewinners der
Auktion (Gleichung 4.105).62
für alle i gilt: βi(θi) = Eθ−i [minj 6=i
(θj − c)] (4.105)
Die für eine Bieteranzahl N > 2 in der Intuition des Beweises des symmetri-
schen Gleichgewichtes in Gleichung 4.104 beschriebene und für die Instabilität
dieser Gebotsfunktion ursächliche positive Monotonie verkehrt sind dann näm-
lich in eine negative Monotonie. Verhalten sich also alle Unternehmen in der mit
Gleichung 4.105 beschriebenen Weise, ist der über alle Unternehmen gebildete
erwartete Nettonutzen gleich Null. Verringert ein beliebiger Bieter sein Gebot
einseitig, so stellt er sich nicht besser, erhöht er es, sinkt sein erwarteter Netto-
nutzen auf einen negativen Wert. Folglich ist das Gebot in Gleichung 4.105 ein
symmetrisches Gleichgewicht der Auktion.63 Da in diesem Gleichgewicht die
Wahrscheinlichkeit identischer Gebot gleich 1 ist - folglich sind die Siegwahr-
scheinlichkeiten aller Bieter gleich hoch -, kann keine Aussage hinsichtlich der
Identität des Gewinners getroffen werden. Deshalb führen Standardauktionen
mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer ineffizienten Allokation, wenn alle Bieter
die oben beschriebene Gleichgewichtsstrategie wählen.
4.3.3.3.3 Auktionsdesign für eine effiziente Allokation Kombiniert man eine
die Innovationslizenz dem Bieter mit dem niedrigsten Gebot zuweisende Alloka-
tionsregel mit einer Zahlungsregel, gemäß der Bieter mit dem niedrigsten Gebot
an den Auktionator einen Preis in Höhe des nächst höheren Gebotes zahlen muss,
so ist die mittels der Gleichungen 4.102 und 4.103 hergeleitete und in Gleichung
4.104 dargestellte Gebotsfunktion ein effizientes symmetrisches Bayesianisches
Nash-Gleichgewicht.
Diese Proposition setzt voraus, dass die Teilnahme- und die Anreizkompati-
bilitätsbedingung sowohl für ein Unternehmen i mit der geringsten Grenzkos-
tenrealisation (iˆ = arg mini(ci)) als auch für ein Unternehmen mit einer höhe-
ren als der niedrigsten Grenzkostenrealisation (iˆ 6= arg mini(θi)) erfüllt sind. Ein
in der Auktion siegreiches Unternehmen mit der ex-ante niedrigsten Grenzkos-
62 Die Struktur des Gleichgewichts muss, so MOLDOVANU und SELA (2003), für diesen Fall
„geraten“ werden.
63 Das beschriebene Pooling-Gleichgewicht existiert nicht für von Gleichung 4.105 abweichen-
de Gebotshöhen. Vergleiche hierzu auch die Intuition zur Instabilität von Geboten gemäß
Gleichung 4.104.
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tenrealisation erlöst im Gleichgewicht des post-auction Bertrand-Wettbewerbs
mini 6=iˆ(θi) bei Kosten von (αθiˆ + c) und zahlt für den Erwerb der Innovations-
lizenz (1 − α)mini 6=iˆ(θi) + c. Folglich realisiert es einen durch Gleichung 4.106
beschriebenen nicht-negativen Nettonutzen, den es weder durch eine Verringe-
rung des Gebotes (dann verändert sich gar nichts) noch durch eine Erhöhung des
Gebotes (dann verändert sich entweder nichts oder aber Unternehmen i unter-
liegt in der Auktion) zu seinen Gunsten beeinflussen kann.
α(min
i 6=iˆ
θi − θiˆ) ≥ 0 (4.106)
Bietet dagegen ein Unternehmen iˆ mit höheren als den minimalen Grenzkosten
unter den gegebenen Annahmen gemäß Gleichung 4.104, unterliegt es in der
Auktion und im nachgelagerten Bertrand-Preiswettbewerb. Sein Nettonutzen ist
dann gleich Null. Verbessern kann sich dieses Unternehmen nur, wenn es das
niedrigste Gebot einreicht, also höchstens max(β iˆ) = (1− α)mini 6=iˆ θi − c bietet
(und zahlt). Im Gleichgewicht des post-auction Marktes wählt das Unternehmen
den Preis mini 6=iˆ θi bei Grenzkosten in Höhe von αθiˆ + c. Der resultierende Netto-
nutzen ist niemals positiv (Gleichung 4.106), weshalb es für Unternehmen iˆ auch
in diesem Fall optimal ist, der Strategie (1− α)θiˆ − c zu folgen.
4.3.3.4 Zusammenfassung
Gezeigt wurde, dass die verdeckte first-price und die verdeckte second-price
Auktion eine die Grenzkosten reduzierende Innovationslizenz nicht effizient al-
lozieren, wenn die Akteure zum Zeitpunkt der Allokationsentscheidung private
Informationen über Charakterista haben, die den Wert der Lizenz für die Kon-
kurrenten mitbestimmen. Zudem wurde exemplarisch veranschaulicht, dass ef-
fiziente Zuteilungsmechanismen existieren.
4.4 Gegenüberstellende Zusammenfassung
4.4.1 Vollständige Information
Im Mittelpunkt des Abschnittes 4.2 standen Allokationsmodelle für Innovations-
lizenzen bei vollständiger Information aller Akteure über alle entscheidungsrele-
vanten Charakteristika ihrer Konkurrenten und mögliche Umweltzustände. Ge-
meinsam war diesen Modellen zudem, dass die Unternehmen nach der Allokati-
on der Lizenzen simultane Entscheidungen in einem Oligopol treffen mussten.
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Von KAMIEN et al. (1992) wurden verdeckte pay-as-bid Auktionen mit fixen
und variablen Lizenzgebühren verglichen, wenn alle Akteure mit Ausnahme des
Lizenzgebers nach der Allokation der Lizenzen simultan ihre Angebotsmengen
in einem Cournot-Nash Mengenwettbewerb wählen. Die Konsumenten ziehen
die fixe absolute Gebühr der verdeckten pay-as-bid Auktion vor und diese beiden
Allokationsmechanismen der fixen variablen Lizenzgebühr. Lizenzgeber hinge-
gen haben hinsichtlich fixer Gebühren und der pay-as-bid Auktion inverse Präfe-
renzen. Für Lizenznehmer ist die fixe variable Lizenzgebühr die beste Alternati-
ve. Dagegen vergleichen KATZ und SHAPIRO (1986) nicht Allokationsmechanis-
men miteinander, sondern für eine pay-as-bid Auktion die Lizenzvergabe eines
unabhängigen Lizenzgebers, der nach der Allokation nicht in den Markt eintritt,
mit der abhängiger Lizenzgeber, die sowohl in der Forschungs- und Entwick-
lungsstufe der Innovation beteiligt sind, als auch in der post-allocation Stufe in-
teragieren. Für den Fall eines unabhängigen Lizenzgebers ist der optimale Reser-
vationspreis des Auktionators gleich Null, wenn die Lizenzen knapp sind. Sind
diese nicht knapp, muss der Auktionator einen Reservationspreis in Höhe der
Zahlungsbereitschaft der potenziellen Lizenznehmer festsetzen, um seinen Nut-
zen zu maximieren. Dieses Ergebnis wird auch für den Fall abhängiger Lizenz-
nehmer herausgearbeitet. Außerdem steigt die Anzahl der allozierten Lizenzen
in der Größe des joint venture nicht an. Durch KATZ und SHAPIRO (1985a) wird
ein zweitstufiger Allokationsmechanismus modelliert, in dessen erster Stufe die
Lizenz an einen von zwei Bietern in einer first-price Auktion mit Reservations-
preis zugewiesen wird. In der zweiten Stufe unterbreitet das siegreiche Unter-
nehmen dem in der Auktion unterlegenen Unternehmen ein take-it-or-leave-it
Angebot bezüglich einer erneuten Lizensierung. Verhandlungen über die Wei-
terlizensierung relativ großer Innovationen scheitern, kleine Innovationen hinge-
gen werden von relativ homogenen Produzenten lizensiert. Von vorgenannten
Arbeiten unterscheidet sich JEHIEL und MOLDOVANU (1996) durch eine Analy-
se der Teilnahmeentscheidung an einer first-price Auktion, wenn das Auktions-
ergebnisse asymmetrische Auswirkungen auf die Unternehmensgewinne einer
nachgelagerten Marktinteraktion hat. Sowohl ein potenziell siegreiches als ein
potenziell unterlegenes Unternehmen reichen dann im Gleichgewicht mit positi-
ver Wahrscheinlichkeit kein Gebot ein.
4.4.2 Unvollständige Information
Sowohl JEHIEL und MOLDOVANU (2000) als auch MOLDOVANU und SELA (2003)
analysieren die individuellen Entscheidungen der Akteure in der Auktion ei-
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ner Innovationslizenz unter unvollständig informierten Marktteilnehmern, die
nach der Auktion in einem Oligopol interagieren. Die Modelle unterscheiden
sich durch die Wettbewerbsform im post-auction Markt, durch die analysier-
ten Mechanismen sowie im Untersuchungsgegenstand. Denn während JEHIEL
und MOLDOVANU (2000) für eine second-price Auktion analysiert, wie diese er-
lösmaximierend mit einem Reservationspreis oder einer Eintrittsgebühr kombi-
niert werden kann, identifizieren MOLDOVANU und SELA (2003) unterschiedliche
Allokations- und Zahlungsregeln, die hinreichend für die Existenz eines Baye-
sianischen Gleichgewichts bei strategischer Preisinteraktion in einer der Lizenz-
vergabe nachgelagerten Marktinteraktion sind. Bei second-price Auktionen kann
die Existenz symmetrischer Bayesianischer Gleichgewichte sowohl für binden-
de wie auch für nicht bindende Reservationspreise nachgewiesen werden. Er-
lösmaximierende Reservationspreise sind in der Regel zu niedrig, was bedeutet,
dass die Innovation mit positiver Wahrscheinlichkeit auch dann versteigert wird,
wenn das höchste Gebot den Reservationsnutzen des Auktionators unterschrei-
tet. Der optimale Reservationspreis korrespondiert umgekehrt eindeutig mit ei-
ner optimalen Eintrittsgebühr. Von MOLDOVANU und SELA (2003) wird die In-
effizienz standardisierter first-price und second-price Auktionen nachgewiesen.
Und schließlich werden Auktionsregeln entworfen, deren Allokationseffizienz
zumindest exemplarisch nachgewiesen werden kann.
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Kapitel 5
Information und multiple Allokation
5.1 Charakteristika der Interaktion
Nachfolgend werden die Wirkungen des Transfers von Informationen zwischen
zwei aufeinander folgenden Allokationsstufen auf die individuellen Anreize von
Verkäufern und potenziellen Käufern sowie die Vorteile bestimmter Mechanis-
mensequenzen und deren Interaktionsgleichgewichte am Beispiel dreier Model-
le diskutiert (vgl. auch Abbildung 5.1). Analysiert wird zunächst die Wechsel-
wirkung zwischen der Veröffentlichung von Informationen durch den Auktiona-
tor und den Anreizen der Bieter bzw. der Existenz von Gleichgewichten, wenn
man die primäre Auktion - dabei handelt es sich um zwei multiple-unit Auktio-
nen, die sich lediglich in der Zahlungsregel unterscheiden - um eine nachgela-
gerte Interaktionsstufe erweitert. Durch die Implementierung einer sekundären
Allokation erhalten die Akteure eine weitere Kaufoption. Deshalb entstehen aber
auch Anreize, durch primäre Gebote auf den Wert der Weiterverkaufsoption Ein-
fluss zu nehmen (Abschnitt 5.2). In Abschnitt 5.3 wird die von einem Verkäufer,
der den sekundären Verkaufsmechanismus kennt, in der ersten Allokationsstufe
präferierte Auktionsregel herausgearbeitet. Ein Wiederverkauf des Gutes ist also
auch hier möglich, wobei es in diesem Kontext erstens von Bedeutung ist, ob ein
Bieter die primäre Auktion zum Senden von Informationen in die nachgelagerte
Stufe nutzen kann und wie diese Information dann zweitens das Verhalten der
Akteure in der sekundären Auktion beeinflusst. Während die Allokationseffizi-
enz der primären Auktion für die vorgenannten Allokationssequenzen gesichert
ist, obwohl das Weiterleiten von Informationen Gebotsverzerrungen induziert,
wird in Abschnitt 5.4 die Unvereinbarkeit separierender Gleichgewichte in der
primären Auktion mit Gleichgewichten in der sekundären Interaktion diskutiert,
wenn die in der ersten Spielstufe offenbarten Informationen für ein nachgelager-
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tes Verhandlungsspiel von Bedeutung sind.
Modelle
BIKCHANDANI und C. F. HUANG (1989)
HAILE (2003)
WAEHRER (1999)
1: Primäre Allokation
Verkäufer si, i ∈ {1; ...; N} s{1} s{1}
Käufer B{1} i ∈ {1; ...; N} i ∈ {1; ...; N}
Angebot / K = 1 K < N
Nutzen / Ui, ui ∈ [u; u¯] U
privates Signal Xi, xi ∈ [c; c¯] Xi, xi ∈ [0; 1] Xi
Interpretation cp(xi) Nutzen (pv) Nutzen (cv)
öffentliche Info Gebote − Ω
common knowledge F(xi) G(ui|xi), F(xi) f (u,~x,ω)
Mechanismus 1st 1st, 2nd, E up, dp
Infopolitik D D D, C
2: Sekundäre Allokation
Verkäufer s{1} v ∈ {1; ...; N} s ∈ {1; ...; K}
Käuferanzahl B{1} L > N L > K
privates Signal Xi, xi ∈ [c; c¯]
Interpretation cs(xi)
common knowledge Ψ0 = Φcˆ
Mechanismus B O, E n.s.
Zielfunktionen UeA,s,b U
e
A,s,b U
e
A,s,b
s: Verkäufer B: Käufer A: Auktionator Ue: Erwartungsnutzen
1st: first-price Auktion 2nd: second-price Auktion E: Englische Auktion
up: uniform-price Auktion dp: discriminatory-price Auktion O: optimale Auktion
B: Bargaining pv: private value cv: common value n.s.: nicht spezifiziert
Abbildung 5.1: Information und multiple Allokation
5.2 Auktionen mit Weiterverkaufsoption1
5.2.1 Analysegegenstand
BIKCHANDANI und C. F. HUANG (1989) untersuchen die Rolle des Informations-
transfers vor dem Hintergrund der Diskussion in den 1960er Jahren um erlösma-
ximierende Mechanismen zur Allokation von Bundesschatzanweisungen in den
USA. Im Mittelpunkt ihrer Analyse steht die Rückwirkung der vom Auktionator
im Sekundärmarkt veröffentlichten Informationen auf das Verhalten in der pri-
mären Auktion sowie der hieraus resultierende Auktionserlös.2 Zudem werden
1 Dieser Abschnitt basiert auf BIKCHANDANI und C. F. HUANG (1989).
2 Erlösmaximierende Mechanismen für die Allokation von Bundesschatzanweisungen wer-
den u.a. in FRIEDMAN (1960), GOLDSTEIN (1960), BRIMMER (1962) und SMITH (1966) disku-
tiert.
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hinreichende Bedingungen für eine Erlösdominanz der uniform-price Auktion
gegenüber einer discriminatory-price Auktion identifiziert.
5.2.2 Interaktion im Zeitablauf
Zu Beginn der Interaktion empfangen alle in der ersten Allokationsstufe bieten-
den N risikoneutralen Konsumenten - die Konsumenten werden mit i indiziert -
ein stochastisches Signal Xi hinsichtlich des wahren Gebrauchsnutzens U (Stu-
fe 1). Der Gebrauchsnutzen ist (ex-post) identisch für alle Bieter und jede der
K < N zu versteigernden Gütereinheiten (common-value). Der Auktionator spe-
zifiziert und veröffentlicht die Auktionsregeln (Stufe 2), die sich lediglich durch
die Transferregel unterscheiden. Bei einer discriminatory-price Auktion zahlen die
K Höchstbietenden jeweils ihr Gebot an den Auktionator. Dagegen wird der zu
zahlende Preis bei der uniform-price Auktion durch das höchste Verlierergebot
bestimmt. Dann unterbreiten die Interessenten ein verdecktes Gebot für genau
eine Gütereinheit Stufe 3.3 Nach der primären Allokation veröffentlicht oder ver-
birgt der Auktionator in Stufe 4 die K + 1 höchsten Gebote (disclosure oder con-
cealment) und alloziert die Gütereinheiten.4 Zudem werden weitere den Wert des
Produktes betreffende Informationen zwischen dem Ende der primären und dem
Beginn der sekundären Allokation veröffentlicht. In der sekundären Allokation
veräußern die K Gewinner der ersten Auktion ihre Objekte an risikoneutrale In-
teressenten. Letztere treffen ihre Kaufentscheidung allein auf der Basis bis dato
unvollständig veröffentlichter Informationen (Stufe 5). Der Wiederverkaufspreis
entspricht deshalb dem auf der Basis aller öffentlich verfügbaren Informationen
ermittelten erwarteten Gebrauchsnutzen eines Verkäufers.
Modelliert wird die Interaktionssequenz wie folgt: Die im Raum D mögli-
cher Nutzenausprägungen [v; v¯]× [ω; ω¯]× [x; x¯]N definierte, N+ 2-dimensionale
Dichtefunktion h(v,ω, x1, ..., xN) ist symmetrisch in den letzten N Argumenten
defininiert.5 Die stochastischen Variablen - hierbei kennzeichnet V˜ die (zufälli-
ge) wahre Wertschätzung, Ω˜ die Information zwischen der ersten und der zwei-
ten Allokation sowie X˜ = (X˜1, X˜2, ..., X˜N) den Vektor der privaten Nutzen-
signale - sind affiliiert und damit die Wahrscheinlichkeit, Kombinationen von
3 Da der Gebrauchsnutzen des Objektes für die Bieter in der primären Auktion gemäß BIK-
CHANDANI und C. F. HUANG (1989) hinreichend kleiner als jener der Konsumenten in der
zweiten Allokationsstufe ist, bieten alle in der ersten Auktion zum Zuge gekommenen Bieter
das Produkt im Sekundärmarkt an.
4 In einer Variation des Modells wird zudem analysiert, wie sich das ausschließliche Veröffent-
lichen des K + 1 höchsten Gebotes auf die Bieterstrategien auswirkt.
5 Es gilt [x; x¯]N = ΠNi=1[xi; x¯i]. Bei keiner der Zufallsvariablen wird die Nichtexistenz einer
oberen bzw. unteren Schranke ausgeschlossen.
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Realisationen der Zufallsvariablen ähnlicher quantitativer Ausprägung zu be-
obachten höher als die von Kombinationen mit quantitativ deutlich voneinan-
der abweichenden und deshalb unähnlichen Merkmalsausprägungen. Für alle
~x, ~x′; ω,ω′ und v, v′ gilt folglich gemäß Gleichung 5.1.6
h
(
(v,ω,~x) ∨ (v′,ω′,~x′)
)
· h
(
(v,ω,~x) ∧ (v′,ω′,~x′)
)
≥ h(v,ω,~x) · h(v′,ω′,~x′) (5.1)
5.2.3 Diskriminierende Auktion
In der diskrimierenden Auktion existiert ein symmetrisches Gleichgewicht mit
im Informationsniveau streng monoton steigenden Gebotsfunktionen, wenn die
privaten Signale der Bieter komplementär wirken. Dieses Ergebnis basiert auf
folgenden Überlegungen: In einer diskriminierenden primären Auktion beein-
flusst das Gebot des Bieters unmittelbar dessen Transferzahlung an den Auktio-
nator. Ein den erwarteten Nettonutzen (erwarteter Bruttonutzen aus der Auktion
vermindert um die erwarteten Transferzahlungen an den Auktionator) maximie-
render Bieter neigt deshalb zum Untertreiben der individuellen Zahlungsbereit-
schaft. Auf dem Sekundärmarkt werden die potenziellen Käufer jedoch über die
von den Bietern in der ersten Runde abgegebenen Gebote informiert und kön-
nen letztere zur Aktualisierung ihrer beliefs verwenden. Deshalb liegt es auf der
Hand, dass es in der Primärallokation attraktiv sein kann, sein Gebot nach oben
zu verzerren, eben um den erwarteten Wiederverkaufspreis zu erhöhen. Steigt
der Signalisierungsanreiz streng monoton mit der Ausprägung der individuellen
Signalrealisation - das ist dann der Fall, wenn die beliefs der Sekundärinteressen-
ten hinsichtlich des wahren Güternutzens streng monton von der signalisierten
Information abhängen -, sortieren sich die Bieter in einem eindeutigen separie-
renden perfekten Bayesianischen Nash-Gleichgewicht (in streng monoton stei-
genden Strategien.)
Gemäß dem Prinzip der Rückwärtsinduktion wird zunächst der Wiederver-
kaufspreis pi des mit i = 1 indizierten Referenzakteurs definiert. Dieser erhält
das Signal X˜1 = x und bietet den Betrag b. Die Interessenten im Sekundär-
markt glauben, der Referenzakteur folge der Strategie β(·). Der Wiederverkaufs-
preis ist gleich der erwarteten Realisation von V˜ im Wissen um alle vor der Se-
kundärallokation verfügbaren Informationen (Gleichung 5.2). Letztere umfassen
6 Der Operator ∨ (∧) in Gleichung 5.1 kennzeichnet die Bildung des komponentenweisen Ma-
ximums (Minimums).
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erstens die öffentlich verfügbaren Informationen (Zufallsvariable Ω˜).7 Zweitens
sind die jeweils aus den Geboten der K Höchstbieter ableitbaren privaten Si-
gnale (β−1(β(Y˜1)), ..., β−1(β(Y˜K))) = (Y˜1, ..., Y˜K) von Bedeutung (Y˜j ist die jte
Ordnungsstatistik des Zufallsvektors (X˜2, ..., X˜N)). Die dritte Informationsquelle
schließlich ist das aus dem Gebot des Referenzakteurs herleitbare private Signal
(X˜1 = β−1(b)).8
pi(β−1(b), Y˜1, ..., Y˜K, Ω˜) = E
[
V˜|X˜1, Y˜1, ..., Y˜K, Ω˜
]
(5.2)
Der Erwartungsnutzen des Referenzakteurs vor der Gebotsabgabe wird durch
den erwarteten Wiederverkaufspreis pie bestimmt und bedingt durch X˜1 und Y˜K,
wenn der Referenzakteur die Auktion gewinnt und die Interessenten im Sekun-
därmarkt glauben, das private Signal sei xˆ (Gleichung 5.3).
pie(xˆ, x, y) = E
[
pi(xˆ, Y˜1, ..., Y˜K, Ω˜)|X˜1 = x, Y˜K = y
]
(5.3)
Die vom Referenzakteur zu maximierende Erwartungsnutzenfunktion ist dann
durch die Gleichung
Ue(b|x) =
∫ β−1(b)
x
[pie(β−1(b), x, y)− b] fK(y|x)dy (5.4)
gegeben, in der fK(y|x) die bedingte Wahrscheinlichkeitsfunktion von Y˜K - das
Signal X˜1 vorausgesetzt - kennzeichnet. Die notwendigen Optimalitätsbedingun-
gen ersten Grades sind
β1(x) = [pie(x, x, x)− β(x)] fK(x|x)FK(x|x) +
∫ x
x
pie1(x, x, y)
fK(y|x)
FK(x|x)dy (5.5)
pie(x, x, x) ≥ β(x) ∀ [x, x¯] (5.6)
β(x) = pie(x, x, x) (5.7)
In der (Differential-)Gleichung 5.5 ist β1(x) die erste Ableitung von β(x) und
pie1(x, x, y) die erste partielle Ableitung nach dem ersten Argument der beding-
ten Erwartungen im Hinblick auf den Wiederverkaufspreis, also der durch das
Bietergebot signalisierten Ausprägung von x. Gleichung 5.5 hat unter Berück-
7 Diese Informationen sind unbeeinflussbar durch die Bieter der ersten Runde.
8 Veröffentlicht werden sowohl die Gebote der Höchstbietenden als auch das höchste Verlie-
rergebot.
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sichtigung der durch Gleichung 5.7 gegebenen Randbedingung die Lösung
β(x) = pie(x, x, x)−
∫ x
x
L(u|x)dt(u)
+
∫ x
x
[∫ u
x pi
e(u, u, y) fK(y|x)dy
fK(u|u)
]
dL(u|x). (5.8)
Hierbei sind die beiden im Parameter u monoton steigenden Funktionen L(u|x)
und t(u) definiert durch
L(u|x) = exp
[
−
∫ x
u
fK(s|s)
FK(s|s)ds
]
bzw. t(u) = pie(u, u, u). (5.9)
Gezeigt wird, dass die durch pie1 beschriebene Reagibilität des Wiederverkaufs-
preises dann monoton mit der Ausprägung des Bietersignales steigt, wenn die
verfügbaren Informationen (X˜1, ..., X˜N, Ω˜) komplementär hinsichtlich der wah-
ren Wertschätzung V˜ sind, das heißt, wenn der marginale Beitrag eines privaten
Signales X˜1 zum bedingten Erwartungswert von V˜ monoton steigend entweder
in X˜j oder in Ω˜ ist.9 Bei informatorischer Komplementarität stochastischer Varia-
blen steigt also der Signalisierungsanreiz jedes Bieters in der Signalausprägung.
Dann aber charakterisiert Gleichung 5.8 in der Tat ein separierendes Gleichge-
wicht. Zudem ist das Gleichgewicht eindeutig, wenn die beliefs der sekundären
Konsumenten monoton in b steigen.
Analysiert wird zudem, wie sich die Vorabveröffentlichung privater In-
formationen des Auktionators X˜0 auf den erwarteten Verkaufserlös auswirkt.
Ein symmetrisches Gleichgewicht existiert genau dann, wenn die im Vektor
(X˜1, ..., X˜N, Ω˜) enthaltenen Zufallsvariablen für jede Ausprägung von X˜0 informa-
torische Komplemente hinsichtlich der wahren Wertschätzung V˜ sind. Für den
Auktionator ist das Veröffentlichen dieser Informationen unter den gegebenen
Prämissen eine schwach dominante Strategie, weil es den erwarteten Erlös nie-
mals verringert, und in bestimmten Konstellationen kann dieser sogar höher sein
als bei einer Nichtveröffentlichung der Information. Entscheidend für dieses Er-
gebnis ist die bedingte informatorische Komplementarität, denn wenn die Veröf-
fentlichung von Informationen des Auktionators die Signalisierungsanreize des
Bieters dämpft, reduziert sich der Wiederverkaufswert des Gutes und somit die
Zahlungsbereitschaft der Bieter in der primären Auktion.
9 Diese Eigenschaft wird von einer großen Verteilungsfunktionsklasse erfüllt.
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5.2.4 Uniform-price Auktion
Die Transferregel einer uniform-price Auktion schließt einen unmittelbaren Ein-
fluss auf die individuellen Zahlungen im Falle eines Zuschlags aus und folge-
richtig auch Anreize, Gebote nach unten zu verzerren. Wegen der Endogeni-
tät der Wertschätzungen und der Existenz eines Informationskanals zwischen
den beiden Allokationsstufen sind auch Signalverzerrungen nach oben von Re-
levanz und da im Falle eines Zuschlages lediglich das Gebot des Grenzakteurs
bezahlt werden muss, können die Verzerrungskosten weitestgehend externali-
siert werden. Das unvollständige Internalisieren nach oben verzerrter Gebote bei
einer uniform-price Auktion führt dann zur Nichtexistenz eines symmetrischen
Gleichgewichtes, wenn die erwarteten Wiederverkaufspreise sehr reagibel hin-
sichtlich der eingereichten Gebote sind. Willkürlich hohe Gebote freilich zerstö-
ren jedes denkbare Gleichgewicht.
Der erwartete Wiederverkaufspreis pi des Bieters 1, der, nachdem er das Signal
X˜1 = x empfangen hat, das Höchstgebot b einreicht, wurde bereits in Gleichung
5.2 definiert. Gleiches gilt hinsichtlich des erwarteten Wiederverkaufspreises des
Referenzakteurs, wenn er das Signal X˜1 empfangen hat und das Signal des Ak-
teurs mit dem niedrigsten Gewinnergebot Y˜K ist (Gleichung 5.3). Bieter 1 ma-
ximiert ebenso wie bei der diskriminierenden Auktion den Erwartungsnutzen,
Gleichung 5.10 unterscheidet sich von Gleichung 5.4 allein in der Transferregel.10
Ue(b|x) =
∫ β−1(b)
x
[
pie(β−1(b), x, y)− β(y)
]
fK(y|x)dy (5.10)
Im symmetrischen Gleichgewicht der uniform-price Auktion reichen die Akteure
mit
β(x) = pie(x, x, x) +
[∫ u
x pi1(u, u, y) fK(y|u)dy
fK(x|x)
]
(5.11)
höhere Gebote ein als bei der uniform-price Auktion ohne Wiederverkaufsoption.
Wie auch bei der diskriminierenden Auktion bestimmt die Signalreagibilität des
Wiederverkaufswertes, wie stark die Bietstrategie nach oben vom Ergebnis oh-
ne Sekundärmärkte abweicht. Die im Vergleich zur diskriminierenden Auktion
geringeren Signalisierungskosten sind letztlich ursächlich für die Erlösdominanz
der uniformen Auktion gegenüber der diskriminierenden Auktion.11
10 Eine in Gleichung 16 der Arbeit von BIKCHANDANI und C. F. HUANG (1989) enthaltene
Unrichtigkeit wurde vom Verfasser dieser Arbeit in Gleichung 5.10 korrigiert.
11 Von BIKCHANDANI und C. F. HUANG (1989) wird auch die uniforme Auktion ohne Bekannt-
gabe der Gewinnergebote analysiert. Für diese Regelkombination, die den Bietern keinen
Signalisierungskanal bietet, kann für zwei Klassen hinreichender Bedingungen ein höherer
erwarteter Auktionatorerlös als bei einer diskriminierenden Auktion mit Signalisierungsan-
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5.2.5 Wesentliche Erkenntnisse
Herausgearbeitet wird von BIKCHANDANI und C. F. HUANG (1989) erstens, dass
die erwarteten Erlöse des Auktionators sowohl in der diskriminierenden als auch
in der uniformen Auktion vor dem Hintergrund einer möglichen sekundären Al-
lokation größer als bei der Versteigerung eines zum Konsum bestimmten Gutes
sind. Dieses Ergebnis ist bei einer uniform-price Auktion unabhängig vom Signa-
lisierungsanreiz.12 Wenn die Ergebnisse der Auktion vor der Sekundärallokation
veröffentlicht werden, existieren zweitens sowohl bei der diskriminierenden als
auch bei der uniform-price Auktion separierende Perfekte Bayesianische Gleich-
gewichte. Das liegt an der Reagibilität des Wiederverkaufspreises hinsichtlich der
Signalamplituden. Die Reagibilität ist monoton steigend in der Ausprägung des
privaten Signales, wenn die vor der zweiten Allokation veröffentlichten Infor-
mationen komplementär hinsichtlich der wahren Wertschätzung des Gutes sind.
Veröffentlicht der Auktionator seine Informationen bzgl. V˜, erhöht das seinen er-
warteten Verkaufserlös. Und schließlich ist drittens hervorzuheben, dass in der
uniformen Auktion, deren Zahlungsregel bedingt, dass systematisches Verzerren
privater Informationen nach oben ceteris paribus nicht unmittelbar zu höheren
Zahlungen führt, kein separierendes Gleichgewichten existiert, wenn die Reagi-
bilität des Wiederverkaufspreises sehr hoch ist.
5.3 Signalisierung in sequenziellen Auktionen13
5.3.1 Abgrenzung, Motivation und zeitliche Interaktion
Von HAILE (2003) wird untersucht, wie sich unterschiedliche sekundäre Aukti-
onsmechanismen auf das Bieterverhalten und die Gleichgewichte der primären
Auktion auswirken. Dabei bildet die Interdependenz zwischen dem Wiederver-
kaufseffekt (sowohl für einen potenziellen Gewinner als auch für einen potenzi-
ellen Verlierer beieinflusst der Optionswert der Sekundärvermarktung das pri-
märe Gebotsverhalten) und dem Signalisierungseffekt (der Signalisierungseffekt
beschreibt Anreize zur Manipulation der beliefs der Konkurrenten) den Analy-
seschwerpunkt, wobei die Bekanntgabe eines verzerrten Typs reizvoll ist, weil
alle Bieter lediglich stochastische Informationen im Hinblick auf den Wiederver-
kaufswert eines Gutes haben, der auch durch die Signale der Konkurrenten be-
reizen nachgeweisen werden.
12 Die diskriminierende Auktion ohne die Bekanntgabe der Gewinnergebote und des höchsten
Verlierergebotes wird durch BIKCHANDANI und C. F. HUANG (1989) nicht thematisiert.
13 Dieser Abschnitt basiert auf HAILE (2003)
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stimmt wird und damit endogener Natur ist.14 Analysiert wird insbesondere die
Rückwirkung zweier hinsichtlich der Verhandlungsmacht für Käufer und Ver-
käufer im Sekundärmarkt diametraler sekundärer Versteigerungsregeln auf den
erwarteten Erlös in alternativen primären Auktionen und damit auf die Präferen-
zen eines Auktionators.
Die Interaktion beginnt mit einem Zug der Natur in der ersten Stufe, durch den
allen Bietern i das mit der Zufallsvariable des ex post Bruttonutzens Ui ∈ [u; u¯]
verbundene (affiliierte) Signal Xi ∈ [0; 1] offenbart wird.15 In der zweiten Stufe
spezifiziert der Auktionator als primären Allokationsmechanismus entweder ei-
ne first-price, second-price oder Englische Auktion.16 Der Auktionator offeriert
dort ein unteilbares Objekt an N risikoneutrale Interressenten. In der dritten Stufe
bieten die Interessenten in Kenntnis von Xi und deshalb bei unvollständiger In-
formation hinsichtlich der Realisation von Ui. In der vierten Stufe identifiziert der
Auktionator den Gewinner.17 Dann veröffentlicht der Auktionator in der fünf-
ten Stufe im Fall verdeckter first-price bzw. second-price Auktionen die Identität
des Gewinners und die der Verlierer sowie die korrespondierenden Gebote der
Interaktion. Bei der Englischen Auktion werden die Gebote der Verlierer auto-
matisch während des Bietens veröffentlicht. Nicht bekannt ist in diesem Fall das
Gebot des letzten aktiven Bieters.18 Vor der sekundären Allokationsstufe wird je-
der Bieter i vollständig über die Realisation von Ui informiert. Der Gewinner der
ersten Auktion spezifiziert daraufhin in der sechsten Stufe eine optimale Auktion
oder eine Englische Auktion19, um das von ihm ersteigerte Objekt (N − 1) Verlie-
rern der ersten Auktion anzubieten. Nachdem die Bieter ihre Gebote eingereicht
haben, wird das Gut in der siebten Stufe zugewiesen.
Die Stochastik des affiliierten Signals Xi wird durch die streng monoton stei-
gende Verteilungsfunktion F(·) und dessen durch stetige Differentation herleit-
bare Dichtefunktion f (·) beschrieben. Die bedingte Verteilungsfunktion G(·|Xi)
14 Gemäß HAILE (2003) erscheint diese Charakterisierung insbesondere für Auktionen auf An-
tiquitätenmärkten und auf Emmisionsmärkten mit technologischen Unsicherheiten plausi-
bel.
15 Das Signal Xi ist für alle j 6= i unabhängig vom Signal Xj bzw. vom ex post Bruttonutzen Uj
des konkurrierenden Bieters j.
16 Die Englische Auktion wird beendet, sobald nur noch ein Bieter aktiv ist.
17 Bei identischen Geboten entscheidet ein fairer Zufallsmechanismus (Gleichverteilung) über
die Identität des Gewinners.
18 Ausdrücklich auf die Veröffentlichung genannter Informationen bei verdeckten Auktionen
abzustellen, vereinfacht aber die Gleichgewichtsanalyse in der zweiten Allokation.
19 Modelliert wird eine Englische Auktion japanischen Typs, bei der die Bieter das Ausschei-
den aus dem Bietprozess aktiv anzeigen und die Auktion beendet wird, wenn kein Bieter
aktiv ist. In dieser Englischen Auktion wird der Reservationspreis nicht veröffentlicht. Der
Auktionator erhöht so die Option, alle in der zweiten Auktion eingereichten Gebote zurück-
zuweisen.
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des ex post Bruttonutzens Ui ist im Intervall [uXi ; u¯Xi ] ⊂ [u; u¯] definiert und dort
streng monoton steigend.20 Die korrespondierende bedingte Dichtefunktion wird
mit g(·|Xi) bezeichnet. Alle Verteilungs- und Dichtefunktionen sowie die Anzahl
N potenzieller Interessenten ist allen Teilnehmern bekannt (common knowled-
ge).
Weil die Zufallsvariablen Xi und Ui affiliiert sind, ist die Wahrscheinlichkeit
des Ereignisses „niedriger Bruttonutzen bei Empfang eines niedrigen Signal und
hoher Bruttonutzen beim Empfang eines hohen Signal“ mindestens so hoch wie
die des Ereignisses „niedriger Bruttonutzen beim Empfang eines hohen Signals
und hoher Bruttonutzen beim Empfang eines niedrigen Signals“ (Gleichung 5.12).
g(u|x) · g(uˆ|xˆ) ≥ g(u|xˆ) · g(uˆ|x) mit xˆ ≥ x und uˆ ≥ u (5.12)
Von HAILE (2003) wird zudem für beliebige Realisationen xˆ > x sowie uˆ ∈
[uxˆ; u¯xˆ] angenommen, dass die in Gleichung 5.12 dargestellte Beziehung für al-
le u in dem geschlossenen Intervall [a; b] (a < b < uˆ) eine strenge Ungleichung
ist. Diese Annahme stellt sicher, dass die Signale für den Bieter informativ sind.
Aus diesen Annahme folgen drei für die weitere Analyse wichtige Zwischen-
ergebnisse. Erstens steigt die Wahrscheinlichkeit eines ex post Bruttonutzens in
Höhe von u relativ zur Wahrscheinlichkeit einer niedrigeren Realisation in der Si-
gnalstärke x strikt an (Gleichung 5.13). Zur Veranschaulichung: die Wahrschein-
lichkeit eines ex post Bruttonutzens in Höhe von 25, relativ zur Wahrscheinlich-
keit irgendeiner Realisation zwischen der unteren Grenze (z.B. 10) und dem be-
trachtetem Nutzen von 25, ist bei einer Signalausprägung in Höhe von 0,5 höher
als bei einer Signalausprägung in Höhe von 0,4. Dieses Ergebnis gilt für alle zu-
lässigen Realisationen x ∈ (0; 1) der Zufallsvariable Xi und für alle zulässigen
Realisationen u ∈ (ux, u¯x) der Zufallsvariable Ui.21
∀x ∈ (0; 1), ∀u ∈ (ux, u¯x) :
∂
∂x
( g(u|x)
G(u|x)
)
> 0 (5.13)
20 Sowohl ux als auch u¯x sind stetig in der Signalrealisation x. Zudem wird angenommen, die
Untergrenze u1 des Definitionsbereichs der bedingten Verteilung für einen Bieter mit dem
Signal „1“ sei strikt kleiner als die Obergrenze u¯0 des Definitionsbereichs der bedingten Ver-
teilung für einen Bieter mit dem Signal „0“. Würde diese Annahme so nicht getroffen, gäbe
es ein Signal, ab dem der ex post Bruttonutzen mit Sicherheit höher als die maximal mögli-
che Realisation des ex post Bruttonutzens bei einem etwas kleineren Signal wäre. Ein Bieter
könnte folglich schon bei der Beobachtung seines Signals Xi antizipieren, ob er die Auktion
verlieren würde oder ob er zum Kreis potenzieller Gewinner gehört. Die Teilnahmebedin-
gung wäre folglich nicht erfüllt.
21 Das Ergebnis kann durch Integration beider Seiten von Gleichung 5.12 über u zwischen der
unteren Grenze u und der oberen Grenze uˆ bewiesen werden.
5.3. SIGNALISIERUNG IN SEQUENZIELLEN AUKTIONEN 143
Das zweite Ergebnis beschreibt die Relation der Wahrscheinlichkeiten zwischen
dem Auftreten der Realisation u und der Wahrscheinlichkeit, dass diese nicht zwi-
schen der unteren Grenze der für ein gegebenes Signal möglichen Realisationen
und dem Referenzwert u liegt. Gezeigt werden kann, dass unabhängig von der
Realisation x ∈ (0; 1) der Zufallsvariable Xi und unabhängig von der Realisation
u ∈ (ux, u¯x) der Zufallsvariable Ui Wertepaare (a; b) mit ux ≤ a < b ≤ u¯x existie-
ren, bei denen diese Relation der Wahrscheinlichkeiten für alle Realisationen von
u ∈ (a; b) streng monoton fallend in der Signalstärke x ist (Gleichung 5.14).22
∀x ∈ (0; 1), ∀u ∈ (ux, u¯x) ∃a, b
ux ≤ a < b ≤ u¯x :
∂
∂x
( g(u|x)
1− G(u|x)
)
< 0 (5.14)
Und schließlich ist drittens von Bedeutung, dass das Ergebnis der Integration von
Wichtungsanteilen einer bedingten Dichtefunktion g(u|x) mit einer in der Rea-
lisation des ex post Bruttonutzens u streng monoton steigenden Funktion φ(u)
über dem Support [ux]; u¯x von g(u|x) eine in der Realisation x des Signals streng
monoton steigende Funktion ist (Gleichung 5.15).
∀x ∈ (0; 1), ∀u ∈ (ux, u¯x) :
∂φ(u)
∂u
> 0
→ ∂
∂x
( ∫ u¯x
ux
φ(u)g(u|x)du
)
> 0 (5.15)
5.3.2 Die sekundären Auktionen
Identifiziert werden perfekte Bayesianische Gleichgewichte in symmetrischen,
streng monoton steigenden Geboten in der ersten Auktion und nicht dominier-
ten Strategien in der zweiten Auktion. Letztere wird als eine Optimale Auktion
oder eine Englische Auktion japanischer Ausprägung modelliert. Die Gleichge-
wichtsstrategien in der ersten Auktion sind streng monoton steigend im Bieter-
typ, weshalb die Gebote der Bieter eine hinreichende Statistik für die vor Beginn
der ersten Auktion von den Auktionsteilnehmern bezüglich ihres ex post Brutto-
nutzens empfangenen Signale sind.
5.3.2.1 Optimale Auktion
Unabhängig vom primären Auktionstyp kann aus den explizit oder automatisch
veröffentlichten Geboten der Verlierer auf die bedingte Wahrscheinlichkeitsver-
22 Ausgangspunkt der Beweisführung ist wiederum Gleichung 5.12, die dann unbestimmt über
uˆ zu integrieren ist.
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teilung G(·|xj) jedes in der ersten Auktion nicht zum Zuge gekommenen Bieters
geschlossen werden. Der Gewinner i fordert die Verlierer j in einer Optimalen
Auktion zur Bekundung ihres ex post Bruttonutzens u˜j auf.23 Aus dem bekunde-
ten ex post Bruttonutzen und der Signalrealisation x˜j, auf die der Gewinner aus
dem Gebot bj des Bieters j in der ersten Auktion schließen kann, errechnet der
Gewinner den virtuellen ex post Bruttonutzen cj gemäß Gleichung 5.16.
cj = c(u˜j; x˜j) = u˜j −
1− G(u˜j|x˜j)
g(u˜j|x˜j) (5.16)
Das Gut wird in der zweiten Auktion genau dann vom Gewinner der ersten Auk-
tion an einen Verlierer der ersten Auktion alloziert, wenn der höchste virtuelle
ex post Bruttonutzen eines Verlierers strikt größer als der ex post Bruttonutzen
des Gewinners ist (Allokationsregel). Die Zahlung des Gewinners h der Optima-
len Auktion entspricht dann jenem ex post Bruttonutzen, bei dem der resultie-
rende virtuelle ex post Bruttonutzen den höchsten virtuellen ex post Bruttonut-
zen seiner Konkurrenten oder den ex post Bruttonutzen des Verkäufers marginal
übertrifft, denn die Allokation des Gutes wäre in diesem Fall unverändert geblieben
(Gleichung 5.17).24
th = t(ui; cˆ1; x˜h) = c−1(max{ui; cˆ1}; x˜h) mit cˆ1 = max
k 6=j,i
{ck} (5.17)
Die Umkehrfunktion c−1(c; x) ist eine eindeutige Abbildung, die aus gegebenen
Wertepaaren bestehend aus virtuellem ex post Bruttonutzen c und Signalrealisa-
tion x den Rückschluss auf den niedrigsten für eine Signalrealisation x plausiblen
ex post Bruttonutzen erlaubt, für den der resultierende virtuelle ex post Brutto-
nutzen mindestens so groß wie der Referenzwert gewesen wäre (Gleichung 5.18).
c−1(c; x) ≡ inf{u ∈ [ux, u¯x] : c(u; x) ≥ c} (5.18)
Hinsichtlich des erwarteten Nettonutzens Uei des Gewinners der ersten Auktion
muss zunächst berücksichtigt werden, dass i in der zweiten Auktion, vor der er
vollständig über seinen individuellen ex post Bruttonutzen ui informiert wird,
als Verkäufer agiert. Zudem wird der erwartete Nettonutzen durch die vom pri-
mären Auktionator a veröffentlichten Gebote ~βa ⊂ ~b = {b1; ...; bn} determiniert
23 Dieser kann vom tatsächlichem, dem Bieter j in der fünften Stufe bekannt gewordenen ex
post Bruttonutzen abweichen.
24 Ein Verlierer der ersten Auktion hat in der Optimalen Auktion keinen Einfluss auf die Höhe
seiner Zahlung im Falle des Zuschlags. Verlierer zahlen in der Optimalen Auktion nichts.
Vgl. hierzu auch MYERSON (1981).
5.3. SIGNALISIERUNG IN SEQUENZIELLEN AUKTIONEN 145
(Gleichung 5.21). Die veröffentlichten Gebote ermöglichen Rückschlüsse auf die
Signalrealisationen der in der ersten Auktion unterlegenen Bieter und somit auf
die Wahrscheinlichkeitsverteilung der bei gegebener Signalrealisation zulässigen
ex post Realisationen des Bruttonutzens. Diese Information wird im Vektor Y der
Rangfolgestatistiken zusammengefasst, die aus dem Raum X = Πn−1j=1 Xj der Kon-
kurrentensignale gebildet werden (Gleichung 5.19).
Y = {Y1; ...; Yn−1} (5.19)
Y−1 = {Y2; ...; Yn−1} (5.20)
Hierbei beschreibt die Zufallsvariable Y1 das Ereignis, dass bei n− 1 Konkurren-
ten die höchste Signalrealisation auftritt (Gleichung 5.19). Wird diese Rangfol-
gestatistik der höchsten Signale nicht berücksichtigt, beschreibt der Vektor der
Rangfolgestatistiken Y−1 die verbleibenden Informationen (Gleichung 5.20).
Uei (Ui; β
a) = E
(
max
{
max
j 6=i
c(Uj, Xj), Ui
}∣∣∣Ui; βa) (5.21)
⇔ Uei (Ui; βa) = E
(
max
{
max
j 6=i
c(Uj, Xj), Ui
}∣∣∣Ui; Y) (5.22)
Nun geht es darum, den (bedingten) Erwartungswert des späteren Gewinners
der ersten Auktion vor der Gebotsabgabe zu bestimmen. Im Verlauf der ers-
ten Auktion erhält der Bieter u.a. durch das beobachtbare Ausscheiden von Bie-
tern Informationen über die Signale der Konkurrenten. Diese Informationsmenge
wird mit Ω bezeichnet.25 Gewinnt ein Bieter die erste Auktion, hat er folgerichtig
auch den Konkurrenten mit dem höchsten Verlierersignal überboten. Das Ergeb-
nis der ersten Auktion ermöglicht ihm demnach unabhängig vom der Informati-
onspolitik des primären Auktionators den direkten Rückschluss auf Y1. Weil der
Bieter in der ersten Aukion seine Signalrealisation nicht kennt, ist sein erwarteter
Nettonutzen aus der zweiten Auktion, vorausgesetzt die erste Auktion wird mit
einem Gebot b und in Kenntnis von Ω sowie der Realisationen der Zufallsvaria-
blen Xi = x und Y1 = y gewonnen, gemäß Gleichung 5.23 formulierbar.26 Wegen
x˜ = b−1(b) kann man die unabhängige Variable b in Gleichung 5.22 substituieren,
wobei x˜ das Signal kennzeichnet, dessen Beobachtung einen Rückschluss auf das
25 Im Fall verdeckter Auktionen ist Ω eine leere Menge (Ω = ∅).
26 Ein hochgestelltes v in Gleichung 5.23 verdeutlicht, dass es sich um den erwarteten Netto-
nutzen des Gewinners der primären Auktion handelt.
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in der ersten Auktion abgegebene Gebotes zulässt (Gleichung 5.24).
piv(x; y;Ω; b) = E
(
Uei (Ui, β
a)|Xi = x, Y1 = y;Ω; bi = b
)
(5.23)
piv(x; y;Ω; x˜) = E
(
Uei (Ui, β
a)|Xi = x, Y1 = y;Ω; x˜ = b−1(b)
)
(5.24)
Von HAILE (2003) wird gezeigt, dass sich piv(x; y;Ω; x˜) in x˜ nicht verändert und
folglich mit dem Niveau des Höchstgebotes in der ersten Auktion über den Wir-
kungskanal x˜ kein Einfluss auf piv genommen werden kann. Ursächlich hierür
ist, dass die Strategie eines Höchstbietenden der ersten Auktion in einer Optima-
len Auktion ausschließlich vom ex post Bruttonutzen und dem vom Verkäufer
implementierten Mechanismus determiniert wird. Das trifft so nicht zu, wenn
der Bieter in der ersten Auktion nicht das höchste Gebot abgibt, weil das Niveau
des Verlierergebotes die in der Optimalen Auktion zur Umrechnung des ex post
Bruttnutzens in den virtuellen Nutzen verwendete Verteilungsfunktion und da-
mit auch den payoff des Bieters in der zweiten Auktion bestimmt. Gezeigt wer-
den kann, dass der virtuelle Nutzen unabhängig von der Höhe des ex post Brut-
tonutzens monoton fallend in der Höhe des in der ersten Auktion eingereichten
Verlierergebotes ist - ceteris paribus führen also höhere Verlierergebote zu einem
niedrigeren virtuellen Nutzenniveau. Erwartet ein Bieter, in der ersten Auktion
nicht zum Zuge zu kommen, wird er sein Gebot deshalb tendenziell nach unten
verzerren.
5.3.2.2 Englische Auktion japanischer Ausprägung
Wenn mehr als ein Bieter in der zweiten Auktion aktiv ist, halten die verbliebenen
Teilnehmer ihre Aktivität, solange der Preis den ex post Bruttonutzen nicht über-
schreitet, aufrecht. Behält sich der Gewinner der ersten Auktion in einer nachge-
lagerten Englischen Auktion japanischer Ausprägung vor, das Maximalgebot zu-
rückzuweisen, so dieses den eigenen ex post Bruttonutzen unterschreitet, muss
der letzte aktive Bieter der zweiten Auktion ein take-it-or-leave-it Angebot for-
mulieren, dass nicht kleiner als der Preis p sein darf, bei dem der vorletzte akti-
ve Bieter in der zweiten Auktion ausgeschieden ist. Sein optimales Gebot in der
zweiten Auktion maximiert dann Gleichung 5.25, wobei die Verteilungsfunktion
Gv(·|~βa) die Wahrscheinlichkeit beschreibt, dass der ex post Bruttonutzen des Ge-
winners der ersten Auktion einen Wert aus dem Definitionsbereich [uv, u¯v] nicht
überschreitet. Deren eindeutige Lösung, also die Gebotsfunktion des letzten ak-
tiven Bieters mit dem ex post Bruttonutzen u > uv wird durch Gleichung 5.26
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beschrieben.
max
b≥p
(
u− b
)
Gv(b|~βa) (5.25)
u > uv: max{p, β∗a(u;~βa)}
mit β∗a(u;~βa) =

u− Gv(β∗a |~βa)
gv(β∗a |~βa)
wenn uv < u < u¯v + 1
gv(u¯v|~βa)
u¯v wenn u ≥ u¯v + 1
gv(u¯v|~βa)
(5.26)
Gemäß Gleichung 5.26 beeinflussen die beliefs des Gewinners der ersten Auktion
im Hinblick auf seinen ex post Bruttonutzen uv die optimale Antwort des letzten
aktiven Bieters in der zweiten Englischen Auktion japanischer Aussprägung. Ist
die Wahrscheinlichkeit des Ereignisses „Gewinner der ersten Auktion hat einen
niedrigeren ex post Bruttonutzen als der letzte aktive Bieter“ gleich Eins, ist es
für letzteren optimal, ein Gebot in Höhe des ex post Bruttonutzens des Gewin-
ners der ersten Auktion abzugeben. Ist die Wahrscheinlichkeit dagegen kleiner
als Eins, jedoch größer als Null, so untertreibt der letzte aktive Bieter - die Op-
portunitätskosten einer Niederlage mit der Zahlung im Falle des Zuschlages ab-
wägend - in der zweiten Auktion seinen ex post Bruttonutzen, da er mit positiver
Wahrscheinlichkeit einem Gewinner mit einem niedrigeren ex post Bruttonutzen
gegenüber steht und in Folge dessen durch eine Verringerung seines Gebotes sei-
ne Zahlung im Fall des Zuschlags prozentual stärker als Zuschlagswahrschein-
lichkeit verringern kann. Schließt ein Bieter aus der Beoabachtung der veröffent-
lichten Gebote der ersten Auktion auf einen ex post Bruttonutzen u ≤ uv, ist jedes
Gebot unterhalb von uv optimal.
Gezeigt wird, dass die erwartete Auszahlung (piv) eines Bieters in der zwei-
ten Stufe, so dieser die erste Auktion gewinnt, vom Typ der Primärallokation ab-
hängt. Wird in Stufe 1 eine verdeckte first-price oder eine second-price Auktion
durchgeführt, in denen die Gewinnergebote vom Auktionator jeweils veröffent-
licht werden, hat der Bieter in der ersten Auktion die Möglichkeit, dem poten-
ziellen Käufern in der zweiten Auktion einen höheren ex post Bruttonutzen zu
signalisieren und damit in einer nachgelagerten Englischen Auktion japanischer
Ausprägung die Inaktivität des letzten aktiven Bieters hinauszuzögern. Folglich
ist piv(x, y,Ω, x˜) im Signal x˜ des Gewinners der ersten Auktion streng mono-
ton steigend. Ein solcher Informationskanal existiert für den späteren Gewinner
der ersten Auktion jedoch nicht, wenn in der ersten Stufe eine Englische Aukti-
on durchgeführt wird, nach deren Abschluss lediglich das zweithöchste Gebot
veröffentlicht wird.
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Dagegen sind die erwarteten Auszahlungen der in den primären verdeckten
Auktion unterlegenen Akteure grundsätzlich unabhängig von der Realisation
des individuellen Signals, weil aus dem vom Auktionator veröffentlichten Gebot
des Gewinners der ersten Auktion auf alle für einen Bieter in der zweiten Auktion
relevanten Informationen geschlossen werden kann. Bei der primären Englischen
Auktion klassischer Ausprägung können die Bieter in der zweiten Auktion aus
dem Gebot des stärksten in der ersten Auktion unterlegenen Gewinners auf die
Untergrenze des Signals eines in der ersten Auktion erfolgreichen Bieters zurck-
schließen. Folglich besteht zumindest eine positive Wahrscheinlichkeit, auf die
beliefs der Opponenten in der zweiten Stufe hinsichtlich des Gewinnertyps der
ersten Stufe Einfluss nehmen zu können.27 Jedoch kann sich dieser Effekt im Biet-
prozess der primären Englischen Auktion erst dann bemerkbar machen, wenn
nur noch zwei Bieter verblieben sind. Anderenfalls gilt auch für eine offene Pri-
märauktion, dass die erwarteten Auszahlungen im Hinblick auf die sekundäre
Allokation bei einer Niederlage in der primären Allokation unabhängig von der
zu Beginn der zweiten Auktion wahrgenommenen Signalrealisation x˜ sind.
5.3.2.3 Erlösvergleich der Sekundärmarktauktionen
Wie oben erwähnt, unterscheiden sich die Optimale Auktion und die Englische
Auktion japanischer Ausprägung diametral in der Aufteilung der Verhandlungs-
macht zwischen dem Käufer und dem Verkäufer. Im Gegensatz zu einer Festle-
gung auf einen Optimalen Auktionsmechanismus kann ein Verkäufer bei einer
nachgelagerten Englischen Auktion japanischer Ausprägung die Sekundärallo-
kation nur in Fällen verhindern, in denen die Gebote der Verlierer der ersten
Auktion den ex post Bruttonutzen nicht übersteigen. Die erwartete Auszahlung
aus der zweiten Allokationsstufe ist deshalb für den Gewinner (Verlierer) der pri-
mären Auktion bei einer nachgelagerten Optimalen Auktion höher (niedriger)
als bei einer nachgelagerten Englischen Auktion japanischen Typs. In der ersten
Auktion unterlegene Bieter präferieren deshalb die sekundäre Englische Auktion
und potenzielle Gewinner die Optimale Auktion.
27 Generelle Aussagen zum Vorzeichen der ersten partiellen Ableitung der erwarteten Auszah-
lungen macht HAILE (2003) nicht.
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5.3.3 Die primäre Auktion
5.3.3.1 Gleichgewichtsstrategien und Existenz
Hergeleitet werden nun die Gleichgewichtsgebote für eine second-price, eine
first-price und eine Englische Auktion klassischer Ausprägung.28 Die Gebots-
funktionen sind den in Abwesenheit von sekundären Märkten herleitbaren Funk-
tionen ähnlich und basieren auf der Annahme der Existenz eines Gleichgewichts
in symmetrischen und im Typ streng monoton steigenden Strategien. Sind in der
zweiten Auktion alle Bieter vollständig informiert, wird deren Existenz von HAI-
LE (2003) bejaht und nachgewiesen. Unvollständige Information der Bieter im
Hinblick auf entscheidungsrelevante Charakteristika kann der Grund die Nicht-
existenz von Gleichgewichten sein. In diesem Fall ist es also möglich, dass die
Existenz von Wiederverkaufsmärkten - entgegen der ökonomischen Intuition -
die effiziente Allokation in der ersten Auktion verhindert. Hinsichtlich des Net-
toeffektes, der sich nach Überprüfung aller denkbaren Allokationen und der an-
schließenden Gegenüberstellung von effizienzsteigernden Fällen mit den die Effi-
zienz vermindernden Fällen ergeben würde, kann keine generell gültige Aussage
gemacht werden.
Das hat folgende Gründe: Gleichgewichte in symmetrischen und streng mo-
noton steigenden Strategien existieren, wenn zwei notwendige Bedingungen er-
füllt sind. Erstens muss die abgeleitete Bietfunktion tatsächlich streng monoton
steigend sein, und die vom Bieter zu maximierende Zielfunktion - hierbei handelt
es sich um die alle möglichen zukünftigen Resultate bewertende Erwartungsnut-
zenfunktion - muss zweitens die „single-crossing“ Eigenschaft erfüllen.29 Exem-
plarisch wird von HAILE (2003) jedoch gezeigt, dass das Wachstum des Erwar-
tungsnutzens im Typ, also die erste partielle Ableitung, für einige Typenrealisa-
tionen x streng monoton fallend im (wahrheitsgemäß) offenbarten Typ ist.
5.3.3.2 Diskussion der Gebotsfunktionen
Am Beispiel einer möglicherweise ein symmetrisches Trenngleichgewicht in
streng monoton steigenden Strategien konstituierenden Gebotsfunktion werden
die für die Gebotsabgabe eines Bieters grundsätzlich bedeutsamen, jedoch gegen-
läufigen Effekte diskutiert. Aus der in Gleichung 5.27 dargestellten Erwartungs-
nutzenfunktion eines Bieters vor der ersten Auktion folgt nach Maximierung be-
züglich der durch das Gebot offenbarten Signalrealisation x˜ und anschließender
28 Für die Herleitung dieser Strategien inbesondere für die first-price und die Englische Aukti-
on klassischer Prägung wird auf die Darstellung in HAILE (2003) verwiesen.
29 Für eine ausführliche Darstellung vgl. insbesondere MILGROM und SHANNON (1994).
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Substituion x˜ = x die mögliche Gebotsfunktion (Gleichung 5.28).
Ues(x, x˜) =
∫ x˜
0
[
pivs (x, y, x˜)− b(y)
]
dF1(y) +
∫ 1
x˜
pils(x, y, x˜)dF1(y) (5.27)
β(x) = pivs (x, y, x˜)− pils(x, y, x˜)︸ ︷︷ ︸
(a)
+
∫ x
0
∂pivs
∂x˜
∣∣∣
x˜=x
f1(y)
f1(x)
dy︸ ︷︷ ︸
(b)
+
∫ x
0
∂pils
∂x˜
∣∣∣
x˜=x
f1(y)
f1(x)
dy︸ ︷︷ ︸
(c)
(5.28)
Durch Teil (a) in Gleichung 5.28 wird die Wertschätzung für das Gut vor der ers-
ten Auktion beschrieben. Sie lässt sich aus der Differenz der erwarteten Zahlun-
gen im Falle eines Zuschlags in der ersten Auktion und den erwarteten Zahlun-
gen im Falle einer Niederlage in der ersten Auktion errechnen. Da diese Diffe-
renz für gegebene Erwartungen hinsichtlich des Gleichgewichtes im sekundären
Markt ermittelt wird, ist die Wertschätzung endogen bestimmt.30 In dieser Wert-
schätzung spiegelt sich für einen erfolgreichen Bieter der ersten Auktion der Op-
tionswert des Wiederverkaufs in der zweiten Auktion, der die Auszahlung dieses
Verkäufers tendenziell steigert. Außerdem abgebildet wird aber auch der Opti-
onswert des Wiederverkaufs für den in der ersten Auktion unterlegenen Bieter.
Dieser Optionswert wirkt in der ersten Auktion wertschätzungdämpfend. Die
Summanden (b) und (c) in Gleichung 5.28 beschreiben die in den Abschnitten
5.3.2.1 und 5.3.2.2 diskutierten Signalisierungsanreize. Die dort gefundenen Er-
gebnisse werden in Abbildung 5.2 zusammengefasst.
5.3.3.3 Die Präferenzen des primären Auktionators
Im Hinblick auf die für den primären Auktionator erlösmaximiernde Auktion
wird von HAILE (2003) erstens nachgewiesen, dass die first-price und die second-
price Auktion unabhängig von der Spezifikation des Sekundärmarktes als opti-
male Auktion oder als Englischer Auktion japanische Ausprägung erlösäquiva-
lent sind.31 Nachgewiesen wird zweitens eine schwache Erlösinferiorität der ver-
deckten Auktionen gegenüber der Englischen Auktion klassischen Typs, wenn
die nachgelagerte Auktion eine optimale Auktion ist. Grundlegend hierfür ist,
30 Für gegebene Erwartungen hinsichtlich des Ausgangs im Sekundärmarkt muss die Strategie
optimal sein und für die optimale Strategie müssen vorgenannte Erwartungen plausibel sein.
31 Das in MILGROM und WEBER (1982) identifiziert „linkage“-Prinzip, gemäß dem die Erlös-
äquivalenz zu Lasten der first-price Auktion verändert, gilt in diesem Fall nicht, weil der
Wiederverkauf keine „affiliation“ der privaten Informationen nach sich zieht.
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Status nach primäre sekundäre Auktion
primärer Auktion Auktion O EJ
1st = 0 > 0
Gewinner 2nd = 0 > 0
EK = 0 = 0
1st ≤ 0 = 0
Verlierer 2nd ≤ 0 = 0
EK ≤ 0 = 0
EK,J : Englische Auktion klassischen bzw. japanischen Typs
1st/2nd/O: first-price / second-price / optimale Auktion
Abbildung 5.2: Primäre Signalisierungsanreize
dass die Kosten der nach unten verzerrten Signale, die zu niedrigeren Geboten
führen, in der Endphase der Englischen Auktion klassischer Ausprägung höher
sind als bei den verdeckten Auktionen und deshalb das den Preis in der Engli-
schen Auktion determinierende Gebot die jeweils in den verdeckten Mechanis-
men preisbestimmenden Gebote übersteigt.
Drittens wird die Erlösäquivalenz der primären Auktionen analysiert, wenn
die sekundäre Auktion eine Englische Auktion japanischer Ausprägung ist. Zu
berücksichtigen sind hierbei, neben möglichen Anreizen zum Verzerren von Ge-
boten, auch die Konsequenzen der Existenz eines Informationskanals zwischen
beiden Allokationsstufen. Letztere induziert bei einem Gewinner der Englischen
Auktion klassischen Typs höhere Gebote als bei den verdeckten Auktionen. Bei
den Verlierern der Englischen Auktion klassischen Typs werden niedrigere Gebo-
te induziert als jene, die Verlierer verdeckter Auktionen unterbreiten. Übersteigt
die durch die primäre klassische Englische Auktion im Sekundärmarkt verur-
sachte Preiserwartung den nach verdeckten Auktionen erwarteten Preis beträcht-
lich, kann der ceteris paribus erlössteigernde Effekt nach oben verzerrter Gebote,
der im Gleichgewicht ausschließlich bei verdeckten Auktionen auftritt, hiervon
überkompensiert werden. Deshalb ist das Erlösranking der primären Auktionen
im Fall nachgelagerter Englischer Auktionen japanischen Typs nicht eindeutig.
Viertens kann unter der Voraussetzung vollständiger Informationen im Wie-
derverkaufsmarkt unabhängig vom Typ der ersten Auktion gezeigt werden, dass
sich der Verkäufer durch eine sekundäre optimale Auktion immer besser stellt als
durch ein Verbot des sekundären Handels. Bei einer nachgelagerten Englischen
Auktion hängt es von der Anzahl der Auktionsteilnehmer ab, ob sich der Auktio-
nator im Erwartungswert mit einem Verbot des Sekundärhandels oder der Auk-
tion besser stellt. Ist die Anzahl der Bieter gering, dominiert der die Gebote in
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der ersten Auktion dämpfende Optionswert eines Kaufs in der zweiten Aukti-
on, so dass der Verkäufer, ohne Wiederverkaufsmöglichkeiten zuzulassen, einen
höheren erwarteten Erlös aus der primären Auktion generieren kann. Steigt die
Anzahl der Marktteilnehmer an, so dominiert der Optionswert eines Verkaufs in
der zweiten Auktion. Der Verkäufer in der ersten Auktion präferiert dann die
sekundäre Englische Auktion japanischer Ausprägung.
5.4 Nachverhandlungen
5.4.1 Einordnung und Interaktionsstruktur
Von WAEHRER (1999) wird nachgewiesen, dass sequenzielles Bargaining im Se-
kundärmarkt bei vorheriger vollständiger Bekanntgabe privater Verkäuferinfor-
mationen eine effiziente Primärallokation ausschließt, wenn die in der ersten
Spielstufe offenbarten Informationen für die Interaktion in der anschließenden
Bargaining-Stufe relevant sind. Insoweit ist ein Gleichgewicht auf der sekun-
dären Allokationsstufe folglich unvereinbar mit den notwendigen Bedingungen
eines Gleichgewichtes auf der primären Allokationsstufe. Dieser Modelltyp ist
insbesondere deshalb relevant, weil die Modellierung eines Bargaining-Spiels
langfristige, nicht bereits durch Transaktionen in einer primären Auktion erfass-
te Geschäftsbeziehungen zwischen dem Käufer und dem Verkäufer eines Gutes
abbildet.
Die Bieter sind mit i indizierte potenzielle Verkäufer eines Basisproduktes
und dessen variable Produktionskosten sind cp(xi), wobei (i ∈ {1, ..., N}) gilt.
Jeder Bieter hat private Informationen hinsichtlich seiner Realisation der Zufalls-
variable Xi. Allein der Gewinner der primären procurement Stufe kann ein Er-
gänzungsprodukt mit Kosten cs(xi) herstellen und mit dem Käufer in exklusive
Verhandlungen über den Preis desselben eintreten.32 Die unabhängigen privaten
Signale der Bieter folgen jeweils der stetigen und streng monoton steigenden Ver-
teilungsfunktion F(xi), die auf geschlossenen Intervall [x, x¯] definiert ist. Somit
ist die Wahrscheinlichkeitsfunktion für xi als stärkstes unter den N Konkurren-
tensignalen durch G(xi) = FN−1(xi) definiert. Die Wahrscheinlichkeit λ für den
Verkauf des Ergänzungsproduktes dagegen ist ein exogener Parameter.
32 Das Signal ist selbstverständlich als Produzententyp θi interpretierbar; je besser der Typ ist,
und dieser ist nur dem potenziellen Verkäufer bekannt, desto niedriger sind die Produkti-
onskosten.
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5.4.2 Primäre first-price Auktion
Die erste Allokationsstufe wird als first-price Auktion modelliert; aufgrund des
procurement Ansatzes gewinnt hier allerdings das niedrigste Gebot (Allokati-
onsregel). Letzteres ist vom Verkäufer auch zu zahlen (Transferregel). Ist das
Gewinnergebot b Ergebnis der (symmetrischen) separierenden Gebotsstrategie
βi(xi), gilt xi = β−1i (b). Das aber bedeutet, dass ein Beobachter des Gebots b
bei gleichzeitiger Kenntnis der gewählten Gleichgewichtsstrategie βi(·) perfekt
auf das private Signal schließen kann (umgekehrt eindeutige Zuordenbarkeit von
Gebot und Signal, vorausgesetzt die Gleichgewichtsstrategien sind symmetrisch
und streng monoton fallend in der Signalstärke). Der Käufer des Basisproduk-
tes glaubt folglich an Produktionskosten cs(β−1i (b)). Folgt der Verkäufer für ge-
gebene beliefs des Käufers der Strategie βi(xi) und bietet b, bilden beliefs und
Bietstrategie ein perfektes separierendes Bayesianisches Nash-Gleichgewicht.
5.4.3 Nachgelagertes Bargaining
Der Verhandlungsprozess beginnt mit einem Preisangebot des Käufers, das vom
Verkäufer mit Verzögerung entweder akzeptiert oder aber durch Unterbreitung
eines Gegenangebotes erwidert wird.33 Von den Autoren wird herausgearbeitet,
dass das Verhandlungsergebnis von den beliefs des Käufers im Hinblick auf die
Produktionskosten des Ergänzungsproduktes abhängt, also von der Signalstärke
xw, auf die der Käufer aus dem Gebot b des Gewinners w schließen kann, voraus-
gesetzt der Bieter folgt in der first-price Auktion einer streng monoton fallenden
Bietstrategie. Wird in der ersten Auktion dagegen von der optimalen Stratgie ab-
gewichen, dann ist der Rückschluss des Käufers inkorrekt.
Wenn der Käufer die Gebote beobachtet hat und vor der ersten Verhandlungs-
runde steht, werden seine beliefs im Hinblick auf die Verkäuferkosten durch Ψ0
beschrieben. Das Kostenintervall dieser beliefs ist eine Teilmenge aller mögli-
chen Kostenrealisationen (supp Ψ0 ⊆ [cs(x¯), cs(x)]). Der Bruttonutzen des Käu-
fers (Verkäufers) wird durch Gleichung 5.29 (5.30) beschrieben. Hierbei enthält
der Ergebnisvektor (p, t) den Verkaufspreis p einerseits und die bis zur Über-
einkunft verstrichene Zeit t andererseits. Die Wertschätzung des Käufers für das
Ergänzungsprodukt ist v und die (stationäre) Zeitpräferenz ist r.
piK = (v− p) exp (−rt) (5.29)
piS = (p− c) exp (−rt) (5.30)
33 Die Modellierung der Verhandlungssequenz orientiert sich an ADMATI und PERRY (1987)
und CRAMTON (1992).
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Wegen oben gewählter Spezifikation des Bruttonutzens eines Verkäufers gilt für
beliebige, zeitlich getrennte Verhandlungsergebnisse (p(0), p(t)), dass Verkäufer
mit höheren Kosten (einem schwachen Signal), vorausgesetzt der Preis ist zum
Anfangszeitpunkt p(0) und p′(t) zum Endzeitpunkt, stärker vom Verstreichen
des Zeitraums (t− 0) profitieren, als ein Verkäufer mit niedrigeren Kosten (Glei-
chung 5.31).
piS(c, t, p′)− piS(c, 0, p) =
[
(p′ − c) exp (−rt)
]
−
[
(p− c) exp (−r0)
]
=
[
p′ exp (−rt)− p
]
+ c
[
1− exp (−rt)
] (5.31)
∂piS
∂c
=
[
1− exp (−rt)
]
> 0 (5.32)
Folglich genügen die Zeitpräferenzen der single-crossing Eigenschaft, gemäß der
für beliebige c, p, p′ und t > 0, vorausgesetzt piS(c, 0, p) = piS(c, t, p′), gilt, dass
piS(c′, t, p′) > piS(c′, 0, p) ist, wenn c′ > c gilt sowie piS(c′, t, p′) < piS(c′, 0, p)
ist, wenn c′ < c gilt. Eine Bargaining Strategie des Käufers (Verkäufers), aus-
gedrückt durch ηK (ηS), transformiert jede mögliche mit dem Angebot des Ver-
käufers (Käufers) verbundene Verhandlungshistorie in einen Aktionsraum beste-
hend aus der Antwortzeit und dem neuen Preisangebot. Der Belief des Käufers
für eine gegebene Verhandlungshistorie hj bis zur j-ten Interaktion ist Ψ(·|hj).
Mit Ψ(·|·) wird deshalb das System der beliefs des Käufers bezeichnet. WAEH-
RER (1999) bedient sich des in KREPS und WILSON (1982) formulierten Konzeptes
sequenzieller Gleichgewichte, das die Kombination aus reiner bargaining Strate-
gien (ηK, ηS) und beliefsystem des Käufers Ψ(·|·) so definiert, dass nach jeder
Historie hj die Strategie jedes Spielers eine optimale Antwort ist, vorausgesetzt
die Strategien der anderen Spieler sind gegeben, ebenso seine gegenwärtigen be-
liefs die Wertschätzung der anderen Spieler betreffend und die beliefs werden
im Einklang mit Bayesschen Regel gebildet. Es ist an dieser Stelle interessant, Ψ0
zu spezifizieren. Wenn der Bieter i der Strategie βi(·) folgt, bietet er im Gleich-
gewicht nur dann b, wenn er in Stufe 1 die private Signalrealisation xi = β
−1
i (b)
empfangen hat. Das Intervall möglicher Kosten für die Produktion des Ergän-
zungsproduktes verengt sich aus Perspektive des Käufers, der das Gebot b beob-
achtet, folglich auf genau eine Kostenrealisation, nämlich auf cˆ = cs(β
−1
i (b)); die
Wahrscheinlichkeitsmasse der Funktion Ψ0 ist an genau einem Punkt, dem Kos-
tenwert cˆ, konzentriert. Die Belieffunktion Φcˆ ist im mathematischen Sinne eine
degenerierte Wahrscheinlichkeitsfunktion.
Während die Käufer ihre beliefs auf ein Gleichgewichtsangebot des Verkäu-
fers hin gemäß der Bayesschen Regel anpassen, werden die Einschränkungen
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hinsichtlich der Beliefbildung der Käufer bei Angeboten des Verkäufers außer-
halb des Gleichgewichtes von WAEHRER (1999) durch sogenannten nonspurious
conjectures definiert.34 Beliefanpassungen sind mit diesem Konzept konsistent,
wenn ein bis zum Angebot (j− 1) nicht im Definitionsbereich der Belieffunktion
enthaltener Kostentyp genau dann in dessen Definitionsbereich aufgenommen
wird und deshalb mit positiver Wahrscheinlichkeit auftritt und
i) sich alle bis zum Angebot (j − 1) im Definitionsbereich der Käuferbeliefs
enthaltenen Kostentypen durch ein „out-of-equilibrium offer“ schlechter
stellen würden sowie
ii) sich alle neu in den Definitionsbereich der Belieffunktion aufgenommenen
Kostentypen durch ein „out-of-equilibrium offer“ verbessern würden.
Aufgrund der dem Bargaining-Prozess vorgelagerten first-price Auktion mit dem
skizzierten separierendem Gleichgewicht, das die Eineindeutigkeit zwischen Ge-
bot und Kostentyp sicherstellt, charakterisieren die Autoren die Eigenschaften
des Nettonutzens des Verkäufers piS(Ψ0, c) = piS(Φcˆ, c) im Bargaining Gleichge-
wicht, wenn der Käufer durch Beobachtung von b eindeutig auf die Verkäufer-
kosten cˆ = cS(β−1i (b)) schließen kann. DaΨ0 = Φcˆ eine degenerierte Wahrschein-
lichkeit ist, folglich an der Stelle cˆ eine Wahrscheinlichkeitsdichte in Höhe von 1
hat, kann der Nettonutzen des Verkäufers - vorausgesetzt die Wahrscheinlich-
keit genau einer Kostenrealisation seitens des Verkäufers ist aus Sicht des Käufers
genau 1 - in direkter Abhängigkeit von cˆ formuliert werden (Gleichung 5.33).
piS(Ψ0, c) = piS(Φcˆ, c) = piS(cˆ, c) (5.33)
Das ermöglicht eine direkte Analyse von piS(cˆ, c) für alternative Relationen der
tatsächlichen Verkäuferkosten c zu den vom Käufer aus dem Gebot b abgeleiteten
Kosten cˆ. Ausgangspunkt hierfür ist das von RUBINSTEIN (1982) für ein sequen-
zielles Verhandlungsspiel bei vollständiger Information über den Verkäufertyp
nachgewiesene teilspielperfekte Gleichgewicht, das wie folgt charakterisiert ist:
Im Gleichgewicht des Bargaining-Prozesses ist das Eröffnungsangebot des Käufers
κ(v, c) =
c + v exp (−rz)
1+ exp (−rz) . (5.34)
34 Diese Beschränkungen generalisieren zwei der von RUBINSTEIN (1985) vorgeschlagenen Re-
striktionen.
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Wird dieses Gebot vom Verkäufer abgelehnt, bieten die Akteure wie folgt:
Angebot des Käufers: (z, κ(v, c)) (5.35)
Angebot des Verkäufers: (z, κ(c, v)) (5.36)
Zentrales erstes Ergebnis der Arbeit von WAEHRER (1999) ist die Charakterisie-
rung des Nettonutzens eines Verkäufers in einem sequentiellen, dem Konzept
der „nonspurious conjectures“ genügenden Gleichgewichtes bei unvollständiger
Information, wenn die beliefs der Käufer für cˆ degeneriert sind und die (wah-
ren) Verkäuferkosten c sowie die aus seinem Gebot b abgeleiteten Kosten cˆ im
Intervall [c, v] liegen. Dabei gilt für Nutzenfunktion p˜iS(cˆ, c) zunächst folgendes
für alle
c ≤ cˆ : p˜iS(cˆ, c) =
[
κ(v, cˆ)− c]
c > cˆ : p˜iS(cˆ, c) ≥
[
κ(cˆ, v)− c] exp (−rz) (5.37)
Wenn der Käufer die wahren Kosten des Verkäufers überschätzt oder diese kor-
rekt abschätzt (c ≤ cˆ), ist der Nettonutzen des Verkäufers konstant und unbe-
einflussbar, weil sich der Verkäufer durch einen Versuch, die beliefs des Käufers
(nach unten) zu verändern, immer schlechter stellt. Beobachtet der Käufer das
Gebot des Verkäufers und unterschätzt dessen wahre Grenzkosten, erreicht letz-
terer mindestestens den durch Gleichung 5.37 definierten Nettonutzen, weil ge-
zeigt werden kann, dass immer ein vom Käufer akzeptiertes Verkäuferangebot
existiert, das mindestens den genannten Nettonutzen erzielt.
Ein zweites von WAEHRER (1999) für den Nettonutzen des Verkäufers herge-
leitetes Charakteristikum ist die Stetigkeit der Funktion p˜iS(cˆ, c) in cˆ für cˆ = c.
Für den Fall cˆ ≥ c ist die Stetigkeit des Nettonutzens wegen Gleichung 5.37
gesichert. Es ist daher lediglich notwendig zu zeigen, dass, so cˆ < c gilt, der
limcˆ→c− = κ(v, c) − c ist. Ausgangspunkt des Beweises ist das Gleichgewicht
(t, p), vorausgesetzt die anfänglichen Käuferbeliefs sind Ψcˆ und die tatsächlichen
Verkäuferkosten sind cˆ < c. Im sequenziellen Gleichgewicht (t, p) ist der Netto-
nutzen des Verkäufers p˜iS = (p− c) exp (−rt). Da der Verkäufer nur Gebote ak-
zeptiert, die größer oder gleich dem initialen Käuferangebot sind, letzteres jedoch
genau t-Zeiteinheiten zurückliegt, muss p˜iS gleichzeitig größer sein als κ(v, cˆ)− c.
Zusammengefasst wird dies in Gleichung 5.38.
κ(v, cˆ)− c < p˜iS = (p− c) exp (−rt) (5.38)
Da zudem Imitation kein Gleichgewicht sein kann - der Nettonutzen eines Ver-
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käufers mit Kosten cˆ, so er seinen Typ offenbart, ist ja größer als mit seinem An-
gebot einen Verkäufer mit Kosten c vorzutäuschen -, muss κ(v, cˆ) − cˆ ≥ (p −
cˆ) exp (−rt) gelten. Wegen cˆ < c gilt zudem (p− cˆ) exp (−rt) > (p− c) exp (−rt).
κ(v, cˆ)− cˆ ≥ (p− cˆ) exp (−rt) > (p− c) exp (−rt) (5.39)
Die Gleichungen 5.38 und 5.39 werden zur Grenzwertbildung gemäß Gleichung
5.40 kombiniert. Bildet man den linksseitigen Grenzwert, lässt also, vorausgesetzt
es gilt cˆ < c, den Parameter cˆ gegen c konvergieren, resultiert hieraus Gleichung
5.41, was die postulierte Stetigkeit des Nettonutzens eines Verkäufers belegt.
lim
cˆ→c
(
κ(v, cˆ)− cˆ > (p− c) exp (−rt) > κ(v, cˆ)− c
)
(5.40)
⇒ κ(v, c)− c = (p− c) exp (−rt) (5.41)
Schließlich wird durch WAEHRER (1999) drittens die erste Ableitung von p˜iS hin-
sichtlich der zu Beginn der Verhandlungen vom Käufer wahrgenommenen Ver-
käuferkosten herausgearbeitet (rechtsseitig Gleichung 5.42 und linksseitig Glei-
chung 5.43).35
p˜i+S (c, c) =
1
1+ exp (−rt) (5.42)
p˜i−S (c, c) <
1
1+ exp (−rt) (5.43)
Die rechtsseitige Ableitung kann direkt aus der für diesen Fall gültigen Nettonut-
zenfunktion hergeleitet werden (Gleichung 5.44).
[∂p˜iS(cˆ, c)
∂cˆ
]
cˆ=c
=
∂
∂cˆ
[
κ(v, cˆ)− c
]
cˆ=c
=
∂
∂cˆ
[ cˆ + v exp (−rz)
1+ exp (−rz) − c
]
cˆ=c
=
1
1+ exp (−rz) (5.44)
Dagegen ist die Herleitung der linksseitigen Ableitung aufgrund des lediglich
relativ zu einer unteren Schranke definierten Nettonutzens über den Zwischen-
schritt eines Differenzenquotienten zu bewältigen. Zunächst wird χ definiert als
χ(cˆ, c) = [κ(cˆ, v)− c] exp (−rz) für alle c > cˆ. Da χ(cˆ, c) für alle c > cˆ eine untere
Schranke des Nettonutzens ist, muss die Ungleichung χ(cˆ, c) ≤ p˜iS(cˆ, c) zutref-
35 Rechtsseitig ist hierbei äquivalent mit cˆ > c und linksseitig mit cˆ < c.
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fen. Andererseits gilt offensichtlich wegen
[
χ(cˆ, c)
]
cˆ=c
=
[(
κ(cˆ, v)− c) exp (−rz)]
cˆ=c
=
[(v + cˆ exp (−rz)
1+ exp (−rz) − c
)
exp (−rz)
]
cˆ=c
=
exp (−rz)
1+ exp (−rz)
(
v− c) (5.45)
in Verbindung mit
[
piS(cˆ, c)
]
cˆ=c
= κ(v, c)− c = c + v exp (−rz)
1+ exp (−rz) − c
=
exp (−rz)
1+ exp (−rz)
(
v− c), (5.46)
dass χ(cˆ, c)|cˆ=c = piS(cˆ, c)|cˆ=c ist. Folglich muss das Wachstum der unte-
ren Schranke bei steigenden, sich der Kostenrealisation c von links nähernden
Ausprägungen der Kosten cˆ stärker sein als das Wachstum des Nettonutzens
[piS(cˆ, c)]cˆ=c. Formal ausgedrückt muss also für alle e > 0, c− e ≥ c Gleichung
5.47 gelten.
χ(c, c)− χ(c− e, c)
e
≥ p˜iS(c, c)− p˜iS(c− e, c)
e
(5.47)
Schließlich kann gezeigt werden, dass
∂
∂cˆ
[
χ(cˆ, c)
]
cˆ=c
=
∂
∂cˆ
[(v + cˆ exp (−rz)
1+ exp (−rz)
)
exp (−rz)
]
cˆ=c
=
(
exp (−rz))2
1+ exp (−rz) <
1
1+ exp (−rz) (5.48)
ist, womit auch der Nachweis für die Existenz der oberen Schranke der linkssei-
tigen ersten partiellen Ableitung nach dem ersten Argument erbracht ist.
Die Nettonutzenfunktion des Verkäufers im sequenziellen Gleichgewicht der
Bargainingstufe ist folglich stetig, hat jedoch an der Stelle cˆ = c eine Knickstelle,
an der sie nicht differenzierbar ist, was mit einer in der privaten Information der
Bieter monoton sinkenden Gleichgewichtsstrategie in der Auktion des primären
Gutes kollidiert. Eine Gleichgewichtsstrategie βi(z) ist nämlich genau dann an-
reizkompatibel, wenn hinsichtlich des Erwartungsnutzens für alle xi, x˜i ∈ [x, x¯]
gilt, dass
Uei (xi, xi) ≥ Uei (x˜i, xi) (5.49)
und der Erwartungsnutzen
Uei (x˜i, xi) =
[
βi(x˜i)− cP(xi) + λp˜i
(
cS(x˜i), cS(xi)
)]
G(x˜i) (5.50)
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ist. Anreizkompatibilität also ist dann gegeben, wenn für beinahe alle xi gilt, dass
die linksseitige partielle Ableitung (u−) der Erwartungsnutzenfunktion nach der
privaten Information des Bieters an der Stelle x˜i = xi immer größer, zumindest
aber gleich der rechtsseitigen partiellen Ableitung u+ ist. Beide Ableitungen sind
definiert, da die Gebotsfunktion streng monoton fallend und die Funktion G(·)
streng monoton steigend ist und weil die durch partielles Ableiten von Gleichung
5.50 herleitbare linksseitige Ableitung (Gleichung 5.51) und die rechtsseitige Ab-
leitung (Gleichung 5.52) des Bargaining-Nettonutzens p˜i existieren.36
u−(xi, xi) =
[
βi(xi)− cP(xi) + λp˜i
(
cS(xi), cS(xi)
)]
g(x˜i)
+
[
β′i(xi) + λp˜i
+
1
(
cS(xi), cS(xi)
)
c′S(xi)
]
G(x˜i) (5.51)
u+(xi, xi) =
[
βi(xi)− cP(xi) + λp˜i
(
cS(xi), cS(xi)
)]
g(x˜i)
+
[
β′i(xi) + λp˜i
−
1
(
cS(xi), cS(xi)
)
c′S(xi)
]
G(x˜i) (5.52)
Anreizkompatibilität impliziert folglich p˜i−1
(
cS(xi), cS(xi)
) ≥ p˜i+1 (cS(xi), cS(xi)).
Das jedoch widerspricht den Gleichungen 5.42 und 5.43, und folglich ist das Er-
gebnis des Verhandlungsspiels inkonsistent mit der Existenz einer separierenden
Gleichgewichtsstrategie im Auktionsspiel der ersten Stufe. Zur Intuition dieses
Ergebnisses lässt sich sagen, dass separierende Strategien in der Auktion den auf
der ersten Stufe erfolgreichen Verkäufer im Verhandlungsspiel der zweiten Stufe
schwächen, was den Anreiz zum Offenbaren der privaten Information auf der
ersten Stufe zerstört.
5.5 Einordnung der Ergebnisse
Allen in diesem Kapitel analysierten Modellen gemeinsam war, dass die in der
primären Allokationsstufe nicht berücksichtigten Bieter für das Gut im Sekun-
därmarkt erneut Gebote einreichen durften und die Wertschätzung in der zwei-
ten Stufe von den im Gebotsprozess der ersten Auktion veröffentlichten Informa-
tion abhängig sein konnte. Diese Endogenität des Wiederverkaufswertes beein-
flusst das Gebotsverhalten in der ersten Auktion, wobei dort zwischen den Anrei-
zen potenzieller Verlierer und denen potenzieller Gewinner differenziert werden
muss. Die in diesem Kontext durchgeführte Analyse verdeutlicht unter anderem,
dass die Existenz von Sekundärmärkten aus der Perspektive der an den Erlö-
36 Hierbei gilt aufgrund der Definition von cS(xi), dass cˆ → c+, wenn x˜i → x−i bzw. cˆ → c−,
wenn x˜i → x+i .
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sen der primären Auktion partizipierenden Akteure durchaus wünschenswert
sein kann. Auch die glaubhafte Verpflichtung des Auktionators zur unverzerr-
ten Veröffentlichung von Informationen, auf deren Basis sekundäre Zahlungsbe-
reitschaften bestimmt werden, kann den Erlös in der primären Allokation erhö-
hen. Ob jedoch perfekte Bayesianische Trenngleichgewichte existieren und die
Primärallokation somit allokationseffizient ist, hängt davon ab, wie sensibel der
Optionswert des Wiederverkaufs bzw. der des Verzichts auf den Zuschlag in der
primären Allokation auf derartige Informationstransfers reagiert. Zudem wurde
gezeigt, dass dem Risiko ineffizienter Primärallokationen durch eine sorgfältige
Gestaltung der primären Auktionsregeln begegnet werden kann und dass diese
Auswahlentscheidung auch vom Typ der sekundären Allokation abhängt. Hin-
gewiesen wird folglich auf die Existenz von Allokationssequenzen, die einer effi-
zienten Güterallokation grundsätzlich entgegenstehen.
Kapitel 6
Informationsaustausch im Oligopol
6.1 Überblick
Zahlreiche industrieökonomische Arbeiten widmen sich der Frage, ob und un-
ter welchen Bedingungen Unternehmen freiwillig Verträge zum Informationsaus-
tausch abschließen bzw. private Informationen, die für eine spätere Interaktion
in unvollständigen Märkten entscheidungsrelevant sind, freiwillig an Konkur-
renten weiterleiten. Auch wird die Vereinbarkeit der individuellen Anreize zum
Informationsaustausch mit dem von einem sozialen Planer erwünschten Aus-
maß der Kooperation untersucht. Charakteristisch für die Gleichgewichtsanalyse
der zweistufigen Unternehmensinteraktion sind drei Prämissen: So müssen sich
die Unternehmen für oder gegen die Veröffentlichung privater Informationen
entscheiden, bevor sie diese Information erhalten, und dieser vorab spezifizier-
ten Strategie folgen, nachdem sie die Information erhalten haben. Letzteres wird
durch die Annahme sichergestellt, solche Verträge könnten immer durch Dritte
durchgesetzt werden. Zudem ist die Anzahl der Unternehmen in der dem Infor-
mationsaustausch nachgelagertern Marktstufe immer eine exogene Variable.
Einige Modellvarianten, die die Vielfalt und Vielzahl der Untersuchungen des
Informationstransfers hinreichend repräsentieren, werden in den folgenden Ab-
schnitten vorgestellt.1 Abbildung 6.1 vermittelt einen systematisierenden Über-
blick: Zunächst werden unvollständige Märkte diskutiert, in denen Unternehmen
private, die Produktnachfrage betreffende Signale erhalten und dann im Mengen-
oder im Preiswettbewerb interagieren (Abschnitt 6.2). Der sich anschließende Ab-
schnitt 6.3 thematisiert die Anreize zum Austausch privater Kosteninformationen.
Ein Vorschlag zur Klassifizierung der dem Informationsaustausch im Oligopol
gewidmeten Modelle ist Gegenstand des Abschnitts 6.4. Nach einem kurzen Ex-
1 Für einen umfassenden Überblick vgl. bspw. RAITH (1996).
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kurs in Abschnitt 6.5 werden die Ergebnisse schließlich in Abschnitt 6.6 zusam-
mengefasst.
Modelle (Ex-ante Informationstransfer)
GAL-OR (1986)
SHAPIRO (1986)
VIVES (1984)
GAL-OR (1985)
CLARKE (1983)
1: Kontrakt
Transfer kT,vT kT,tT,vT kT,tT,vT kT,vT kT,tT,vT
Kontrahenten N ≥ 2 N ≥ 2 N = 2 N ≥ 2 N = 2
2: Zug der Natur
Typ NF NF NF GK GK
Charakterisierung NV NV NV NV,uk NV,uk
3: Signalempfang
Rauschen vz vz vz uvz vz
Korrelation uk k k uk uk
4: Infotransfer wk wk wk wk wk
5: Marktspiel
Marktform DP,OP OP DP OP DP
Nachfrage L L L L L
Güter pS pS uS,uK pS uS
Wettbewerb M,MA M M,P M M,P
Zielfunktion
Unternehmen piei ,[∑i pii]
e piei pi
e
i pi
e
i pi
e
i
kT - kein Transfer tT - teilweiser Transfer vT - vollständiger Transfer
NF - Nachfrage GK - Grenzkosten NV - Normalverteilung
wk - wie kontrahiert u(vz) - un(verzerrt) u(k) - un(korreliert)
DP - Duopol OP - Oligopol L - Linear
pS - perfekte Subsitute uS - unvollst. Subsitute uK - unvollst. Komplemente
M - Mengenwettbewerb MA - Mengenabsprache P - Preiswettbewerb
piei - erwarteter Unternehmensgewinn [∑i pii]
e - erwarteter Branchengewinn
Abbildung 6.1: Ex-ante Informationsaustausch
6.2 Private Nachfragesignale
6.2.1 Kollusion und Informationsaustausch
6.2.1.1 Überblick
Von CLARKE (1983) wird für den Fall von Mengenabsprachen ein wechselseitiges
Interesse aller Unternehmen zum Austausch privater Nachfrageinformationen
nachgewiesen. Interagieren die Unternehmen dagegen im simultanen Cournot-
Mengenwettbewerb, verbergen sie diese Nachfrageinformationen voreinander.
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Insbesondere wird gezeigt, dass Mengenabsprachen wahrscheinlicher werden
und sich deren Stabilität erhöht, wenn entscheidungsrelevante Informationen
durch das Publizieren privater Informationen präzisiert werden.
6.2.1.2 Stochastische Nachfrage und Kollusionsanreiz
Wenn Unternehmen keine Mengenabsprachen, sondern voneinander unabhän-
gige und die Entscheidung des Konkurrenten antizipierende Mengenentschei-
dungen treffen, kommt es gegenüber dem Mengenkartell zu einer Ausweitung
der Angebotsmenge und in Folge dessen zu einem Absinken der aggregierten
Produzentenrente. Untersucht wird die Auswirkung stochastischer Nachfrage-
informationen auf den Anreiz zu Mengenabsprachen, da Unsicherheit im Hin-
blick auf die tatsächliche Nachfrage gleich zweifach absprachehemmend zu sein
scheint. Denn Absprachen vorausgesetzt, behindert diese Quelle der Unsicher-
heit erstens zweifellos die Überwachung der Mengenabsprache.2 Doch angesichts
unterschiedlicher Einschätzungen hinsichtlich der Produktnachfrage ist keines-
wegs sichergestellt, dass sich die Unternehmen auf individuelle Produktionskon-
tingente einigen. Die Präzisierung von Marktnachfrageinformationen begünstigt
somit sowohl die Entstehung als auch die Überwachung und damit Stabilität von
Mengenabsprachen. Gezeigt wird, dass die Unternehmen ihre privaten Informa-
tionen genau dann freiwillig an einen Treuhänder offenbaren, wenn es in der sich
anschließenden Interaktion tatsächlich zu Mengenabsprachen kommt.
6.2.1.3 Nachfrageinformation: Basis für Mengenentscheidungen
Im vollständigen Wettbewerb bestimmt die Nachfrage bei gegebenem Angebot
die im Gleichgewicht resultierende Kombination aus Menge und Preis. Im oligo-
polistischen Mengenwettbewerb muss ein Unternehmen bei seiner Mengenent-
scheidung die der Konkurrenten berücksichtigen. Letztere freilich hängt eben-
falls (auch) von der Einschätzung des Konkurrenten im Hinblick auf die Markt-
nachfrage ab. Somit wird die Mengenentscheidung von Unternehmen i (i ∈ N)
von zwei Informationsquellen beeinflusst, nämlich von der eigenen Beobachtung
der Marktnachfrage und von seinen Informationen im Hinblick auf die Nachfra-
gesignale der Konkurrenten.
Das Unternehmen i empfängt das Signal zi = x + εi. Die normalverteilte Zu-
fallsvariable x (x ∼ N (0, m)) ist eine Realisation aus der Menge aller zulässi-
gen Realisationen des Schnittpunktes einer linearen inversen Nachfragefunktion
2 Vgl. hierzu insbesondere auch STIGLER (1964), POSNER (1976), SPENCE (1978) sowie GREEN
und PORTER (1981).
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P = x− b∑Ni=1 qi mit der Preisachse.3 Der zweite Summand εi im Unternehmens-
signal zi ist eine um Null mit der Varianz ri normalverteilte Zufallsvariable. Ist
die Varianz ri gleich Null, wird zi zum unverzerrten und damit perfekten Signal
im Hinblick auf die tatsächliche Nachfrage. Die Beoachtung zi ist stochastisch un-
abhängig von den Beobachtungen der anderen Unternehmen. Alle Unternehmen
sind vorab gleichermaßen über die Stochastik der Nachfrage (x ∼ N(µ, m)) und
die Präzision der Konkurrentensignale (r1, ..., rN) informiert.
Zusammengefasst werden diese, allen Unternehmen a-priori zur Verfügung
stehenden und somit öffentlichen Informationen durch den Zufallsvektor θ ∈ Θ.
Folglich muss Unternehmen i die nicht-kooperative Mengenentscheidung ba-
sierend auf dem Informationsvektor yi = {zi, θ} (θ = (µ, m, r1, ..., rN)) treffen,
vorausgesetzt das jeweilige individuelle Nachfragesignal wird von keinem der N
Unternehmen weitergeleitet - nachfolgend wird diese Informationsstruktur mit
„(p)rivate “ bezeichnet - oder aber die Mengenentscheidung kann auf Basis der
Information y = {z, θ} (θ = (µ, m, r)) getroffen werden, wenn alle Unternehmen
ihre Information weiterleiten (nachfolgend „(s)hared“).4
6.2.1.4 Präzision der Information und Produzentenrente
Die Unternehmensgewinne beider Arten des Informationstransfers („private“
und „shared“) sind besonders anschaulich für den Fall zweier Unternehmen, die
ein homogenes Produkt zu konstanten Grenzkosten anbieten, herleitbar. Die li-
neare Nachfrage vereinfacht sich für diesen Fall zu P = x− b∑2i=1 qi. Wenn nun
zwei Unternehmen, die nachfolgend durch i und−i indiziert werden, ihre priva-
ten Informationen nicht poolen, erzielen sie ex-post Gewinne in Höhe von
pi
p
i = b
(
2− g−i
b(4− gig−i)
)2
gim, (6.1)
wobei gi = m/(m + ri) der individuelle Filtergewinn ist.5 Die erste Ableitung
von Gleichung 6.1 belegt, dass unpräzise individuelle Informationen in der Men-
geninteraktion zu einem strategischen Nachteil führen und der Gewinn u.U. voll-
ständig aufgezehrt wird.6 Gleichzeitig erhöht sich aber der Gewinn des Konkur-
3 Die Zufallsvariable x ist die nach Abzug konstanter Grenzkosten Resultierende.
4 Die Zufallsvariable z = r∑Ni=1 r
−1
i zi ist normalverteilt. Deren Erwartungswert ist x und die
Varianz sei r = [∑Ni=1 r
−1
i zi]
−1.
5 Bei sehr präzisen individuellen Informationen des Unternehmens (ri → 0) konvergiert der
Filtergewinn gegen Eins. Ist besagte Information hingegen sehr unpräzise (ri → 0), konver-
giert der Filtergewinn gegen Null.
6 Für die erste partielle Ableitung gilt ∂pipi /∂gi > 0.
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renten.7 Diese Ergebnisse gelten auch im unvollständigen Mengenwettbewerb
mit N > 2 Unternehmen. Zudem wird nachgewiesen, dass sich die Erhöhung
der Signalpräzision ri auf die aggregierte Produzentenrente genau dann positiv
auswirkt, wenn Unternehmen i einen extrem hohen Filtergewinn, Unternehmen
−i dagegen einen sehr niedrigen Filtergewinn hat.
Poolen die Unternehmen ihre privaten Informationen hingegen, gilt im Hin-
blick auf den Gewinn Gleichung 6.2, so in der sich anschließenden Spielstufe
nicht-kooperative Mengenentscheidungen getroffen werden. Für den Fall von Men-
genabsprachen dagegen gleicht der industrieweit realsierte Gewinn im Gleichge-
wicht dem von einem Monpolisten erzielbaren Gewinn (Gleichung 6.3).8
pisi =
gm
9b
mit g =
m
m + r
und r =
rir−i
ri + r−i
(6.2)
pic =
gm
4b
(6.3)
Die Analyse der Gewinnfunktionen führt zu folgenden Ergebnissen: Sowohl die
erste Ableitung von Gleichung 6.2 als auch die von Gleichung 6.3 nach dem Pa-
rameter „g“, der die Präzision der Gruppeninformation zum Ausdruck bringt,
sind strikt größer als Null. Also steigt der industrieweite Gewinn, vorausgesetzt
die Informationen werden tatsächlich gepoolt, sowohl im Fall nicht-kooperativer
Mengenentscheidungen als auch dann, wenn es zu optimalen Mengenabspra-
chen kommt.9
6.2.1.5 Private Anreize zur Preisgabe privater Informationen und Wohlfahrts-
analyse
Aus dem Vergleich der individuellen Gewinne in den drei gebildeten Fall-
gruppen (kein Transfer, Transfer/nicht-kooperativ, Transfer/Mengenabsprache)
zieht CLARKE (1983) folgende Schlussfolgerungen: Erstens offenbart im nicht-
kooperativen Mengenwettbewerb wegen der für alle zulässigen Kombinationen gi,
g−i und g geltenden Ungleichung pi
p
i > pi
s
i kein Unternehmen freiwillig sein
Nachfragesignal. Wenn die Präzision der Signale ähnlich ist, besteht hierzu per
se kein Anlass; sind diese dagegen verschieden, profitieren die Unternehmen
mit den präziseren Signalen vom Verbergen immer stärker als die Unterneh-
7 Die erste partielle Ableitung des ex-post Gewinns von Unternehmen i nach dem Filterge-
winn des Konkurrenten ist ∂pipi /∂g−i < 0 für alle 0 ≤ gi, g−i ≤ 1 und b > 0.
8 Für eine eingehendere Auseinandersetzung mit der Theorie kooperativer Oligopole verweist
CLARKE (1983) auf die Arbeiten von TELSER (1972) sowie FRIEDMAN (1977).
9 Für den Fall nicht-kooperativer Mengenentscheidungen folgt dieses Ergebnis unmittelbar
aus der strengen Monotonie des individuellen Gewinns in der Signalpräzision.
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men mit den schlechteren Signalen durch das Veröffentlichen ihres individuel-
len Signals hinzugewinnen könnten. Deshalb führen auch Informationsverkäufe,
einen Spezialfall bei einer Markstruktur von N = 2 ausgenommen, nicht zu ei-
ner Pareto-Verbesserung der Unternehmen, da Kompensationszahlungen durch
die Gewinnsteigerung der sehr schlecht informierter Unternehmen nach oben be-
grenzt und somit immer zu gering sind, um die sehr gut informierten Unterneh-
men für die Gewinnreduzierung in Folge der Informationsweitergabe angemes-
sen zu kompensieren. Sind hingegen Mengenabsprachen möglich, werden indivi-
duelle Nachfragesignals genau dann ausgetauscht, wenn es gelingt, den indus-
trieweiten Gewinn angemessen an die Kartellmitglieder zu verteilen.10
Unabhängig von der Informationspolitik (privat, shared) und der Art der
Mengenentscheidung (nicht-kooperativ, Mengenabsprache) steigt die Summe
aus Konsumenten- und Produzentenrente immer an, wenn sich die Präzision
der individuellen Signale erhöht. Ferner kommt CLARKE (1983) zu dem Ergeb-
nis, dass die Konsumenten wie auch die Gesellschaft nicht-kooperativen Men-
genwettbewerb auf der Basis gepoolter Information präferieren. Kooperatives
Verhalten jedoch stelle sich zwangsläufig dann ein, wenn die Unternehmen ih-
re Beobachtungen der Marktnachfrage austauschen, weil dann die aggregierte
Rente der Unternehmen höher ist, was es wiederum ermöglicht, jedes Unter-
nehmen durch Seitenzahlungen besser zu stellen als im nicht-kooperativen Men-
genwettbewerb. Da jedoch die soziale Wohlfahrt bei Kollusion geringer als im
nicht-kooperativen Mengenwettbewerb ohne den Austausch von Informationen
ist, spricht sich CLARKE (1983) für ein Unterbinden derartiger Informationstrans-
fers aus.
6.2.2 Austausch privater Nachfragesignale bei imperfekten
Wettbewerb
6.2.2.1 Gegenstand der Analyse
Von GAL-OR (1985) wird die Arbeit von CLARKE (1983) in zweifacher Hinsicht
generalisiert, da zum einen auch die Möglichkeit zum teilweisen Informations-
transfer und zum anderen die Korrelation individueller Nachfragesignale berück-
sichtigt wird. Die Unternehmen entscheiden zu Beginn der Interaktionssequenz,
also noch bevor sie das Nachfragesignal empfangen und damit auch vor der (si-
multanen) Mengenentscheidung, über den Umfang der Weiterleitung individu-
eller Nachfragesignale an die Konkurrenten. Es werden symmetrische teilspiel-
10 Die Angemessenheit wird durch die individuellen Gewinne bei privaten Information und
nicht-kooperativem Mengenverhalten sichergestellt.
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perfekte Nash-Gleichgewicht identifiziert, in denen die Unternehmen die Signale
nicht veröffentlichen und zwar unabhängig vom Korrelationsgrad der privaten
Signale.
6.2.2.2 Modell und Analyse
Zunächst wird auf zwei gegenläufige Effekte eingegangen, mit denen sich ein
Unternehmen bei der Entscheidung, ob bzw. in welchem Umfang es die ihm be-
kannt gewordene Information offenbaren soll, konfrontiert sieht. Hierfür wird
von GAL-OR (1985) das Beispiel einer stochastischen linearen Nachfrage mit den
zwei gleich wahrscheinlichen Realisation einer hohen bzw. einer niedrigen Nach-
frage gewählt und angenommen, eines der beiden Unternehmen erhalte ein per-
fektes privates Signal, das andere hingegen gar kein privates Signal. Das perfekt
informierte Unternehmen 1 kann sich vor Kenntnis des privaten Signals zu des-
sen Weitergabe an Unternehmen 2 verpflichten oder aber auf die Weiterleitung
verzichten, wobei letzteres die für Unternehmen 1 bessere Alternative ist.11
Das hat folgenden Grund: Wenn das Unternehmen 1 seine privaten (perfek-
ten) Informationen nicht weitergibt, muss Unternehmen 2 seine Mengenentschei-
dung an der erwarteten Nachfrage orientieren. Somit produziert Unternehmen
2, vorausgesetzt die Nachfrage ist (tatsächlich) niedrig, im Gleichgewicht relativ
zum Optimum zu viel, auf der anderen Seite jedoch, vorausgesetzt die Nachfrage
ist (tatsächlich) hoch, relativ zum Optimum zu wenig. Somit riskiert Unterneh-
men 1 im Fall einer tatsächlich niedrigen Nachfrage eine gegenüber dem Opti-
mum zu hohe Produktion des Konkurrenten und damit einhergehend einen Ge-
winnrückgang. Abgewogen werden muss dieser Effekt mit einem bei tatsächlich
hoher Nachfrage höheren Marktanteil, als er bei Veröffentlichung der Informati-
on erreichbar gewesen wäre. Man kann zeigen, dass Unternehmen 1, eine lineare
Nachfragefunktion vorausgesetzt, im Fall hoher Nachfrage mehr Gewinn durch
das Veröffentlichen der Information verliert, als es im Fall niedriger Nachfrage
durch ein Veröffentlichen dieser Information hinzugewinnen kann. Das liegt im
Kern daran, dass der Gewinn von Unternehmen 1 konkav in der Angebotsmen-
ge des Konkurrenten ist. Somit ist der Gewinn basierend auf einer erwarteten
Angebotsmenge des Konkurrenten höher als der erwartete realisierbare Gewinn,
wenn Unternehmen 2 die Mengenentscheidung auf Basis perfekter Informatio-
nen treffen kann. Folglich stellt sich Unternehmen 1 ex-ante besser, wenn es die
Information nicht an Unternehmen 2 weitergibt.
11 Die Selbstverpflichtung zur Preisgabe des Signals kann von einer dritten Institution durch-
gesetzt werden.
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Wenn die Unternehmen vor der Mengenentscheidung imperfekte und mög-
licherweise korrelierte Nachfragesignale empfangen sowie die Präzision der Wei-
tergabe dieser privaten Nachfragesignale (strategische Variable) beeinflussen, ist
es jedoch nicht notwendigerweise so, dass die Unterproduktion die Überproduk-
tion exakt kompensiert. Für ein zweistufiges Modell und N-Unternehmen wer-
den die privaten Anreize im Hinblick auf die Präzision der Informationsweiter-
gabe untersucht. Im Gegensatz zu CLARKE (1983), der weder die Möglichkeit
einer teilweisen Weitergabe noch der Korrelation privater Nachfragesignale be-
rücksichtigt, konzentriert sich GAL-OR (1985) auf die Herleitung symmetrischer
Bayesianischer Gleichgewichte für genau diese Fälle.
6.2.2.3 Ergebnisse
Ausgehend von der Annahme korrelierter privater Nachfragesignale und eines
Kontinuums möglicher Strategien zur Informationsweitergabe wird gezeigt, dass
für eine gegebene Weitergabestrategie und vollständig unkorrelierte private Si-
gnale ein eindeutiges Nash-Gleichgewicht im Mengenspiel des Oligopols und bei
teilweise oder perfekt korrelierten privaten Nachfragesignalen ein eindeutiges
Nash-Gleichgewicht im Mengenspiel des Duopols existiert. Im symmetrischen
teilspielperfekten Gleichgewicht des Gesamtspieles gibt kein Unternehmen das
private Nachfragesignal weiter und zwar unabhängig davon, ob das individuel-
le Signal nicht, teilweise oder vollständig mit denen der Opponenten korreliert
ist. Der Vorteil gepoolter und damit exakterer Nachfrageinformationen wird also
von den Verlusten überkompensiert, die durch eine hohe Korrelation der Men-
genentscheidungen der Opponenten relativ zum individuell erwarteten Gewinn
bei Nichtweitergabe von Informationen auftreten. Somit wird das Hauptergebnis
von CLARKE (1983) durch das (weniger restriktive) Modell von GAL-OR (1985)
bestätigt.
6.2.3 Kreuzpreiselastizität sowie Art der strategischen Interakti-
on und Informationstransfer
6.2.3.1 Analyseschwerpunkt
Die zentrale von VIVES (1984) gestellte Frage ist, ob und wie sich Kreuzpreis-
elastizitäten der Nachfrage in Kombination mit dem Typ der strategischen Va-
riablen in duopolistischen Märkten (Preis und damit Bertrand-Wettbewerb oder
Menge und demzufolge Cournot-Mengenwettbewerb) auf den Anreiz von Unter-
nehmen auswirken, an den Konkurrenten private, die Produktnachfrage betref-
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fende Signale weiterzuleiten bzw. diese weiterleiten zu lassen.12 Folgerichtig er-
weitert VIVES (1984) die Arbeiten von CLARKE (1983) und von GAL-OR (1985),
in denen jeweils substitutiver Mengenwettbewerb vorliegt, substanziell für eine
Marktstruktur mit zwei Unternehmen.
Die zweistufige Modellierung des Informationstransfers wird aus dem Basis-
modell duopolistischer Interaktion bei vollständiger Information heraus entwi-
ckelt. Wesentliche und für die weitere Analyse grundlegende Ergebnisse des Ba-
sismodells werden nachfolgend im Abschnitt 6.2.3.2 vorgestellt. Der Bedeutung
der Präzision privater Nachfragesignale sowie deren Korrelation für die strategi-
sche Interaktion im Bayesianischen Gleichgewicht widmet sich Abschnitt 6.2.3.3.
In Abschnitt 6.2.3.4 wird der Frage nachgegangen, ob Unternehmen vor Bekannt-
werden eines individuellen Nachfragesignals und somit auch vor der strategi-
schen Interaktion im unvollständigen Wettbewerb besagte private Signale entwe-
der an den Konkurrenten weiterleiten oder dies unterlassen. Die Konsequenzen
für die soziale Wohlfahrt, die Allokationseffizienz und den Informationsnutzen
darzustellen, ist schließlich Gegenstand des Abschnittes 6.2.3.5.
6.2.3.2 Strategische Interaktion auf heterogenen Produktmärkten
Basierend auf einem DIXIT (1979) entlehnten symmetrischen Duopolmodell, des-
sen Dualitäts- und Wohlfahrtseigenschaften in SINGH und VIVES (1984) heraus-
gearbeitet werden, entwickelt VIVES (1984) ein Modell der strategischen Inter-
aktion auf heterogenen Produktmärkten. Beide Anbieter sind vollständig über
die Charakteristika der linearen inversen Nachfragefunktionen (Preis pi bei aggre-
gierter Nachfrage von Null sowie Steigungen der inversen Nachfragefunktion β
bzw. γ) informiert und haben konstante sowie identische Grenzkosten. Der re-
präsentative Konsument maximiert seine Nutzenfunktion (quadratisch, (streng)
konkav und symmetrisch in den Produktmengen) gemäß Gleichung 6.4, wor-
aus die inversen Nachfragefunktionen gemäß Gleichung 6.5 resultieren. Hierbei
gilt, dass α > 0 und β > |γ| ≥ 0 ist. Die Kreuzpreiselastität der Nachfrage
wird vollständig vom Verhältnis des Parameters γ zum Parameter β, für das
−1 < γ/β < +1 gilt, erklärt. Ist diese Relation kleiner, gleich bzw. größer als
12 Ist die Kreuzpreiselastizität der Nachfrage kleiner als Null, handelt es sich um Substitute, ist
sie gleich Null, sind die Produkte unabhängig und ist sie größer als Null, dann handelt es sich
um komplementäre Produkte.
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Null, so ist die Nachfrage komplementär, unabhängig bzw. substitutional.13
max
q1;q2
U(q1, q2) = α (q1 + q2)− 1/2
(
βq21 + 2γq1q2 + βq
2
2
)
(6.4)
p1 = α− βq1 − γq2
p2 = α− γq1 − βq2
(6.5)
Die individuelle, jeweils von den Güterpreisen p1 und p2 determinierte Nachfra-
ge ist Ergebnis der Auflösung des durch Gleichung 6.5 gegebenen linearen Glei-
chungssystems. Dann gelten für die Parameter a, b und c die Beziehungen gemäß
der Gleichungen 6.6, 6.7 sowie 6.8.
a =
α
β+ γ
(6.6)
b =
β
β2 − γ2 (6.7)
c =
γ
β2 − γ2 (6.8)
Weil die Nachfrage linear und der Gewinn symmetrisch in pi sowie qi ist, handelt
es sich sowohl beim substitutionalen Mengenwettbewerb und komplementären
Preiswettbewerb als auch beim substitutionalen Preiswettbewerb und komple-
mentären Mengenwettbewerb um duale Modelle, was bei gegebener Preiselasti-
zität zur Folge hat, dass die Gleichgewichtsanalyse jeweils nur für den Mengen-
oder den Preiswettbewerb durchgeführt werden muss (siehe zum Beispiel Glei-
chung 6.9).
(Cournot) qi =
α
2β+ γ
dual⇐⇒ pi = a2b− c =
α(β− γ)
2β− γ (Bertrand) (6.9)
Bedeutsam für die weitere Analyse ist erstens, dass die Konsumentenrente wie
auch die aggregierte Rente im simultanen Preiswettbewerb, mit Ausnahme des
Falls unabhängiger Güter - dann gilt γ = 0 und damit ist der Interaktionsterm
der Mengen in Gleichung 6.4 gleich Null und die Renten sind identisch - immer
strikt größer als im simultanen Mengenwettbewerb ist. Dagegen variiert die Vor-
teilhaftigkeit der Wettbewerbsformen aus der Perspektive der Unternehmen mit
dem Typ der Produktnachfrage: der Mengenwettbewerb wird dem Preiswettbe-
werb (nicht) vorgezogen, wenn die angebotenen Güter Substitute (Komplemen-
13 VIVES (1984) führt aus, dass im Fall perfekter Komplemente (β = −γ) für das Maximie-
rungsproblem der Konsumenten u.U. keine Lösung existiert. Wohl deshalb wird dieser Fall,
wie auch der perfekter Substitute, in der Definition ausgeschlossen.
6.2. PRIVATE NACHFRAGESIGNALE 171
te) sind. Ist die Kreuzpreiselastizität der Nachfrage dagegen gleich Null, gleichen
sich die Unternehmensgewinne in den beiden Interaktionsformen.
Das Ergebnis hinsichtlich der Konsumenten- und der Gesamtrente erklärt
sich durch die im Bertand-Wettbewerb in Relation zum Cournot-Wettbewerb im
Gleichgewicht niedrigeren Preise; die vom Unternehmen wahrgenommene Prei-
selastizität der Nachfrage ist bei gegebenen Konkurrentenpreisen im Bertrand-
Wettbewerb höher als die Preiselastizität bei gegebener Konkurrrentenmenge im
Mengenwettbewerb.
Zunächst sei darauf hingewiesen, dass eine Preissteigerung bei Gut A einen
Nachfrageanstieg bei Gut B nach sich zieht, womit sich dieser Effekt als neu-
tral im Hinblick auf den Gesamtnutzen und in der Folge auch für die aggre-
gierte Rente sowie für die Konsumentenrente erweist. Es kommt also lediglich
auf die Reaktionsfunktionen an. Diese sind beim heterogenen Preiswettbewerb
monoton steigend: auf Preiserhöhungen des Unternehmens 1 reagiert Unterneh-
men 2 ebenfalls mit Preiserhöhungen und vice versa. Beim Mengenwettbewerb
sind die Reaktionsfunktionen hingegen monoton fallend, d.h., Mengenerhöhun-
gen seitens Unternehmen 1 führen zur Mengenreduktion durch Unternehmen 2
und vice versa.
Unterstellt man nun perfekte Substitute und damit homogenen Preiswettbe-
werb, ist der Effekt offensichtlich, da hier die von Unternehmen 1 wahrgenomme-
ne Kreispreiselastizität gegenüber den Produkten des Unternehmens 2 unendlich
hoch ist (bei einseitigem Abweichen vom Gleichgewichtspreis nach oben verliert
Unternehmen 1 die bislang ausschließlich auf sich vereinte Nachfrage vollständig
an Unternehmen 2). Bei imperfekten Substituten wird dieser Effekt etwas durch
die, einen gewissen Preisunterschied tolerierende Präferenz der Konsumenten
für die Güter von Unternehmen 1 gemildert. Beim homogenen Mengenwettbe-
werb dagegen kann Unternehmen 1, das seinen Gewinn durch eine Mengenaus-
weitung auszudehnen sucht darauf vertrauen, dass der Preisverfall aufgrund der
Mengenreduktion des Unternehmens 2 gedämpft wird.
Im Bertrand Wettbewerb um Substitute sind niedrigere Preise schlecht für die
Unternehmen, da der Gewinn bei niedrigeren Preisen (die kleiner als die Mono-
polpreise sind) ceteris paribus niedriger ist. Dagegen profitieren die Unterneh-
men bei Komplementen von den niedrigeren Preisen (der Konkurrenten), denn
die individuell abgesetzte Menge steigt bei steigender Nachfrage nach Konkur-
renzprodukten und letztere wiederum steigt, wenn der Preis sinkt.
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6.2.3.3 Signalpräzision und -korrelation bei strategischer Interaktion
Unvollständige Information hinsichtlich des Schnittpunktes der inversen Nach-
fragefunktion mit der Preisachse modelliert VIVES (1984) als normalverteilte Zu-
fallsvariable x ∼ N (x¯, Var (x)). Beide Unternehmen erhalten jedoch bezüglich
x (lediglich) ein Signal zi, das sich, additiv seperabel, aus der Zufallsvariable x
und dem individuellen Störsignal εi zusammensetzt; folglich gilt zi = x + εi. Die
stochastischen Eigenschaften der Signalkomponenten sind beiden Unternehmen
bekannt. Desweiteren sind x und εi stochastisch unabhängige Zufallsvariablen.
Der Vektor der (zufälligen) Störsignale wird also durch eine, von x unabhängi-
ge, bivariate Normalverteilung mit dem Erwartungwert von Null charakterisiert.
Die Varianz von εi ist vi, die Kovarianz ist jeweils σ12, wobei vi ≥ σ12 ≥ 0 gilt.
Der Informationsgehalt des Nachfragesignals - er wird nachfolgend auch als Si-
gnalpräzision bezeichnet - ist umso höher, je niedriger die Varianz des Störterms
ist.
Für den Cournot-Mengenwettbewerb wird die Existenz eines eindeutigen Baye-
sianischen Nash-Gleichgewichtes in reinen Strategien nachgewiesen, in dem die
Angebotsmengen beider Unternehmen eine lineare Abbildung der Signalausprä-
gung ist. Die Reagibilität der Gleichgewichtsmenge bei gegebener Signalausprä-
gung ist umso größer, je höher der Informationsgehalt des individuellen Signa-
les ist. Dagegen kann eine erhöhte Präzision des Konkurrentensignals sowie eine
erhöhte Signalkorrelation die Steigung der Reaktionsfunktion verringern, nicht
verändern oder erhöhen, je nach dem, ob es sich bei den Produkten um Substi-
tute, unabhängige Güter oder Komplemente handelt. Selbiges gilt auch für den
erwarteten Gewinn von Unternehmen i.
Auch beim Bertrand-Preiswettbewerb existiert bei gegebener Signalausprägung
ein eindeutiges Bayesianischen Nash-Gleichgewicht. Die Präzision des individu-
ellen Signals hat bei gegebener Signalausprägung denselben Einfluss auf die Re-
aktionsfunktion wie beim Cournot-Mengenwettbewerb. Degegen senkt (erhöht)
Unternehmen i bei gegebener Signalstärke und komplementären (substitutiona-
len) Gütern seinen Preis umso stärker, je zuverlässiger die Nachfrageinformatio-
nen des Konkurrenten bzw. je stärker die Unternehmenssignale korrelieren. Ist die
Kreuzpreiselastizität der Nachfrage hingegen gleich Null, haben die Güte des
Konkurrentensignals sowie die Korrelation der Signale keinen Einfluss auf die
Steigung der Reaktionsfunktion.
Für die Ergebnisintuition grundlegend sind zwei Wirkungskanäle der Signa-
le. Erstens und unmittelbar bedeutsam für das Verhalten des Unternehmens i im
Gleichgewicht ist die erwartete Realisation von x vorausgesetzt das individuelle
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Signal zi wurde empfangen (siehe Gleichung 6.10, direkter Effekt). Zudem ver-
sucht Unternehmen i aufgrund der strategischen Interaktion, die Entscheidung
des Konkurrenten j zu antizipieren und zu berücksichtigen (strategischer Ef-
fekt). Dieser empfängt das Signal zj, formuliert basierend auf dieser Information
seine Erwartung bezüglich x und trifft dann seine Mengen- bzw. Preisentschei-
dung. Folglich sind für Unternehmen i auf zi basierte Erwartungen bezüglich der
Signalausprägung zj des Konkurrenten entscheidungsrelevant (siehe Gleichung
6.11).14
E {α|zi} =
(
1− V(x)
V(x)− vi
)
x¯ +
(
V(x)
V(x)− vi
)
zi (6.10)
E
{
zj|zi
}
=
(
1− V(x) + σ12
V(x) + vi
)
x¯ +
(
V(x) + σ12
V(x) + vi
)
zi (6.11)
Konvergiert die Varianz vi des Störterms gegen Null, ist das individuelle Signal
im Hinblick auf x sehr informativ (Gleichung 6.12). Dagegen ist es sehr uninfor-
mativ, wenn die Varianz des Störterms gegen Unendlich konvergiert (Gleichung
6.13).
lim
vi→0
E {x|zi} = lim
vi→0
[(
1− V(x)
V(x)− vi
)
x¯ +
(
V(x)
V(x)− vi
)
zi
]
= zi (6.12)
lim
vi→∞
E {x|zi} = limvi→∞
[(
1− V(x)
V(x)− vi
)
x¯ +
(
V(x)
V(x)− vi
)
zi
]
= x¯ (6.13)
Der Präzisionsgrad des individuellen Signals erhöht die Reagibilität der Reaktions-
funktion, weil die ihm ursächliche niedrige Varianz des Störterms dazu führt,
dass Unternehmen i bei seiner Mengen- bzw. Preisentscheidung Abweichun-
gen zwischen zi und x¯ stärker berücksichtigt. Dieser Effekt ist unabhängig von
der Kreuzpreiselastizität der Nachfrage. Anders ist das bei den individuellen
Konsequenzen im Hinblick auf die Variation der Präzision des Konkurrentensi-
gnals: hier muss wegen Gleichung 6.11 die Kovarianz beider Konkurrentensignal
(Cov(z1; z2) = V(x) + σ12 > 0, ∂Cov(z1; z2)/∂σ12 > 0) berücksichtigt werden.
Beobachtet Unternehmen 1 ein Signal oberhalb des Erwartungswertes x¯, muss
Unternehmen 1 mit hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgehen, dass auch Unter-
nehmen 2 ein solches Signal beobachtet hat. Die Entscheidung von Unternehmen
2 im substitutiven Mengenwettbewerb freilich hängt vom Ausmaß der Berück-
sichtigung des Signals bei der Mengenentscheidung ab. Je kleiner v2 ist, desto
stärker vertraut Unternehmen 2 auf z2 und Unternehmen 2 dehnt seine Ange-
14 Wegen 1 ≥ [V(x) + σ12]/[V(x) + vi] ≥ [V(x)][V(x)− vi] ≥ 0 sind beide bedingten Erwar-
tungen konvexe Kombinationen von x¯ und zi.
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Kreuzpreiselastizität
unv. Substitute unabhängig unv. Komplemente
1 > γ/β > 0 γ/β = 0 0 > γ/β > −1
direkter C vi ↑−→ ηi ↑
Effekt B
strategischer C vj, σij ↑−→ ηi ↓ kein Effekt vj, σij ↑−→ ηi ↑
Effekt B vj, σij ↑−→ ηi ↑ kein Effekt vj, σij ↑−→ ηi ↓
ηi - Reagibilität der Reaktionsfunktion von Unternehmen i
vi - Varianz der Störsignale von Unternehmen i bzw. j
σij - Kovarianz der Störsignale von Unternehmen i und j
C - Cournot Wettbewerb B - Bertrand Wettbewerb
Abbildung 6.2: Signalpräzision und -korrelation
botsmenge mit hoher Wahrscheinlichkeit aus, da mit hoher Wahrscheinlichkeit
z2 > x¯ gilt. Unternehmen 1 reagiert - heterogener Mengenwettbewerb in Subsitu-
ten vorausgesetzt - mit einer Mengenkontraktion. Eine identische Argumentation
gilt mit umgekehrten Vorzeichen den Einfluss der Störtermkorrelation betreffend,
denn je höher σ12 und damit der Korrelationskoeffizient ist, desto wahrscheinli-
cher ist es, dass das von Unternehmen 2 beoabachtete Signal dem von Unterneh-
men 1 beobachteten Signal sehr ähnlich ist. Abbildung 6.2 fasst die Ergebnisse
zusammen.
6.2.3.4 Private Anreize zum Informationstransfer
Dem Marktspiel vorgelagert entscheiden beide Unternehmen gemäß Abbildung
6.3 über den Informationsumfang λi, den sie an einen Informationspool übermit-
teln.15 Diese Entscheidung wird getroffen, bevor das Unternehmen i das Nach-
fragesignal zi empfängt. Von VIVES (1984) wird gezeigt, dass (a) die Varianz vi
des Störterms streng monoton fallend in λj und unabhängig von λi ist und dass
die Kovarianz der Störterme σ12 streng monoton fallend in λi ist, vorausgesetzt
Unternehmen j übermittelt nicht alle Informationen an den Pool. Anderenfalls ist
σ12 unabhängig von λi.
Das Prinzip der Rückwärtsinduktion gebietet, für beliebige Kombinatio-
nen (λi;λj) Bayesianische Gleichgewichte des Teilspiels zu identifizieren. Es
kann gezeigt werden, dass in den Gleichgewichten des subsitutiven Cournot-
15 Hierzu wird angenommen, Unternehmen i erhalte eine Informationsstichprobe ri1, ri2, ..., rini
vom Umfang ni, wobei für jedes Element rik = x + uik gilt und alle Störsignalanteile uik
unabhängig von x sind sowie identisch und unabhängig verteilt einer Standardnormalver-
teilung der Varianz σ2ii folgen. Das Unternehmen i entscheidet sich, die Teilmenge λini des
Stichprobenumfangs an den Informationspool zu übertragen.
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Stufe 1: Unternehmen entscheiden unabhängig voneinander über
den an einen gemeinsamen Pool zu übertragenden Anteil λi,j
einer Zufallsstichprobe mit ni Elementen rik, wobei k ∈ {1, ..., ni}
Stufe 2: beide Unternehmen empfangen die Information (λi,λj),
jeweils das individuelle Signal zi bzw. zj und
treffen ihre Mengen- (Cournot) bzw. Preisentscheidung (Bertrand)
Abbildung 6.3: Spezifikation des Informationsaustausches
Mengenwettbewerbes (oder im komplementären Bertrand-Preiswettbewerb) der
erwartete Gewinn des Unternehmens i streng monoton fallend in λi ist. Da-
gegen ist der erwartete Gewinn von Unternehmen i im substitutiven Bertrand-
Preiswettbewerb (oder im komplementären Cournot-Mengenwettbewerb) streng
monoton steigend sowohl in λi als auch in λj. Wenn die Kreuzpreiselastizität der
Nachfrage gleich Null ist, so ist der erwartete Gewinn von Unternehmen i ledig-
lich streng monoton steigend in λj, dem Umfang der durch Unternehmen j in den
Pool eingespeisten Informationen.
Folglich hat das Gesamtspiel bei einer von Null verschiedenen Kreuzpreis-
elastizität ein eindeutiges teilspielperfektes Gleichgewicht in dominanten Stra-
tegien. Bei unvollständigen Substituten in Verbindung mit einem Cournot-
Mengenspiel (Bertrand-Preisspiel) übermittelt Unternehmen i keine (alle) Infor-
mationen an den Pool (und vice versa im Fall unvollständiger Komplemente).16
Hierzu sei auch auf Abbildung 6.4 verwiesen. Weil der erwartete Gewinn von
Kreuzpreiselastizität
unv. Substitute unabhängig unv. Komplemente
1 > γ/β > 0 γ/β = 0 0 > γ/β > −1
C λ∗i = λ
∗
j = 0 0 ≤ λ∗i ;λ∗j ≤ 1 λ∗i = λ∗j = 1
B λ∗i = λ
∗
j = 1 0 ≤ λ∗i ;λ∗j ≤ 1 λ∗i = λ∗j = 0
λi,j - Umfang des Informationstransfers der Unternehmen i, j
C - Cournot Wettbewerb B - Bertrand Wettbewerb
Abbildung 6.4: Systematisierung teilspielperfekter Gleichgewichte
Unternehmen i im substitutiven Bertrand-Preiswettbewerb (oder im komplemen-
tären Cournot-Mengenwettbewerb) sowohl in λi als auch in λj streng monoton
16 Ist die Kreuzpreiselastizität der Produkte gleich Null, sind alle zulässigen Kombinationen
(λi;λj) teilspielperfekte Gleichgewichte des Gesamtspiels. Bei perfekten Subsituten in Ver-
bindung mit Cournot-Mengenwettbewerb auf der zweiten Spielstufe ist vollständiges Zu-
rückhalten von Informationen ebenfalls eine dominante Strategie. Dagegen sind die erwar-
teten Gewinne bei einem Bertrand-Mengenspiel unabhängig von der Entscheidung in der
ersten Spielstufe gleich Null, und deshalb ist jede zulässige Kombination (λi;λj) ein teil-
spielperfektes Gleichgewicht des Gesamtspiels.
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steigt, folgt unmittelbar, dass der erwartete Gewinn von Unternehmen i im Fall
λi = λj = 1 - beide Unternehmen übermitteln ihre Informationen vollständig an
den Pool - unabhängig von der Aktion des Konkurrenten in Stufe 1 immer größer
ist als der erwartete Gewinn im Fall λi = λj = 0, in dem weder i noch j Informa-
tionen an den Pool weiterleiten.
Im substitutiven (komplementären) Mengenwettbewerb (Preiswettbewerb) ist die
Differenz der Gewinne beider Extrema - vollständige Weiterleitung einerseits
und vollständiges Zurückhalten andererseits - von der Kreuzpreiselastizität der
Nachfrage (vollständig bestimmt durch das Verhältnis |γ/β|) abhängig, für die
VIVES (1984) drei Fallgruppen unterscheidet. Im Fall einer relativ starken sub-
stitutionalen oder komplementären Beziehung (|γ/β| ≥ 2(√2− 1)) erreicht Un-
ternehmen i in der Tat unabhängig von λj einen höheren erwarteten individu-
ellen Gewinn durch Nichtweiterleitung als durch Weiterleitung. Ist die Kreuz-
preiselastizität dagegen relativ schwach ausgeprägt (|γ/β| ≤ 2/3), würde sich
Unternehmen i, vorausgesetzt Unternehmen j wählt λj = 1, mit der Strategie
λi = 1 immer besser als mit der Strategie λi = 0 stellen.17 Im Übergangsbereich
der Kreupreiselastizität ist die Gewinndifferenz eine Funktion der Relation aus
Störtermkorrelation zur Varianz der Zufallsvariable α gemäß Gleichung 6.14.
v
V(α)
R 4− 4γ/β− 3γ
2/β2
γ2/β2 + 4γ/β
− 4
⇔ piei
(
λi = λj = 1
)
R piei
(
λi = λj = 0
)
(6.14)
6.2.3.5 Beurteilung der Informationstransfers aus sozialer Perspektive
Zunächst wird herausgearbeitet, wie sich exogene Veränderungen der Informati-
onspräzision auf die erwartete Konsumentenrente CSe und die erwartete Wohl-
fahrt SWe auswirken.18. Fokussiert wird auf vier, aus der strategischen Interakti-
onsform (Bertrand vs. Cournot) einerseits und dem Transferverhalten in der ers-
ten Spielstufe (kein Transfer λi,j = 0 vs. vollständiger Transfer λi,j = 1) anderen-
seits resultierende mögliche Ausgangssituationen.
Wenn die Unternehmen vor einer strategischen Mengeninteraktion (Preisin-
teraktion) ihre Information vollständig transferieren, erhöht (verringert) eine stei-
gende Informationspräzision sowohl die erwartete Konsumentenrente als auch
die erwartete soziale Wohlfahrt und zwar unabhängig davon, ob unvollständi-
17 Offenbar liegt hier eine (weitere) Version des Gefangenendilemmas vor.
18 Die exogene Variation wird durch eine Veränderung der Anzahl der Elemente in der Grund-
gesamtheit bzw. durch eine veränderte Störtermvarianz möglich. Endogene Veränderungen
der Informationspräzision durch Veränderungen von λi,j sind ausdrücklich nicht Gegen-
stand der Analyse.
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ge Substitute oder Komplemente nachgefragt werden. Verbergen beide Unterneh-
men diese Informationen hingegen, kann sich dieser Zusammenhang in Situatio-
nen, in denen (|γ|/β)V(α)/[V(α) + v] größer (gleich) 2/3 gilt, ins Gegenteil ver-
kehren. Bei strategischem Mengenwettbewerb in Komplementen ist die erwartete
Konsumentenrente dann (schwach) monoton fallend bei steigendem v, bei stra-
tegischem Preiswettbewerb in Substituten dagegen ist die erwartete Wohlfahrt
(schwach) monoton steigend in der Informationspräzision (vgl. auch Abbildung
6.5).
kein Transfer vollständiger Transfer
V(α)/[V(α) + v](|γ|/β)
> 2/3 = 2/3 < 2/3
CSev < 0 CSev < 0unv. Subst.
SWev > 0 SWev = 0B
CSev < 0unv. Kompl.
SWev < 0
CSev > 0unv. Subst.
SWev > 0C
CSev < 0 CSev = 0unv. Kompl.
SWev > 0 SWev > 0
CSe - ex-ante Konsumentenrente SWe - ex-ante soziale Wohlfahrt
C - Cournot Wettbewerb B - Bertrand Wettbewerb
Abbildung 6.5: Signalpräzision, Konsumentenrente und Soziale Wohlfahrt
Zudem mündet der Vergleich der Konsumentenrente bzw. der sozialen
Wohlfahrt jeweils für den Cournot-Mengenwettbewerb und den Bertrand-
Preiswettbewerb in der Erkenntnis, dass das Weiterleiten von Informationen im
Cournot-Mengenwettbewerb in der Regel besser als das Verbergen von Informatio-
nen sowohl im Hinblick auf die erwartete Konsumentenrente als auch auf die
soziale Wohlfahrt ist. Bei komplementären Produkten allerdings kann die erwar-
tete Konsumentenrente bei Nichtveröffentlichung größer als bei der Veröffentli-
chung von Informationen sein. Jedoch ist die soziale Wohlfahrt unter Cournot,
unabhängig von der Kreuspreiselastizität, bei vollständiger Weiterleitung immer
höher als bei unvollständiger Weiterleitung von Informationen.
Im Bertrand-Preiswettbewerb ist das anders, denn dort ist die soziale Wohlfahrt
im Regelfall immer dann höher, wenn die Informationen von den Unternehmen
verborgen werden. Dieses Ergebnis gilt bei Bertrand im Hinblick auf die erwar-
tete Konsumentenrente unabhängig von der Höhe der Kreuspreiselastizität der
Nachfrage. Jedoch können Substitute im Einzelfall zu einer Wohlfahrtsdominanz
des Informationstransfers gegenüber dem vollständigen Verbergen von Informa-
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tionen führen.
unvollst. Substitute unvollst. Komplemente
1 > γ/β > 0 0 > γ/β > −1
CSe(˘∗i,j = 1) < CS
e(λi,j = 0) CSe(λi,j = 1) < CSe(˘∗i,j = 0)
SWe(˘∗i,j = 1) > SW
e(λi,j = 0)†B
SWe(˘∗i,j = 1) ≥ SWe(λi,j = 0)‡,] SWe(λi,j = 1) < SWe(˘∗i,j = 0)
SWe(˘∗i,j = 1) < SW
e(λi,j = 0)[
CSe(˘∗i,j = 1) < CS
e(λi,j = 0)†
CSe(λi,j = 1) < CSe(˘∗i,j = 0) CS
e(˘∗i,j = 1) ≤ CSe(λi,j = 0)‡,\C
CSe(˘∗i,j = 1) > CS
e(λi,j = 0)[
SWe(λi,j = 1) > SWe(˘∗i,j = 0) SW
e(˘∗i,j = 1) > SW
e(λi,j = 0)
†: |γ/β| > 2(√2− 1) ‡: 2(√2− 1) > |γ/β| ≥ 0, 56 [: 0, 56 > |γ/β|
]: v/V(α) ≤ [4− 12(γ/β) + 9(γ/β)2 − (γ/β)4]/[8(γ/β)− 3(γ/β)2 − (γ/β)3 − 4]
\: v/V(α) ≤ [4+ 8(γ/β) + (γ/β)2 − (γ/β)3]/[(γ/β)2 − 4(γ/β)− 4]
CSe: ex-ante Konsumentenrente SWe: ex-ante soziale Wohlfahrt
C Cournot Wettbewerb B: Bertrand Wettbewerb
Abbildung 6.6: Komparative Statik aus sozialer Perspektive
Somit ist eine Regulierung des Informationstransfers bei unvollständigen
Komplementen niemals erforderlich, denn das Gleichgewicht des Zweistufen-
spiels entspricht in diesem Fall der Entscheidung einer die Gesamtwohlfahrt
maximierenden Regulierungsbehörde (vgl. hierzu die in Abbildung 6.6 fett her-
vorgehobenen Gleichgewichte). Dagegen ist das Gleichgewicht im substituti-
ven Mengenwettbewerb aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive niemals opti-
mal. Wenn die Güter schwache Substitute oder Komplemente sind, gilt das auch
im Bertrand-Wettbewerb.
Auch bei stochastischer Nachfrageinformation dominiert der Bertrand-
Preiswettbewerb den Cournot-Mengenwettbewerb sowohl im Hinblick auf die
Konsumentenrente als auch auf die erwartete soziale Wohlfahrt. Die priva-
ten Anreize betreffend ist das Ergebnis nicht eindeutig, denn die erwarteten
Unternehmensgewinne sind im Cournot-Wettbewerb gegenüber dem Bertrand-
Wettbewerb entweder größer (Substitute), gleich (unabhängige Produkte) oder
niedriger (Komplemente).
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6.3 Private Kostensignale
6.3.1 Informationspolitik bei imperfektem Mengenwettbewerb
6.3.1.1 Analysegegenstand
Von SHAPIRO (1986) wird der Anreiz von Oligopolisten zum Austausch von Kos-
teninformationen im strategischen Mengenwettbewerb analysiert und die soziale
Wohlfahrt des Informationsaustausches mit der ohne cost-sharing Vereinbarun-
gen verglichen.19 Im Ergebnis erhöht Informationsaustausch die erwarteten Ge-
winne und die Wohlfahrt, reduziert jedoch die erwartete Konsumentenrente.
Grund hierfür ist, dass zwar einerseits der Marktanteil von Unternehmen mit
niedrigen Kosten im Gleichgewicht steigt, sich jedoch andererseits gleichzeitig
die Varianz der aggregierten Angebotsmenge verringert, was bei konvexer Be-
ziehung zwischen Output und Konsumentenrente zur Verringerung der Konsu-
mentenrente führt.
6.3.1.2 Interaktion in der zeitlichen Dimension
In Stufe 1 entscheiden n Unternehmen simultan und unabhängig voneinander,
ob sie ihre, ihnen zu diesem Zeitpunkt noch unbekannte, private Kosteninfor-
mation an die Konkurrenten weiterleiten werden oder nicht. Die Stochastik des
sich in Stufe 2 realisierenden Zufallsvektors C = (c1, ..., cn) wird durch die Ver-
teilungsfunktion F(C) beschrieben, und die Kosten der Konkurrentenfirmen C−i
sind gemäß der bedingten Wahrscheinlichkeitsfunktion F(C−i|ci) verteilt. In Stu-
fe 3 lernt jedes Unternehmen i die Realisation seiner konstanten Grenzkosten ci
kennen und übermittelt diese Informationen in Stufe 4 gemäß der Vereinbarung
aus Stufe 1 an die Konkurrenten.20 In Stufe 5 empfangen die Unternehmen die
Kosteninformationen ihrer Konkurrenten und treffen auf dieser Informationsba-
sis simultan ihre Mengenentscheidung.
Unterstellt wird eine lineare Nachfragefunktion der Form p(Q) = A − Q
(A > 0). Auch für die bedingten Erwartungen des Unternehmens i im Hinblick
auf die konstanten Grenzkosten eines Konkurrenten j wird Linearität angenom-
19 Unabhängig davon ist die Arbeit FRIED (1984) entstanden, der die strategische Mengeninter-
aktion zwischen Duopolisten analysiert. Dessen Ergebnisse, so SHAPIRO (1986), sind auf die
Mengeninteraktion zwischen mehr als zwei Unternehmen übertragbar.
20 Implizit unterstellt wird, dass vereinbarungskonformes Verhalten nicht nur dahingehend
durchgesetzt werden kann, dass die Vereinbarung eingehalten wird, sondern dass die über-
mittelten Informationen auch verifizierbar sind und somit unwahre Kostenmitteilungen auf-
gedeckt werden können. Insbesondere wird an den Beitritt zu einer Branchenvertretung ge-
dacht, die für die Verbreitung von Unternehmensinformationen zuständig und in der Lage
ist, die Preisgabe zugesagter Informationen zu erwirken.
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men (Gleichung 6.15). Hinreichend für diese Annahme ist eine multivariate Nor-
malverteilung, deren Korrelationskoeffizienten ρ ∈ [0; 1] alle identisch sind. Zu-
dem verlangt die Symmetrie, dass die Grenzkosten jedes Unternehmens gemäß
F(·) verteilt sind. Hierbei ist E{cj} = µj der unbedingte Erwartungswert der
Grenzkosten des Unternehmens j und σ2j die unbedingte Varianz der Grenzkos-
ten.
E
{
cj|ci
}
= E
{
cj
}
+ ρ
(
σj/σi
)
(ci − E {ci}) (6.15)
Bei einer symmetrischen multivariaten Verteilungsfunktion gilt µi = µj = µ so-
wie σi = σj = σ.
6.3.1.3 Gleichgewichtsstrategien
Vereinbaren alle Unternehmen die spätere Veröffentlichung ihrer Grenzkosten, gilt
für eine beliebige Realisation des Grenzkostenvektors c im simultanen Cournot-
Nash Gleichgewicht die Reaktionsfunktion gemäß Gleichung 6.16.
qDi =
(
A +∑j cj − (n− 1) ci
)
(n + 1)
(6.16)
Die gesamte am Markt im Gleichgewicht angebotene Menge QD ermittelt sich
durch Multiplikation der Gleichgewichtsmenge mit n zu
QD = [nA− ζ] , (6.17)
wobei ζ = ∑i ci gilt.21 Wegen E{ζ} = nµ ist der Erwartungswert der aggregierten
Angebotsmenge E{QD} = n (A− µ) /(n + 1) und deren Varianz ist
Var{QD} = E{(QD − E{QD})2} = Var{ζ}/(n + 1)2. (6.18)
Im Hinblick auf die Varianz der Grenzkostensumme Var{ζ} gilt Var{ζ} =
nσ2(1 + ρ(n − 1)). Produziert Unternehmen i im Gleichgewicht die Menge qi
zu realisierten Grenzkosten in einer Höhe von ci und damit zu realisierten Pro-
duktionskosten qi · ci, ergibt sich eine positive oder negative Differenz gegenüber
den erwarteten Produktionskosten (µ− ci) xi. Die über alle Unternehmen aufsum-
mierten individuellen Differenzbeträge sind ein Maß für die Kosteneffizienz der
Angebotsstruktur; je kleiner der Erwartungswert dieser aufsummierten Größe
21 Es gilt QD(c) = nqDi (c). Somit ergibt sich für den Zähler [nA + nζ − n(n + 1)ci]. Wegen−ζ = nζ − (n + 1)ζ und ζ = nci errechnet sich die aggregierte Angebotsmenge wie in
Gleichung 6.17 gezeigt.
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ist, desto geringer sind die erwarteten aggregierten Produktionskosten einer ge-
gebenen Angebotsmenge (vgl. Gleichung 6.19).
E{(µ− ci) qDi } = E{(µ− ci)
(
qDi − E{qDi }
)
} = σ
2
n + 1
[n− ρ (n− 1)] (6.19)
Verbergen alle Unternehmen ihre privaten Informationen voreinander, bieten sie
im Gleichgewicht die Menge
qCi =
1
2
[A− (n− 1) (α− β(µ+ ρ (ci − µ)))− ci] (6.20)
an. Die Parameter α (Gleichung 6.21) und β (Gleichung 6.22) errechnen sich als
Lösung des linearen Gleichungssystems bestehend aus Gleichung 6.20 und der
Annahme, dass im symmetrischen Gleichgewicht alle Unternehmen der hinsicht-
lich ihrer individuellen Grenzkosten linearen Mengenentscheidung xi = α− βci
folgen.22
α =
A
n + 1
+
µ (n− 1) (1− ρ)
[2+ ρ(n− 1)] [n + 1] (6.21)
β =
1
2+ ρ(n− 1) (6.22)
Für die weitere Analyse bedeutsam ist neben der im „concealment“-Fall ange-
botenen individuellen Menge die aggregierte Angebotsmenge (Gleichung 6.23)
und deren Varianz (Gleichung 6.24) sowie das Maß für die Kosteneffizienz der
Angebotsmenge (Gleichung 6.25).23
QC = E{QC}+ β(nµ− ζ) (6.23)
Var
{
QC
}
= E
{(
QC − E
{
QC
})2}
= β2 Var (ζ) (6.24)
E
{
(µ− ci) qCi
}
= E
{
(µ− ci)
(
qCi − E{qCi }
)}
= βσ2 (6.25)
6.3.1.4 Anreiz zum Informationsaustausch und Wohlfahrtsanalyse
Grundlegend für die in SHAPIRO (1986) durchgeführte Gegenüberstellung der
beiden Informationsregime ist die sehr elegante Separierung zweier Bestim-
mungsgrößen der ex-ante Wohlfahrtsfunktion, nämlich der Varianz der aggregier-
22 BASAR (1978) und BASAR und HO (1974) haben die Existenz einer linearer Gleichgewichtss-
trategie der Form qi = α− βci für den Fall linearer Nachfrage in Verbindung mit bedingten
linearen Erwartungen erstmals nachgewiesen.
23 Ausgangspunkt der Herleitung der aggregierten Angebotsmenge ist wegen E{qCi } = α −
βE{ci} = α− βµ die Gleichung qCi = E{qCi }+ β(µ− ci).
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ten Angebotsmenge einerseits und der Kovarianz zwischen der individuellen Angebots-
menge und den individuellen Grenzkosten andererseits.
Im Hinblick auf die ex-ante Produzentenrente als Erwartungswert der Sum-
me der erwarteten Gewinne jedes Unternehmens i gilt zunächst für eine gegebene
Realisation der Angebotsmenge Q - strukturiert jeweils durch individuelle An-
gebote qi - die aggregierte Gewinnfunktion ß gemäß Gleichung 6.26, die durch
eine in Gleichung 6.27 gezeigte additive Erweiterung um Q(E{Q} − Q) sowie
um Q(µ− E{ci}) in Gleichung 6.28 überführt werden kann. Der Erwartungswert
bzgl. Q führt dann zu Gleichung 6.30, wobei die Anwendung des Erwartungs-
operators für den ersten und den letzten Summanden offensichtlich ist, für den
zweiten Summanden dagegen die Zwischenschritte gemäß Gleichung 6.29 nötig
sind.
pi =
[
A−Q− 1/n∑
i
ci
]
Q +∑
i
(
1/n∑
i
ci − ci
)
qi (6.26)
pi =
[
A−Q− 1/n∑
i
ci
]
Q+
−Q (E{Q} −Q) + Q (E{Q} −Q)︸ ︷︷ ︸
Erweiterung 1
−Q
(
µ− 1/n∑
i
ci
)
+ Q
(
µ− 1/n∑
i
ci
)
︸ ︷︷ ︸
Erweiterung 2
+∑
i
(
1/n∑
i
ci − ci
)
qi (6.27)
pi = (A− E{Q} − µ)Q− (Q− E{Q})Q +∑
i
(µ− ci) qi (6.28)
Mit
E {Q (Q− E {Q})} = E
{
Q2 − 2QE {Q}
}
+ E
{
[E {Q}]2 + QE {Q} − [E {Q}]2
}
= E
{
[Q− E {Q}]2
}
(6.29)
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folgt
E {pi} = (A− E{Q} − µ) E {Q}︸ ︷︷ ︸
Teil a
− E
{
[Q− E {Q}]2
}
︸ ︷︷ ︸
Teil b
+ E
{
∑
i
(µ− ci) qi
}
︸ ︷︷ ︸
Teil c
(6.30)
Der erste Summand (Teil a in Gleichung 6.30) beschreibt das Niveau der Pro-
duzentenrente bei vollständiger Information hinsichtlich der Grenzkosten, d.h.,
wenn alle Unternehmen bei Grenzkosten in Höhe von µ die Menge E{q} produ-
zieren, so dass im Gleichgewicht die aggregierte Menge E{Q} angeboten wird.
Im zweiten Term (Teil b in Gleichung 6.30) wird der Einfluss der Varianz der ag-
gregierten Angebotsmenge sichtbar: je höher diese ist, desto geringer ist, isoliert
betrachtet, im Cournot-Mengenwettbewerb der individuelle und damit auch der
kollektive Gewinn. Im letzten Term (Teil c in Gleichung 6.30) schließlich wird ein
für den aggregierten Gewinn der Unternehmen positiver Effekt isoliert, der umso
stärker ist, je höher der Marktanteil der Unternehmen mit den geringen Grenz-
kosten ist.
Die erwartete Konsumentenrente ist bei linearer Nachfrage eindeutig durch die
Varianz der aggregierten Angebotsmenge bestimmt (vgl. hierzu Gleichung 6.31).
Allerdings profitieren die Konsumenten im Gegensatz zu den Unternehmen von de-
ren Unsicherheit hinsichtlich der Konkurrentengrenzkosten und der hieraus re-
sultierenden zufälligen Angebotsmenge, denn diese Unsicherheit induziert einen
ceteris paribus niedrigeren Marktpreis.
E {CS} = E
{
1/2Q2
}
= 1/2E
{
Q2 − 2QE{Q}+ [E{Q}]2 − [E{Q}]2 + 2QE{Q}
}
= 1/2
[
E
{
(Q− E{Q})2
}
+ [E {Q}]2
]
(6.31)
Die erwartete soziale Wohlfahrt resultiert nach Addition der erwarteten Konsu-
mentenrente zur erwarteten Produzentenrente. Hinsichtlich des zweiten Sum-
manden in Gleichung 6.32 ist zu beachten, dass der positive Effekt der Varianz
der Angebotsmenge auf die Konsumentenrente vom negativen Einfluss der Va-
rianz auf die Produzentenrente überkompensiert wird. Eine steigende Varianz
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wirkt folglich wohlfahrtsdämpfend.
E {SW} = (A− 1/2E {Q} − µ) E {Q}
− 1/2E
{
[Q− E {Q}]2
}
+ E
{
∑
i
(µ− ci) qi
}
(6.32)
6.3.1.5 Komparative Statik der Gleichgewichte
Durch die Gleichungen 6.30, 6.31 sowie 6.32 wird unmittelbar erkennbar, dass
sich die komparative Statik der Produzentrente, der Konsumentenrente und der
sozialen Wohlfahrt auf die Analyse der Erwartungswerte der aggregierten Ange-
botsmenge sowie deren Varianz und schließlich der Kovarianzen zwischen den
individuellen Mengenentscheidungen im Gleichgewicht und den Grenzkosten
der Unternehmen beschränken lässt.
Bei linearen Nachfragefunktionen ist die erwartete aggregierte Angebotsmenge in
beiden Informationsregimen identisch. Grund hierfür ist die Linearität der Gren-
zerlöse eines Unternehmens im Hinblick auf die (optimale) Mengenentscheidung
des Konkurrenten, die zur Folge hat, dass die Varianz der optimalen Mengenent-
scheidung des Konkurrenten keinen Einfluss auf die Mengenentscheidung des
Referenzunternehmens im Gleichgewicht hat.24 Dagegen ist die Disperson der ag-
gregierten Angebotsmenge höher, wenn die Unternehmen keine Vereinbarung zum
Informationsaustausch abschließen. Davon profitieren zwar die Konsumenten,
nicht jedoch die Unternehmen und, bei exogen gegebener Gewichtung der jewei-
ligen Renten, auch nicht die Gemeinschaft der Produzenten und Konsumenten.
Im Hinblick auf die Kovarianzen zwischen den individuellen Angebotsmengen und
den Grenzkosten des jeweiligen Unternehmens zeigt SHAPIRO (1986), dass der In-
formationsaustausch die Allokation einer gegebenen erwarteten Angebotsmenge
unter den Firmen verbessert und damit sowohl die Produzentenrente als auch die
soziale Wohlfahrt höher als beim Verzicht auf den Austausch von Informationen
ist.25
24 Grafisch wird dies sehr schnell deutlich, wenn an der Abszisse die Menge des Konkurren-
ten q−i und an der Ordinate die Grenzerlöse des Referenzunternehmens MRi abgetragen
werden und dann jeweils für eine lineare, konvexe und konkave funktionale Beziehung zwi-
schen q−i und MRi - diese korrespondieren mit linearen, konvexen und konkaven inversen
Nachfragefunktionen - der Einfluss der Varianz der Mengenentscheidung des Konkurren-
ten auf die Grenzerlöse und weiterhin die Mengenentscheidung des Referenzunternehmens
i analysiert wird.
25 Gemäß Gleichung 6.31 bleibt die Konsumentenrente von diesem Effekt unbeeinflusst.
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6.3.1.6 Zusammenfassung der Wohlfahrtsanalyse
Im Kern bewirkt der Austausch von Grenzkosteninformationen also, dass Unter-
nehmen mit relativ niedrigen Grenzkosten ihre im Vergleich zu den Unterneh-
men mit hohen Grenzkosten aggressiveren Reaktionsfunktionen bekanntgeben
und hierdurch bewirkt wird, dass die erwartete aggregierte Angebotsmenge (die
in beiden Informationsregimen identisch ist) zu niedrigeren Kosten angeboten
werden kann, weil der Marktanteil der Unternehmen mit den höheren Grenzkos-
ten sinkt. Die Konsumenten profitieren hiervon ex-ante nicht (vgl. Gleichung 6.31)
und ex-post nur dann, wenn die durchschnittlich realisierten Grenzkosten den
Erwartungswert der Grenzkosten übersteigen. Eine weitere wichtige Schlussfol-
gerung der Wohlfahrtsanalyse ist, dass der Vorteil des Informationsaustausches
für die Unternehmen größer als für die Gesellschaft insgesamt ist. Folglich ist
der Informationsaustausch aus der Perspektive eines sozialen Planers nur dann
anzustreben, wenn die im Zusammenhang mit der Verifikation und der Über-
mittlung von Informationen entstehenden Transaktionskosten hinreichend klein
in dem Sinne sind, dass sie den Zugewinn an sozialer Wohlfahrt nicht überkom-
pensieren.
6.3.2 Informationsaustausch und strategische Wettbewerbsform
6.3.2.1 Motivation, Spielstruktur und Ergebnisse
Durch GAL-OR (1986) wird die Analyse von Anreizen zum Austausch privater
Kosteninformationen vom Cournot-Mengenwettbewerb auf den strategischen
Preiswettbewerb ausgedehnt, wobei die Interaktion allerdings auf zwei Unter-
nehmen beschränkt bleibt. Es wird nachgewiesen, dass die Unternehmen - beide
wissen um eine spätere Mengeninteraktion (Preisinteraktion) - ihre privaten Kos-
teninformationen (nicht) bekanntgeben. Damit wird das von SHAPIRO (1986) für
den strategischen Mengenwettbewerb hergeleitete Ergebnis bestätigt.26 Zudem
zeigen die Ergebnisse, dass sich die Anreize zum Austausch von Informationen
unabhängig von der Art der strategischen Interaktion gerade umkehren, wenn
private Kosteninformationen an die Stelle von Nachfrageinformationen treten.27
Die inversen Nachfragefunktionen entsprechen Gleichung 6.5 in Abschnitt
6.2.3.2. Das Spiel besteht aus folgenden Stufen: In der ersten Stufe entscheiden
beide Unternehmen simultan und unabhängig voneinander über die Verzerrung
vi - es gilt vi ∈ [0,∞) - , mit der ein später bekannt werdendes privates Signal
26 Vergleiche hierzu insbesondere Abschnitt 6.3.1.
27 Die Analyse privater Anreize zum Austausch von Nachfrageinformationen ist Gegenstand
des Abschnittes 6.2.3.3.
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xi die individuellen Grenzkosten ci betreffend an eine dritte Institution weiterge-
leitet und den Konkurrenten j von dieser Institution offengelegt wird. Nach dem
Zug der Natur in Stufe 2 empfangen die Unternehmen in Stufe 3 das individu-
elle Kostensignal xi = ci + ei und leiten es an die Institution weiter. Dieses Si-
gnal ist stochastisch unabhängig von dem des Konkurrenten. Deshalb kann kein
Unternehmen aus der Beobachtung des eigenen Signals auf das vom Konkurren-
ten empfangene Signal zurückschließen. Die Institution fügt dem ihm bekannt
gemachten Signal xi die additive Komponente εi hinzu. Die Zufallsvariable εi
ist standardnormalverteilt mit der Varianz vi. Die Kovarianz von εi und ε j ist
Null. Die Institution veröffentlicht an Unternehmen j sowohl das modifizierte
Signal zi = xi + εi als auch vi (Stufe 4). Basierend auf den nun zur Verfügung
stehenden Informationen (private Information xj und öffentliche Informationen
zi sowie vi) entscheidet Unternehmen j in Stufe 5 entweder über den Preis pj (he-
terogener Bertrand-Preiswettbewerb) oder die Menge qj (heterogener Cournot-
Mengenwettbewerb) und realisiert den Gewinn. In gleicher Weise sowie simul-
tan und unabhängig von der Entscheidung des Unternehmens j agiert Unterneh-
men i in Stufe 5. Unter Anwendung des Prinzips der Rückwärtsinduktion weist
GAL-OR (1986) nach, dass die Weitergabe eines völlig unverzerrten (verzerrten)
Signals an die Institution eine dominante Strategie der Stufe 1 ist, wenn die Unter-
nehmen in Stufe 5 eine Mengenentscheidung (Preisentscheidung) treffen. Völlig
unverzerrt (verzerrt) ist das Signal, wenn vi = 0 (vi → ∞) gilt.
6.3.2.2 Ökonomische Intuition
Gezeigt wird, dass die Korrelation der strategischen Variablen sowohl bei strate-
gischer Mengen- als auch bei strategischer Preisinteraktion gleich Null ist, wenn
das Signal perfekt verzerrt wird und kleiner als Null ist, wenn sich die Unter-
nehmen in Stufe 1 entscheiden, das Signal völlig unverzerrt an die Institution zu
übermitteln. Das Vorzeichen der Korrelation der strategischen Variablen führt in
den beiden untersuchten strategischen Interaktionsformen zu unterschiedlichen
Ergebnissen.
Beim Cournot-Wettbewerb, in dem die Mengen strategische Substitute sind und
die Reaktionsfunktion eines Unternehmens i streng monoton fallend in der An-
gebotsmenge des Konkurrenten j ist, unterstützt die aus der Erhöhung der Si-
gnalpräzision resultierende negative Korrelation der strategischen Variablen das
Charakteristikum des strategischen Substitutes. Denn eine negative Korrelation
bedeutet ja nichts anderes, als dass die Wahrscheinlichkeit steigt, dass Unterneh-
men j auf eine Erhöhung der Angebotsmenge des Unternehmens i tatsächlich
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mit einer Mengenkontraktion reagiert. Beim heterogenen Preiswettbewerb dage-
gen wirkt die durch die Erhöhung der Signalpräzision induzierte negative Kor-
relation dem Charakteristikum des strategischen Komplementes entgegen, weil
die Reaktionsfunktionen streng monoton steigen. Der Preiswettbewerb wird bei
verbesserter Information hinsichtlich der Grenzkosten des Konkurrenten also ce-
teris paribus aggressiver geführt und dies verringert den Unternehmensgewinn.
Zudem merkt GAL-OR (1986) mit Blick auf die Modelle bei Unsicherheit über
die Nachfragefunktion an, dass es im Hinblick auf den freiwilligen Informations-
austausch einen Unterschied macht, ob alle Unternehmen ein Signal hinsichtlich
eines gemeinsamen, sogenannten „private-values“ Parameters empfangen, des-
sen Realisation für alle Unternehmen unterschiedlich sein kann, oder aber hin-
sichtlich eines für alle Unternehmen identischen, „common value“- Parameters.
Eine erhöhte Signalpräzision im Bezug auf „common values“ verursacht eine po-
sitive Korrelation der strategischen Variablen. Folglich präferieren die Unterneh-
men im Cournot-Mengenwettbewerb bei Unsicherheit hinsichtlich der Nachfra-
gefunktion die Verzerrung von Informationen. Während im Mengenwettbewerb
also eher Informationen im Hinblick auf „private-values“ gepoolt werden, prä-
ferieren die Unternehmen im Preiswettbewerb die Informationsaggregation be-
züglich eines „common-value“-Parameters. Diese Erkenntnis entspricht dem von
VIVES (1984) im strategischen Wettbewerb um unvollständige Substitute gefunde-
nen Ergebnis, übersieht jedoch, dass diese Schlussfolgerung nicht zutrifft, wenn
die Kreuzpreiselastizität der Nachfrage größer als Null ist, die Güter folglich un-
vollständige Komplemente sind (vergleiche hierzu inbesondere Abbildung 6.4).
6.4 Allgemeine Modellkritik
6.4.1 Ausgangspunkt
Die in den Abschnitten 6.2 und 6.3 vorgestellten Ergebnisse zum Informationsaus-
tausch in Oligopolen enthalten unterschiedliche Erklärungsversuche für die Anrei-
ze von Unternehmen zum Austausch privater, für die strategische Interaktion be-
deutsamer Informationen. Von RAITH (1996) wird insbesondere die Inkonsistenz
zwischen der formalen Herleitung von Ergebnissen einerseits und ihrer ökono-
mischen Interpretation andererseits kritisiert und der Anreiz der Unternehmen
zum ex-ante Informationsaustausch auf wenige Faktoren zurückgeführt.
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6.4.2 Kritik
Als fehlerhaft charakterisiert RAITH (1996) die Argumentation, der Informations-
austausch werde allein durch zwei Effekte bestimmt, nämlich dass präzisere In-
formationen über entscheidungsrelevante Marktinformationen erstens den Un-
ternehmensgewinn per se tendenziell erhöhen und die Homogenisierung von
Informationen zweitens eine Veränderung der Korrelation der Interaktionsvaria-
blen induziert - hierbei kann es sich um die Menge oder den Preis handeln -,
wobei auch der Korrelation ein unabhängiger Einfluss auf den Unternehmens-
gewinn zugeschrieben wird.28 Folglich sei der private Anreiz die Resultieren-
de aus den beiden vorgenannten Wirkungszusammenhängen. Von RAITH (1996)
wird darauf hingewiesen, dass sowohl FRIED (1984) als auch SAKAI (1985) auf-
gezeigt haben, dass verbesserte Infomationen - beispielsweise über die Kosten
des Konkurrenten - den Unternehmensgewinn keineswegs immer erhöhen. Zu-
dem sei die Veränderung der Korrelation der Strategien eine endogene und somit
schwerlich vorhersehbare Größe. Gezeigt werden könne, dass Informationsaus-
tausch nicht immer zu einer höheren Korrelation der Strategien führt. Zudem sei
die Differenzierung in „private value“ bzw. „common-value“ Eigenschaften von
Informationen nicht hinreichend für eine Vorhersage der Richtung der Korrelati-
onsveränderung. Auch bestehe zwischen der Korrelation und dem Gewinn kein
streng monotoner funktionaler Zusammenhang.
Inkonsistent sei zudem, die Existenz privater Anreize zum Informationsaus-
tausch allein auf den Charakter der Informationen, über die Unternehmen unvoll-
ständig informiert sind und später private Signale empfangen, zurückzuführen.
Vielfach werden fehlende Anreize zum Austausch von Nachfrageinformationen
deren „common-value“29 Charakter zugeschrieben, während der Grund für die
Existenz solcher Anreize im Hinblick auf den Austausch von Kosteninformatio-
nen im „private-value“30 Charakter der Information vermutet wird, obwohl die
Anreize zum Austausch von Kosteninformationen auch dann erhalten bleiben,
wenn die Kostensignale nahezu vollständig korreliert sind.
Auch dass die Steigung der Reaktionsfunktion und somit mittelbar die Form
der strategischen Interaktion oder die Kreuzpreiselastizität der Nachfrage hin-
reichend für die Erklärung der privaten Anreiz von Unternehmen zum Infor-
mationsaustausch sei - diese Schlussfolgerung legen insbesondere die Ergebnis-
se in VIVES (1984) nahe -, wird sowohl in GAL-OR (1986)31 als auch durch SA-
28 Vergleiche insbesondere GAL-OR (1986).
29 Vergleiche insbesondere VIVES (1984), GAL-OR (1985) und LI (1985).
30 Vergleiche insbesondere FRIED (1984), LI (1985) und SHAPIRO (1986).
31 Dort kehren sich die Anreize zwar durch einen Wechsel vom Preis- zum Mengenwettbewerb
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KAI (1986) widerlegt, der einen den Anreiz zum Informationsaustausch für beide
Interaktionstypen und auch unabhängig von der Substitutionsbeziehung nach-
weist.
6.4.3 Modellklassifikation
Die Grundlage für die von RAITH (1996) angestrebte Präzisierung der ökonomi-
schen Intuition ist eine Klassifizierung der Modelle im Hinblick auf die jeweilige
Informationsstruktur, deren systematischer Rahmen die Struktur der Interaktion
im Zeitablauf bietet.
Zu Beginn des fünf Stufen umfassenden Modells entscheiden die Unterneh-
men durch die Festlegung der Varianz ri der standardnormalverteilten Zufalls-
variable ξi, wie stark sie eine private Information vor der Weiterleitung an die
Konkurrenten verzerren wollen (Stufe 1).32 Dann entscheidet die Natur über die
Realisation des Zufallsvektors ø = (τ1; ...; τi; ...; τn), wobei jede individuelle Zu-
fallsvariable τi standardnormalverteilt mit der Varianz Var{τi} = ts ist. Hinsicht-
lich der Kovarianzen gilt Cov{τi; τj} = tn ∈ [0, ts]. Die Zufallsvariable τi kann als
Abweichung der individuellen Grenzkosten oder des Schnittpunktes der Nachfra-
gefunktion von einer exogen gegebenen Realisation des jeweiligen Parameters
interpretiert werden. Außerdem realisiert sich für jedes Unternehmen i ein stan-
dardnormalverteiltes Rauschsignal ηi, das den Zug der Natur additiv überlagert.
Dessen Varianz Var{ηi} = uii spiegelt daher die Präzision wider, mit der ein Zug
der Natur dem jeweiligen Unternehmen zur Kenntnis gelangt. Die Realisation
der Nachfrage- bzw. Kostenabweichung einerseits und des additiven Rauschsignals
andererseits bilden Stufe 2 des Modells.33 In Stufe 3 empfangen die Unterneh-
men das Signal yi = τi + ηi. Sie haben vollständige Information hinsichtlich der
Charakteristika der Verteilungsfunktion des Vektors y. Dann verzerren die Un-
ternehmen das Signal yi gemäß der Festlegung in Stufe 1 und veröffentlichen das
Signal yˆi = yi + ξi, so dass alle Unternehmen die Realisation des Zufallsvektors
yˆ = (yˆ1; ...; yˆi; ...; yˆn) kennenlernen (Stufe 4).34 In Stufe 5 treffen die Unternehmen
simultan eine Preis- bzw. Mengenentscheidung si auf Basis der jeweils zur Verfü-
um, bleiben jedoch vom Vorzeichen der Kreuzpreiselastizität der Nachfrage unbeeinflusst.
32 Bei der Modellierung berücksichtigt werden sowohl eine Variante, in der sich alle Unterneh-
men symmetrisch entweder für ri = 0 oder fü ri → ∞ entscheiden als auch die Variante, bei
der die Unternehmen simultan und asymmetrisch über ri entscheiden - hierbei ist ri (eben-
falls) auf die zwei Realisationen ri ∈ {0,∞} beschränkt. Partielles Verzerren dagegen wird
von RAITH (1996) nicht analysiert.
33 Die Realisation des Informationsrauschens wird von RAITH (1996) nicht explizit als Teil der
zweiten Stufe ausgewiesen.
34 Von RAITH (1996) wird hier auch das partielle Veröffentlichen von yi als Modelloption ange-
geben. Das jedoch steht im Widerspruch zur Spezifikation der Spielstufe 1.
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gung stehenden Informationen zi = (yi, yˆ).35
Nun werden die bis dato zum ex-ante Informationsaustausch existierenden
Modellierungen in RAITH (1996) wie folgt typisiert: Wenn die Zufallsvariablen τi
perfekt korreliert sind - hinreichend hierfür ist tn = ts = t -, geht die Realisation
des Zuges der Natur als Skalar in die Gewinnfunktion des Unternehmens ein.
Damit handelt es sich im ökonomischen Sinne um common-values. Dagegen lie-
gen independent values vor, wenn un = 0 sowie tn = 0 gilt und somit sowohl die
Kovarianzen aller Rauschsignale (ξi) als auch die aller Zufallsvariablen τi gleich
Null sind und wenn alle Elemente der Zufallsvektoren ø und  stochastisch un-
abhängig sind.36 Ist dagegen jede Ausprägung der Korrelationskoeffizienten im
Hinblick auf die Zufallsvariable τi zugelassen und sind die Unternehmen perfekt
über die Realisation ihrer eigenen Zufallsvariable τi informiert - folglich muss in
diesem Fall un = uii = 0 gelten -, ist yi aus der Perspektive jedes Unternehmens
ein perfektes Signal.
6.4.4 Ergebnisse
Mit der auf die Unterteilung der Modelle in common-value, independent-value und
perfect-signal und einer hierauf gegründeten verallgemeinerten Formulierung des
ex-ante Informationsaustausches gelangt RAITH (1996) erstens zu der Erkennt-
nis, dass die Ergebnisse der bislang als „private-value“ charakterisierten Model-
le nicht auf die stochastische Unabhängigkeit der Konkurrenteninformation zu-
rückzuführen, sondern allein dem Umstand geschuldet sind, dass die Unterneh-
men perfekte Signal empfangen. Zweitens wird herausgearbeitet, dass sich die
Korrelation der Strategien bei common-values durch ex-ante Informationsaus-
tausch immer erhöht. Hingegen hängt sie bei independent-values und bei perfect-
signals davon ab, welche Steigung die Reaktionsfunktion hat. Von JIN (2000) wird
dagegen widerlegt, dass RAITH (1996) drittens die gewinnerhöhende Wirkung des
Anstieges der Strategiekorrelation unter der Voraussetzung streng monoton stei-
gender Reaktionsfunktionen generell verneint.37
Das vierte und zentrale Ergebnis gilt für den strategischen Mengenwettbe-
werb bei Unsicherheit im Hinblick auf die Kosten oder die Nachfrage sowie für
den strategischen Preiswettbewerb bei Unsicherheit hinsichtlich der Nachfrage:
Das Veröffentlichen von Informationen ist in drei Fallkonstellationen, nämlich
35 Durch den Parameter si ist sowohl die Mengen- als auch die Preisentscheidung abbildbar.
36 Wegen tn = 0 ist der Zähler des Korrelationskoeffizienten gleich Null; insofern ist die Unab-
hängigkeit hinreichend für „private-valuations“ im engeren Sinne.
37 Von GAL-OR (1986) wird dieses Ergebnis bspw. für den heterogenen Preiswettbewerb mit
Unsicherheit hinsichtlich der Grenzkosten nachgewiesen.
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(a) bei perfekten Signalen, (b) bei unabhängigen Signalen oder (c) bei „common-
values“ in Verbindung mit strategischen Komplementen ein Gleichgewicht. Da-
gegen verbergen die Unternehmen ihre Informationen bei „common values“ in
Verbindung mit strategischen Substituten. Grundsätzlich ist die Gesamtschau
zweier Effekte gleichgewichtsdeterminierend. Zunächst ist der Einfluss weiterge-
leiteter privater Informationen im Hinblick auf die Verbesserung des Wissens der
Konkurrenten um ihre eigene jeweilige Gewinnfunktion zu analysieren. Zudem
muss in die Betrachtung einbezogen werden, welche Folgen resultieren, wenn
die Konkurrenten besser über die Gewinnfunktion des Senders der Information
informiert sind. Dabei gelangt RAITH (1996) zu folgenden Ergebnissen: je besser
die Konkurrenten ihre jeweiligen Gewinnfunktionen kennen, desto höher ist die
Korrelation der Strategien. Ob dies für den Sender der Information vorteilhaft
ist, hängt von der Steigung der Reaktionsfunktionen ab. Dagegen ist der Effekt
verbesserten Wissens der konkurrierenden Unternehmen um die Gewinnfunkti-
on des Senders der Information eindeutig, denn diesbezüglich wird gezeigt, dass
die hierdurch induzierte Korrelationsveränderung unabhängig von der Steigung
der Reaktionsfunktion den erwarteten Gewinn des Senders der Information im-
mer erhöht.38
6.5 Exkurs: Strategische Interaktion und asymmetri-
sche Informationsrisiken
6.5.1 Grundzüge
Im Unterschied zu der in den Abschnitten 6.2 bis 6.4 dargestellten Modellklasse
wird nun eine sequenzielle Mengeninteraktion nach GAL-OR (1988) vorgestellt,
bei der sich ex-ante unpräzise(re) Kostensignale für ein Unternehmen letztlich
vorteilhaft auswirken, was wiederum verdeutlicht, dass der Anreiz zum Informa-
tionsaustausch auch von der Struktur der zeitlichen Interaktion bestimmt sein
kann. Wenn das Unternehmen am Ende der ersten Mengenentscheidung näm-
lich ein Signal über das tatsächliche Kostenniveau in der zweiten Interaktion er-
hält, die Präzision dieses Signal aber von der bis dato gemachten Produktionser-
fahrung determiniert wird, dann hat das schlechter informierte Unternehmen in
der ersten Spielstufe einen höheren Produktionsanreiz als das besser informier-
te und ist im Mengenwettbewerb folglich aggressiver, was passiveres Verhalten
38 Nicht auf diese Prinzipien zurückgeführt werden kann, dass die Unternehmen vor einer
Preisinteraktion bei Unsicherheit hinsichtlich der Grenzkosten ihre privaten Informationen
verbergen.
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seitens des besser informierten Unternehmens mit entsprechenden Konsequen-
zen für die Relation der jeweiligen Unternehmensgewinne in der ersten Runde
induziert.39 Im Kern handelt es sich folglich um ein Modell, in dem die Präzi-
sion privater Informationen - hier die Präzision des Grenzkostensignals - endogen
bestimmt wird.40
6.5.2 Modellierung und Gleichgewichte
Die lineare Nachfragefunktion ist in jeder der beiden Mengeninteraktionen p =
a− Q, (a > 0). Die Angebotsmenge Q verteilt sich auf zwei Unternehmen, d.h.
Q = qt1 + q
t
2, wobei t ∈ {1, 2} für den Zeitpunkt der Mengeninteraktion steht.
Beide Unternehmen sind, unabhängig von t, unvollständig über ihre Grenzkos-
ten c ≡ (ct1, ct2) ∈ C informiert. Die stochastischen Eigenschaften der Vertei-
lungsfunktion (Erwartungswert E(cti) = c, Varianz Var(c
t
i) = σ
2
i und Kovarianz
Cov(ct1, c
t
2) = h ∈ [0, 1]) sind beiden Unternehmen bekannt. Die Varianzen der
Verteilungsfunktionen können voneinander abweichen. Ein Unternehmen, des-
sen Varianz der Verteilungsfunktion höher ist, kann weniger sicher hinsichtlich
der Realisierung der Zufallsvariable sein. Nach der ersten Interaktion kennen bei-
Stufe 1: Ex-ante Verteilungsfunktion der Grenzkosten
wird „common information“
Stufe 2: Erstmaliger Cournot-Mengenwettbewerb
Stufe 3: Privates Grenzkostensignal (unverzerrter Schätzer
der Grenzkosten der letztmaligen Mengenentscheidung)
Stufe 4: Letztmaliger Cournot-Mengenwettbewerb
Abbildung 6.7: Zweimalige Mengeninteraktion
de Unternehmen die Grenzkosten der abgeschlossenden Periode mit Sicherheit,
doch ist hierdurch die Unsicherheit für die zweite Interaktion nicht behoben. Viel-
mehr erhält jedes Unternehmen ein die zukünftig geltenden Grenzkosten betref-
39 Beide Unternehmen haben hinsichtlich der wahren Grenzkosten identische Erwartungswer-
te und dies ist „common information“. Aufgrund der postulierten ex-ante Symmetrie glaubt
keines der beiden Unternehmen, höhere bzw. niedrigere Grenzkosten als der Konkurrent zu
haben, und deshalb wird der Produktionsanreiz in der ersten Stufe allein von der ex-ante ge-
gebenen Signalpräzision beeinflusst. Es ist aber auch klar, dass dieser Anreiz entfällt, sobald
die Signalpräzision des einen Unternehmens an die des zweiten Unternehmens angeglichen
ist. Für ein Mehrperiodenspiel vermutet GAL-OR (1988), dass ein schlechter informiertes Un-
ternehmen zunächst einen Anreiz hat, hinreichend uninformiert zu bleiben, um hiervon in
Folgeperioden zu profitieren. Dann aber würde die Produktion in relativ frühen Perioden
weniger stark als in der ersten Periode des Zweistufenspiels ausgedehnt.
40 Vor der ersten Mengeninteraktion haben die Unternehmen keine privaten Informationen.
Folglich können Signalisierungseffekte dergestalt, dass Unternehmen private Information
über die Mengenentscheidung glaubhaft zu kommunizieren versuchen, nicht auftreten.
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fendes privates Signal xi, das ein unverzerrter Schätzer der tatsächlichen Grenz-
kosten in t = 2 ist. Für den Erwartungswert des Signals gilt also E(xi|c2i ) = c2i .
Die Signalgüte ist durch die Produktionsmenge der ersten Interaktion determi-
niert und in derselben streng monoton fallend (Var(xi|c2i ) = f (q1i )).41
Dem Prinzip der Rückwärtsinduktion folgend wird zunächst das Gleichge-
wicht des zweiten Teilspieles bestimmt, in dem Unternehmen i die Angebots-
menge q2i als Maximierende des erwarteten Gewinns
pi2i = max
q2i
E
[
(a− q2i − q2j − c2i )q2i |xi
]
(6.33)
bestimmt. Mit E[q2i ] = (a− c)/3 ergibt sich ein Erwartungswert für den indivi-
duellen Gewinn des zweiten Unternehmens in einer Höhe von
pi2i =
[
a− c
3
+
(
−
2σ2i (σ
2
j + f j)− hσ2j
4(σ2i + fi)(σ
2
j + f j)− h2
)
(xi − c)
]2
(6.34)
und damit maximiert Unternehmen i in der ersten Periode die reduzierte Form
des Erwartungsgewinns (δ ist der Diskontfaktor)
pii = Eci
[
a− q1i − q1j − c1i
]
q1i + δExi
[
pi2i
]
. (6.35)
Das Separieren von q2i aus der ersten partiellen Ableitung von Gleichung 6.35
nach q2i mündet in der Gleichgewichtsmenge der ersten Mengeninteraktion.
6.5.3 Ergebnisse
Sind die Unternehmen wechselseitig über die jeweiligen Grenzkosten informiert,
ist die „Drohung“ einer Mengenausweitung nur dann eine Gleichgewichtsstrate-
gie, wenn ein Unternehmen über einen realen technologischen Vorteil gegenüber
einem zweiten Unternehmen verfügt.42 Bei unvollständigen Informationen die
Grenzkosten der Unternehmen betreffend sind die Drohungen jenes Unterneh-
mens glaubhaft, ex-ante Effizienz der Unternehmen vorausgesetzt, das relativ
unpräzise Kosteninformationen hat.43
Vergleicht man die Mengenentscheidungen der ersten und der zweiten Stufe
41 Die Analyse beschränkt sich auf ex-ante Verteilungen für Ct und für X, die in linearen be-
dingten Erwartungen bezüglich c2i , vorausgesetzt xi, und in linearen bedingten Erwartungen
bezüglich xj, vorausgesetzt xi, resultieren.
42 Bindende Kapazitätsrestriktionen seitens des Technologieführers freilich schließen glaubhaf-
te Drohungen selbst bei Vorliegen technologischer Überlegenheit aus.
43 Die Varianz der Zufallsvariablen ist in diesem Fall relativ hoch.
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im Fall vollständiger mit denen im Fall unvollständiger Information, so stimmen
die aggregierten Produktionsmengen der zweiten Mengenentscheidung beider
Informationsregime überein. Hingegen übersteigt die erwartete aggregierte Pro-
duktionsmenge der ersten Runde bei unvollständiger Information die der ersten
Runde bei vollständiger Information. Die Abweichung ist umso größer, je höher
der in der ersten Produktionsstufe für das Signal erzielbare Qualitätsgewinn ist.44
Die Konsumenten profitieren folglich in dieser Modellspezifikation von unsiche-
ren Unternehmensinformationen.45
6.6 Zusammenfassung
Mit den in Kapitel 6 vorgestellten Modellen werden mögliche Ursachen für den
freiwilligen Informationsaustausch von Oligopolisten und das aus der Perspek-
tive eines sozialen Planers wünschenswerte Informationsverhalten identifiziert.
Sind zwei Unternehmen unvollständig im Hinblick auf die Nachfragecharak-
teristika informiert, leiten sie private Informationen entweder völlig verzerrt
(Cournot i.V.m. unvollständigen Subsituten bzw. Bertrand i.V.m. unvollständigen
Komplementen) oder völlig unverzerrt (Cournot i.V.m. unvollständigen Komple-
menten bzw. Bertrand i.V.m. unvollständigen Substituten) an den Konkurrenten
weiter. Das Ergebnis völlig verzerrter Informationsweitergabe gilt so auch für
den homogenen strategischen Mengenwettbewerb zwischen mehr als zwei Unter-
nehmen. Die privaten Anreize führen beim um unvollständige Komplemente ge-
führten Preiswettbewerb und beim um unvollständige Substitute geführten Men-
genwettbewerb niemals zum sozialen Optimum. Beim Preiswettbewerb um un-
vollständige Substitute führen die privaten Anreize fast immer und beim Men-
genwettbewerb um unvollständige Komplemente immer zur höchstmöglichen
sozialen Wohlfahrt.
Private Grenzkosteninformationen hingegen werden von den Unternehmen, un-
vollständige Substitute auf Gütermärkten vorausgesetzt, vor dem Hintergrund
einer bevorstehenden Mengeninteraktion vollständig an die Konkurrenten offen-
bart. Interagieren die Unternehmen später dagegen im strategischen Preiswett-
bewerb, verzerren sie das von ihnen empfangene private Grenzkostensignal vor
dessen Weiterleitung vollständig. Der im Mengenwettbewerb um vollständige
Substitute stattfindende Informationsaustausch führt für die Unternehmen ge-
44 Im Umkehrschluss bedeutet das: Je unpräziser die ursprüngliche Information, desto höher
ist die Mengenausweitung in der ersten Interaktion.
45 Die Wohlfahrtsdominanz des Falles mit unvollständiger Information liegt auf der Hand, weil
aufgrund der ex-ante Symmetrie der Unternehmen keine ineffizienten Allokationen der an-
gebotenen Gesamtmenge auftreten können.
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genüber einem wechselseitigen Verbergen dieser Informationen zu einem grö-
ßeren Gewinnzuwachs als der korrespondierende Anstieg der sozialen Wohl-
fahrt bemessen ist, weshalb die mit dem Informationsaustausch einhergehenden
Transaktionskosten nicht zu hoch sein dürfen. Hinsichtlich der Kompatibilität
von privaten Anreizen und dem Interesse des sozialen Planers im Hinblick auf
den Austausch von Grenzkosteninformationen vermutet der Autor dieser Arbeit
mangels entsprechender Analyseergebnisse der ihm vorliegenden Literatur, dass
diese, eben weil der Preiswettbewerb intensiver geführt würde, die soziale Wohl-
fahrt mit Informationsaustausch im Gleichgewicht höher wäre, als sie sich letzt-
lich auf Basis der individuellen Anreize der Unternehmen, diese Information im
Preiswettbewerb nicht auszutauschen, einstellt. Ein kleiner, am Ende dieses Ka-
pitels eingefügter Exkurs zeigte, dass unpräzise Kosteninformationen für ein Un-
ternehmen jedoch auch vorteilhaft sein können, wenn man den Informationsaus-
tausch in eine veränderte Spielstruktur eingebettet analysiert.
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Kapitel 7
Marktzutritt und
Informationstransfer
7.1 Überblick
Der zentrale Beitrag dieser Arbeit betrachtet ein Modell mit einem etablierten Un-
ternehmen, dessen Grenzkosten auf Null normalisiert werden, und mit zwei po-
tenziellen Neulingen im Markt, die entweder niedrige Grenzkosten in Höhe von
Null (guter Typ) oder hohe Grenzkosten (schlechter Typ) haben. Der Regulierer
kann den Marktzutritt dieser neuen Unternehmen lizensieren. In Abhängigkeit
von seiner Zielfunktion und vom Typ der Neulinge ist die Marktstruktur dann
folglich ein Monopol, ein Duopol oder ein Triopol. Die Unternehmen konkurrie-
ren im homogenen Mengenwettbewerb.
Es wird nachgewiesen, dass es dem Regulierer mit einem direkten Mecha-
nismus gelingt - in diesem Mechanismus wird jeder offenbarte Typenvektor in
einen Lizenzvektor und folglich in eine Marktstruktur abgebildet -, die Neu-
linge zur Offenlegung ihrer privaten Information zu bewegen. Im Hinblick auf
das Ausmaß der Weitergabe von Informationen durch den Regulierer wird zwi-
schen einer disclosure-Politik und einer concealment-Politik unterschieden. In der
disclosure-Politik leitet der Regulierer die ihm offenbarten Unternehmenstypen
an alle Teilnehmer der nachgelagerten Interaktion weiter. Das gilt so nicht für die
concealment-Politik; in dieser veröffentlicht der Regulierer die Unternehmens-
typen nicht. Für jede Informationspolitik wird die resultierende Marktstruktur
sowohl für einen die Wohlfahrt maximierenden Regulierer als auch für einen die
Transferzahlungen der Neulinge maximierenden Regulierer analysiert.
Da sowohl die Grenzkosten c des schlechten Neulings als auch die ex-ante
Wahrscheinlichkeit σ für einen guten Neuling als stetige Variablen modelliert
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werden, hängt die optimale Allokationsregel, die jeden offenbarten Typenvektor
in eine Marktstruktur transformiert, sowohl von c als auch von σ ab. Zunächst
wird von einem die Wohlfahrt maximierenden Regulierer ausgegangen. Bei An-
wendung der disclosure-Politik ist die optimale Allokationsregel unabhängig von
σ, da der Typ eines Neulings zum Zeitpunkt der Mengeninteraktion allen Unter-
nehmen bekannt ist. Dagegen ist die Analyse etwas komplizierter, wenn der Re-
gulierer die concealment-Politik verwendet und der Typ eines Neulings nicht (al-
len) Unternehmen mit Sicherheit bekannt ist. Die Einschätzung eines Unterneh-
mens im Hinblick auf die Grenzkosten des Konkurrenten hängen dann von der
Allokationsregel ab. Dennoch kann man aus dem Vergleich der Formen der In-
formationsweitergabe die eindeutige Schlussfolgerung ziehen, dass, unabhängig
von der Realisation des Typenvektors ~c = (c1, c2) und der Spezifikation der ex-
ante Wahrscheinlichkeit σ eines guten Neulings, die vollständige Informations-
weitergabe dem Verbergen von Informationen immer vorzuziehen ist. Ursächlich
hierfür ist, dass die aggregierte Angebotsmenge effizienter zwischen den guten
und schlechten Unternehmen verteilt wird, wenn die Grenzkosten allen Unter-
nehmen bekannt gemacht werden.
Die in Kapitel 8 beschriebenen Fälle jedoch verdeutlichen den Ausnahmecha-
rakter vollständigen Informationstransfers. Eine sehr eingängige mögliche Ursa-
che hierfür kann sein, dass (viele) Regulierer weniger auf die Wohlfahrt fokus-
sieren, um so mehr dagegen auf die Zahlungen der Neulinge für den Marktzu-
tritt. Doch zeigt auch die Analyse dieser Zielfunktion des Regulierers eine Domi-
nanz des Veröffentlichens gegenüber dem Verbergen der Grenzkosteninforma-
tionen. Für die Beschreibung der ökonomischen Ursache-Wirkungsbeziehung ist
zunächst die Analyse der Mengeninteraktion des etablierten Unternehmens be-
deutsam, das wegen der strategischen Subsitutionalität der Mengen genau dann
weniger produziert und anbietet, wenn es den Markteintritt von Neulingen mit
niedrigen Grenzkosten erwartet. Hieraus folgt, dass die „guten“ Unternehmen
vom Veröffentlichen der Grenzkosteninformation profitieren, die „schlechten“
hingegen vom Verbergen der (hohen) Grenzkosten. Ein Vergleich der Transfer-
zahlungen der Neulinge an den Regulator für beide Informationsregime, jeweils
getrennt betrachtet für den guten und den schlechten Neuling, zeigt deshalb, dass
der Regulierer vom guten Unternehmen beim Veröffentlichen von Informationen
gegenüber dem Verbergen der Grenzkosten ceteris paribus mehr Einnahmen aus
der Lizenzvergabe erzielen kann, beim schlechten Unternehmen dagegen weni-
ger. Der erste Effekt dominiert den zweiten immer, weil der vom guten Unter-
nehmen erzielbare Erlös nicht allein von dessen erwarteten Gewinnen, sondern
zudem auch vom Anreiz zur Imitation eines schlechten Unternehmen determi-
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niert wird. Dieser Anreiz jedoch ist dann höher, wenn der Regulierer die Grenz-
kosteninformationen nicht an die Unternehmen weiterleitet, woraus ein Vorteil
für schlechte Unternehmen resultiert. Deshalb reduziert das Verbergen von In-
formationen die vom Regulierer bei den „guten“ Neulingen abschöpfbaren Ren-
ten stärker, als er die von den „schlechten“ Unternehmen abschöpfbaren Renten
erhöht.1
Die Ergebnisse des Modells sind folglich eine Indikation für die Superiori-
tät transparenter Regulierungsregime und zwar unabhängig von der Zielfunkti-
on des Regulierers (hier insbesondere Wohlfahrtsmaximierung versus Maximie-
rung der Transferzahlungen). In Abschnitt 7.5 wird zudem nachgewiesen, dass
die gefundenen Ergebnisse robust gegenüber mehreren Erweiterungen der dem
Grundmodell zu Grunde liegenden Annahmen sind.
7.2 Das Modell
Im Modell interagieren ein im Markt etabliertes Unternehmen I und zwei poten-
zielle Anbieter. Um den (potenziellen) Erfahrungsvorsprung von Unternehmen
I Rechnung tragen zu können, werden dessen Grenzkosten auf Null normiert
(cL = 0). Diese Grenzkosten des Unternehmens I sind allen Marktteilnehmern
mit Sicherheit bekannt. Ex-ante nicht mit Sicherheit bekannt dagegen sind die
Grenzkosten der Marktneulinge. Die wahre Höhe ist private Information des je-
weiligen Unternehmens. Die Grenzkosten können niedrig (cL = 0) sein mit ei-
ner Wahrscheinlichkeit σ und hoch (cH ∈ (0; 1/3]) mit einer Wahrscheinlichkeit
1− σ.2 Die privaten Informationen der Unternehmen sind nicht korreliert. Der
Regulierer kann an beide Marktneulinge Lizenzen für den Marktzutritt vergeben.
Die Unternehmen produzieren homogene Güter und entscheiden in einer stra-
tegischen simultanen Mengeninteraktion über ihre Angebotsmenge (Cournot-
Mengenwettbewerb). Die inverse Nachfragefunktion ist p = 1 − Q. In dieser
kennzeichnet Q die insgesamt angebotene Gütermenge.
Unter Ausnutzung des „revelation“-Prinzips kann sich der Regulierer mit ei-
nem direkten Mechanismus die wahren Grenzkosten der Marktneulinge offenle-
gen lassen und somit in der Folge tatsächlich eine seine Zielfunktion optimieren-
de Marktstruktur generieren. Da der Regulierer die Grenzkosten der Neulinge
kennenlernt, kann zwischen dem Informationsregime D („disclosure“-Regime) -
1 Eine detailiertere Beschreibung dieser Effekte folgt nach der allgemeinen Darstellung der
Analyse.
2 Die obere Schranke der hohen Grenzkosten stellt sicher, dass alle Unternehmen positive
Mengen anbieten. Das Intervall der hohen Grenzkosten ist nach unten offen, da die Reali-
sation Null per Definition (hohe Grenzkosten) auszuschließen ist.
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in diesem leitet der Regulierer die ihm bekannt gemachten Informationen an alle
Unternehmen weiter - und einem Informationsregime C („concealment“-Regime),
in dem der Regulierer diese Informationen zurückhält und lediglich die Anzahl
der vergebenen Lizenzen bekannt gibt, unterschieden werden. Im Informations-
regime C aktualisieren die Unternehmen ihre ex-ante Einschätzung im Hinblick
auf die Grenzkosten eines Neulings unter Verwendung der ihnen vom Regulie-
rer zur Verfügung gestellten und damit öffentlichen Informationen. Zum einen ist
also die beobachtete Marktstruktur für diese Aktualisierung bedeutsam, zum an-
deren aber auch die vom Regulierer angewendete Allokationsregel.
Der Zusammenhang zwischen der Allokationsregel und der Aktualisierung
der Einschätzungen durch die Unternehmen wird aus dem Vergleich zweier Al-
lokationsregeln erkennbar, die sich allein dadurch unterscheiden, dass im Fall ei-
nes Unternehmens mit niedrigen und eines mit hohen Grenzkosten (sogenannte
„gemischte“ Typen) in der ersten Allokationsregel nur das Unternehmen mit den
niedrigen Grenzkosten vom Regulierer lizensiert wird (vgl. Tabelle 7.1, Allokati-
onsregel A4), der, vorausgesetzt er wendet die zweite Allokationsregel an, beiden
Unternehmen den Marktzutritt gewährt (vgl. Tabelle 7.1, Allokationsregel A6).
Somit kann ein guter Neuling, wenn er drei Unternehmen im Markt beobachtet,
in der ersten Allokationsregel mit Sicherheit davon ausgehen, dass die Grenzkos-
ten des anderen Neulings niedrig sind. In der zweiten Allokationsregel dagegen
erwartet der gute Neuling bei seinem neuen Konkurrenten niedrige Grenzkosten
mit einer Wahrscheinlichkeit in Höhe von σ.
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implementiert
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Abbildung 7.1: Interaktion im Zeitablauf
Beide Informationsregime werden zunächst für einen die erwartete Wohlfahrt
(Summe aus erwarteter Produzenten- und Konsumentenrente) maximierenden
Regulierer - dieser wird nachfolgend der prägnanteren Schreibweise wegen als
gemeinnütziger Regulierer bezeichnet - analysiert (vgl. Abschnitt 7.3) und im An-
schluss daran für einen Regulierer, der sich, eigennützig, auf die Maximierung der
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von den Neulingen erzielbaren Transferzahlungen konzentriert (vgl. Abschnitt
7.4). Die Abfolge der Aktionen wird durch Abbildung 7.1 zusammengefasst.
7.3 Wohlfahrtsmaximierung
7.3.1 Disclosure Informationsregime
7.3.1.1 Stufe 5 - Das Marktspiel
Das Prinzip der Rückwärtsinduktion zugrunde legend beginnt die Analyse mit
dem Marktspiel der letzten Spielstufe für alle ökonomisch vernünftigen Markt-
strukturen. Da der Regulierer den guten Neulingen immer den Marktzutritt ge-
währt, können lediglich die in Tabelle 7.1 aufgelisteten Allokationsregeln A1 - A6
optimal sein.3 Die in der zweiten Spalte von Tabelle 7.1 fett markierten Vektoren
kennzeichnen die Grenzkostentypen und die Einträge in den Zellen der Tabelle
die lizensierten und in der Folge in den Markt eingetretenen Unternehmen.4
Allokationsregel
A1 A2 A3 A4 A5 A6
Zug LL ILL ILL ILL ILL ILL ILL
der LH ILH IL IL IL ILH ILH
Natur HH IHH IHH IH I IH I
Tabelle 7.1: Potenziell effiziente Allokationsregeln
Da die Grenzkosten zum Zeitpunkt der Mengeninteraktion mit Sicherheit be-
kannt sind, resultieren nach Abschluss der Mengeninteraktion sechs mögliche,
sich in der Angebotsmenge, den Gewinnen und den Wohlfahrten unterscheiden-
de Marktzustände.5
Hervorzuheben ist der Unterschied zwischen den sechs möglichen Markt-
strukturen und den sechs Allokationsregeln. Die Marktstruktur ist durch die An-
zahl der Unternehmen und den jeweiligen Unternehmenstyp vollständig be-
stimmt, während eine Allokationsregel für jeden dem Regulierer bekundeten Ty-
penvektor die Anzahl der allozierten Marktzutrittlizenzen festschreibt. So wird
3 Dies setzt voraus, dass die Neulinge gegenüber dem Regulierer ihren wahren Typ offenba-
ren, was jedoch, wie nachfolgend gezeigt wird, im Gleichgewicht zutreffend ist.
4 Mit I wird das etablierte Unternehmen bezeichnet, mit L ein guter Neuling (niedrige Grenz-
kosten) und mit H ein schlechter Neuling (hohe Grenzkosten).
5 Im Informationsregime D gilt qI = qL sowie piI = piL, denn die Grenzkosten der Unter-
nehmen sind identisch und sowohl das etablierte Unternehmen als auch die Neulinge haben
vollständige Informationen zum Zeitpunkt ihrer Mengenentscheidung.
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bspw. die Marktstruktur MILH sowohl in der Allokationsregel A1 als auch in
der Allokationsregel A5 implementiert, wenn dem Regulierer ein guter und ein
schlechter Typ angezeigt wird. Für die anderen Typenvektoren differieren die Al-
lokationsregeln dagegen.
Markt- Mengen Gewinne Soziale Wohlfahrt
struktur qL,H(M(·)) piθ(M(·)) W(M(·))
MILL qL = 1/4 piL = 1/16 15/32
MIL qL = 1/3 piL = 1/9 4/9
MILH qL = 1/4(1+ c) piL = 1/16(1+ c)2 1/32(15+ c(23c− 10))
qH = 1/4(1− 3c) piH = 1/16(1− 3c)2
MIHH qL = 1/4(1+ 2c) piL = 1/16(1+ 2c)2 1/32(15+ 4c(7c− 5))
qH = 1/4(1− 2c) piH = 1/16(1− 2c)2
MIH qL = 1/3(1+ c) piL = 1/9(1+ c)2 1/18(8+c(11c-8))
qH = 1/3(1− 2c) piH = 1/9(1− 2c)2
MI qL = 1/2 piL = 1/4 3/8
Tabelle 7.2: Mögliche Marktstrukturen im Informationsregime D
In Spielstufe 4 wendet der Regulierer die in Spielstufe 1 angekündigte Alloka-
tionsregel an, so dass direkt mit der Analyse der dritten Spielstufe fortgefahren
werden kann.
7.3.1.2 Stufe 3 - Die Neulinge offenbaren den Typ
Im Anhang A wird bewiesen:
Lemma 7.1 Ist der Regulierer gemeinnützig und verpflichtet sich zur Weiterleitung der
ihm bekundeten Unternehmenstypen (Regime D), kann er immer einen Mechanismus
dergestalt implementieren, dass ihm die Neulinge im Perfekten Bayesianischen Gleichge-
wicht ihren wahren Unternehmenstyp offenlegen.
Alle Beweise befinden sich im Anhang A. Wegen der Abhängigkeit der Zielfunk-
tion von der Wahrscheinlichkeit und der Höhe einer Zufallsvariable basiert die In-
tuition für Lemma 7.1 zum einen auf dem Umstand, dass die Lizensierungswahr-
scheinlichkeit eines Neulings, der niedrige Grenzkosten anzeigt, in allen Alloka-
tionsregeln höher ist, mit Ausnahme der Allokationsregel A1, in der allen Unter-
nehmen unabhängig vom bekundeten Typ der Marktzutritt gewährt wird. Zum
anderen sind die Gewinne von guten Neulingen in jeder Marktstruktur höher
als die von schlechten Neulingen. Hieraus folgt unmittelbar, dass die Zahlungs-
bereitschaft (nachfolgend abgekürzt mit „wtp“ für das englische Idiom „willing-
ness to pay“) eines guten Neulings immer höher als die eines schlechten Neulings
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ist, was hinreichend für die Existenz eines Perfekten Bayesianischen Gleichge-
wichtes (nachfolgend „PBG“) ist, in dem der Typ wahrheitsgemäß offenbart wird.
In einem solchen PBG vertrauen die Unternehmen auf die Präzision der vom Re-
gulierer weitergeleiteten Informationen und basieren ihre Mengenentscheidung
folglich genau dann auf einer falschen Einschätzung hinsichtlich des Konkur-
rententyps, wenn die Neulinge dem Regulierer ihren Typ nicht wahrheitsgemäß
bekunden. Die Unternehmen verhalten sich dann als ob die Typenmitteilung mit
Sicherheit korrekt sei.6
Da die Stufe 2 ein Zug der Natur ist, kann mit der Analyse der ersten Spiel-
stufe fortgefahren werden.
7.3.1.3 Stufe 1: Auswahl der Allokationsregel
Gemäß Lemma 7.1 kann der Regulierer die wohlfahrtsmaximierende Marktstruk-
tur für jeden Typenvektor implementieren. Somit ist die durch eine Allokations-
regel erzielbare erwartete Wohlfahrt durch Multiplikation der ex-post Wohlfahrt
mit der korrespondierenden ex-ante Wahrscheinlichkeit des Auftretens eines Ty-
penvektors ermittelbar. Für die Allokationsregel A3 ist die erwartete Wohlfahrt
beispielsweise
W¯D(A3) = σ2WD(MILL) + 2σ (1− σ)WD(MIL) + (1− σ)2 WD(MIH). (7.1)
Die Höhe der ex-post Wohlfahrt einer gegebenen Marktstruktur ist in der vier-
ten Spalte der Tabelle 7.2 abgebildet.
Satz 7.1 Ist der Regulierer gemeinnützig und wählt das Informationsregime D, entschei-
det er sich in der ersten Stufe für die Allokationsregel A1, wenn c ≤ c1 ≡ 7/69 ist, für
A2 wenn c ∈ (c1, c2 = 7/38] ist, für A3, wenn c ∈ (c2, c3 = 5/22] ist, und für A4,
wenn c > c3 ist.
Abbildung 7.2 verdeutlicht erstens die Unabhängigkeit der Entscheidung von
der ex-ante Wahrscheinlichkeit guter bzw. schlechter Neulinge (σ bzw. (1− σ)),
weil die Unternehmen vor der Mengenentscheidung vom Regulierer vollständig
über die Grenzkosten ihrer Konkurrenten informiert werden. Weiterhin wird er-
kennbar, dass die Vergabe von zwei Lizenzen an zwei schlechte Neulinge immer
6 Die Annahme unverzerrter Informationsweitergabe seitens eines Regulierers erscheint dem
Verfasser vernünftig, da sie beim Mechanismendesign zunächst einmal üblich und plausibel
ist. Zudem kann man sich aber auch sehr leicht einen erweiterten Mechanismus vorstellen,
in dem der Regulierer die ihm bekannt gemachte (und sodann weitergeleitete) Information
veröffentlicht und zur Zahlung einer hinreichend hohen Strafe für den Fall verpflichtet, dass
ihm ein Unternehmen eine verzerrte Weiterleitung nachweist.
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Abbildung 7.2: Allokationsentscheidung des gemeinnützigen Regulierers im Regime D
dann optimal ist (vgl. Spalte 2 in Tabelle 7.1), wenn es optimal ist, zwei Lizenzen
im Fall gemischter Typen zu gewähren (vgl. Spalte 3). Deshalb werden die Allo-
kationsregeln A5 und A6 von der Allokationsregel A1 dominiert. Ursächlich für
dieses Ergebnis ist, dass die Veränderungen der gesamten im Gleichgewicht an-
gebotenen Menge bei Erhöhung der Unternehmenszahl um ein schlechtes Unter-
nehmen bei einer Bewegung von der Marktstruktur MIH zur Markstruktur MIHH
größer als bei einer Bewegung von der Marktstruktur MIL zur Marktstruktur
MILH ist. Zudem ist die erwartete Unternehmenszahl umso geringer, je ineffizi-
enter die schlechten Neulinge gegenüber guten Neulingen bzw. gegenüber dem
etablierten Unternehmen sind.
7.3.2 Concealment Informationsregime
7.3.2.1 Stufe 5: Das Marktspiel
Im Informationsregime C können die Unternehmen lediglich die Anzahl ihrer
Konkurrenten beobachten, nicht jedoch deren Typ. Deshalb müssen Perfekte
Bayesianische Gleichgewichte bestimmt werden, in denen die von einem Unter-
nehmen gewählte Angebotsmenge von dessen Einschätzung im Hinblick auf die
Grenzkosten der weiteren lizensierten Unternehmen bestimmt wird. Diese Ein-
schätzung hängt von der Unternehmensanzahl, von der Allokationsregel und vom
eigenen Typ ab. Zur Verdeutlichung des Zusammenhangs zwischen individuellem
Typ und der Einschätzung im Hinblick auf den Konkurrententyp dient Alloka-
tionsregel A2, wobei zunächst unterstellt wird, drei Unternehmen befänden sich
im Markt. Dann kann ein guter (schlechter) Neuling wegen der öffentlich zur
Verfügung gestellten Informationen mit Sicherheit von einem guten (schlechten)
Konkurrenten ausgehen, da für den Fall gemischter Typen lediglich dem guten
Neuling der Marktzutritt gewährt wird. Offenbar hängt die Einschätzung der
Neulinge neben den öffentlichen auch von der jeweils privaten Information über
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den eigenen Grenzkostentyp ab. Hingegen erwartet das etablierte Unternehmen
zwei gute Neulinge mit einer Wahrscheinlichkeit σ2/[σ2 + (1− σ)2] und zwei
schlechte Neulinge mit einer Wahrscheinlichkeit (1− σ)2 /[σ2 + (1− σ)2].
Im Informationsregime D konnte die ex-post Wohlfahrt einer Marktstruktur
unabhängig von der Allokationsregel bestimmt werden (vgl. Tabelle 7.2). Anders
im Informationsregime C - hier beeinflusst die Allokationsregel für jede gegebe-
ne Marktstruktur die Wahrscheinlichkeitsverteilung der für das Marktspiel rele-
vanten Grenzkosteninformation. So unterscheiden sich dann bspw. die Gleichge-
wichtsmengen der Marktstruktur MIHH in Abhängigkeit davon, ob der Regulie-
rer in der ersten Spielstufe eine Allokation gemäß A1 oder aber A2 bekanntgege-
ben (und später auch umgesetzt) hat, weil die Einschätzungen des Konkurrenten-
typs - vorausgesetzt A1 trifft zu - eine andere als bei A2 ist. Folglich muss die ex-
post Wohlfahrt einer gegebenen Marktstruktur für jede Allokationsregel getrennt
bestimmt werden. Die Ergebnisse dieser Berechnung sind in Tabelle A.1 zusam-
mengefasst, die auch verdeutlicht, dass die ex-post Wohlfahrt einer gegebenen
Marktstruktur zusätzlich auch von der Wahrscheinlichkeit eines guten Neulings
σ und von der Allokationsregel abhängt.
7.3.2.2 Stufe 3: Die Neulinge offenbaren den Typ
Weil die Wahrscheinlichkeit des Lizenzerwerbs bei Bekanntgabe niedriger Grenz-
kosten höher ist und auch die Gewinne für Unternehmen mit niedrigen Grenz-
kosten höher sind, resultiert Lemma 7.2.
Lemma 7.2 Ist der Regulierer gemeinnützig und verpflichtet sich zur Anwendung des
Informationsregimes C, kann er immer einen Mechanismus implementieren, in dem die
Neulinge im Perfekten Bayesianischen Gleichgewicht ihren wahren Unternehmenstyp
offenlegen.
Die Begründung für Lemma 7.2 ist beinahe identisch mit der für Lemma 7.1.
Der einzige Unterschied beim Nachweis der Nichtexistenz einer profitablen Ab-
weichung vom Offenbaren des wahren Typs ist, dass die Einschätzung im Hin-
blick auf den Unternehmenstyp von σ nicht auf entweder Eins oder Null ange-
passt wird, sondern die Akteure ihre Einschätzung in Abhängigkeit (i) von der
Allokationsregel und (ii) von der Anzahl von Unternehmen im Markt unter der
Annahme wahrheitsgemäßer Typenmitteilungen aktualisieren.
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7.3.2.3 Stufe 1: Auswahl der Allokationsregel
Wenn die Neulinge ihren tatsächlichen Grenzkostentyp bekunden, kann die er-
wartete Wohlfahrt für jede Allokationsregel durch Addition der in Tabelle A.1
enthaltenen, mit ihrer jeweiligen Wahrscheinlichkeit gewichteten ex-post Wohl-
fahrten ermittelt werden. Aufgrund der nicht-monotonen Veränderung der Un-
ternehmenseinschätzungen und den daraus resultierenden Gleichgewichtsmen-
gen des Marktspiels kann die Optimalität einer Allokationsregel allein numerisch
mit den in Anhang B dokumentierten Rechenschritten bestimmt werden. Die Re-
sultate der numerischen Simulation sind in Satz 7.2 und in Abbildung 7.3 zusam-
mengefasst.
Satz 7.2 Ist der Regulierer gemeinnützig und wählt das Informationsregime C, so hängt
die Optimalität der Lizenzallokation in nicht separierbarer Art und Weise von c und von
σ gemäß Abbildung 7.3 ab. Entweder A1, A2, A3, A4 oder A5 können optimal sein.
Aus dem Vergleich der Abbildungen 7.3 und 7.2 werden unmittelbar zwei
weitere Unterschiede der beiden Informationsregime erkennbar. Erstens kann Al-
lokationsregel A5 im Informationsregime C - wenngleich nur für einen kleinen
Parameterbereich - optimal sein und zweitens verändert sich die Optimalität einer
Allokationsregel für eine gegebene Realisation des Parameters C nicht-monoton
in der ex-post Wahrscheinlichkeit σ des Auftretens eines guten Typen. So ist zum
Beispiel für c = 0, 2 die Allokationsregel A3 optimal, wenn σ ≤ 0, 0784398 ist
oder wenn σ > 0, 335278 ist, und die Allokationsregel A2 ist optimal, wenn σ
zwischen beiden vorgenannten Realisationen des Parameters liegt.
0 0.2 0.4 0.6 0.8 1
0.05
0.1
0.15
0.2
0.25
0.3
c
σ
A1
A2
A3 A4
A5
Abbildung 7.3: Allokationsentscheidung des gemeinnützigen Regulierers im Regime C
Am besten erschließt sich die Nicht-Monotonie am Beispiel der Allokations-
regeln A2 und A3. Um die Wirkungskanäle zu separieren, muss die Relation der
Wohlfahrten beider Allokationsregeln disaggregiert für jeden Typenvektor be-
trachtet werden.
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Zwei gute Typen (LL): Dann wird vom Regulierer in beiden Allokationsregeln
die Marktstruktur MILL implementiert, was allen Unternehmen bei der Alloka-
tionsregel A3 auch mit Sicherheit bekannt ist. Bei Anwendung von A2 dagegen
ist für das etablierte Unternehmen auch eine Marktstruktur mit zwei schlech-
ten Neulingen wahrscheinlich, was zu einer aggressiveren Mengenentscheidung
führt und, ceteris paribus, schließlich in einer höheren Wohlfahrt mündet. Wenn
aus dem Zug der Natur also tatsächlich zwei gute Unternehmen hervorgegangen
sind, ist die Allokationsregel A2 superior im Vergleich zu A3. Die Wohlfahrts-
differenz ist monoton fallend in σ, denn gleichwohl das etablierte Unternehmen
zwei guten Neulingen auch bei der Allokationsregel A2 eine hohe Wahrscheind-
lichkeit zuweist, ist die Eintrittswahrscheinlichkeit dieses Falles per se monoton
steigend in σ.
Gemischte Typen (LH): In beiden Allokationsregeln wird nur der gute Neu-
ling lizensiert, so dass die Neulinge die Wahrscheinlichkeit des Konkurrenten-
typs identisch einschätzen. Allerdings kann sich das etablierte Unternehmen nur
bei der Allokationsregel A2 eines guten Konkurrenten sicher sein. In A3 dagegen
kann ihm mit positiver Wahrscheinlichkeit auch ein schlechter Neuling gegen-
überstehen. Folglich bietet er dann auch mehr an als unter A2, was die Wohlfahrt
erhöht. Die Differenz der Wohlfahrten ist wiederum monoton fallend in σ, die
Eintrittswahrscheinlichkeit des Typenvektors jedoch ist σ (1− σ) und somit ge-
nau dann monoton steigend in σ, wenn σ < 0, 5 ist.
Zwei schlechte Typen (HH): Abbildung 7.4 zeigt die mehrdeutige Monotonie
dieses Falles, denn A2 ist nicht nur für niedrige Realisationen von c superior, son-
dern auch für mittlere Realisationen von σ und relativ hohe Ausprägungen des
Parameters c. Ursächlich hierfür ist, dass das etablierte Unternehmen in A3 nicht
sicher sein kann, welchem der beiden Typen es im Fall eines Duopols gegenüber-
steht. Eine mittlere Ausprägung von σ maximiert die Eintrittswahrscheinlichkeit
gemischter Typen und somit auch die Wahrscheinlichkeit für das etablierte Un-
ternehmen, im Marktspiel mit einem guten Neuling konkurrieren zu müssen.
Folglich bietet das etablierte Unternehmen unter A3 bei Beobachtung nur eines
Konkurrenten für mittlere Ausprägungen von σ eine geringere Menge an, was
zur Superiorität der Allokationsregel A2 führt.
Führt man die in den Betrachtungen der drei möglichen Typenkombinationen
gewonnenen Erkenntnisse zusammen, erklärt sich, warum A2 nicht nur für gerin-
gen Ausprägungen von c überlegen ist, sondern auch für relativ (aber nicht zu)
kleine Ausprägungen von σ in Verbindung mit hohen Realisationen von c, so wie
es Abbildung 7.3 zeigt. Das Beispiel veranschaulicht, dass der gemeinsame Ein-
fluss von c und σ auf die Rangfolge der Allokationsregeln bei weitem nicht trivi-
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Abbildung 7.4: Rangordnung für zwei schlechte Typen (H, H) im Regime C
al ist und alle für die Bestimmung der optimalen Allokationsregel erforderlichen
partiellen Ableitungen bezüglich σ und bezüglich c sowie die Kreuzableitungen
mehrdeutig sind. Folglich muss die Rangfolge der Allokationsregeln numerisch
bestimmt werden.
7.3.3 Komparative Statik der Informationsregime
Auch der Vergleich der Informationsregime muss mit numerischem Verfahren
durchgeführt werden, wobei aber ein Vergleich identischer Allokationsregeln nicht
hinreichend ist, weil für eine gegebene Kombination aus c und σ in beiden Regi-
men unterschiedliche Allokationsregeln optimal sein können. Das Ergebnis dieser
Gegenüberstellung ist jedoch ein Eindeutiges:
Satz 7.3 Für alle zulässigen Kombinationen von c und σ dominiert die optimale ex-ante
Wohlfahrt des Informationsregimes D jene des Informationsregimes C (schwach).
Unmittelbar erkennbar ist, das die ex-ante Wohlfahrt im Informationsregime
D mit der des Informationsregimes C übereinstimmt, wenn die optimale Alloka-
tionsregel beider Regime A4 ist, denn die Unternehmen sind auch im Regime C
vollständig hinsichtlich des Konkurrententyps informiert. Für alle anderen Allo-
kationsregeln ist das Regime D überlegen. Dass dies ökonomisch überzeugend
ist, kann aus der grundsätzlichen Betrachtung des Mengenwettbewerbs bei pri-
vater Information hergeleitet werden. Geht man nämlich von einem Markt mit
einem guten und einem schlechten Unternehmen aus, gilt für jede im Gleich-
wicht angebotene Gesamtmenge, dass die Wohlfahrt umso höher ist, je geringer
der Marktanteil des schlechten Unternehmens ist. Bei vollständiger Information
hinsichtlich der Unternehmenstypen wird die Differenz der Produktionsmengen
aufgrund der strategischen Substitutionalität von Mengen relativ hoch sein. Bei
privaten Grenzkosteninformationen hingegen produziert das gute Unternehmen
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zu wenig und das schlechte Unternehmen zu viel, weil beide nicht mit Sicherheit
bestimmen können, ob ihnen ein aggressives (weil gutes) Unternehmen gegen-
übersteht. Die Struktur der Wahrscheinlichkeitsverteilungen des vorliegenden
Modells ist zweifelsohne etwas komplizierter als die soeben geschilderte, doch
ändert das nichts an der im Gleichgewicht des Regimes C vorliegenden nicht op-
timalen Aufteilung der Produktionsmengen.
7.4 Transfermaximierung
Nun wird ein eigennütziger, die Lizenzzahlungen maximierender Regulierer
analysiert. Diese Zielfunktion ist eine realistische Annahme sowohl für den Fall,
in dem der Lizenzeigentümer ein privates Unternehmen ist, als auch wenn Re-
gulierungsbehörden Märkte für ausländische Investoren öffnen. Aber auch für
einige UMTS-Lizenzauktionen wurde ausgeführt, deren Design diene eher der
Abschöpfung von Unternehmensrenten als der Generierung effizienter Markt-
strukturen.
7.4.1 Disclosure Informationsregime
Ist der Regulierer eigennützig, bestimmt die Ausprägung der ex-ante Wahr-
scheinlichkeit eines guten Neulings σ die Optimalität einer Allokationsregel auch
im Informationsregime D, denn von der ex-ante Wahrscheinlichkeit hängt die er-
wartete Anzahl allozierter Lizenzen ab und deshalb beeinflusst sie auch die Dif-
ferenz zwischen den erwarteten Gewinnen guter und schlechter Neulinge, was in
der Folge in einem niedrigeren oder höheren Anreiz des guten Neulings mündet,
den schlechten Neuling zu imitieren. Aus diesem Grund muss der zahlungsma-
ximierende Revelationsmechanismus getrennt und explizit für jeden ökonomisch
sinnvollen c-σ-Vektor bestimmt werden.
Nachfolgend bezeichnet t
θ̂
die Transferzahlung eines Neulings bei Bekun-
dung hoher (θ̂ = H) bzw. niedriger (θ̂ = L) Grenzkosten. Der aus der Perspek-
tive des Regulierers zu erwartende Zahlungsstrom bei Bekanntgabe des wahren
Grenzkostentyps ist dann
T¯ = 2σ2tL + 2σ (1− σ) (tL + tH) + 2 (1− σ)2 tH, (7.2)
weil zwei gute Neulinge mit einer Wahrscheinlichkeit σ2, gemischte Typen (in
zwei Fällen) mit einer Wahrscheinlichkeit 2σ (1− σ) und zwei schlechte Neu-
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linge mit einer Wahrscheinlichkeit (1− σ)2 auftreten.7 Beachtenswert ist die un-
mittelbare Abhängigkeit der Transferzahlungen vom bekundeten Grenzkostentyp.
Folglich ist es irrelevant, ob dem Neuling tatsächlich eine Lizenz gewährt wird.
Da die Optimalität des Mechanismus von den erwarteten Zahlungen abhängt, ist
diese Vorgehensweise zulässig.
Wahrheitsgemäßes Offenbaren erfordert die Teilnahme beider Neulinge (Teil-
nahmebedingung „PC“) und dass sich keiner der Neulinge durch Imitieren des
anderen Grenzkostentyps besser stellen kann (Anreizkompatibilitätsbedingung
„IC“) oder kurz, dass nachfolgende vier Ungleichungen erfüllt sind.
(ICL) ΠLL − tL ≥ ΠLH − tH
(ICH) ΠHH − tH ≥ ΠHL − tL
(PCL) ΠLL − tL ≥ 0
(PCH) ΠHH − tH ≥ 0
Die ersten zwei Ungleichungen sind Anreizkompatibilitätsbedingungen und die
beiden letzten sind Teilnahmebedingungen. Der erste tiefgestellte Index des er-
warteten Gewinns Π steht immer für den wahren Grenzkostentyp θ und der
zweite tiefgestellte Index für den bekundeten Grenzkostentyp θ̂. Für einen op-
timalen Screening-Mechanismus lässt sich leicht zeigen, dass der Regulierer T¯
nicht dadurch erhöhen kann, dass er bei der Bestimmung von tH oder von tL
auf die Berichte beider Typen abstellt.8 Ferner sind die Ungleichungen (ICH)
und (PCL) mit strenger Ungleichheit erfüllt und zudem binden die Bedingun-
gen (PCH) und (ICL).
Weil tH = ΠHH gilt (bindende Teilnahmebedingung eines schlechten Neu-
lings), kann die Analyse folglich auf
(ICL) ΠLL − tL = ΠLH −ΠHH (7.3)
beschränkt werden.
Bislang nicht thematisiert wurden die Allokationsregeln, da die diesbezügli-
che Logik identisch ist für alle durch den Regulierer wählbaren Ankündigungen.
Doch nicht übersehen werden darf, dass die erwarteten Gewinne in Gleichung
7 Obwohl tL sowie tH und folglich auch T¯ von der in Stufe 1 festgelegten Allokationsregel ab-
hängen, wird von einer entsprechenden Indexierung abgesehen, da Missverständnisse aus-
geschlossen werden können.
8 Das gilt so nicht, wenn die Typen der Neulinge korreliert sind, weil der Bericht eines Neu-
lings dann zur Aktualisierung der Einschätzung hinsichtlich des Typs des zweiten Neulings
genutzt werden kann.
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7.3 durch die Allokationsregel variiert werden. Um diesen Zusammenhang an-
schaulich herauszuarbeiten, bietet sich die Allokationsregel A2 an. Mit Hilfe von
Tabelle 7.1 kann rasch in Erinnerung gerufen werden, dass bei vorliegenden ge-
mischten Typen unter Allokationsregel A2 nur der gute Neuling lizensiert wird,
dagegen aber beiden schlechten Neulingen der Marktzutritt gewährt wird, wenn
der Zug der Natur zu zwei Unternehmen mit hohen Grenzkosten geführt hat.
Folglich weist der gute Neuling im truth-telling-Gleichgwicht einem guten Kon-
kurrenten die Wahrscheinlichkeit σ zu (dann ist die Marktstruktur MILL) und
einem schlechten Konkurrenten die Eintrittswahrscheinlichkeit 1− σ, wobei die-
sem jedoch letztlich keine Lizenz gewährt wird. Der Erwartungswert des truth-
telling-Gewinns ist folglich9
ΠLL = σpiLL (MILL) + (1− σ)piLL (MIL) . (7.4)
Ein schlechter Neuling erhält die Lizenz nur dann, wenn sein Konkurrent eben-
falls hohe Grenzkosten hat, was in
ΠHH = (1− σ)piHH (MIHH) (7.5)
mündet.
Imitiert der gute Neulinge dagegen den schlechten Neuling, indem er dem
Regulierer hohe Grenzkosten anzeigt, muss bei der Analyse der Folgen solchen
Verhaltens berücksichtigt werden, dass die Konkurrenten dann in der Tat so in-
teragieren, als ob ihnen ein schlechter Neuling gegenüberstände. Faktisch ist die
Marktstruktur dann zwar MILH, doch das etablierte Unternehmen und der zwei-
te Neuling treffen die Mengenentscheidung jeweils in Erwartung der Markt-
struktur MIHH. Der Imitationsgewinn des guten Neulings für diesen Fall sei
piLH (MILH). Bekundet der zweite Neuling niedrige Grenzkosten erhält der imi-
tierende erste Neuling keine Lizenz (gemischte Typen in Allokationsregel A2)
und folglich ist der Erwartungswert des Imitationsgewinns
ΠLH = (1− σ)piLH (MILH) . (7.6)
Unter Berücksichtigung der Gleichungen 7.4 und 7.6 vereinfacht sich die An-
9 Erinnert sei daran, dass der erste tiefgestellte Index in ΠLL den wahren und der zweite tief-
gestellte Index den bekundeten Typ kennzeichnet.
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reizkompatibilitätsbedingung gemäß Gleichung 7.3 zu
(ICL) [σpiLL (MILL) + (1− σ)piLL (MIL)]− tL
= (1− σ)piLH (MILH)− (1− σ)piHH (MIHH) .
Löst man diese Gleichung nach tL auf und setzt tL sowie tH = ΠHH =
(1− σ)piHH (MIHH) in die Zielfunktion des Regulierers gemäß Gleichung 7.2
ein, so erhält man den erwarteten Transfer der Allokationsregel A2, wobei für
die Gewinne der jeweiligen Typenkombinationen die korrespondierenden Werte
gemäß Tabelle 7.2 einzusetzen sind.
So wie es exemplarisch an der Allokationsregel A2 demonstriert wurde, kön-
nen die Erwartungswerte des Transfers auch für alle anderen Allokationsregeln
bestimmt werden. Die Rangfolge der Allokationsregeln hängt nun, wie weiter
oben bereits erläutert, von c und von σ ab, weil der Anreiz zum Imitieren des
schlechten Neulings besteht. Die diesbezüglichen Ergebnisse werden mit dem
Satz 7.4 und in Abbildung 7.5 zusammengefasst.
Satz 7.4 Ist der Regulierer eigennützig und wählt das Informationsregime D, dann
hängt die Optimalität der Allokationsregeln von c und von σ ab. Nur A1 bis A4 kön-
nen optimal sein.
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Abbildung 7.5: Allokationsentscheidung des eigennützigen Regulierers im Regime D
Die gleichen Allokationsregeln wie beim gemeinnützigen Regulierer können
optimal sein, doch zeigt Abbildung 7.5, dass der eigennützige Regulierer selbst
dann bei relativ kleinen Ausprägungen von c nur wenigen Neulingen den Markt-
zutritt gewährt, wenn σ hoch ist. Das Fernhalten schlechter Neulinge ist deshalb
ökonomisch sinnvoll, weil es den Imitationsanreiz für gute Neulinge eliminiert
und dadurch die von den guten Unternehmen ceteris paribus erzielbaren Li-
zenzeinnahmen steigen. Dieser Effekt dominiert die im Hinblick auf schlechte
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Neulinge verschenkten Lizenzeinnahmen, solange die Wahrscheinlichkeit σ ei-
nes guten Neulings relativ hoch ist.
7.4.2 Concealment Informationsregime
Im Informationsregime C hängt die Angebotsmenge des etablierten Unterneh-
mens von dessen Einschätzungen im Hinblick auf die Grenzkosten der Neulinge
und von der Allokationsregel ab. Ein gemeinnütziger Regulierer ist bestrebt, die
Menge des etablierten Unternehmens zu erhöhen, was er im Rahmen seiner Al-
lokationsentscheidung durch implizites Signalisieren hoher Konkurrentengrenz-
kosten zu erreichen sucht. Der eigennützige Regulierer dagegen versucht, diese
Angebotsmenge zu reduzieren, um in der Folge die Gewinne und damit die Zah-
lungsbereitschaft der Neulinge zu erhöhen.
Die Vorgehensweise soll wiederum am Beispiel von A2 verdeutlicht werden.
Befinden sich zwei Unternehmen im Markt, dann ist dem etablierten Unterneh-
men der Typ des Neulings mit Sicherheit bekannt, so dass beide Unternehmen
identische Gewinne in einer Höhe von ΠIL erwirtschaften. Interagieren dagegen
drei Unternehmen, geht das etablierte Unternehmen von zwei guten Neulingen
mit der Wahrscheinlichkeit σ2/[σ2 + (1− σ)2] und von zwei schlechten Neulin-
gen mit der Gegenwahrscheinlichkeit aus, so dass dessen erwarteter Gewinn10
ΠI3 =
σ2
σ2 + (1− σ)2 qI (1− qI − 2qL) +
(1− σ)2
σ2 + (1− σ)2 qI (1− qI − 2qH) (7.7)
ist. Die Neulinge kennen die Marktstruktur unabhängig von ihrer Typenrealisa-
tion mit Sicherheit, weil der schlechte Neuling im Fall gemischter Unternehmen
nicht lizensiert wird. Deshalb gilt11
piLL (MILL) = qL (1− qI − qL − q∗L) (7.8)
piHH (MIHH) = qH (1− qI − qH − q∗H − c) .
Der erwartete Gewinn eines guten Neulings ist im truth-telling-Gleichgewicht
ΠLL = σpiLL (MILL) + (1− σ)piLL (MIL) , (7.9)
da er piLL (MILL) erwirtschaftet, wenn der andere Neuling niedrige Kosten hat
10 Der Subindex kennzeichnet die Anzahl der Unternehmen im Markt und qi steht für die An-
gebotsmenge des Unternehmens i ∈ {I, L, H}.
11 Durch q∗i wird die Angebotsmenge eines Konkurrente vom gleichen Typ im Gleichgewicht
bezeichnet.
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und der ex-post Gewinn piLL (MIL) ist, wenn der andere Neuling hohe Kosten
hat. Der erwartete Gewinn des schlechten Unternehmens dagegen ist
ΠHH = (1− σ)piHH (MIHH) . (7.10)
Meldet der gute Neuling hohe Grenzkosten, erhält er nur dann eine Lizenz,
wenn der zweite Neuling hohe Grenzkosten hat. Der zweite Neuling trifft in die-
sem Fall seine Mengenentscheidung unter der Annahme, zwei schlechte Neu-
linge seien mit einer Eintrittswahrscheinlichkeit in Höhe von Eins in den Markt
eingetreten, während das etablierte Unternehmen seiner Mengenentscheidung
die oben dargestellten Eintrittswahrscheinlichkeiten zugrunde legt. Der imitie-
rende Neuling maximiert seinen Gewinn, indem er seine Angebotsmenge an die-
se Mengen optimal anpasst. Bezeichnet piLH (MILH) diesen Gewinn, ist der er-
wartete Imitationsgewinn
ΠLH = (1− σ)piLH (MILH) . (7.11)
Die Transferzahlung des guten Neulings schließlich resultiert unmittelbar aus
der bindenden Anreizkompatibilitätsbedingung
ICL ΠLL − tL ≥ ΠLH − tH,
in der tH = ΠHH ist. Die Ergebnisse dieses Vorgehens lassen sich im Satz 7.5 bzw.
der Abbildung 7.6 zusammenfassen.
Satz 7.5 Ist der Regulierer eigennützig und wählt das Informationsregime C, so wird die
Optimalität einer Allokationsregel durch c und σ bestimmt. Die Allokationsregeln A1 bis
A5 können optimal sein.
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Abbildung 7.6: Allokationsentscheidung des eigennützigen Regulierers im Regime C
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Ein Vergleich der Abbildung 7.5 mit der Abbildung 7.6 veranschaulicht die
Ähnlichkeit der Allokationsentscheidungen in den Informationsregimen D und
C. Der wohl wichtigste Unterschied ist die Optimalität von A5 im Regime C für
kleine Realisationen von σ und hohe Ausprägungen von c. Maximiert der Regu-
lierer die soziale Wohlfahrt, wird diese Allokationsregel von A2 bzw. A3 domi-
niert, weil es ökonomisch unsinnig ist, zwar einen schlechten Neuling zusätzlich
zu einem guten Neuling, nicht jedoch zusätzlich zu einem schlechten Neuling zu
lizensieren, sich also insbesondere für MILH (an Stelle für MIL) und zur selben
Zeit für MIH (an Stelle für MIHH) zu entscheiden. Das Vermeiden der Markt-
struktur MIHH aber verringert die Aggressivität des etablierten Unternehmens,
so letzteres drei Unternehmen im Markt beobachtet, und dieser Effekt ist wichtig,
wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit für MIHH hoch ist, was bei kleinen Ausprä-
gungen von σ der Fall ist.
7.4.3 Komparative Statik der Informationsregime
Wie bei einem gemeinnützigen Regulierer können auch beim eigennützigen Re-
gulierer für beliebige zulässige c-σ-Vektoren unterschiedliche Allokationsregeln
optimal sein. Daher können die Informationsregime wiederum nicht für jede Al-
lokationsregel verglichen werden, sondern die Transferzahlungen der jeweiligen
Informationsregime werden einander für gegebene Kombinationen aus c und σ
unter der Maßgabe gegenübergestellt, dass in jedem Informationsregime die op-
timale Allokationsregel für diese Betrachtung herangezogen wird. Es resultiert
Satz 7.6.
Satz 7.6 Für alle zulässigen Kombinationen von c und σ dominiert die optimale ex-ante
Transferzahlung des Informationsregimes D jene des Informationsregimes C (schwach).
Dass der Regulierer auch bei einer Maximierung seiner Transferzahlungen
das Informationsregime D bevorzugt, liegt aufgrund gegenläufiger ökonomi-
scher Effekte keineswegs unmittelbar auf der Hand. Um dies zu erkennen, soll
eine vereinfachte Version des vorliegenden Modells mit nur einem Neuling ver-
wendet werden. Es wird unterstellt, der Regulierer könne den Typ des Neulings
gegenüber dem etablierten Unternehmen entweder offenlegen oder verbergen.
Unter diesen Annahmen kann sehr leicht nachgewiesen werden, dass der erwar-
tete Gewinn des Neulings (also der Gewinn, bevor er selbst seinen Typ kennen-
lernt) höher ist, wenn der Regulierer den Typ verbirgt, als wenn er ihn offen-
legt.12 Ursächlich hierfür ist, dass die Angebotsmenge des etablierten Unterneh-
12 Die Differenz der erwarteten Gewinne zwischen Regime C und Regime D errechnet sich in
einer Höhe von [ΠC −ΠD] = (1−σ)c36 (12− 24c− cσ) ≥ 0 für alle c < 1/3.
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mens degressiv steigend in den Grenzkosten des schlechten Neulings ist, was
aber bedeutet, dass er im Durchschnitt weniger produziert, wenn er unsicher
im Hinblick auf die Grenzkosten des Konkurrenten ist. Wenn der Regulierer die
erwarteten Gewinne des Neulings vollständig in Form einer Transferzahlung ab-
schöpfen könnte, wäre das Verbergen dem Veröffentlichen des Typs vorzuziehen.
Im Fall zweier potenzieller Markteintritte dagegen dominieren zwei gegen-
läufige Effekte den soeben beschriebenen. Zunächst einmal erhält der durch A
gekennzeichnete Neuling im Erwartungswert niedrigere Gewinne, wenn der Typ
von Neuling B verborgen bleibt. Das verringert A’s Zahlungsbereitschaft für die
Lizenz. Bedeutsamer jedoch ist der zweite Effekt, durch den sich beim Verbergen
des Typs die Gewinne der schlechten Neulinge erhöhen und die der guten Neu-
linge verringern, was wiederum die Differenz zwischen den Gewinnen beider
Typen reduziert und damit den Imitationsanreiz des guten Neulings verstärkt.
Um dem Imitationsanreiz Rechnung zu tragen und das Offenbaren des wahren
Typs sicherzustellen, muss der Regulierer dem guten Neuling eine Informations-
rente gewähren.
Da das Informationsregime D sowohl bei der Maximierung der sozialen
Wohlfahrt als auch der Transferzahlungen überlegen ist, ist es auch überlegen
für Zielfunktionen, in denen die Wohlfahrt mit dem Gewichtungsfaktor α und
der Transfer mit dem Gewichtungsfaktor 1− α eingeht. Fasst man die herausge-
arbeiteten Einzelergebnisse zusammen, ergibt sich als eindeutiges Resümee, dass
der Regulierer die ihm im Verlauf des Lizenzverkaufs offenbarten Informationen
an die Unternehmen weiterleiten sollte.
7.5 Erweiterungen und Schlussfolgerungen
Nach bestem Kenntnisstand des Verfassers dieser Arbeit haben sich Analysen zur
Implementierung optimaler Marktstrukturen bis dato entweder auf private Infor-
mationen im Hinblick auf fixe Kosten oder Modellvarianten mit nur einem poten-
ziellen Lizenznehmer konzentriert. Der Beitrag der vorliegenden Arbeit ergänzt
die vorliegende Literatur um eine Analyse der Auswirkungen privater Informa-
tion im Hinblick auf die Grenzkosten und durch eine Ausdehnung der Lizenzal-
lokation auf strategische Interaktionen zwischen zwei neuen potenziellen Markt-
teilnehmern. Unter diesen Rahmenbedingungen stellt sich die Frage nach dem
optimalen Informationsregime unmittelbar, und es gibt bemerkenswerte Varia-
tionen in den diesbezüglichen Strategien der Institutionen. Das zentrale Ergebnis
der Analyse ist, dass Institutionen die ihnen in der Lizensierungsphase bekannt
gewordenen Informationen immer veröffentlichen sollten und dass dieses Ergeb-
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nis insbesondere davon unabhängig ist, ob die Institution die Wohlfahrt oder die
Lizenzeinnahmen zu maximieren sucht.
Die Spezifikation des Basismodells lässt zunächst freilich zahlreiche Varianten
und Erweiterungen unberücksichtigt, deren Auswertung jedoch für eine Über-
prüfung der Modellrobustheit erforderlich sind.13 Daher wurden erstens asym-
metrische binäre Verteilungen analysiert, so dass sich die Wahrscheinlichkeit ei-
nes guten bzw. eines schlechten Typs beider Neulinge unterscheidet (niedrige
Grenzkosten mit Wahrscheinlichkeit σA für den Neuling A, aber mit einer Ein-
trittswahrscheinlichkeit in Höhe von σB = α · σA beim Neuling B, wobei α < 1
gilt). Insbesondere interessant ist die Analyse der Transfermaximierung, weil die
Zahlungsbereitschaft von Neuling A aufgrund der im Vergleich zu B niedrigeren
Wahrscheinlichkeit des Auftretens eines guten Konkurrenten höher ist. Als ein-
fachster Mechanismus, diese höhere Zahlungsbereitschaft von A auch tatsächlich
abzuschöpfen, erscheint eine Bestimmung der Lizenzgebühren in Abhängigkeit
von der ex-ante Wahrscheinlichkeit σi eines guten Typs, doch würden hierdurch
Diskriminierungsaspekte berührt. Freilich kann der Regulierer dies im Informa-
tionsregime D leicht umgehen, indem bei der Bestimmung der Zahlung immer
beide in den Markt eingetretene Typen berücksichtigt werden und die Zahlung
dann entsprechend differenziert wird. Somit gibt es zwar keine offene Diskrimi-
nierung, dennoch zahlt Unternehmen A im Erwartungswert mehr, weil die Wahr-
scheinlichkeit für einen schlechten anderen Neuling aus der Perspektive von A
höher ist als aus der Perspektive von B. Im Informationsregime C ist diese Form
der indirekten Diskriminierung nicht umsetzbar, denn wenn die tatsächlich zu
zahlenden Lizenzgebühren direkt vom bekundeten Typ abhängen, könnte jedes
Unternehmen aus der Höhe der eigenen Zahlung auf den Typ des Konkurrenten
zurückschließen, was de facto jedoch zum Informationsregime D führt, dessen
Superiorität somit bestätigt wird.
Zweitens wurden korrelierte Typen in Form von Eintrittswahrscheinlichkei-
ten λσ2 zweier guter Neulinge, 1− 2σ + λσ2 zweier schlechter Neulinge sowie
2σ (1− λσ) für gemischte Typen berücksichtigt. Wird λ = 1 gewählt, resultiert
daraus der Fall unkorrelierter Typen, und λ = 1/σ ermöglicht die Analyse voll-
ständig korrelierter Typen. Die Korrelation der Typen beider Neulinge verändert
im Informationsregime C die Einschätzung der Unternehmen im Hinblick auf
den Typ des (anderen) Neulings, was sehr anschaulich am Bespiel der Alloka-
tionsregel A5 verdeutlicht werden kann, wenn zudem angenommen wird, der
Regulierer habe zwei Lizenzen vergeben und dies den Akteuren mitgeteilt. Dann
13 Auf eine ausführliche Darstellung der diesbezüglichen formalen Analyse und Vorgehens-
weise wurde im Rahmen der vorliegenden Arbeit verzichtet.
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ist die Eintrittswahrscheinlichkeit zweier guter Neulinge aus der Perspektive des
etablierten Unternehmens gleich
(
λσ2
)
/
[
λσ2 + 2σ (1− λσ)], also streng mono-
ton steigend in λ. Allerdings dominiert auch dann das Informationsregime D
sowohl für einen gemeinnützigen wie auch für einen eigennützigen Regulierer
das Informationsregime C.
Drittens wurde die Analyse auf mehr als zwei mögliche Typenrealisationen
ausgedehnt. Eine naheliegende und konsequente Vorgehensweise hierfür ist die
Modellierung von n Unternehmen, deren Typ jeweils die Realisation einer in c
stetigen Dichtefunktion f (c) ist. Für die Modellierung des Informationsregimes
D kann so ein Grenztyp c˜ hergeleitet werden, der die Gruppe lizensierter Neulin-
ge (ci ≤ c˜) von der Gruppe nicht lizensierter Neulinge trennt. Im Informationsre-
gime C ist die optimale Allokationsregel aber eine nicht-monotone Funktion von
der Dichte f (c) und deshalb ist ein Rückgriff auf die diskrete Modellierung not-
wendig. Zumindest für ein Modell mit drei wahrscheinlichen Typenrealisationen
(cL = 0, cM und cH) ist die Robustheit nachweisbar.
Zudem wurden weitere mögliche Strategien des Regulierers analysiert. Spielt
dieser beispielsweise eine gemischte Strategie, in der die ihm bekannt gemach-
ten Typen lediglich mit einer positiven Wahrscheinlichkeit weitergeleitet werden,
führt das zu einer Linearkombination der Regime D und C, die vom Informati-
onsregime D dominiert wird. Weitaus interessantere Fragen ergeben sich, wenn
der Regulierer die Informationen lediglich partiell veröffentlicht, indem er den
Typ nur eines Neulings bekannt gibt, wenn beide Neulinge eine Lizenz erhalten.
Für beide Zielfunktionen kann gezeigt werden, dass dieses Informationregime
inferior gegenüber Regime D und superior gegenüber Regime C ist. Dieses Er-
gebnis bestätigt also ebenso, dass der Regulierer die Informationen vollständig
preisgeben sollte.
Abschließend wurde der Frage nachgegangen, welche Konsequenzen freier
Markteintritt hätte. Dann treten die Unternehmen solange in den Markt ein, bis
der hierdurch erzielbare erwartete Gewinn nicht mehr größer als Null ist, was
jedoch zu einer ineffizienten Verteilung der gesamten Angebotsmenge auf gute
und schlechte Unternehmen führt und daher die gegenüber einem regulierten
Marktzutritt erzielbare Wohlfahrt reduziert.14
14 Vgl. hierzu insbesondere MANKIW und WHINSTON (1986).
Kapitel 8
Praktischer Exkurs zum
Informationstransfer
8.1 Überblick
In den 1980er Jahren wurde in zahlreichen Industrieländern mit der Liberalisie-
rung und Entflechtung volkswirtschaftlich sehr bedeutsamer Branchen begon-
nen, die entweder durch Ministerien geleitet oder durch staatsnahe Unterneh-
men kontrolliert wurden. Inbesondere zu nennen sind hier die Telekommunika-
tionsindustrie, die Elektrizitätsindustrie, die Erdgasindustrie, das Eisenbahnwe-
sen (Personen- und Güterverkehr) sowie das Postwesen. Die Geschwindigkeit
der Transformation variierte freilich in Abhängigkeit vom jeweiligen Staat, der
diesen initiierte, und von der Branche, so dass nach dem ersten Abschnitt die-
ses Transformationsprozesses die Märkte vieler Branchen zunächst von einem
großen Unternehmen kontrolliert wurden. Auch deshalb entstand ein umfangrei-
ches regulatorisches Instrumentarium und Institutionen zur Durchsetzung des-
selben. Nachfolgend wird auf die Telekommunikations- sowie die Energieindus-
trie fokussiert, die typische Vertreter oligopolistischer Märkte sind und in denen
unterschiedliche Ausprägungen des Informationstransfers beobachtbar sind.
Die Transparenz der Regulierung wird gemeinhin als Schlüssel für deren ef-
fizientes Wirken wahrgenommen. Transparenz reduziert die Wahrscheinlichkeit,
dass die der Regulierung unterworfenen Unternehmen die Entscheidungen der
jeweiligen Institutionen als diskriminierend wahrnehmen. So wird das Vertrauen
in eine faire Durchsetzung und damit die Akzeptanz des Regelwerkes gestärkt.
Andererseits kann es Erwägungen geben, die einer umfassenden Entscheidungs-
transparenz entgegenstehen, wie etwa wenn hierdurch kritische Unternehmens-
informationen bekannt werden, die unter Umständen zukünftige Übernahmen
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erleichtern oder einzelnen Unternehmen im Wettbewerb zum Vorteil gereichen
können. In Kapitel 7 wurde die Wechselwirkung zwischen der Weitergabe von
Informationen und optimalen Marktstrukturen diskutiert sowie gezeigt, dass der
Informationstransfer aus Sicht des Regulierers unabhängig von dessen Zielfunk-
tion immer superior ist. Nachfolgend wird verdeutlicht, dass das Weiterleiten
von Informationen in praktisch beoabachtbaren Allokationssituationen mit un-
terschiedlicher Intensität verfolgt wird.
8.2 Telekommunikation
Im deutschen Telekommunikationssektor war bis zum Ende der 1980er Jah-
re ausschließlich das Ministerium für Post und Telekommunikation zum An-
gebot von Telekommunikationsdienstleistungen (Telefonie, Telefax, Telex) und
den hierfür benötigten Geräten authorisiert. Nachdem die Privatisierung der
Telekommunikations- und der Postindustrie gegen Ende der 1990er Jahre ab-
geschlossen war, hatte die aus dem früheren Ministerialapparat hervorgegange
Deutsche Telekom AG auf diesem Markt eine alle anderen Anbieter überragen-
de Stellung erlangt, die auch Jahre später im sehr dynamisch wachsenden Markt
für die mobile Telekommunikation und den breitbandigen Zugang zum Internet
gewahrt blieb. Auch in anderen Ländern ist die Tendenz zum Verharren in un-
vollständigen Wettbewerbsstrukturen, in denen wiederum die früheren (Staats-
)Monopolisten hohe Marktanteile aufweisen, erkennbar. Statistische Erhebungen
legen diesbezüglich erst seit kurzem eine Veränderung hin zu weiten Oligopolen
oder gar Konkurrenzmärkten nahe.1 Diese jedoch sind insbesondere nicht reprä-
sentativ für Breitbanddienstleistungen, inbesondere nicht in ländlicheren Gebie-
ten.2 Einzig und allein in Großbritannien scheint sich der Regulierer aus einem
Teil des Breitbandmarktes, der 65% der nationalen Haushalte erfasst, zurückzu-
ziehen EUROPEAN COMMISSION (2008).
Wegen der Verfügbarkeit neuer Technologien für die drahtlose Hochge-
schwindigkeitsdatenübertragung muss von der Regulierung ein effizientes Ma-
nagement des zur Verfügung stehenden Frequenzraumes sichergestellt werden.
Insbesondere gilt es, den Zugang zu diesem Markt für neue Anbeiter zu gewähr-
1 Die ITU dokumentiert in einer weltweiten Analyse nationaler Mobilfunkmärkte Monopo-
le in 14,08%, Duopole in 0,70%, weite Oligopole in 38,73% und vollständige Konkurrenz in
61,97% der Fälle. Im Hinblick auf der grundlegenden Ermöglichung des Zugangs zum In-
ternet konstatiert die Studie in 5,63% der Fälle Monopole, keine Duopole, weite Oligopole in
14,79% der Fälle und beziffert den Anteil vollständiger Konkurrenzmärkte auf 83,80%.
2 SKRZYPACZ et al. (2007) spricht sogar von einem hoch konzentrierten US-Markt für mobi-
le Telekommunikations- und Breitbanddienste, der weitestgehend von den Unternehmen
AT&T und Verizon beherrscht werde.
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leisten. Zur Allokation der sogenannten WiMAX-Frequenzbänder werden Auk-
tionen eingesetzt.3 Im Hinblick auf die Teilnahme an solchen Auktionen aller-
dings weist SKRZYPACZ et al. (2007) darauf hin, dass die Auktionen mitnichten
den Eintritt neuer Anbieter unterstützen, sondern im Gegenteil den status-quo
im Markt eher zementieren. Daher wird für den Ausschluss der etablierten An-
bieter von diesen Auktionen plädiert.4 Zudem findet ROSE (2007) in seiner Ana-
lyse der von der FCC im Jahr 2006 durchgeführten Versteigerung von Frequen-
zen für drahtlose Dienste (sogenannte „advanced wireless services“ oder kurz
„AWS-1“) Anzeichen für blockierendes bzw. abschreckendes Bieterverhalten. Er-
möglicht wurden diese Strategien durch die Bekanntgabe der Bieteridentitäten
in jeder Auktionsrunde. Im Ergebnis kam es zu einer Einschränkung des Wettbe-
werbs in der nachgelagerten Interaktion und auch zu inferioren Auktionserlösen.
Daher empfiehlt ROSE (2007) streng anonyme Bietprozeduren und eine Veröffent-
lichung der Bieteridentitäten erst nach Abschluss der Allokation.5
8.3 Erdgasmärkte
8.3.1 „Gas Release“ Programme
Die Liberalisierung der europäischen Erdgasmärkte hat für die EU-Kommission
seit dem Erlass der ersten diesem Sektor gewidmeten Binnenmarktrichtlinie
(98/30/CE) eine hohe Priorität. Gas Release Programme (nachfolgend GRP) er-
schienen dabei als ein sehr effektives Instrument, um die bestehenden Lieferan-
3 WiMAX ist ein Akronym für „Worldwide Interoperability for Microwave Access“. Hierbei
handelt es sich um eine etwas einprägsamsamere Bezeichnung für den IEEE802.16-Standard,
der eine hohe Kapazität der drahtlosen Datenübertragung über weite Entfernungen ermög-
licht (Distanzen bis zu 50 km bei einer Kapazität von rund 70 Mbps). Bedeutsam ist, dass
vorgenannte Qualität nur dann erreicht wird, wenn von den Reguierungsbehörden Band-
breiten - hierbei handelt es sich um den Abstand zwischen der höchsten und der niedrigsten
nutzbaren Signalfrequenz - in Höhe von 20 MHz zugeteilt werden.
4 Der in Kapitel 7 diskutierte zentrale Beitrag auf dem Gebiet des Marktdesigns und der
diesbezüglichen Rolle des Informationstransfers unterstellt eine derartige Zugangsbeschrän-
kung zur Allokation von Marktzutrittslizenzen. In Kanada wurden 40% des Frequenzbandes
für neue Anbieter reserviert INDUSTRY CANADA (2007). Dagegen findet sich in den Auk-
tionsregeln der Bundesrepublik Deutschland (Bundesnetzagentur), des vereinigten König-
reiches von Großbritannien und Nordirland (Ofcom), den Vereinigten Staaten von Amerika
(FCC), Frankreichs (Ministerium für Wirtschaft, Finanzen und Industrie) sowie Neuseelands
(Ministerium für volkswirtschaftliche Entwicklung) keine derartige Teilnahmebeschränkung
für die bereits etablierten Unternehmen.
5 Letzteres war ebenfalls Gegenstand der Analyse im Kapitel 7. Im Übrigen sind anonymi-
sierte Bietprozeduren zwar notwendig, nicht jedoch hinreichend im Hinblick auf eine ho-
he Wahrscheinlichkeit des Eintritts neuer Anbieter, was die von der FCC durchgeführte
„Auktion-73“ des 700 MHz Spektrums verdeutlicht, die von den größten Mobilfunkanbie-
tern (Verizon und AT&T) dominiert wurde (FCC (2007), REUTERS (2008a)).
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tenstrukturen im Industrie- und Privatkundensegment (downstream gas market)
kurzfristig zu verändern.
Durch ein GRP wird der Eigentümer langfristiger Gaslieferverträge verpflich-
tet, einen Teil dieser Rechte an neue Anbieter zu verkaufen. Es wird entweder auf
Basis gesetzlicher Bestimmungen oder auf einer eher freiwilligen Basis durch-
geführt, um drohenden Verpflichtungen von Wettbewerbs- oder Kartellbehör-
den nachzukommen. In Großbritannien wurde British Gas, die eine marktbe-
herrschende Stellung auf dem Endkundenmarkt inne hatte, durch die Monopol-
und Zusammenschlussbehörde zu diesem Freigabeprogramm verpflichtet. 6 Die
spanische Gas Natural wurde von der Nationalregierung ebenfalls zur Durch-
führung eines GRP aufgefordert. Weitere Freigabeprogramme für das Jahr 2008
sind für Österreich durch EconGas, für Dänemark durch DONG Energie und
für Deutschland durch E.ON Ruhrgas AG dokumentiert. Die Verpflichtung der
E.ON Ruhrgas AG erfolgte vor dem Hintergrund der Übernahme der Ruhrgas
durch E.ON, die durch den Minister für Wirtschaft und Technologie entgegen der
vom Bundeskartellamt versagten Zustimmung zur Fusion genehmigt wurde.7
Ferner wurde die dänische DONG-Energy von der EU Commission zur Freigabe
von Gas im Zeitraum von 2006 bis 2011 verpflichtet.8 Nachdem die österreiche-
rische EconGas der Auflage zur Durchführung eines GRP zugestimmt hatte, ge-
nehmigte die Bundeswettbewerbsbehörde ein Joint-Venture von sechs nationalen
Gasanbietern.9
Allen Freigabeprogrammen gemeinsam ist das Ziel, den aus langfristigen
Gaslieferverträgen resultierenden hohen Konzentrationsgrad aufzubrechen und
den Gashandel zu stimulieren. Folgerichtig werden die etablierten Anbieter zum
Verkauf von Teilen ihrer kontrahierten Gasmengen aufgefordert, wobei durch die
Teilnahmebedingungen die unmittelbare Allokation an gesellschaftsrechtlich mit
6 Von 1992 bis 1994 gab British Gas 500 Millionen thermische Einheiten Gas pro annum frei.
Im Jahr 1995 wurden nochmals 250 Millionen thermische Einheiten Gas alloziert. Beginnend
mit dem Jahr 1994 kam es in Großbritannien zu einer spürbaren Belebung der Spotmärkte,
die Preise sanken und mit ihnen auch der Marktanteil von British Gas EFET (2003).
7 E.ON Ruhrgas AG wurde verpflichtet, die Summe von 200 Milliarden Kilowattstunden
gleichverteilt über sechs Auktionen beginnend mit dem Jahr 2002 freizugeben. Im Jahr 2008
wurden letztmalig aus dieser Auflage resultierende Gasmengen versteigert.
8 „DONG-Energy“, ein Zusammenschluss von DONG, Elsam, Energi E2, Nesa, Copenhagen
Energy and Frederiksberg Forsyning, verpflichtete sich zu einem über sechs Jahre gestreck-
ten Gas-Release Programm mit einem Gesamtgasvolumen von bis zu 2,4 Millarden Kubik-
metern DONG ENERGY (2008).
9 Durch das Joint-Venture kommt es zur Zusammenarbeit zwischen dem nationalen Erdöl-
und Ergasunternehmen, dem regionalen Erdgasverteiler Wiengas, Ferngas, EVN, Gegas so-
wie der Linz Gas/Waerme. EconGas stimmte zu, im Jahr 2003 am Hub Baumgarten 250
Millionen kWh Erdgas anzubieten. Zudem verpflichtete sich das Unternehmen zur Freigabe
von 25 Losen mit jeweils 110,674 Millionen kWh bei einer Laufzeit von einem Jahr EFET
(2003).
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den Monopolisten verbundene Unternehmen ausgeschlossen wird.10 Die Aus-
gestaltung des Allokationsmechanismus variierte von Programm zu Programm. In
Großbritannien wurden die Gashändler jährlich zu Mengengeboten an einer Ga-
stranche eingeladen, die zu den durchschnittlichen jährlichen Bezugskosten von
British Gas veräußert wurden. In Spanien war das Design ähnlich. Dagegen ver-
steigerten EconGas, DONG Energy und E.ON Ruhrgas mehrere Lose in simul-
tanen ascending-clock Auktionen.11 Erfolgreiche Bieter zahlen in diesen Auktio-
nen jeweils den Preis des letzten erfolglosen Gebotes. Ob und inwieweit nach der
Allokation Informationen veröffentlicht werden, ist für die Auktionen in Groß-
britannien und Spanien nicht dokumentiert, aber gemäß EFET (2003) wurden
die Endallokation in Spanien (Großbritannien) (nicht) veröffentlicht. Für das GRP
von EconGas müssen qualifizierte Bieter Vertraulichkeit bezüglich aller ihnen zur
Kenntnis kommender Information zusagen, insbesondere hinsichtlich des Start-
preises, des laufenden Angebotspreises und des finalen Auktionspreises ECON-
GAS (2008). Die Identität der Auktionsteilnehmer wurde nicht veröffentlicht. Aus
den Regeln ist aber nicht ersichtlich, welche Informationen der Verkäufer erhält.
Demgegenüber publiziert DONG Energie die Anzahl der Auktionsrunden, die
Anzahl der verkauften Lose, die Anzahl der erfolgreichen Bieter und den finalen
Verkaufspreis. Die Identität der erfolgreichen Bieter dagegen wird nicht bekannt-
gegeben. E.ON Ruhrgas veröffentlicht nach Abschluss einer Versteigerung die
Anzahl der erfolgreichen Bieter und die aggregierte Nachfrage. Von HOLT et al.
(2007) wird die Bekanntgabe zumindest des Gleichgewichtspreises, der Identi-
täten der Gewinner und der von jedem Gewinner ersteigerten Losgröße emp-
fohlen. Dagegen warnt AUSUBEL (2007) vor der Veröffentlichung individueller
Daten, weil sie potenziellen Kartellmitgliedern die Überwachung von Auktions-
absprachen erleichtere. Empfohlen wird daher lediglich die Bekanntgabe der ge-
10 In Spanien werden Gashändler mit einem Marktanteil von mehr als 50 % ausgeschlossen. Zu-
dem wurden in der Auktion Gebote für ungültig erklärt, die um mehr als 10%-Punkte über
dem durchschnittlichen Preis lagen. Jedoch wurden auch Bedenken geäußert, die Qualifika-
tionskriterien für eine Teilnahme am Gas-Release könnten den Markteintritt neuer Anbieter
abschrecken, denn in Spanien qualifizierten sich ausschließlich nationale Unternehmen für
den Bieterwettbewerb. Im Hinblick auf das E.ON Ruhrgas - GRP wurde vorgegeben, dass
die Beteiligung der E.ON Ruhrgas an einem Qualifikanten nicht mehr als 10 % betragen
dürfe und E.ON Ruhrgas auch keine Veto-Befugnisse die Qualifikation von Teilnehmern be-
treffend haben dürfe. Zudem konnte keines der teilnehmenden Unternehmen mehr als ein
Drittel der angebotenen Lose kaufen E.ON RUHRGAS (2008). Die Selbstverpflichtung von
DONG Energy gegenüber der Europäischen Kommission schloss die unmittelbare Teilnah-
me des Unternehmens sowie durch verbundene Unternehmen mittelbar platzierte Gebote
aus DONG ENERGY (2008). Zudem wurde diesen Unternehmen auch eine Teilnahme am
Sekundärhandel dieser Gasmengen untersagt KROMANN (2006). Auch die mit EconGas ver-
bundenen Unternehmen wurden vom Gas-Release ausgeschlossen ECONGAS (2008).
11 Das Gas-Release-Programm von DONG Energy and E.ON Ruhrgas AG wurde spezifiziert
und operativ umgesetzt durch Power Auctions LLC.
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samten versteigerten Menge.
8.3.2 Erdgasspeicherung
Gemäß BERTOLETTI et al. (2008) sind die Märkte für die Speicherung von Erd-
gas in den meisten Staaten Kontinentaleuropas enge Oligopole, und wenn man
ERGEG (2006) im Hinblick auf die begrenzte geografische Wirksamkeit von
Speichersystemen folgt, handelt es sich jeweils um räumliche Monopolstruktu-
ren. Der Speicherzugang ist ein wichtiger Produktionsfaktor zum Angebot von
Dienstleistungen auf dem Gasmarkt, weil er es den Anbietern ermöglicht, flexibel
und unmittelbar auf Nachfrageschwankungen zu reagieren.12 Indem sie den Un-
ternehmen ein kostengünstiges Strukturierungsinstrument zur Verfügung stel-
len, können ceteris paribus mehr Unternehmen in den Markt eintreten und den
Endkunden dann auch enge Substitute anbieten.13 Folgerichtig bestimmt die Al-
lokation von Speicherkapazitäten letztlich auch die Struktur des Wettbewerbs um
Endverbraucher. Die Richtlinien 98/30/EC sowie 2003/55/EC der Europäischen
Kommission verlangen die buchhalterische Entflechtung des Speichergeschäftes
gegenüber den Aktivitäten der Gasverteilung bzw. des Gastransportes oder dem
Gasvertrieb.14 Alle Betreiber von Speicheranlagen müssen Dritten einen „fairen“
und „diskriminierungsfreien“ Zugang zum Speicher ermöglichen (sogenannter
„third-party-access“ oder auch TPA).15 TPA kann gegenwärtig entweder durch
verhandelten (bilateralen) Speicherzugang oder regulierten Speicherzugang ge-
währt werden. Beide Alternativen finden in Mitgliedsstaaten der europäischen
Union Anwendung ERGEG (2006).16
Gasspeicherauktionen wurden erstmals im Jahr 1999 in Großbritannien
durchgeführt HAWDON und STEVENS (2001).17 Damit reagierte die Regulie-
12 Es gibt vier weitere Quellen der Flexibilität, nämlich flexible Produktionsquellen, flexible Im-
portverträge, unterbrechbare Ausspeiseverträge und ein volatiler Zugang zum Spot-Markt.
Gemäß ERGEG (2006) sind diese Alternativen aber lediglich imperfekte Substitute für einen
Zugang zum Erdgasspeicher.
13 Außerdem unterstützt ein flexibler Speicherzugang den Handel an Gasmärkten.
14 Vgl. hierzu insbesondere Artikel 19 der Europäischen Richtlinie 2003/55/EC.
15 Gemäß Artikel 2.9 kann es Ausnahmeregelungen vom TPA geben.
16 Im regulierten TPA-Regime werden die Tarife oder ihre Kalkulationsmethoden durch die Re-
gulierungsbehörde bestimmt oder ex-ante durch die nationale Gesetzgebung. In Belgien,
Tschechien und Ungarn gilt regulierter TPA bei Versorgung regulierter Märkte. Dagegen
wird der Speicherzugang in Italien, Lettland, Polen und Spanien grundsätzlich reguliert.
Verhandelten Speicherzugang dagegen findet man in Österreich, der Tschechischen Repu-
blik und Ungarn. Die Tarife werden grundsätzlich durch den Speicherbetreiber definiert,
obwohl die nationalen Regulierungsbehörden bspw. in Dänemark, Frankreich, Deutschland,
den Niederlanden, der Slowakei, Schweden und Großbritannien in gewissem Umfang in den
Prozess der Tarifbestimmung eingebunden sind bzw. werden können ERGEG (2006).
17 Zwischen 1990 und 1997 gab es für den Transport und die Speicherung von Erdgas identische
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rungsbehörde Ofgas auf wiederholte Bedenken gegenüber der von ihr bis da-
to durchgeführten Preisobergrenzenregulierung. Zunächst beschränkte sich die
Auktionierung auf die Speicher Rough and Hoursay. Für jede Lokation wur-
den in sequentiellen, zweidimensionalen, second-price Auktionen Kapazitäts-
nutzungsrechte mit einer Laufzeit von fünf Jahren oder einem Jahr versteigert.
Kapazität ist hierbei ein Produktbündel aus Arbeitsgasvolumen, Einspeicherleis-
tung und Ausspeicherleistung. Die von British Gas durchgeführten Auktionen
sahen keine Teilnahmebeschränkungen vor. Von HAWDON und STEVENS (2001)
wird die mangelnde Transparenz dieser Auktionen kritisiert, denn es wurden
weder die individuellen Gebote noch die Identitäten der Bieter veröffentlicht.
Zudem werden Erdgasspeicherauktionen gemäß ERGEG - ERGEG entwickelte
im Jahr 2006 einen Leitfaden für Erdgasspeicherbetreiber („Guidelines for Good
Practice for Gas Storage System Operators“ oder kurz “GGPSSO“) - von Gaz de
France in Frankreich, MOL in Ungarn und in Großbritannien nach wie vor von
Centrica Storage Limited durchgeführt.18 In Frankreich und Ungarn werden die
Auktionsregeln wesentlich durch nationale Gesetzgebung vorgegeben. Dagegen
wird der Mechanismus in Großbritannien vom Auktionator, der Centrica Stora-
ge Limited, entwickelt und durch den nationalen Regulierer Ofgem überwacht
ERGEG (2006).
Im Jahr 2007 versteigerte E.ON Ruhrgas in Deutschland 20 Speichereinheiten
mit einer Laufzeit von jeweils einem Jahr. Jeder Kontrakt war definiert durch eine
maximale Ausspeicherleistung, das Arbeitsgasvolumen und eine maximale Ein-
speicherkapazität.19 Die Allokationsregel sah vor, dass der Höchstbietende den
Zuschlag erhielt und sein Gebot zahlen musste E.ON RUHRGAS (2007). Intrans-
parent jedoch ist, ob es sich um ein sequenzielles oder ein simultanes Verfahren
handelte und ob die Auktionsergebnisse den Auktionsteilnehmern veröffentlicht
wurden. Auch von der RWE Vertriebs GmbH, einem weiteren großen deutschen
Betreiber von Untertageerdgasspeicheranlagen, werden Auktionen durchgeführt
RWE (2008b). Hierüber wurde bekannt, dass insgesamt 18 Unternehmen an der
Auktion, in der von RWE acht Kontrakte angeboten wurden, teilgenommen ha-
ben. Mitgliedsunternehmen der RWE-Gruppe waren in der Auktion nicht zuge-
lassen.20 Dem Autor dieser Arbeit ist lediglich bekannt, dass nach Auktionsende
Preisobergrenzen. Daran schloss sich eine Phase differenzierter price-caps an.
18 Zudem gibt es folgende Allokationsmechanismen: „first come first served“, „first commit-
ted first served“, “capacity follows the customer“ sowie „andere“, nicht näher spezifizierte
Mechanismen ERGEG (2006).
19 Gemäß REUTERS (2008a) war diese Auktion eine Antwort von E.ON Ruhrgas auf die Festle-
gung eines neuen Marktzugangsregimes und auf die Senkungen der Transporttarife durch
die Bundesnetzagentur.
20 Jeder Kontrakt bestand aus einem Arbeitsgasvolumen in einer Höhe von 100 Millionen Ki-
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die Anzahl der zum Zuge gekommenen Bieter veröffentlicht wurde. Dagegen
verkauft das dänische Unternehmen „EnerginetDK“ jährlich Gasspeicherkapa-
zitäten in multiplen ascending clock Auktionen.21 Energinet.dK hat sich grund-
sätzlich zur Vertraulichkeit im Hinblick auf die Details der zu Stande gekom-
menen Speicherverträge verpflichtet, ist jedoch berechtigt, Informationen bezüg-
lich der Anzahl angefragter Kapazitäten, des Ausmaßes freier technischer und
verkaufter fester Kapazitäten, der historischen Speichernutzung, der Anzahl der
Speicherkontrakte und der Anzahl der Speichernutzer anonymisiert zu veröffent-
lichen ENERGINET.DK (2008). In der Tschechischen Republik verkauft das dor-
tige Tochterunternehmen von RWE Verträge mit einer Laufzeit von einem Jahr
oder einem Monat in elektronischen Mehrrundenauktionen und veröffentlicht
die Anzahl der Auktionsteilnehmer, die Anzahl der zum Zuge gekommenen Bie-
ter und den Gleichgewichtspreis RWE (2008b). Folglich variiert das Ausmaß des
Informationstransfers und scheint umso größer zu sein, je stärker die Regulie-
rungsbehörden in den Spezifikationsprozess eingebunden sind.
8.3.3 Transportkapazitäten
Der Markteintritt neuer Erdgasanbieter setzt die Verfügbarkeit von Transportka-
pazitäten im Fernleitungsnetz voraus. Auktionen von Einspeisekapazitäten wer-
den erstmals von MCDANIEL und NEUHOFF (2002a) für das Jahr 1999 in Groß-
britannien beschrieben.22 Die Auktionen ersetzten ein System, das den sogenann-
ten Transportkunden prinzipiell den Erwerb unbeschränkter Transportkapazitä-
ten sowohl im Hinblick auf die Kapazität als auch auf die zeitliche Dimension
ermöglichte NEWBERY (2003).23 Die im „Uniform Network code“ (nachfolgend
„UNC“) niedergelegten Auktionsregeln werden vom Verband der Transportkun-
den weiterentwickelt und von der Regulierungsbehörde genehmigt.24 Die Bieter
können verdeckte Gebote im Hinblick auf eine beschränkte Anzahl der an den
lowattstunden, einer Einspeicherleistung in Höhe von 60 Megawattstunden pro Stunde und
einer Ausspeicherleistung in Höhe von 75 Megawattstunden pro Stunde. Die Laufzeit der
Kontrakte betrug 3 Jahre. Für jeden Kontrakt wurde von RWE ein Mindestpreis in Höhe von
2,775 Millionen Euro festgelegt.
21 „First-come first-served“ dagegen kommt nur dann zum Einsatz, wenn nach der
Auktion noch Speicherkapazitäten verfügbar sind ENERGINET.DK (2008). Energinet.dk
ist ein öffentliches Unternehmen, in dessen Eigentum sich sowohl das dänische
Elektrizitätsübertragungs- als auch das Erdgastransportnetz befinden. Das Unternehmen
wie auch der gesamte dänische Energiesektor wird von der dänischen Regulierungsbehörde
überwacht.
22 Seit dem Jahr 2009 werden auch Ausspeisekapazitäten versteigert.
23 Die Kapazitätsrechte wurden zuvor gemäß ihrer langfristigen, von der Regulierungsbehörde
bestimmten Grenzkosten bepreist.
24 Versteigert werden sowohl feste Kapazitätsprodukte mit jährlicher, monatlicher und tägli-
cher Laufzeit als unterbrechbare tägliche Kapazitätsprodukte.
8.4. ELEKTRIZITÄTSMÄRKTE 227
Einspeisezonen verfügbaren Transportzeiträume abgeben und zahlen im Falle
eines Zuschlages einen Preis in Höhe ihres Gebotes an den Auktionator (pay as
bid). Auch die an die Bieter nach der Auktion weitergegebenen Informationen
sind im UNC spezifiziert.25 Die Veröffentlichung von Auktionsergebnissen (ag-
gregierte verkaufte Kapazität, nicht verkaufte Kapazität, Auktionserlöse) erfolgt
für jede Einspeisezone getrennt und dort jeweils für jedes angebotene Kapazitäts-
produkt NATIONAL GRID (2008).
8.4 Elektrizitätsmärkte
Das Pendant der “Gas-Release“-Programme sind auf den Elektrizitätsmärkten
die Freigaben von Erzeugungskapazitäten, sogenannte „Generation Capacity Re-
leases“ (kurz „GCR“), die von den Kraftwerkseigentümern durchgeführt wer-
den. Denn obwohl die erste wie auch die zweite Elektrizitätsrichtlinie der Eu-
ropäischen Union eine Reform des europäischen Elektrizitätsmarktes anstieß,
sind die Märkte für Erzeugungskapazitäten der überwiegenden Anzahl der Mit-
gliedsstaaten sehr hoch konzentriert.26 Die Hauptursachen dieser Marktkonzen-
tration sind gemäß JAMASB und POLLITT (2005) der Einfluss europäischer Ener-
gieunternehmen auf die Legislative sowie die geschickte Ausnutzung von Re-
gelungslücken. Eine im Jahr 2007 durchgeführte Untersuchung des Elektrizitäts-
und des Gassektors bestätigte eine Kontrolle des Energieangebotes durch wenige
Unternehmen und legte den verantwortlichen Behörden korrigierende Eingriffe
bspw. durch die Versteigerung von Energieerzeugungsrechten an neue Anbieter
nahe.27
Durch ein GCR werden also Optionen zur Nutzung von Kraftwerkskapazi-
täten marktbeherrschender Unternehmen alloziert. Innerhalb der europäischen
Mitgliedsstaaten wurden diese Allokationen in Frankreich, Spanien, Belgien und
Deutschland durchgeführt. Electricité de France (EDF) verpflichtete sich in einem
Übereinkommen mit der Europäischen Kommission im Zusammenhang mit der
Übernahme des deutschen Energieerzeugers EnBW im Jahr 2001 zur regelmä-
ßigen Freigabe von Kraftwerkskapazitäten. Seither bietet das Unternehmen nicht
verbundenen Energieerzeugern bzw. -anbietern sowie Energiehändlern in Frank-
reich in einer vierteljährlichen multiplen ascending-clock auction Erzeugungska-
25 Vgl. insbesondere (JOGT (2008), section B, 2.14).
26 Die Energierichtlinien sind u.a. abrufbar unter EUROPEAN COMMISSION (2003).
27 Informationen zur Untersuchung des Energiesektors in den Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union durch die Europäische Kommission sind in EUROPEAN COMMISSION (2007)
dokumentiert.
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pazitäten an.28 Der Energieanbieter verkauft einen Vertrag, in dem sowohl Re-
gelungen zum Energie- als auch zum Kapazitätspreis enthalten sind. Der Ener-
giepreis wird vorab fixiert, der Kapazitätspreis jedoch durch den Auktionsme-
chanismus bestimmt (EDF 2008). Dann veröffentlicht EDF die Anzahl der Auk-
tionsteilnehmer und die Anzahl der Gewinner wie auch für jeden angebotenen
Kontrakt den finalen Kapazitätspreis und die aggregierte Nachfrage nach Erzeu-
gungskapazität.
Die in Belgien von Electrabel zur Versteigerung von Erzeugungskapazitäten
verwendeten Auktionsregeln gleichen gemäß ELECTRABEL (2008) den von EDF
in Frankreich verwendeten.29 In Spanien wurde eben dieses Auktionsformat für
die im September 2007 abgehaltene Endesa/Iberdrola Auktion virtueller Kraft-
werksscheiben bestimmt. Durch das Ministerium für Industrie, Tourismus und
Wirtschaft wurden die Unternehmen Endesa und Iberdrola zu fünf Auktionen
verpflichtet. In Deutschland führte E.ON Energie im Jahr 2007 die Auktion vir-
tueller Kraftwerkskapazitäten - insgesamt wurden 250 MW Kapazität angeboten
- durch. Das Unternehmen setzte dabei auf eine ausgesprochen zurückhaltende
Informationspolititik, denn nur die Anzahl potenzieller Bieter, die Anzahl der
Gewinner und der einheitliche Kapazitätspreis wurden nach Abschluss der Ver-
steigerung veröffentlicht E.ON (2008b). Die Auktion ist Teil eines von E.ON als
Wettbewerbsinitiative bezeichneten Prozesses E.ON (2008a).
8.5 Zusammenfassung
Die industrieökonomische Bedeutung der Informationspolitik bei marktregulie-
renden Allokationsverfahren lässt sich an zahlreichen Anwendungsfällen ver-
deutlichen. Für die Bereiche der Telekommunikations- und der Energieindustrie,
in denen sich insbesondere die Frage nach der optimalen Marktstruktur stellt, of-
fenbart sich eine ausgeprägte Heterogenität des Informationsverhaltens. Tenden-
ziell ausgepägter erscheint letzteres in jenen Fällen zu sein, in denen nationale
Regulierungsbehörden die Vergabemechanismen eigenständig gestalten oder die
Ausarbeitung solcher Regeln eng begleiten.
28 Die so vergebene Erzeugungskapazität entspricht etwa 10% des Elektrizitätsangebotes in
Frankreich POWER (2010).
29 Die Versteigerung war eine Auflage der belgischen Wettbewerbsbehörde gegenüber Electra-
bel Customer Solutions N.V./S.A., einem Tochterunternehmen von Electrabel, als diese be-
antragte, Grundversorger mehrerer kommunaler Stromverteilunternehmen zu werden. Die
erste Auktion fand im Jahr 2003 für Produkte mit einer Laufzeit bis zum Jahresende 2008
statt.
Anhang A
Beweise
A.1 Beweis von Lemma 7.1
Bewiesen wird, dass die nachfolgende Verknüpfung von Wahrscheinlichkeiten
und Strategien ein Perfektes Bayesianisches Gleichgewicht (PBG) ist:
(i) Der Regulierer verpflichtet sich zur unverfälschten Weitergabe der Grenz-
kostenmitteilungen, veröffentlicht die Gebühr tL für Unternehmen, die
niedrige Grenzkosten bekunden, und die Allokationsregel Ai, welche die
Mitteilungen der Neulinge in einen Lizenzvektor transformiert.
(ii) Die Allokationsentscheidung des Regulierers basiert auf der Annahme,
dass jeder Neuling die Wahrheit sagt. Somit aktualisiert er eine dem gu-
ten Neuling anfänglich zugeordnete Wahrscheinlichkeit in Höhe von σ auf
entweder Null oder Eins in Abhängigkeit davon, welchen Typ der Neuling
bekundet. Für jede Allokationregel Ai bestimmt diese Mitteilung die An-
zahl gewährter Lizenzen.
(iii) Der Neuling A geht vom aufrichtigen Verhalten beider möglicher Typen
des Neulings B gegenüber dem Regulierer aus und aktualisiert aus diesem
Grund seine Einschätzung im Hinblick auf einen Konkurrenten mit niedri-
gen Grenzkosten in Abhängigkeit von der vom Regulierer gesendeten In-
formation von σ auf entweder Eins oder Null. Dies gilt so auch für den
Neuling B.
In diesem PBG trifft jedes Unternehmen seine Mengenentscheidung basierend
auf der Annahme, dass dem Regulierer immer der wahre Typ mitgeteilt wird. Um
zu beweisen, dass die oben beschriebene, aus Wahrscheinlichkeiten und Strate-
gien geformte Struktur tatsächlich ein PBG ist, muss gezeigt werden, dass es für
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keinen der Akteure (unabhängig welchen Typs er auch sei) eine profitable Ab-
weichung von der Bekundung des wahren Typs gibt. Wenn ein Neuling hinge-
gen einen falschen Typ mitteilt, wird der Regulierer diese Information unverzerrt
an alle Anbieter weiterleiten. Per Definition gehen die Konkurrenten dann mit ei-
ner Wahrscheinlichkeit in Höhe von Eins von einem falschen Typ aus und treffen
ihre Mengenentscheidung auf der Grundlage dieser Information. Dies muss bei
der Bestimmung der durch ein Abweichen von der Wahrheit erzielbaren Gewin-
ne berücksichtigt werden. Dann kann wie folgt fortgefahren werden:
Es sei Π
θθ̂
(Ai) der Erwartungswert des Gewinns des Typen θ ∈ {L, H} vor
Abzug der Transferzahlungen, wenn er dem Regulierer, der sich zuvor auf die
Allokationsregel Ai festgelegt hat, mitteilt, den Grenzkostentyp θ̂ ∈ {L, H} zu
besitzen. Weiterhin sei tL die Transferzahlung wenn der bekundete Typ θ̂ = L
ist und es wird tH = 0 angenommen, wenn dem Regulierer der Typ θ̂ = H
mitgeteilt wird. Ein Gleichgewicht, in dem beide Unternehmen unabhängig von
der Typenrealisation die Wahrheit sagen, existiert genau dann, wenn
ΠLL(Ai)− tL ≥ ΠLH(Ai) und ΠHL(Ai)− tL ≤ ΠHH(Ai) (A.1)
gleichzeitig erfüllt sind. Es existiert ein Transfer tL, so dass beide Ungleichungen
für alle Allokationsregeln genau dann erfüllt sind, wenn
ΠLL(Ai)−ΠLH(Ai) ≥ ΠHL(Ai)−ΠHH(Ai) für alle Ai ist. (A.2)
Die Vorgehensweise soll beispielhaft an der Allokationsregel A2 verdeutlicht
werden. Die linke Seite von Ungleichung A.2 ist
ΠLL(A2)−ΠLH(A2) = [σpiLL(MILL) + (1− σ)piLL(MIL)]− [(1− σ)piLH(MILH)] .
Wenn der gute Neuling wahrheitsgemäß L bekundet, erhält er immer eine
Lizenz, was zur Folge hat, dass die Marktstruktur MILL mit einer Wahrschein-
lichkeit in Höhe von σ und MIL mit einer Wahrscheinlichkeit in Höhe von 1− σ
ist. Die jeweiligen (ex-post) Gewinne sind piLL(MILL) und piLL(MIL); sie kön-
nen Tabelle 7.2 entnommen werden. Lügt der gute Neuling, erhält er die Lizenz
nur mit der Wahrscheinlichkeit (1− σ). In Wahrheit ist die Marktstruktur dann
MILH, doch der Regulierer geht vom konformen Verhalten des A aus, leitet also
den falschen Typ weiter, so dass sich das etablierte Unternehmen und der andere
Neuling so verhalten, als ob die Marktstruktur MIHH wäre. Der diesbezügliche Ge-
winn ist piLH(MILH) und nicht in Tabelle 7.2 enthalten. Separates Nachrechnen
führt zu piLH(MILH) = 1/16.
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Analog erhält man
ΠHL (A2)−ΠHH (A2) = [(1− σ)piHL(MIH)]− [(1− σ)piHH (MIHH)]
für den schlechten Neuling und folglich für die rechte Seite von Ungleichung A.2.
Hierbei muss bei der Bestimmung von piHL(MIH) berücksichtigt werden, dass
das etablierte Unternehmen mit Sicherheit von einem guten Neuling ausgeht. So
folgt piHL(MIH) = (1/3− c/2)2, wodurch sich Ungleichung A.2 zu
σ
1
16
+ (1− σ) 1
9
− (1− σ) 1
16
≥ (1− σ)
(
1
3
− c
2
)2
− (1− σ) 1
16
(1− 2c)2
verändert, was zum Term 1/48 [3σ+ 4c (1− σ)] zusammengefasst werden kann.

A.2 Beweis von Satz 7.1
Die erwartete Wohlfahrt jeder Allokationsregel folgt direkt aus Tabelle 7.1 durch
Gewichtung der jeweils in Tabelle 7.2 enthaltenen Einträge mit den Eintrittswahr-
scheinlichkeiten der drei Typenvektoren (L, L), (L, H) und (H, H). Ein Vergleich
der Funktionen zeigt, dass A5 und A6 dominiert werden und führt direkt zu Satz
7.1. Die Bestimmung der Ergebnisse in Tabelle 7.2 ist unkompliziert, weshalb auf
eine Darstellung des Rechenweges an dieser Stelle verzichtet wird. 
A.3 Beweis von Lemma 7.2
Dieser Beweis orientiert sich eng an dem zu Lemma 7.1. Ein wichtiger Unter-
schied aber ist, dass die Einschätzungen der Unternehmen im Hinblick auf den
Typ des jeweiligen Konkurrenten von der Allokationsregel, der beobachteten
Marktstruktur und den eigenen Grenzkosten abhängen, jedoch nicht direkt vom
Grenzkostentyp, da der Regulierer diese Information nicht weiterleitet (mittelbar
beeinflusst der dem Regulierer mitgeteilte Typ das Verhalten der Unternehmen
natürlich, da dieser die Anzahl der Unternehmen im Markt allen Akteuren be-
kanntgibt). Zu beweisen ist, dass folgende Struktur aus Strategien und Aktuali-
sierungen von Typeneinschätzungen ein PBG ist:
(i) Der Regulierer verpflichtet sich, die ihm mitgeteilten Typen nicht weiter-
zuleiten sowie zur Anwendung der Allokationsregel Ai, welche die Grenz-
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kostenmitteilungen von Neulingen in einen Lizenzvektor transformiert und
setzt für Neulinge, die niedrige Grenzkosten anzeigen, eine Transferzah-
lung in Höhe von tL̂ fest.
(ii) Der Regulierer aktualisiert seine Einschätzungen im Hinblick auf einen gu-
ten Neuling von σ auf entweder Eins oder Null in Abhängigkeit von der
ihm unterbreiteten Grenzkostenmitteilung. Gemäß dieser Aktualisierung
wird die Allokationsregel Ai angewendet, woraus jeweils eine bestimmte
Anzahl allozierter Lizenzen resultiert.
(iii) Der Neuling A antizipiert, dass Neuling B - gleich welchen Typs dieser ist -
dem Regulierer immer die Wahrheit sagt und der Regulierer die Allokation
der Lizenzen auf der Grundlage seiner Vorabfestlegung auf Regel Ai voll-
zieht. Folglich aktualisiert Neuling A die Eintrittswahrscheinlichkeit eines
anderen Neulings mit niedrigen Grenzkosten in Abhängigkeit von Ai und
der beobachteten Marktstruktur. Dies gilt so auch für den Neuling B.
Die aktualisierten Eintrittswahrscheinlichkeiten bestimmen die Mengenent-
scheidung der Unternehmen, und sie basieren alle auf der Annahme, dass die
Typen dem Regulierer wahrheitsgemäß mitgeteilt werden. Notwendige Voraus-
setzung eines PBG ist die Nichtexistenz einer profitablen Abweichung vom an-
reizkonformen Verhalten. Weicht ein Neuling ab, bekundet also einen anderen
als den wahren Typ, geht der Regulierer mit einer Wahrscheinlichkeit in Höhe
von Eins davon aus, dass der bekundete der wahre Typ ist und wird aufgrund
dieser Annahme die jeweils in Ai definierte Allokationsentscheidung treffen. Die
wahrgenommene Marktstruktur sowie das Wissen um den eigenen Typ und um die
Allokationsregel bestimmen die gemäß der Bayesschen Regel zu aktualisierende
Einschätzung von Neuling A im Hinblick auf den Typ von Neuling B, wenn letz-
terer die Unwahrheit sagt. Bei der Bestimmung der aus einem Fehlverhalten eines
Neulings resultierenden individuellen Gewinne muss diese Logik berücksichtigt
werden.
Die Existenzbedingung für ein solches PBG ist somit
ΠLL(Ai)−ΠLH(Ai) ≥ ΠHL(Ai)−ΠHH(Ai) für alle Ai. (A.3)
Die Vorgehensweise soll wiederum am Beispiel von A2 erläutert werden. Für
einen guten Neuling mit niedrigen Grenzkosten resultiert in Verbindung mit Al-
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lokationsregel A2, dass
ΠLL(A2)−ΠLH(A2) =
[σpiLL(MILL) + (1− σ)piLL(MIL)]− [(1− σ)piLH(MILH)]
ist, wobei aus oben diskutierten Gründen bei der Bestimmung der aktualisierten
Wahrscheinlichkeitsverteilungen große Sorgfalt erforderlich ist. Ist nämlich die
wahre Marktstruktur MILL, ist dies dem anderen Neuling, der drei Unternehmen
im Markt beobachtet, mit Sicherheit bekannt, da er seinen eigenen Typ kennt und
zudem weiß, dass im Falle gemischter Typen unter A2 lediglich ein Neuling li-
zensiert wird. Das etablierte Unternehmen aber bemisst das Vorliegen von MILL
mit einer Eintrittswahrscheinlichkeit in Höhe von σ2 und das von MIHH mit der
Wahrscheinlichkeit (1− σ)2. Dagegen ist das etablierte Unternehmen, wenn es
zwei Unternehmen im Markt beobachtet (MIL), vollständig über den Konkurren-
tentyp informiert. Gibt der gute Neuling A vor, hohe Grenzkosten zu haben, wo-
bei die tatsächliche Marktstruktur dann folglich MILH ist, vermutet das etablierte
Unternehmen, wenn es drei Unternehmen im Markt beobachtet, die Marktstruk-
tur MILL mit einer Wahrscheinlichkeit σ2 und MIHH mit einer Wahrscheinlichkeit
in Höhe von (1− σ)2. Doch der andere Neuling (Neuling B), der seine (hohen)
Grenzkosten kennt, trifft seine Entscheidung fälschlicherweise auf der Annahme,
die Marktstruktur sei mit einer Wahrscheinlichkeit in Höhe von Eins MIHH, und
verhält sich konform hierzu.
So kann für einen Neuling mit hohen Grenzkosten gezeigt werde, dass
ΠHL(A2)−ΠHH(A2) =
[σpiHL(MIHL) + (1− σ)piHL(MIH)]− [(1− σ)piHH(MIHH)]
gilt, wobei erneut berücksichtigt werden muss, dass die Bestimmung der Wahr-
scheinlichkeitsstruktur für die Konkurrenten von anreizkonformen Verhalten
ausgeht, also truth-telling vorausgesetzt wird.1 Nach Bestimmung aller Gewinn-
funktionen vereinfacht sich Ungleichung A.3 zu
c
(
1
12
− c σ (1− σ)
6 (1− 2σ+ 2σ2) +
σ
6
− cσ
4
)
> 0.
1 In der Marktstruktur MIHL geht das etablierte Unternehmen mit der Wahrscheinlichkeit σ2
von MILL aus und mit der Wahrscheinlichkeit (1− σ)2 von MIHH . Hingegen irrt sich der
gute Neuling, wenn er mit Sicherheit von der Marktstruktur MILL ausgeht. Bei zwei Unter-
nehmen im Markt - die wahre Marktstruktur ist MIH - irrt sich das etablierte Unternehmen,
denn es geht mit Sicherheit von der Marktstruktur MIL aus.
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Die Ungleichheit ist darauf zurückzuführen, dass der Term
[σ (1− σ)] /
[
6
(
1− 2σ+ 2σ2
)]
sein Maximum für σ = 1/2 erreicht und in diesem 1/12 beträgt, sowie dass
cσ/4 < σ/6 für alle c < 2/3 gilt. 
A.4 Beweis von Satz 7.2
Aufgrund des nicht-monotonen Einflusses der exogenen Variablen c und σ auf
die Superiorität der Allokationsregeln kann Satz 7.2 nur mit einer numerischen
Simulation bewiesen werden. Für eine gegebene Allokationsregel bestimmen die
Unternehmen zunächst ihre optimale Angebotsmenge unter Berücksichtigung
der Anzahl der Lizenznehmer sowie des eigenen Typs und der Einschätzung der
Typen der Konkurrenten. Zur Verdeutlichung wird wiederum auf Allokationsre-
gel A2 zurückgegriffen und zudem unterstellt, dass drei Unternehmen im Markt
interagieren. Die Marktstruktur ist dann entweder MILL (die Eintrittswahrschein-
lichkeit ist hierfür σ2) oder MIHH (diese Ereignis tritt mit der Wahrscheinlich-
keit (1 − σ)2 ein). Die bedingten Wahrscheinlichkeit des etablierten Unterneh-
mens sind, vorausgesetzt es erhält vom Regulierer die Information, dass insge-
samt drei Unternehmen konkurrieren, jeweils σ2/[σ2 + (1− σ)2] für MILL und
(1 − σ)2/[σ2 + (1 − σ)2] für MIHH. Die vom guten Neuling der Marktstruktur
MILL zugewiesene Wahrscheinlichkeit ist gleich Eins. Ebenfalls mit einer Wahr-
scheinlichkeit in Höhe von Eins wird vom schlechten Neuling das Vorliegen der
Markstruktur MIHH eingeschätzt, wenn im Markt drei Unternehmen beobachtet
werden. Wird nur einem Neuling der Marktzutritt gewährt, so gehen sowohl das
etablierte Unternehmen als auch der lizensierte Neuling unter A2 mit Sicherheit
von der Marktstruktur MIL aus. In Tabelle A.2 werden die individuellen Wahr-
scheinlichkeitsverteilungen für jede Allokationsregel zusammengefasst.
Die Differentation des Gleichungssystems mit den ex-ante Gewinnfunktio-
nen bezüglich der Angebotsmenge und die Lösung des hieraus resultierenden
Gleichungssystems mit Bedingungen erster Ordnung mündet dann in Gleichge-
wichtsmengen für jede Allokationsregel. Der Erwartungswert der sozialen Wohl-
fahrt wird in zwei Schritten ermittelt. Zunächst wird die ex-post Wohlfahrt einer
Marktstruktur mit der korrespondierenden Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens
gewichtet, und anschließend werden die gewichteten Wohlfahrten aller mögli-
chen Marktstrukturen summiert (vgl. auch Tabelle A.1). Ein Vergleich der Wohl-
fahrt für kleine Variationen der Parameter c und σ berücksichtigt dann beinahe
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alle Kombinationsmöglichkeiten der Parameter, und der dann verwendete nume-
rische Algorithmus ist unkompliziert. Die exakte Beschreibung der Vorgehens-
weise bei der Generierung „kleiner“ Variationen wird unter http://reference.
wolfram.com/mathematica/ref/RegionPlot.html beschrieben. 
A.5 Beweis von Satz 7.3
Der für den Beweis von Satz 7.2 für das Informationregime C verwendete Al-
gorithmus resultiert in der wohlfahrtsmaximierenden Allokationsregel als einer
durch σ und c bestimmten Funktion. Ein ähnlicher Algorithmus kann für die Be-
stimmung der Differenz zwischen ex-ante Wohlfahrten der Informationsregime
D und C verwendet werden, wobei in jedem Informationsregime die optimale
Allokationsregel für den Vergleich herangezogen wird. In MATHEMATICA werden
die relevanten Intervalle c ∈ [0, 1/3] und σ ∈ [0, 1] definiert. Dann bestimmt
das Programm iterativ die gesuchte Differenz durch schrittweise Variation der
Parameter. Die einzige Erweiterung dieses Algorithmus’ gegenüber dem für Satz
7.2 verwendeten Rechenprogramm ist die zunächst zu identifizierende maximale
Wohlfahrt für einen gegebenen c-σ-Vektor.Im Hinblick auf den von MATHEMATICA
verwendeten Algorithmus wird wiederum auf http://reference.wolfram.com/
mathematica/ref/RegionPlot.html verwiesen. 
A.6 Beweis der Sätze 7.4 und 7.5
Hierfür werden die in Satz 7.3 angewendeten Algorithmen verwendet. 
236 ANHANG A. BEWEISE
M
arktstruktur
M
IL
L
M
IL
A
1
−
(( −
3+
2
c
( −
1+
σ
))
( 5+
2
c
( −
1+
σ
)))
32
A
2
−
(( 2
c
( −
1+
σ
) 2−
15
( 1+
2
( −
1+
σ
)
σ
))
( 2
c
( −
1+
σ
) 2+
9
( 1+
2
( −
1+
σ
)
σ
)))
288
( 1+
2
( −
1+
σ
)
σ
) 2
49
Soziale
A
3
1532
−
(( 8−
c+
( 8+
c)
σ
)
( c
( −
1+
σ
) −
4
( 1+
σ
)))
72
( 1+
σ
) 2
W
ohlfahrt
A
4
1532
49
A
5
−
(( 2
c
( −
3+
σ
)
( −
1+
σ
) −
3
( −
2+
σ
)
( 1+
σ
))
( 2
c
( −
3+
σ
)
( −
1+
σ
) +
5
( −
2+
σ
)
( 1+
σ
)))
32
( −
2+
σ
) 2
( 1+
σ
) 2
A
6
−
(( 2
c
( −
3+
σ
)
( −
1+
σ
) −
3
( −
2+
σ
)
( 1+
σ
))
( 2
c
( −
3+
σ
)
( −
1+
σ
) +
5
( −
2+
σ
)
( 1+
σ
)))
32
( −
2+
σ
) 2
( 1+
σ
) 2
M
arktstruktur
M
IL
H
M
IH
H
A
1
15−
4
c( 2+
σ
+
c( −
4+
σ
2))
32
15−
4
c
( 5+
σ
+
c
( −
7+
σ
( 2+
σ
)))
32
Soziale
A
2
135−
186
c+
191
c 2+
c 2
( 1+
2
( −
1+
σ
)
σ
) 2
+
2
c
( 3+
c
( 30−
62
σ
) −
6
σ
)
1+
2
( −
1+
σ
)
σ
288
W
ohlfahrt
A
5
15
( −
2+
σ
) 2
( 1+
σ
) 2−
4
c
( −
2+
σ
)
( 1+
σ
)
( −
5+
σ
( −
4+
3
σ
)) +
4
c 2( 23+
σ
( 8−
22
σ
+
3
σ
3))
32
( −
2+
σ
) 2
( 1+
σ
) 2
A
6
15
( −
2+
σ
) 2
( 1+
σ
) 2−
4
c
( −
2+
σ
)
( 1+
σ
)
( −
5+
σ
( −
4+
3
σ
)) +
4
c 2( 23+
σ
( 8−
22
σ
+
3
σ
3))
32
( −
2+
σ
) 2
( 1+
σ
) 2
M
arktstruktur
M
IH
M
I
A
3
8
( 1+
σ
) 2−
2
c
( 1+
σ
)
( 4+
5
σ
) +
c 2
( 11+
2
σ
( 7+
σ
))
18
( 1+
σ
) 2
Soziale
A
4
38
W
ohlfahrt
A
5
8+
c
( −
8+
11
c)
18
A
6
38
Tabelle
A
.1:Soziale
W
ohlfahrt,A
llokationsregeln
und
M
arktstrukturen
im
Inform
ationsregim
e
C
A.6. BEWEIS DER SÄTZE 7.4 UND 7.5. 237
M
ar
ks
tr
uk
tu
r
M
IL
L
M
IL
A
1
β
I
=
σ
2
β
L
=
σ
2
σ
2 +
σ
(1
−σ
)
A
2
β
I
=
σ
2
σ
2 +
(1
−σ
)2
β
L
=
1
β
I
=
β
L
=
1
A
3
β
I
=
β
L
=
1
β
I
=
2σ
(1
−σ
)
2σ
(1
−σ
)+
(1
−σ
)2
β
L
=
1
be
li
ef
s
A
4
β
I
=
β
L
=
1
β
I
=
β
L
=
1
A
5
β
I
=
σ
2
σ
2 +
2σ
(1
−σ
)
β
L
=
σ
2
σ
2 +
σ
(1
−σ
)
A
6
β
I
=
σ
2
σ
2 +
2σ
(1
−σ
)
β
L
=
σ
2
σ
2 +
σ
(1
−σ
)
M
ar
kt
st
ru
kt
ur
M
IL
H
M
IH
H
A
1
β
I
=
2σ
(1
−
σ
)
β
L
=
σ
(1
−σ
)
σ
2 +
σ
(1
−σ
)
β
H
=
σ
(1
−σ
)
σ
(1
−σ
)+
(1
−σ
)2
β
I
=
(1
−
σ
)2
β
H
=
(1
−σ
)2
σ
(1
−σ
)+
(1
−σ
)2
A
2
β
I
=
(1
−σ
)2
σ
2 +
(1
−σ
)2
β
H
=
1
be
li
ef
s
A
5
β
I
=
2σ
(1
−σ
)
σ
2 +
2σ
(1
−σ
)
β
L
=
σ
(1
−σ
)
σ
2 +
σ
(1
−σ
)
β
H
=
1
A
6
β
I
=
2σ
(1
−σ
)
σ
2 +
2σ
(1
−σ
)
β
L
=
σ
(1
−σ
)
σ
2 +
σ
(1
−σ
)
β
H
=
1
M
ar
kt
st
ru
kt
ur
M
IH
M
I
A
3
β
I
=
(1
−σ
)2
2σ
(1
−σ
)+
(1
−σ
)2
β
H
=
1
A
4
β
I
=
1
be
li
ef
s
A
5
β
I
=
β
H
=
1
A
6
β
I
=
1
Ta
be
ll
e
A
.2
:A
llo
ka
ti
on
sr
eg
el
n,
be
lie
fs
un
d
M
ar
kt
st
ru
kt
ur
im
In
fo
rm
at
io
ns
re
gi
m
e
C
238 ANHANG A. BEWEISE
Anhang B
Algorithmen für die numerische
Simulation
239
0    Initialization and Content
0.1 Initialization
0.2 Content
1 Motivation
2 Definitions
3 Equilibria Concealment (Belief, Quantity, Welfare, Transfer Payment)
4 Welfare Maximization Concealment
5 Transfer Maximization Concealment
6 Equilibria Disclosure (Quantity, Welfare, Transfer Payment)
7 Welfare Maximization Disclosure
8 Transfer Maximization Disclosure
9 Welfare Comparison of Disclosure with Concealment
10 Transfer Comparison of Disclosure with Concealment
11 Summary
1     Motivation
I start with definitions and proceed with an equilibrium analysis. Eventually transfer functions will be derived and
compared.But first recall the definition of possible market structures. We denote by "X" if the firm is excluded from market
entry. A=(Incumbent), B and C are the second and the third firm.
    LL    LH    HL    HH
A1    LLL    LLH    LHL    LHH
A2     LLL    LLX    LXL    LHH
A3    LLL    LLX    LXL    LXH or LHX
A4     LLL    LLX    LXL LXX
A5     LLL    LLH    LHL LXH or LHX
A6     LLL    LLH LHL LXX
240 ANHANG B. ALGORITHMEN
We are careful especially with the rules A3 and A5 since an high cost entrant enters the market with probability 1/2 if
nature's choice turns out to two high cost entrants.
2     Definitions
coefficient matrix
cost vector
equilibrium quantity
aggregated quantity
profit function prototype
3     Equilibria Concealment
3.1    Allocation Rule A1
241
3.1.1    Beliefs
checked 2009_06_21
3.1.2    Quantity
checked 2009_06_21
3.1.3    ex.post
LLL
checked 2009_06_21
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LLH
checked 2009_06_21
LHL
checked 2009_06_21
LHH
243
checked 2009_06_21
3.1.4    ex.ante
Profit
checked 2009_06_21
Producer Surplus
checked 2009_06_21
Social Welfare
checked 2009_06_21
3.1.5    IR
checked 2009_06_21
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3.1.6    ICC
we don't need ICC in this case.
3.1.7    Transfer Function
checked 2009_06_21
3.2    Allocation Rule A2
3.2.1    Beliefs
checked 2009_06_21
3.2.2    Quantity
N=3
245
N=2
3.2.3    ex.post
LLL
checked 2009_06_21
LLX
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checked 2009_06_21
LXL
LHH
checked 2009_06_21
3.2.4    ex.ante
247
Profit
checked 2009_06_21
Producer Surplus
checked 2009_06_21
Social Welfare
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checked 2009_06_21
3.2.5    IR
checked 2009_06_21
3.2.6    ICC
Defection from truth-telling
BLh vs CL
profit from defection is Zero
BLh vs CH
ICC
checked 2009_06_21
249
3.2.7    Transfer Function
checked 2009_06_21
3.3    Allocation Rule A3
3.3.1    Belief
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checked 2009_06_21
3.3.2    Quantity
N=3
checked 2009_06_21
N=2
checked 2009_06_21
3.3.3    ex.post
LLL
251
checked 2009_06_21
LLX
checked 2009_06_21
LXL
checked 2009_06_21
LXH or LHX
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checked 2009_06_21
3.3.4    ex.ante
checked 2009_06_21
3.3.5    IR
checked 2009_06_21
3.3.6    ICC
253
checked 2009_06_21
3.3.7    Transfer Function
checked 2009_06_21
3.4    Allocation Rule A4
3.4.1 Belief
checked 2009_06_21
3.4.2    Quantity
N=3
N=2
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N=1
checked 2009_06_21
3.4.3    ex.post
LLL
checked 2009_06_21
LLX
255
checked 2009_06_21
LXL
checked 2009_06_21
LXX
checked 2009_06_21
3.4.4    ex.ante
checked 2009_06_21
3.4.5    IR
checked 2009_06_21
3.4.6    ICC
If firm BL pretends to be Bh it will not enter the market and, hence, its payoff from deviation is ZERO in expectation.
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checked 2009_06_21
3.4.7    Transfer Function
checked 2009_06_21
3.5    Allocation Rule A5
3.5.1 Belief
checked 2009_06_21
3.5.2    Quantity
N=3
257
checked 2009_06_21
N=2
checked 2009_06_21
3.5.3    ex.post
LLL
checked 2009_06_21
LLH
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Ok, as long as c>1/3, the quantity of the high-cost type is larger or equal than zero.
checked 2009_06_21
LHL
259
Symmetric to LLH wrt nonnegativity of Quantity.
checked 2009_06_21
LXH or LHX
Nonnegative Quantity: Ok it is obvious that qCH > 0 as long as c<1/2.
checked 2009_06_21
3.5.4    ex.ante
Profit
We use symmetry and only derive the functions for entrant B
I only determined PiCH$A5$LXH$C[s,c] as PiBH$A5$LHX$C[s,c] = PiCH$A5$LXH$C[s,c].
checked 2009_06_21
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Producer Surplus
checked 2009_06_21
Social Welfare
checked 2009_06_21
3.5.5    IR
checked 2009_06_21
3.5.6    ICC
Defection from truth-telling
BLh vs CL, market structure IhL
261
checked 2009_06_21
BhL vs CH - market structure IhX with prob=0.5
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checked 2009_06_21
ex.ante
checked 2009_06_21
payment of low cost firm
checked 2009_06_21
3.5.7    Transfer Function
263
checked 2009_06_21
3.5    Allocation Rule A6
Here we can rely on the results in section 4.2.5 (A5,N=3) and in section 4.2.4 (A4,N=1).
ex.post
LLL
checked 2009_06_21
LLH
checked 2009_06_21
LHL
checked 2009_06_21
LXX
checked 2009_06_21
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ex.ante
Profit
checked 2009_06_21
Producer Surplus
checked 2009_06_21
Social Welfare
checked 2009_06_21
IR
checked 2009_06_21
ICC
Again we use parts from A5 under Concealment (BLh vs. CL)
payment of a low-cost firm
checked 2009_06_21
Transfer Function
265
checked 2009_06_21
4    Welfare Maximization Concealment
4.1.    Comparative Statics
266 ANHANG B. ALGORITHMEN
267
4.2.    Summary of Welfare Maximization Concealment
268 ANHANG B. ALGORITHMEN
RESULT. A1, A2, A3, A4 or A5 can be welfare superior. This confirmes what we already knew and proves that the all of
the ex-post functions are correct.
5    Transfer Maximization Concealment
5.1.    Comparative Statics
269
270 ANHANG B. ALGORITHMEN
5.2.    Summary of Transfer Maximization Concealment
RESULT: A1, A2, A3, A4 or A5 maximize the transfer payments of the regulator under concealment. The domination
areas are different from the result in our submission.
6    Equilibria Disclosure
I decided to review also the calculations on the disclosure policy in order to exclude errors.
6.1    Beliefs
LLL
checked 2009_06_21
LLH and LHL
271
checked 2009_06_21
LHH
checked 2009_06_21
LXL or LLX
checked 2009_06_21
LXH or LHX
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checked 2009_06_21
LXX
checked 2009_06_21
6.2    ex.post
LLL
273
checked 2009_06_21
LLH
nonnegative quantity condition
checked 2009_06_21
LHL
nonnegative quantity condition
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checked 2009_06_21
LHH
nonnegative quantity condition
checked 2009_06_21
LXL or LLX
275
checked 2009_06_21
LXH or LHX
checked 2009_06_21
LXX
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checked 2009_06_21
6.3    ex.ante
6.3.1    A1
Profit
checked 2009_06_21
Producer Surplus
checked 2009_06_21
Social Welfare
checked 2009_06_21
IR
277
checked 2009_06_21
ICC
irrelevant
Transfer Function
checked 2009_06_21
6.3.2    A2
Profit
checked 2009_06_21
Producer Surplus
checked 2009_06_21
Social Welfare
checked 2009_06_21
IR
checked 2009_06_21
ICC
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checked 2009_06_21
Transfer Function
checked 2009_06_21
6.3.3    A3
Profit
279
checked 2009_06_21
Producer Surplus
checked 2009_06_21
Social Welfare
checked 2009_06_21
IR
checked 2009_06_21
ICC
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checked 2009_06_21
Transfer Function
checked 2009_06_21
6.3.4    A4
Profit
checked 2009_06_21
Producer Surplus
checked 2009_06_21
Social Welfare
checked 2009_06_21
IR
checked 2009_06_21
ICC
281
checked 2009_06_21
Transfer Function
checked 2009_06_21
6.3.5    A5
Profit
Note that PiBH$LHX$D[s,c] = PiCH$LXH$D[s,c]
checked 2009_06_21
Producer Surplus
checked 2009_06_21
Social Welfare
checked 2009_06_21
IR
checked 2009_06_21
ICC
Bh alias BL versus CL -> LhL
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Bh alias BL versus CH -> LhX with prob 0.5
ex.ante
checked 2009_06_21
Transfer Function
283
checked 2009_06_21
6.3.6    A6
Profit
Producer Surplus
Social Welfare
checked 2009_06_21
IR
checked 2009_06_21
ICC
checked 2009_06_21
Transfer Function
7    Welfare Maximization Disclosure
284 ANHANG B. ALGORITHMEN
7.1.    Comparative Statics
285
7.2.    Summary of Welfare Maximization Disclosure
checked 2009_06_21
Ok, this confirms the results in the submission. A1, A2, A3, A4 lead to maximum welfare under disclosure.
8    Transfer Maximization Disclosure
8.1.    Comparative Statics
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8.2.    Summary of Comparative Statics (Transfers: Disclosure)
Result: This confirms the submitted results with the exception of A5 which is transfer dominant under disclosure for low
marginal costs and a high probability that a high cost type occurs.
A1, A2, A3, A4 and A5 may maximize the regulator's ex ante transfer payments.
checked 2009_06_21
9    Welfare Comparison of Disclosure with Concealment
9.1.    Definitions
To speed up the calculation I consider only those allocation rules which are welfare maximizing in the respective
information environment.
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9.2.    Comparative Statics
Test for Dominance of Disclosure
Test for Dominance of Concealment
Test for Equivalence of Disclosure and Concealment
9.3.    Result from Comparative Statics (Welfare: Disclosure vs.
Concealment)
289
Result: Disclosure weakly (top region) dominates (bottom region) Concealment wrt ex-ante welfare. So everything is fine.
10    Transfer Comparison of Disclosure with Concealment
Note: To speed up the calculation I 'll exclusively consider transfer maximzing allocation rules from the respective
information environment.
10.1.    Definitions
10.2.    Comparative Statics
Test for Dominance of Disclosure
Test for Dominance of Concealment
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Test for Equivalence of Disclosure and Concealment
10.3.    Result from Comparative Statics (Transfer: Disclosure vs.
Concealment)
10.3.1 Results
Transfers from concealment dominates those from disclosure under allocation rule A1 (bottom).In the top right area we
find equivalence of disclosure and concealment (allocation rule A4).Eventually the center-left area is the region where
transfer payments under disclosure dominate those under concealment.
10.3.2 Discussion (refer to paper)
11. Summary
11.1.     Maximization of ex-ante Welfare / ex-ante Transfer Payments under
Disclosure (D) and Concealment (C)
                    Superior Allocation Rules 
                    D                                C
ex-ante welfare        A1, A2, A3, A4 (sec 7.2.)        A1, A2, A3, A4, A5 (sec 4.2.)
            
ex-ante transfer    A1, A2, A3, A4, A5 (sec 8.2.)    A1, A2, A3, A4, A5 (sec 5.2.)
11.2.    Comparative Statics of Disclosure (D) and Concealment (C)
291
                    D vs C                
                    
ex-ante welfare        D >= C (sec 9.3.)    
                        
ex-ante transfer    ambiguity (sec. 10.3.)            
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